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 Zusammenfassung  
Problematisch für eine Auseinandersetzung mit Beteiligung sind die vielfältigen Bedeu-
tungszuweisungen und Operationalisierungsmöglichkeiten des Begriffs. Ziel dieser Ar-
beit ist die Untersuchung von Perspektiven auf informelle Beteiligung an der Stadtteil-
entwicklung in Theorie und Praxis. Durch interdisziplinäre Literatur- und Internetanaly-
sen sowie drei Fallstudien mit leitfadengestützten Interviews in Berliner Quartieren wer-
den diese Perspektiven exploriert. Ausgegangen wird davon, dass – ähnlich wie in der 
Literatur – in der Praxis verschiedene Perspektiven auf Beteiligung existieren, die in un-
terschiedlichen Interessen, Motivationen und Erwartungen der Akteure begründet sind. 
Darüber hinaus wird angenommen, dass Akteure in Zukunft stärker auf gemeinsame 
Bezugspunkte wie gemeinsame Verständnisse von Zielen, Begriffsinhalten und Hand-
lungsprinzipien sowie Synergieeffekte und Wechselwirkungen von Akteurshandeln an-
gewiesen sind, welche in wissenschaftlichen Handlungs- und Erklärungsmodellen bisher 
nur teilweise beschrieben werden.  
In der Analyse zeigte sich, dass Akteure in der Praxis ähnliche Perspektiven auf Han-
deln in Beteiligungsprozessen haben und dass diese Perspektiven weniger auf Akteurs-
gruppen zurückzuführen sind, denn auf subjektiv eingeschätzte Handlungsmöglichkei-
ten, Akteurskonstellationen und Rahmenbedingungen in den Quartieren. So spielte zum 
Beispiel die Produktion sichtbarer Ergebnisse für die Akteure eine wichtige Rolle, sie 
galt sogar als entscheidendes Bewertungskriterium für den Erfolg der Beteiligungspro-
zesse bzw. eigenen Engagements. Darüber hinaus wurde deutlich, dass individuelles 
Handeln immer auch im Kontext aller Akteure gesehen wird. So wurde zum Beispiel ak-
teursgruppenübergreifend auf die Bedeutung direkter Kommunikation, Rückkopplung, 
gegenseitiger Wertschätzung und ähnlicher Rechte bzw. Pflichten aller Akteure verwie-
sen und Motivationen bzw. Demotivationen durch Bürger, Verwaltungs- und Politikak-
teure sowie Quartiermanager beschrieben. Auch die Transparenz der Rahmenbedin-
gungen, Strukturen, Rollen und verfügbaren Ressourcen wurde als wichtige Vorausset-
zung für eine Einschätzung individueller Handlungsmöglichkeiten benannt. Dennoch de-
finierten die Befragten Beteiligung an der Stadtteilentwicklung unterschiedlich nach 
Formen und Graden, Rollenzuschreibungen und Handlungsprinzipien. Darüber hinaus 
hinterfragten sie in der Literatur angenommene Verbindungen von Beteiligungsprozes-
sen zu bürgerschaftlichem Engagement, lokaler Demokratie und Lebensqualität. 
Diese Ergebnisse bieten für die Praxis konkrete Hinweise, wie die begriffliche Vielfalt 
von „Beteiligung an der Stadtteilentwicklung“ besser gefasst werden kann. Für die For-
schung zu Beteiligung auf Stadtteilebene ist es darüber hinaus sinnvoll, die Übertrag-
barkeit der Ergebnisse dieser Arbeit Erfahrungen anhand systematisierter Ergebnisse 
aus der Praxis zu überprüfen und ggf. existierende wissenschaftliche Beschreibungs- 
und Erklärungsmodelle zu Akteurshandeln und Beteiligung auf Stadtteilebene zu hinter-
fragen.  
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 Summary 
When discussing participation in neighbourhood development, the multiple meanings 
und operationalisations of the term may cause misunderstandings. The objective of this 
study is to analyse and compare perspectives on informal participation in neighbourhood 
development in both theory and practice. Methods applied are interdisciplinary analyses 
of literature and internet documents as well as three case studies with guided interviews 
in Berlin neighbourhoods. The initial assumption was that different perspectives on par-
ticipation do exist in practice just as they do in the literature, and that those different per-
spectives refer to differing individual interests, motivations and expectations. In addition, 
it was assumed that participatory processes - and actors involved - will depend more on 
interaction and mutual reference points (e.g. common objectives, definitions, action prin-
ciples, synergy effects), which have been neglected in scientific models of action.  
After conducting the study, there is evidence that actors in participatory processes have 
similar perspectives regarding action and interaction. But those perspectives can only 
partially be attributed to actor groups, they rather depend on subjective assumptions of 
options for action, actor’s constellation and basic conditions in the neighbourhoods. E.g. 
the production of visible results played a major role for the actors which even proved to 
be a major success criterion for participatory processes and individual engagement. It 
then became obvious that individual action is seen in context of all actors involved as, 
throughout actor’s groups, the significance of direct communication, feedback, mutual 
appreciation and similar rights and duties of all actors had been emphasized, In addition, 
motivations resp. demotivations as consequences of citizens, administrators, politicians 
and intermediary actors acting principles were specified. In addition, the transparency of 
basic conditions, structures, roles and available resources had been named as an im-
portant precondition for estimating individual ranges of action. Nonetheless, the inter-
viewees defined participation in neighbourhood development differently, describing spe-
cific forms, grades, role ascriptions and action principles. Furthermore, they questioned 
the wide-spread association of participation processes with civil engagement, local 
democracy and quality of life.  
Those results from practice may help to narrow down the multiple meanings of „partici-
pation in neighbourhood development”. Consequently, research on participation in 
neighbourhood development should verify resp. disprove the transferability of those re-
sults by systematising practical experiences on a larger basis and, if necessary, by 
questioning existing scientific assumptions on actors and participation.  
 
 7
                                                                                                                  Kapitel 1 – Einleitung  
1. Einleitung 
Informelle Beteiligung von Bürgern auf lokaler Ebene ist seit Ende der 1960er Jahre ein 
Thema der Stadtplanung. Sie dient der Ergänzung formaler, rechtlich verbindlicher Pla-
nungsbeteiligung und umfasst, im Unterschied zu Kooperation, die Einbindung von Ak-
teuren und Akteursgruppen in Planungs- und Entscheidungsprozesse unter Ergebnis- 
und Prozessverantwortung staatlicher Akteure (MAURER 2005: 761; FEINDT 2001: 28; 
HÜCHTKER U.A. 2000: 72). Lange Zeit blieb sie ein Randthema der Planungsdisziplin, mit 
dem sich vorwiegend politisch interessierte und gemeinwesenorientierte Wissenschaft-
ler und Aktivisten auseinandersetzten. Erst im Zusammenhang mit integrierten Fachpla-
nungen und strategischen Planungsansätzen ab Ende der 1980er Jahre wurde Beteili-
gung von Akteuren und Akteursgruppen an Planungs- und Entscheidungsprozessen zu 
einem wichtigen Bestandteil von Stadtteilentwicklung erhoben und in vielen kommuna-
len Entwicklungsprogrammen und -leitlinien verankert. Beteiligung von Bürgern zielt da-
bei, im Unterschied zu einer Beteiligung von Wirtschaftsakteuren, verstärkt auf soziale 
und gesellschaftspolitische Effekte wie die Verbesserung der Lebensqualität in Quartie-
ren, aber auch auf eine Stärkung von bürgerschaftlichem Engagement und Zivilgesell-
schaft. Auslöser dieser Bedeutungszunahme von Beteiligung an der Stadtteilentwick-
lung waren sowohl ein verstärkter Bedarf nach Legitimation und Akzeptanz der Ent-
scheidungen staatlicher Akteure als auch ein verändertes Selbstverständnis staatlichen 
Handelns und Steuerns (vergleiche FÜRST 2006: 118; FÜRST/RITTER 2005: 766).  
In der Tat scheint Stadtteilentwicklung heute ohne informelle Beteiligung nicht-
staatlicher Akteure kaum mehr denkbar: Sie soll zunächst die Lösungsfindung bei unter-
schiedlichen Problemen auf lokaler Ebene unterstützen. Gleichzeitig wird sie immer sel-
tener als punktuelle Interaktion gesehen, sondern als kontinuierlicher Prozess der Ein-
bindung unterschiedlicher Akteure. Ein weiterer Anspruch veränderten staatlichen Han-
delns ist es, bedarfsorientiert und flexibel unterschiedlichen Problemlagen in den Quar-
tieren gerecht zu werden (SCHOLL 2005: 1124). Beteiligung von Akteuren an der Stadt-
teilentwicklung erfolgt daher in der Regel über spezifisch auf die jeweiligen Rahmenbe-
dingungen in den Quartieren zugeschnittene Ziele, Maßnahmen und Methoden. Form 
und Grad der Beteiligung werden dabei häufig für jede Anwendung entsprechend der 
Ziele und beteiligten Akteure neu festgelegt. Es ist mittlerweile eher die Regel als die 
Ausnahme, dass in einem Stadtteil unterschiedliche Beteiligungsprozesse gleichzeitig 
durchgeführt werden. Charakteristisch für die aktuelle Diskussion ist, dass sowohl in der 
Literatur als auch in der Praxis sehr unterschiedliche Inhalte und Ziele mit Beteiligung 
verbunden werden. Dies ist zum einen in der erwähnten Notwendigkeit orts-, akteurs- 
und themenspezifischer Anwendungen begründet, zum anderen verknüpfen verschie-
dene Akteure mit Beteiligung in Theorie und Praxis unterschiedliche Wertorientierungen, 
Aufgaben- sowie Rollenverständnisse. In der Planungsdisziplin zum Beispiel ist Beteili-
gung an der Stadtteilentwicklung sowohl auf die Verbesserung von Planungsprozessen 
und –ergebnissen als auch auf das Herstellen eines (abstrakten) Gemeinwohls und die 
Stärkung lokaler demokratischer Prozesse ausgerichtet. Gleichzeitig wird die institutio-
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nelle Perspektive mit einem spezifischen Verständnis von Beteiligungsprozessen und 
Akteurshandeln in den Mittelpunkt gestellt (FÜRST 2006: 127; FIETKAU 1996: 276). Zur 
Beschreibung von Akteurskonstellationen und Interaktionsformen in Planungs- und Be-
teiligungsprozessen werden zudem in der Regel Handlungsmodelle und –konzepte aus 
den Verwaltungs- und Politikwissenschaften übernommen, wie zum Beispiel das Neue 
Steuerungsmodell für Kommunalverwaltungen oder Governance-Ansätze, welche eben-
falls auf die institutionelle Ebene ausgerichtet sind. Neuere Planungstheorien themati-
sieren zwar die Anerkennung der Vielfalt von Akteuren als Voraussetzung für Planungs-
handeln (zum Beispiel ALBRECHTS 2003: 18ff) und verweisen dabei auf deren unter-
schiedliche Ressourcen, Interessen sowie Handlungsrationalitäten (INNES/BOOHER 
2000: 12/13). Handlungsanreize, Wechselwirkungen von Akteurshandeln, Steuerungs-
mechanismen und -einflüsse, Macht- und Kommunikationsstrukturen sowie Anreize für 
einzelne Akteure zur Beteiligung auf Stadtteilebene werden allerdings bisher in Pla-
nungspraxis und -theorie wenig berücksichtigt (kritisch äußern sich dazu zum Beispiel 
ABRAM 2000: 351; HUXLEY/YIFTACHEL 2000: 335). Der wissenschaftliche Diskurs zu Be-
teiligung an der Stadtteilentwicklung bewegt sich zudem auf zwei Ebenen: Auf der theo-
retischen Ebene befasst er sich mit Werten, Normen und Rollenverteilungen in städti-
schen Gesellschaften (zum Beispiel bürgerschaftliches Engagement, demokratische 
Stadtteilentwicklung) sowie der Frage der Operationalisierung von Zielen 
(FRIEDRICHS/HOMMERICH 2005). In der Praxis existiert gleichzeitig eine umfangreiche Li-
teratur zu Methoden und Umsetzungen, deren Befunde allerdings selten in die theoreti-
sche Literatur einfließen (HUNING 2003: 256: 268; BENGS 2005: 7).  
In anderen Disziplinen, die ebenfalls mit Stadtteilentwicklung befasst sind, wie zum Bei-
spiel Gemeinwesenarbeit, Betriebswirtschaft, aber auch in der Politikwissenschaft, exis-
tieren durchaus andere Definitionen von Beteiligung mit unterschiedlichen normativen 
und praktischen Zielen, unterschiedlichen Handlungsprinzipien und Rollenzuweisungen 
(zum Beispiel LANGE 2003; DÖRRE 2002; KAASE 2002). Beteiligung an Stadtteilentwick-
lung kann somit als ein schwer zu fassender Begriff charakterisiert werden, der 
• verschiedene normative Werte (MOSSE 2001: 26) und Paradigmen umfasst 
(COOLS/GNEST/FÜRST 2002: 221; siehe auch DANGSCHAT/BREITFUSS 2000: VII),  
• unterschiedlich operational interpretiert werden kann - als Ziel, als Instrument, als 
Förder-, Erfolgs-, Bewertungskriterium oder als Methode (LANGE 2003: 4) und 
nicht zuletzt 
• verschiedene Handlungsprinzipien (FRANKE 2001: 2), Handlungsrationalitäten 
(FÜRST 2006: 126) und strategische Ansätze bezeichnet.  
Je stärker die Öffnung von Institutionen zu nicht-staatlichen Akteuren vollzogen wird, 
umso wichtiger wird es, deren Handeln nachvollziehen und in Bezug zu institutionellem 
Handeln setzen zu können. Oder umgekehrt formuliert: Je genauer nicht-staatliche Ak-
teure einschätzen können, was Verwaltung und Politikakteure mit Beteiligung an der 
Stadtteilentwicklung verbinden, umso besser können sich diese einbringen. 
RENN/WEBLER/WIEDEMANN (1995a: 5) verweisen zum Beispiel darauf, dass Akteure auf-
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grund unterschiedlicher Interessen auch verschiedene Vorstellungen davon haben kön-
nen, wie Beteiligungsprozesse organisiert und strukturiert sein sollen: „Administrators, 
citizens, stakeholders, and experts may all desire participation, but for quite different 
reasons. Thus, they may have different ideas about how the process should be con-
ducted.”1 Die unterschiedlichen Bedeutungen von Beteiligung lassen sich in der Praxis 
zunehmend schwer vermitteln oder werden erst gar nicht als unterschiedlich wahrge-
nommen. Sie können daher zu Missverständnissen über Ziele und Rollen in 
Beteiligungsprozessen führen (vergleiche HÜCHTKER u.a. 2000: 182). Eine zunehmende 
Zahl von Beteiligungsansätzen kann zudem dazu führen, dass Beteiligung als 
vermeintliche Allzweckwaffe eingesetzt wird. Hier besteht die Gefahr, dass eine 
inflationäre Anwendung und Begriffsverwendung die Idee der Beteiligung beliebig 
erscheinen lässt (vergleiche SELLE 2006: 502). Dies ist allerdings kein ganz neues 
Problem: Bereits seit den 1960er Jahren ist die Idee der Beteiligung von Bürgern an der 
Stadtteilentwicklung dem Problem der Uneindeutigkeiten und Bedeutungsvielfalt 
ausgesetzt. Immer wieder wurde bemängelt, dass der offene Begriff dazu führe, dass 
Ziele und Strukturen von Beteiligungsverfahren unklar blieben und damit eine 
erfolgreiche Durchführung erschwerten (zum Beispiel ARNSTEIN 1969: 216; ROSENER 
1983: 47).  Was aber verstehen Akteure heute unter Beteiligung an der Stadtteilentwicklung? Ver-
binden Verwaltungsakteure, Politikakteure und Bürger damit wirklich unterschiedliche 
Inhalte, Ziele, Werte, Strukturen und Rollen oder gibt es Gemeinsamkeiten? Welche Un-
terschiede und Gemeinsamkeiten lassen sich feststellen zwischen Theorie und Praxis? 
Und welche Konsequenzen hat dies für Beteiligung an der Stadtteilentwicklung? Diese 
Fragen werden in der vorliegenden Arbeit untersucht.  
 
1.1 Untersuchungsgegenstand: Akteursperspektiven auf Beteiligung am Bei-
spiel Quartiermanagement 
Es kann weder davon ausgegangen werden, dass in der Literatur beschriebene Definiti-
onen von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung mit denen der Praxis übereinstimmen, 
noch dass unterschiedliche Akteursgruppen bzw. einzelne Akteure das Gleiche mit Be-
teiligung verbinden. Auch die intensiven Diskussionen um Ziele, Formen und Methoden 
in der Literatur verweisen auf einen Klärungsbedarf. Fraglich ist allerdings, ob sich die-
ses Problem auf theoretischer Ebene lösen lässt und ob die vorwiegend disziplinär ge-
führte Diskussion die aktuellen Probleme von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung 
löst. In dieser Arbeit wird daher versucht, unterschiedliche Perspektiven auf Beteiligung 
in Theorie und Praxis in Beziehung zu setzen. Aus diesem Grund wird im Folgenden der 
Begriff der Perspektiven auf Beteiligung an der Stadtteilentwicklung verwendet: Dieser 
beschreibt spezifische Blickrichtungen auf Beteiligung, die durch eine unterschiedliche 
                                                     
1 Vergleiche: „When practicing planners speak of public participation they mean many different things, 
some of which are quite incompatible with each other.“ (INNES/BOOHER 2000: 12).
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Bewertung oder Strukturierung von Wissen entwickelt wurden (vergleiche FIETKAU 1996: 
279). 
Als Untersuchungsgegenstand bietet sich daher ein Ansatz an, der normative mit prakti-
schen Zielen verbindet: Das Bund-Länder-Programm Soziale Stadt mitsamt seinem 
Umsetzungsinstrument, dem Quartiermanagement eignet sich insbesondere, da es sich 
um ein bundesweit eingesetztes Instrument einer sozial und gemeinwesenorientierten 
Stadtteilentwicklung handelt, die soziale, ökonomische, planerische und politische As-
pekte von Stadtteilentwicklung vereint. Im Unterschied zu früheren Beteiligungsansätzen 
wird Beteiligung dort zu einem eigenständigen Bestandteil städtischer Entwicklungsstra-
tegien, indem verstärkt versucht wird, Akteure einzubeziehen, die bisher nicht durch An-
sätze der Stadtteilentwicklung zu erreichen waren (BECKER U. A. 2002: 47). Die eingangs 
beschriebenen Probleme einer Beteiligung an der Stadtteilentwicklung lassen sich auch 
dort finden: Dies sind die erstens die Diskrepanz zwischen normativen Zielen und in der 
Praxis wirksamen Maßnahmen und Ansätzen, zweitens eine geringe Verbindung von 
Theorie und Praxis von Beteiligung und drittens mehrfache Bedeutungszuweisungen an 
Beteiligung (GREIFFENHAGEN/NELLER 2005; LANGE 2003: 5f). Zudem sind die Umsetzun-
gen von Beteiligung und Diskussionen über Quartiermanagement vergleichsweise gut 
dokumentiert, was eine Untersuchung in diesem Rahmen erleichtert.  
 
1.2 Arbeitsthesen und Ziele der Arbeit 
Gegenstand der Arbeit ist die Untersuchung von Akteursperspektiven auf Beteiligung an 
der Stadtteilentwicklung in Theorie und Praxis. Im Zentrum der Untersuchung stehen 
entsprechend die Perspektiven der Akteure auf Beteiligung an der Stadtteilentwicklung 
in der Praxis sowie Begriffsverwendungen und –konnotationen in der Literatur.  
Arbeitsthesen 
1) Ausgegangen wird in dieser Arbeit davon, dass Beteiligungsprozesse und –ver-
fahren zu einem häufig und zunehmend selbstverständlich angewendeten Be-
standteil von Stadtteilentwicklung geworden ist, da sich staatliche Akteure davon 
eine bedarfsgerechtere Planung versprechen. Ein ausdifferenziertes Akteurs-
spektrum erschwert allerdings einheitliche, vergleichbare Ansätze, denn Ziele, 
Strukturen und Maßnahmen von Beteiligung werden heute in der Regel an die 
spezifischen Bedingungen vor Ort angepasst. Angenommen wird aber, dass in 
Beteiligungsprozesse eingebundene Akteure (Politik, Verwaltung, Anwohner, in-
termediäre Organisationen) Ziele, Strukturen, Rollen und Handlungsmöglichkeiten 
sowie die jeweiligen Rahmenbedingungen von Beteiligung und Stadtteilentwick-
lung unterschiedlich einschätzen und entsprechend handeln möchten, dass sie 
also unterschiedliche Perspektiven auf Beteiligung haben.  
2) Ausgegangen wird weiterhin davon, dass Ansätze von Stadtteilentwicklung jetzt 
und in Zukunft sowohl durch vielfältigere Bezüge zwischen Akteuren als auch 
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durch unterschiedliche Formen der Zusammenarbeit geprägt sein werden. Ange-
nommen wird daher, dass Akteurshandeln im Rahmen von Stadtteilentwicklung 
stärker auf gemeinsame Bezugspunkte (Begriffe, Ziele und Inhalte) sowie Syner-
gieeffekte angewiesen sein wird, um handlungsfähig zu bleiben.  
Ziele  
Die folgenden Arbeitsziele lassen sich aus diesen Annahmen ableiten: 
1) Erstes Ziel dieser Arbeit ist die Beschreibung wissenschaftlicher Perspektiven auf 
Beteiligung im interdisziplinären Vergleich.  
2) Zweites Arbeitsziel ist die Exploration von Perspektiven auf Beteiligung in der 
Praxis am Beispiel des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt sowie seines Um-
setzungsinstruments Quartiermanagement anhand von drei Quartieren in Berlin.  
3) Drittes Arbeitsziel ist eine praktische Kritik an wissenschaftlichen Diskursen über 
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung sowie das Ableiten von Empfehlungen für 
zukünftige Umsetzungen von Beteiligung im Rahmen von Stadtteilentwicklung. 
 
1.3 Angewendete Methoden 
Zur Erfassung disziplinärer Perspektiven auf Beteiligung sowie der Handlungsmodelle 
wird eine Literaturanalyse durchgeführt. Die Beschreibung der Zielsetzung und Operati-
onalisierung von Beteiligung im Bund-Länder-Programm Soziale Stadt sowie seinem 
Umsetzungsinstrument, dem Quartiermanagement, erfolgt ebenfalls anhand einer 
Literaturanalyse, ergänzt durch eine Internetanalyse sowie eine Sekundärevaluation der 
Programmumsetzung.  
Ausgewählt für die drei Fallstudien wurden die Quartiere Magdeburger Platz (Kapitel 
5.1), Sparrplatz (Kapitel 5.2) und Wrangelkiez (Kapitel 5.3) aufgrund ihrer hohen Ver-
gleichbarkeit bezüglich der Rahmenbedingungen. Die Datengewinnung erfolgte durch 
offene, leitfadengestützte Experteninterviews (MEUSER/NAGEL 1991: 74). Entsprechend 
der Untersuchungsziele und –fragen wurden die Auswertungskategorien vor den Inter-
views festgelegt: Dies waren (1) individuelle Perspektiven auf Beteiligung, (2) Motivatio-
nen, Interessen und Erwartungen von Akteuren und (3) Bezüge zur Stadtteilentwicklung 
(siehe Abbildung 12). Die befragten Akteure sind für das Quartiermanagement zustän-
dige Vertreter der Bezirkspolitik, Koordinatoren aus der Verwaltung, zuständige Quar-
tiermanager und Anwohner der jeweiligen Quartiere, die in verschiedene, und häufig 
auch mehrere, Beteiligungsprozesse involviert waren. Insgesamt wurden 18 Expertenin-
terviews durchgeführt, aus deren Ergebnissen individuelle Portraits der Interviewpartner 
angefertigt wurden. Die Ergebnisse der Interviews werden - im Kontext der vor Ort anzu-
treffenden Beteiligungsansätze, Bevölkerungsstruktur und Probleme - zu einer explora-
tiven Fallstudie zusammengefasst und diskutiert (explorative multi-embedded case stu-
dies nach YIN 1984). Diese Methode wurde gewählt, da sie als qualitative Forschungs-
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methode der Sozial- und Politikwissenschaften der Fragestellung sowie dem interdis-
ziplinären Anspruch der Arbeit am ehesten gerecht wird (vergleiche ORUM/FEAGIN/ SJO-
BERG 1991: 37ff). Der explorative Charakter der Fallstudien erlaubt es zudem, die zuvor 
getroffenen Annahmen an Beispielen zu vertiefen und so Zusammenhänge und Wech-
selwirkungen von Akteurshandeln in Beteiligungsprozessen darzustellen. Allerdings 
können durch diese Fallstudien keine verallgemeinerbaren, empirisch validierten Ergeb-
nisse gewonnen werden, da die geringe Zahl der im Untersuchungszeitraum möglichen 
Interviews keine repräsentativen Ergebnisse liefern kann. Dies ist allerdings auch nicht 
das Ziel der Arbeit. Ziel ist vielmehr die Identifizierung unterschiedlicher Perspektiven 
auf Beteiligung an der Stadtteilentwicklung sowie Verständnisse von Zusammenhängen 
und Wechselwirkungen von Beteiligungsansätzen.  
Im Anschluss werden die Ergebnisse der drei Fallstudien verglichen. Auf diese Weise 
können Informationen repliziert werden und fallspezifische und fallübergreifende Befun-
de unterschieden werden (vergleiche FEAGIN/ORUM/SJOBERG 1991: 44). Abschließend 
werden diese Ergebnisse in Zusammenhang mit den Befunden aus den Literaturanaly-
sen sowie den Arbeitsthesen und Untersuchungszielen gesetzt und daraus Empfehlun-
gen für Theorie und Praxis abgeleitet. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im 
Folgenden die männliche Form verwendet, ebenso werden im Folgenden die Begriffe 
Bürger und Anwohner synonym verwendet.2  
 
1.4 Aufbau  
Diese Arbeit besteht aus drei Abschnitten, entsprechend der drei Arbeitsziele. 
Abschnitt I – Disziplinäre Perspektiven auf Beteiligung an der Stadtteilentwicklung 
Kapitel 2 arbeitet die Perspektiven auf Beteiligung in Disziplinen, die mit Stadtteilent-
wicklung befasst sind, heraus und zeigt ihre Unterschiede und Gemeinsamkeiten auf: 
Dies sind Stadtplanung, Politikwissenschaften, Soziale Arbeit, Verwaltungswissenschaf-
ten und Betriebswirtschaft. Kapitel 3 setzt an diesen Befunden an und untersucht wis-
senschaftliche Perspektiven auf Akteurshandeln anhand von Handlungs- und Erklä-
rungsmodellen, die in der Literatur mit Beteiligung an der Stadtteilentwicklung in Verbin-
dung gebracht werden (Neues Steuerungsmodell für Kommunalverwaltungen, Akteur-
zentrierter Institutionalismus, kommunikative Planung, bürgerschaftliches Engagement 
und soziales Kapital sowie Participatory Governance and Good Governance). Eine mög-
liche andere Perspektive auf Akteurshandeln in Beteiligungsprozessen ist die Analyse 
individueller Interessen, Motivationen und Erwartungen an Beteiligungsprozesse. Zu-
nächst werden diese Begriffe in einer interdisziplinären Literaturanalyse definiert und auf 
ihre Anwendbarkeit auf den Untersuchungsgegenstand geprüft. Eine anschließende 
                                                     
2 Dies entspricht dem gängigen Gebrauch in der Literatur. Allerdings wird darauf hingewiesen, dass ein 
Bürger im staatsrechtlichen Sinn andere Rechte hat als ein Anwohner. Insbesondere für eine Diskus-
sion um Kommunikation und Rollenverständnisse von Akteuren in der Stadtteilentwicklung ist die 
Verwendung des Begriffs „Bürger“ daher problematisch.  
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Stichprobe in der Planungsliteratur zu Interessen, Motivationen und Erwartungen von 
Akteuren ermöglicht eine weitere Detaillierung der Arbeitsthesen.  
Abschnitt II – Akteursperspektiven auf Beteiligung in der Praxis  
Im zweiten, praxisbezogenen Abschnitt der Arbeit werden individuelle Perspektiven von 
Akteuren auf Beteiligung an der Stadtteilentwicklung untersucht: In Kapitel 4 werden die 
Rahmenbedingungen des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt beschrieben. In einer 
Literatur- und Internetanalyse sowie Sekundäranalysen von (Zwischen-) Evaluationen 
werden der Beteiligungsbegriff im Programm Soziale Stadt sowie seinem strategischen 
Instrument, dem Quartiermanagement untersucht und diskutiert. Kapitel 5 enthält drei 
Fallstudien (die Quartiere Magdeburger Platz (Kapitel 5.1), Sparrplatz (Kapitel 5.2) und 
Wrangelkiez (Kapitel 5.3 in Berlin). Beschrieben werden kurz die wichtigsten Merkmale 
jedes Quartiers sowie Beteiligungsansätze vor und während des Quartiermanagement. 
Anschließend werden die Ergebnisse der Interviews zusammengefasst und – zunächst 
für jede Fallstudie, dann fallstudienübergreifend - diskutiert.  
Abschnitt III – Diskussion der Ergebnisse und Ableiten von Empfehlungen 
In Kapitel 6 werden die Ergebnisse der Fallstudien im Kontext der Untersuchungsfragen, 
der Arbeitsthesen sowie der Ergebnisse aus Abschnitt I und II diskutiert. Ausgehend von 
den Befunden der Fallstudien werden Widersprüche und Gemeinsamkeiten zwischen 
Praxis und wissenschaftlicher Literatur beschrieben und daraus Empfehlungen für Theo-
rie und Praxis einer Beteiligung an der Stadtteilentwicklung abgeleitet.  
Entwickeln von Arbeitsthesen 
Ableiten von Arbeitszielen  
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Disziplinäre Beteiligungsverständnisse
Stadtplanung, Politikwissenschaften, Soziale Arbeit, 
Verwaltungswissenschaften, Betriebswirtschaft  
Akteursspezifische Beteiligungsverständnisse  
Politik, Quartiermanagement, Verwaltung und Bür-
ger 
Programmatische Beteiligungsverständnisse
Bund-Länder-Programm Soziale Stadt, Quartierma-
nagement  
Diskussion der Ergebnisse
Ableiten von Empfehlungen 
Abbildung 1: Vorgehen in der Arbeit (eigene Darstellung).  
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2. Disziplinäre Perspektiven auf Beteiligung  
Die Literatur zu Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist umfangreich; in der Regel ar-
gumentiert diese aus disziplinärer Perspektive. Beteiligung wird dort durchaus mit unter-
schiedlichen Definitionen, Methoden und Handlungsprinzipien verbunden (Ausnahmen 
sind zum Beispiel GREIFFENHAGEN/NELLER 2005; WALTHER 2002). Im folgenden Kapitel 
werden Unterschiede und Gemeinsamkeiten wissenschaftlicher Perspektiven auf Betei-
ligung untersucht und diskutiert, die aktuell mit Stadtteilentwicklung befasst sind. Dies 
sind Planung, Politikwissenschaften, Soziale Arbeit, Verwaltungswissen-schaften sowie 
Betriebswirtschaft.  
 
2.1 Beteiligung als Prozess der Planung und Entscheidung  
Beteiligung wird in der Planungsdisziplin als Einbindung verschiedener Akteursgruppen 
in staatliche Planungs-, Entwicklungs- und Entscheidungsaufgaben beschrieben 
(HÜCHTKER U.A. 2000: 72). Unterschieden wird ein rechtlich verbindliches Einbeziehen 
nicht-staatlicher Akteure (formelle Beteiligung) und eine nicht verbindliche, freiwillige Er-
gänzung (informelle Beteiligung) innerhalb eines demokratisch verfassten politisch-
administrativen Systems. Informelle Beteiligungsverfahren wurden in den 1960er Jahren 
als ergänzendes, freiwilliges Angebot staatlicher Institutionen an nicht-staatliche Akteu-
re, insbesondere Bürger, entwickelt. Verbunden wird damit bis heute sowohl eine politi-
sche als auch eine soziale Dimension: Die politische Dimension informeller Beteili-
gungsverfahren beschreibt das Einbringen direkter Demokratieelemente in formale Pla-
nungs- und Entscheidungsprozesse (ROSENBAUM 1978: 45). Gleichzeitig ging man da-
von aus, dass über das eigentliche Verfahren hinaus positive Auswirkungen auf gesell-
schaftlichen und sozialen Zusammenhalt entstünden. Entsprechend waren bis weit in 
die 1980er Jahre vorwiegend gemeinwesenorientierte Akteure mit informeller Beteili-
gung auf lokaler Ebene befasst.  
Lange Zeit war in der Planungsdisziplin die Vorstellung dominant, dass eine breite Be-
teiligung durch eine optimale Prozess- bzw. Verfahrensorganisation erreicht werden 
könnte (prozess- bzw. verfahrensorientierte Perspektive auf Beteiligung). Lag der 
Schwerpunkt zunächst auf der Optimierung der Prozesse, so wurden in den 1990er Jah-
ren verstärkt Aspekte der Gerechtigkeit, Fairness und Transparenz von Beteiligungspro-
zessen diskutiert (zum Beispiel RENN/WEBLER/WIEDEMANN 1995). Im Zusammenhang 
mit Diskussionen um nachhaltige Stadtentwicklung der frühen 1990er Jahre wurden a-
bermals gesellschaftliche Ziele für städtische Entwicklung gefordert, insbesondere in 
den Bereichen Beschäftigung, Migration und Gesundheit. Die Bedeutung einer Beteili-
gung nicht-staatlicher Akteure an Stadtteilentwicklung wuchs in der Folge, ebenso ver-
änderten sich Ziele von Stadtplanung sowie die Rollen bzw. Selbstverständnisse von 
Planern. Sie wurden dynamischer und flexibler, länger- bis langfristige Ziele rückten in 
den Blickpunkt von Stadtteilentwicklung und hoheitliches Planen wurde durch entwi-
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ckelnde, managende, später auch vermittelnde Tätigkeit der Planer ergänzt, welche sich 
stärker an den Bedürfnissen der Beplanten ausrichteten. Feste Planwerke wurden abge-
löst durch flexiblere Ansätze (BRAKE 2000: 271), ressortübergreifende langfristige Lö-
sungen wurden entwickelt und verstärkt unterschiedliche Akteure informell in Planungs- 
und Entscheidungsprozesse eingebunden (WALTHER 2002: 35; siehe Abbildung 2). In 
diesem Zusammenhang erlangten auch die Umsetzbarkeit von Lösungen, die ökonomi-
sche Effizienz von Planungsprozessen, Managementansätze und Entwicklungsplanun-
gen als innovative Elemente von Stadtteilentwicklung eine größere Bedeutung (BOCK 
2002: 66). Mit diesem veränderten Ansatz zeigten sich aber auch neue Probleme: So 
rückten zum Beispiel Ende der 1980er Jahre Diskussionen um eine verminderte staatli-
che Steuerungsfähigkeit durch Flexibilisierung und Ökonomisierung, aber auch die Legi-
timations- und Leistungsgrenzen von Planungen in den Mittelpunkt von Fachdiskussio-
nen (HAMILTON/MILLER/PAYTAS 2004: 151f). 
Zielorientierung 
Planwerk, Programm, Leitbil-
der 
Philosophie 
Statisch, Fachplanung und 
„Comprehensive Planning“ 
Steuerungsmodus 
Top-down, Fremdsteuerung, 
hierarchisch 
Instrumente 
Ordnungsrecht, Intervention 
Träger/Finanzierung 
Öffentlich 
Rolle der Planer 
Experte, „aufgeklärter  
Mensch“ 
Raumbezug 
Flächendeckend 
 
 
 
 
Veränderte 
Planungs-
kultur 
Repertoire 
an Pla-
nungsele-
menten, das 
durch einen 
Mix aus tra-
ditionellen 
und neuen 
Wissens- 
und Hand-
lungsformen 
gekenn-
zeichnet ist 
Zielorientierung 
Prozess, lernendes System, 
Strategische Planung 
Philosophie 
Dynamisch, Projektorientie-
rung, Inkrementalismus 
Steuerungsmodus 
Bottom-up, Selbstorganisation, 
kooperativ 
Instrumente 
Verhandlung, Konsensbildung, 
Netzwerke 
Träger/Finanzierung 
Privat, Public-Private-
Partnership 
Rolle der Planer 
Moderator, Konfliktvermittler, 
„Enabling State“ 
Raumbezug 
Teilräumlich, punktuell,  
Neue Handlungslogik Traditionelle Handlungslogik 
Abbildung 2: Veränderte Planungskultur im Spannungsfeld zwischen traditionellen und neuen 
Handlungslogiken (Quelle: KEIM U.A. 2002: 128; leicht veränderte graphische Darstellung).  
Der wirtschaftliche und soziale Strukturwandel in vielen Stadtteilen konnte immer weni-
ger mit ausschließlich baulich-räumlichen Lösungsansätzen bewältigt werden. Als Reak-
tion darauf wurden ab Anfang der 1990er Jahre verstärkt auch strategische Konzepte 
mit ressortübergreifendem Ansatz und konkreten Umsetzungsvorschlägen entwickelt 
und umgesetzt (BRAKE 2000: 17). Ähnlich wie in der Stadtplanung wurden auch in der 
Stadtteilentwicklung neue Methoden, Arbeitsformen und Instrumente der Beteiligung er-
probt. Durch diese sollten punktuell wirksame Lösungen entwickelt oder durch Modera-
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tion oder Vermittlung von Planern ein Konsens zwischen Akteursgruppen hergestellt 
werden (vergleiche BOCK 2002; siehe Abbildung 2). Aktuell angewendete informelle Be-
teiligungsverfahren umfassen sowohl eine Vielzahl konsultativer als auch mehrere dezi-
sive Methoden (REINERT 2003: 35; ein Überblick bei BISCHOFF/SELLE/SINNING 2005), die 
eine verbesserte inhaltliche Information und Verständigung der Akteure über einen kon-
kreten Planungsgegenstand herstellen sollen (SINNING/WIEDENHÖFT 2003: 300). Gleich-
zeitig wird davon ausgegangen, dass ein Mehr an Kommunikation eine demokratischere 
Ausrichtung von Planung, soziale Gerechtigkeit sowie (ökologische) Nachhaltigkeit be-
fördern kann (HEALEY 1997: 46; siehe auch Kapitel 3.2).  
Funktionen von Beteiligungsverfahren3  
In der Literatur werden dabei nicht nur unmittelbare Effekte auf Planungsprozesse und 
Planungsergebnisse beschrieben, sondern es wird durchaus normativ für unterschiedli-
che Grade und Ansätze von Beteiligung argumentiert, die unterschiedliche positive Ef-
fekte auf demokratische Systeme, soziale Zusammenhänge sowie städtische Gesell-
schaft haben sollten. In dieser Arbeit werden vier Grundfunktionen informeller Beteili-
gungsverfahren unterschieden. Von einer Verbesserung der Planungsprozesse und -
ergebnisse wird eine gesellschaftspolitische Dimension von Beteiligung an der Stadtteil-
entwicklung unterschieden. Diese lässt sich wiederum in die beiden Aspekte normative 
Gesellschaftsvorstellungen (Demokratiestabilisierung) und ein pragmatisches Eröffnen 
konkreter Möglichkeiten für Umsetzung von Entscheidungen im planerischen, aber auch 
im politischen Bereich (Herstellen von Handlungsfähigkeit) unterteilen. Zusätzlich wurde 
die Querschnittsfunktion des Lernens unterschieden, die insbesondere in den vergan-
genen Jahren sowohl in Planungsliteratur als auch in den Sozialwissenschaften ver-
stärkt an Bedeutung erhielt (siehe Abbildung 3).  
• Demokratiestabilisierung, 
• Herstellen von Handlungsfähigkeit, 
• Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse,  
• Lernen. 
Abbildung 3: Vier Grundfunktionen informeller Beteiligungsverfahren (eigene Zusammenstellung). 
Demokratiestabilisierung 
Ein Engagement von Bürgern in informellen Beteiligungsverfahren soll zur Entwicklung 
einer tragfähigeren und aktiveren („healthier“ - BARNES 1999: 67) bzw. „stärkeren“ Demo-
kratie (THOMAS 1995: 2) beitragen. Erfolgreiche Beteiligung ist folglich „Element und Aus-
druck einer funktionierenden Demokratie“ (SELLE 2000: 176), in der die Rolle, Bedeutung 
der Bürger durch Emanzipation und Selbstbestimmung und in der Folgen einen direkten 
                                                     
3 Funktionen beschreiben den potenziellen Beitrag, den ein Beteiligungsverfahren zur Erfüllung von 
Planungsaufgaben leisten kann oder können sollte: Sie beschreibn dabei, weitergehend als "Ziel" den 
systemischen Zweck von Beteiligung; es werden also Effekte mit Prozessen in Verbindung gebracht. 
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Einfluss auf Planungsentscheidungen gestärkt werden könne (SELLE 2000: 169). Die 
Möglichkeiten einer Beeinflussung der Entscheidungsfindung reichen dabei von einer 
unverbindlichen Beratung, Ideensammlung und Austausch (BARNES 1999: 63) über ein 
eigenständiges Abwägen und Bewerten von Alternativen (WALSH 1997: 31; BARNES 
1999: 62; WALTER/AYDELOTTE/ MILLER 2000: 352), ein aktives Verhandeln von Interessen 
(FIETKAU 1996: 288) sowie das Vorbereiten und Treffen kollektiver Entscheidungen (IN-
NES/BOOHER 2000: 18f) bis hin zu der Forderung einer ausschließlichen Orientierung von 
Planungen an Wünschen und Bedürfnissen der Bürger (WEBLER/RENN 1995: 23).  
Herstellen von Handlungsfähigkeit  
Handlungsfähigkeit lässt sich immer weniger allein von Seiten der Planungsakteure her-
stellen: Informelle Beteiligungsverfahren sollen daher durch die Möglichkeit der Mei-
nungsäußerung der Bürger eine „Rückbindung fachlichen Handelns an die Wünsche der 
Kunden/Bürger und größere Rückkopplung“ befördern (WEBLER/RENN 1995: 23; verglei-
che BARNES 1999: 61). Dies könne zum Beispiel durch das Einbringen spezifischer Wer-
te von Bürgergruppen in den Planungsprozess geschehen (WEINACHT 1999: 18) oder 
durch eine Unterstützung bei der Lösung politischer und planerischer Aufgaben (SELLE 
2000: 171; CREIGHTON 1981: 37). Langfristig soll mit Beteiligungsverfahren zudem eine 
„strategische Weichenstellung“ (HEPP 1999: 33) für politische und planerische Entschei-
dungen erreicht werden, auch der Aufbau „produktiver Beziehungen“ zwischen Politik, 
Verwaltung und Bürgern (SELLE 2000: 169) kann ein Ergebnis von Beteiligung sein. Zu-
sätzlich wird Beteiligung von Bürgern eine legitimierende Funktion für das Handeln 
staatlicher Akteure zugeschrieben (FEINDT 2001: 256; BARNES 1999: 62): Denn durch 
sie kann eine (breitere) Konsensbasis als Legitimationsgrundlage erreicht werden 
(METTLER-VON MEIBOM 1999: o.S.). Weiterhin wird angenommen, dass durch Beteili-
gungsverfahren ein „Abbau der Distanz“ zwischen Staat, Verwaltung und Bürger erzielt 
werden kann (FÜRST/SCHOLLES/SINNING 1998: o.S.). Weiterhin wird mit Beteiligungsver-
fahren die Möglichkeit einer Identifikation der Bürger mit dem eigenen Lebensraum 
(BUSH/FOLGER 1995: 281) sowie mit dem Produkt der gemeinsamen Arbeit (SELLE 
2000:°169) verbunden. Von informellen Beteiligungsverfahren wird zusätzlich ange-
nommen, dass sie eine soziale Vernetzung (WALSH 1997: 31) befördern oder eine „Stei-
gerung der Gemeinschaftskultur“ (WEINACHT 1999: 18) hervorrufen können, welche wie-
derum als Grundlage für Entscheidungen und Umsetzungen gelten. Beteiligungsverfah-
ren können demnach auch soziales Kapital aufbauen und soziale Ausgrenzung vermin-
dern und durch ihre Ergebnisse zu öffentlichem Wohl beitragen (BARNES 1999: 72; 
FÜRST/SCHOLLES/SINNING 1998: o.S.).  
Verbesserung der Qualität von Planungsprozessen und –ergebnissen  
Als wesentliche Ansatzpunkte einer verbesserten Planung werden eine erhöhte ökono-
mische Effizienz durch frühzeitige Beteiligung, ein Erzielen mittel- und langfristiger Lö-
sungen sowie die Gestaltung von Beteiligungsverfahren als kommunikativem Prozess 
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zwischen Verwaltung, Bürgern, Politik und Planung gesehen. Im Mittelpunkt der Diskus-
sionen stehen dabei die Möglichkeit einer Beschleunigung der Planung und Entlastung 
der Politik (SELLE 2000: 169) sowie einer Senkung der Planungs- und Implementati-
onskosten – insbesondere dann, wenn die Beteiligung frühzeitig, und damit "präventiv", 
erfolgt (HEPP 1999: 33). Dadurch könnten Planungsprobleme aufgedeckt (ebd.), sachli-
che Komplexität besser bewältigt (FEINDT 2001: 371), „gemeinsame Wissensbestände 
und ihre Grenzen“ (VAN DEN DAELE/NEIDHART 1996: 43) und Möglichkeiten und Grenzen 
der Planung (LILIENTHAL 2001: o. S.) identifiziert werden. Zudem soll durch 
Beteiligungsverfahren die Qualität von Entscheidungen erhöht (BEIERLE 1998: 3) und 
damit langfristig zufrieden stellendere Planungsergebnisse hergestellt werden können 
(FÜRST/ SCHOLLES/SINNING 1998: o.S.; WALSH 1997: 13; BARNES 1999: 72). 
Beteiligungsverfahren sollen darüber hinaus zur „aufgabenspezifischen Erleichterung 
von Kommunikation“ (RENN/WEBLER/ WIEDEMANN 1995a: 2) zwischen Politik und 
Verwaltung und anderen Akteuren beitragen bzw. die Kommunikation zwischen 
Menschen in unterschiedlichen sozialen Positionen erleichtern (BARNES 1999: 69).  
Kommunikation umfasst in diesem Zusammenhang Information und Verständigung 
(SELLE 2000: 176). Das Bereitstellen von Informationen kann demnach zu einer 
Vermehrung von Wissen und Verständnis der Bürger (BARNES 1999: 67; 
FÜRST/SCHOLLES/SINNING 1998: o.S.; CREIGHTON 1981: 37) beitragen sowie 
institutionellen Akteuren ermöglichen, Werte und Wertungen in den 
Entscheidungsprozess mit einzubeziehen (BEIERLE 1998: 3). Beteiligungsverfahren sol-
len darüber hianus sowohl eine „Chance für eine bessere und konsensualere Problem-
lösung“ (FIETKAU 1996: 276; siehe auch SELLE 2000: 176) als auch eine Gelegenheit 
zum „Ausgleich divergierender Interessen“ zwischen allen Beteiligten bieten (ebd.). Von 
einigen Autoren wird in diesem Zusammenhang auch ausdrücklich von Konfliktminde-
rung zwischen Akteuren (WEBLER/RENN 1995: 23; SELLE 1996: 172) bezüglich des Pla-
nungsgegenstands gesprochen. 
Lernen und Entdecken  
Beteiligung wird in der Literatur ein positiver Einfluss auf die individuelle Entwicklung 
und das Verhalten der Akteure zugeschrieben, der zu einer „Weiterentwicklung von 
Sichtweisen“ (FIETKAU 1996: 276) bezüglich des Planungsgegenstandes und darüber 
hinaus beitrage. Für die Bürger wird dabei das Lernen von und über Demokratie 
(FÜRST/SCHOLLES/SINNING 1998: o.S.) sowie über Organisationen (BARNES 1999: 72) in 
den Vordergrund gestellt. Manche Autoren sprechen sogar von „gegenstandsbezogener 
Erziehung“ der Bürger (WALTER/AYDELOTTE/MILLER 2000: 352; vgl. BEIERLE 1998: 2f). 
Eine Teilnahme gebe Bürgern zudem die Möglichkeit, andere Akteure kennen zu lernen, 
soziale Fähigkeiten zu erlernen und zu erweitern und individuelle und kollektive Interes-
sen zu vertreten (WEINACHT 1999: 18; soziales Lernen). Weiterhin könne ein Beteili-
gungsverfahren Bürger auch in ihrer Rolle, Bedeutung (BARNES 1999: 63) und politische 
Handlungskompetenz bestärken (FÜRST/SCHOLLES/SINNING 1998: o.S.). BUSH/FOLGER  
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Funktionen für ... ... einzelne Akteursgruppen ... alle drei Akteursgruppen 
Politik - 
Verwaltung - 
D
e
m
o
k
r
t
i
e
-
 
s
t
a
b
i
l
i
s
i
e
r
u
n
g
 
Bürger Übernahme von Eigenverantwortung 
Förderung von Emanzipation und Selbstbestimmung 
Entwicklung einer tragfähigeren und stärkeren Demokratie  
Beeinflussung einer Entscheidungsfindung von Planung oder Politik 
durch Beratung 
Politik  
Verwaltung  
Legitimation politischer und planerischer Entscheidungen 
H
e
r
s
t
e
l
l
e
n
 
v
o
n
 
 
H
a
n
d
l
u
n
g
s
f
ä
h
i
g
k
e
i
t
 
Bürger Einbringen gruppenspezifischer Werte  
Identifikation der Bürger mit Lebensraum und Produkt der gemein-
samen Arbeit 
Beförderung sozialer Vernetzung  
Steigerung der Gemeinschaftskultur 
Aufbau sozialen Kapitals  
Steigerung des öffentlichen Wohls  
Strategische Weichenstellung  
Aufbau produktiver Beziehungen  
Bessere Problemlösung (Konsens) 
Konfliktminderung  
Herstellen einer verbreiterten Konsensbasis  
Politik  Entlastung der Politik 
Verwaltung  Beschleunigung der Planung 
Einbeziehen von Werten/Wertungen in Entscheidungsprozess 
V
e
r
b
e
s
s
e
r
t
e
 
 
P
l
a
n
u
n
g
 
Bürger Prävention  
Unterstützung beim Aufdecken von Planungsproblemen  
Senkung der Planungs- und Implementationskosten  
Verbesserte Bewältigung sachlicher Komplexität  
Identifikation gemeinsamer Wissensbestände  
Identifikation von Grenzen und Möglichkeiten der Planung  
Generieren langfristig zufrieden stellenderer Lösungen  
Erhöhung der substantiellen Qualität von Entscheidungen  
Verbesserte Informationen  
Aufgabenspezifische Erleichterung von Kommunikation  
Politik  
Verwaltung  
Institutionelles Lernen 
L
e
r
n
e
n
 
Bürger Lernen von und über Demokratie  
Organisationales Lernen  
Vermehrung von Wissen und Verständnis der Bürger 
Soziales Lernen: Weiterentwicklung von Sichtweisen 
Gemeinsamer Lernprozess  
Entdecken gemeinsamer Handlungsfähigkeit  
Entdecken von Gemeinsamkeiten und Unterschieden der Akteure  
Tabelle 1: Ergebnisse der Literaturrecherche. Funktionen von Beteiligungsverfahren für verschiedene Akteursgruppen aus der Perspektive der Planungsdisziplin (eigene 
Zusammenstellung). 
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(1995:°281) sprechen in diesem Zusammenhang von Empowerment (organisationales 
Lernen). Zusätzlich wird auf die Möglichkeit verwiesen, dass Politik- und Planungsakteu 
re von den Bürgern vor Ort lernen können (BARNES 1999: 71; institutionelles Lernen). In-
formelle Beteiligungsverfahren werden als Gelegenheit beschrieben, gemeinsame 
Handlungsfähigkeit bzw. Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Akteure zu entde-
cken. So könne zum Beispiel für alle beteiligten Akteure auch ein gemeinsamer Lern-
prozess entstehen (FIETKAU 1996: 288) oder ein gegenseitiger Prozess der Unterstüt-
zung bei der Lösungsfindung (WALTER/AYDELOTTE/ MILLER 2000: 352). SELLE 
(2000:°169) beschreibt Beteiligungsverfahren auch als eine Grundlage für kollektives 
Handeln (siehe auch RENN/WEBLER/WIEDEMANN 1995a: 8; gemeinsames Lernen). 
 
2.2 Politische Partizipation  
Beteiligung bzw. Partizipation bezeichnet ursprünglich ein politikwissenschaftliches 
Konzept4, welches die Einbindung organisierter Bürger und Gruppen in repräsentative 
Demokratien beschreibt. Bis in die 1980er Jahre ging man von fünf Formen politischer 
Partizipation aus, welche verschiedene Stufen legalen bzw. illegalen politischen Han-
delns beschrieben: Dies waren Wählen, parteienorientierte Partizipation (zum Beispiel 
Mitwirkung in einer Partei), problemorientierte Partizipation (zum Beispiel Mitwirkung in 
einer Bürger-initiative, einer genehmigten Demonstration), ziviler Ungehorsam und poli-
tische Gewalt gegen Personen und Sachen (UEHLINGER 1988: 32). Dominierten lange 
Zeit politikwissenschaftliche Forschungen zu Wahlbeteiligung, so verschob sich der For-
schungsgegenstand in den folgenden Jahrzehnten. Ab den späten 1960er Jahren wur-
den zunächst Forschungen zu parteien- und problemorientierter Partizipation (KAASE 
2000: o.S), ab den späten 1970er Jahren auch Untersuchungen zu Protestbewegungen 
und sozialen Bewegungen durchgeführt. In der Konsequenz trat die Frage nach Akzep-
tanz und Legitimität politischer Handlungs- und Beteiligungsformen im Kontext institutio-
nellen Handelns in den Vordergrund (zum Beispiel VERBA/NIE/KIM 1978; BARNES U. A. 
1979). Heute wird in der Regel zwischen verfassten und unverfassten Beteiligungsfor-
men unterschieden, ähnlich der heute in der Planungsdisziplin gängigen Unterschei-
dung in formale und informelle Beteiligung. Verfasste Beteiligungsformen sind in einen 
institutionell klar definierten Kontext eingebettet, zum Beispiel Wahlen. Unverfasste Be-
teiligungsformen bezeichnen im Unterschied alle Aktionen außerhalb eines institutionali-
sierten Rahmens (OPP 1992: 445).  
Politische Partizipation ist allerdings nicht mit politischem Handeln zu verwechseln: In 
der politikwissenschaftlichen Literatur war dies zunächst auf politische Akteure be-
schränkt. Entsprechend könnten in Beteiligungsprozessen Ergebnisse hergestellt wer-
den, die politisches Handeln staatlicher Akteure beeinflussen (ROTH 1998: 230; VER-
BA/SCHLOZ-MAN/BRADY 1995: 12). Erst seit Mitte der 1970er Jahre wird politisches Han-
                                                     
4 Das Konzept der Beteiligung wurde aus dem englischen Sprachraum bereits in den 1960er Jahren eingeführt; in 
politikwissenschaftlicher Literatur wird dabei in der Regel von „Partizipation“ statt von „Beteiligung“ gesprochen 
(STRUBELT 1995: 699).
 22
                                                             Kapitel 2 – Funktionen von Beteiligung in der Literatur  
deln in den Politikwissenschaften nicht mehr ausschließlich auf staatliche Akteure bezo-
gen, sondern bezeichnet jede freiwillige Aktivität mit politischer Intention der oder des 
Handelnden (KAASE 2002: 351; NOHLEN 1998: 118). Noch weiter gefasst ist der Begriff 
bei GEISSEL (2004: 6): Sie versteht politisches Handeln als jegliches Handeln mit gesell-
schaftsverändernder Konsequenz (siehe auch Kapitel 3.2). Politische Partizipation wird 
damit zunehmend als selbstbestimmtes Handeln von Individuen verstanden, als „way of 
defining the self ... - just as citizenship is a way of living” (BARBER 1984:°153). Aktuelle 
Diskussionen um politische Beteiligung fordern in der Konsequenz ein längerfristiges 
Engagement der Bürger, um positive gesellschaftliche Effekte hervorzurufen.  
 
2.3 Beteiligung als Handlungsprinzip der Gemeinwesenarbeit 
In der Sozialen Arbeit nimmt Beteiligung von Individuen eine zentrale Stellung ein. Ziel 
ist eine Verbesserung der individuellen Lebenssituation durch Unterstützung und spezi-
fische Kombinationen pädagogischer Methoden. Somit handelt es sich um einen partei-
lichen bzw. anwaltschaftlichen Handlungsansatz der Hilfe zur Selbsthilfe. Individuell un-
terschiedliche Lebenssituationen dienen dabei als Ausgangspunkt eines gemeinsamen 
Handelns von Experten und Betroffenen (BRÜCKNER 1984: 416). Die Beteiligung der 
Betroffenen gilt entsprechend als wesentliche Legitimationsquelle für Expertenhandeln 
(LANGE 2003: 4). Gemeinwesenarbeit etablierte sich als eigenständige Form Ende der 
1960er Jahre. Konzeptionell und methodisch eng mit der Sozialen Arbeit verwandt, un-
terscheidet sich der Ansatz der Gemeinwesenarbeit durch ein gezieltes Herstellen von 
Bezügen zwischen Individuen und ihrer räumlicher Umwelt. Eine solche sozialräumliche 
Strategie arbeitet mit den Ressourcen des Stadtteils sowie der Bewohner und zielt auf 
eine Verbesserung der Lebensverhältnisse und Handlungsspielräume der Bewohner 
(OELSCHLÄGEL 2004: 42).5  
Prägend für die Einordnung von Beteiligung war dabei in den vergangenen Jahrzehnten 
sowohl in der Sozialen als auch Gemeinwesenarbeit das Verhältnis von sozialen, politi-
schen und ökonomischen Ansprüchen: Stand Beteiligung bis Ende der 1980er Jahre in 
engem Bezug zu emanzipatorisch-politischem Handeln, waren in den 1990 Jahren Dis-
kussionen um das Verhältnis von (Sozial-)Staat, Sozialer Arbeit und Individuen bestim-
mend. Partizipation wurde nun von Experten auch als Ansatzpunkt zur besseren Bewäl-
tigung ökonomischer Krisen des Staates verstanden (LANGE 2003: 6). In der Folge trat 
die direkte Beziehung zwischen Experten und Betroffenen in den Hintergrund zugunsten 
von Überlegungen zu Effizienz und Funktionalität der Verwaltung im Kontext von Ver-
waltungsmodernisierung und zu Legitimation staatlichen Handelns (OLK/OTTO/BACK-
HAUS-MAUL 2003: LXVII) sowie dem demokratischen Einbeziehen individueller Bedürf-
nisse (SCHNURR 2001: 1337). Transparenz von Entscheidungsprozessen, Aktivierung 
                                                     
5 Wichtige Impulse erhielt die Gemeinwesenarbeit auch durch den im anglo-amerikanischen Sprach-
raum entwickelten Ansatz der Community Organisation bzw. Community Development, welcher ge-
meinschaftliche Effekte noch stärker in den Mittelpunkt rückt. Im deutschen Sprachraum wird dies 
heute häufig auch als stadtteilbezogene soziale Arbeit, teilweise auch sozialkulturelle Arbeit bezeich-
net (MOHRLOCK 1993: 7).  
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von Ressourcen sowie Netzwerkarbeit wurden zu wichtigen Themen neuerer Ansätze 
der Gemeinwesenarbeit (KRUMMACHER 2003: 11). In diesem Zusammenhang beobach-
teten OLK/OTTO/BACKHAUS-MAUL (2003: LXI) auch eine Entwicklung hin zu Entschei-
dungsbeteiligungen Betroffener statt gemeinsamer Projektarbeit, verblieb aber bei dem 
Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. Ausgelöst durch die verstärkte Präsenz von Partizipati-
on in der internationalen Fachdiskussion wurde in der jüngsten Vergangenheit auch der 
Versuch unternommen, eine stärkere theoretische Verankerung des Begriffs zu errei-
chen (LANGE 2003: 8).6  
 
2.4 Beteiligung als Unterstützung von Verwaltungshandeln  
Sowohl formale als auch informelle Beteiligungsansätze bildeten seit den 1950er bzw. 
1970er Jahren Elemente von Verwaltungshandeln. War dieses lange Zeit hierarchisch, 
hoheitlich und regulierend angelegt, so wurden ab Mitte der 1980er Jahre neue Steue-
rungs- und Erklärungsansätze wie zum Beispiel das Neue Steuerungsmodell für Kom-
munalverwaltungen (NSM) oder der Akteurorientierte Institutionalismus entwickelt. In 
diesen wird von einem flexibilisierten, effektiveren, und gleichzeitig informelleren und 
vermittelnden Verwaltungshandeln ausgegangen.  
Die vermehrte Einbindung nicht-staatlicher Akteure soll zusätzlich Beziehungen positiv 
verändern und dadurch eine größere Legitimation und Akzeptanz von Verwaltungshan-
deln erreicht werden. Unterschieden wird dabei eine Dienstleistungs- bzw. Kundenorien-
tierung sowie eine Bürgerorientierung neuen Verwaltungshandelns (THRUN 2006: 48; 
SCHEDLER 1996: 155ff). Erstere beschreibt das Öffnen und Anpassen von Verwaltungs-
abläufen, -strukturen und –angeboten, das Einbringen von Wünschen und Bedürfnissen, 
den Dialog und die direkte Rückkopplung als Voraussetzungen für eine verbesserte Ab-
stimmung mit Kunden (KLEINFELD 1995: 20). Bürgerorientierung beschreibt hingegen ei-
ne über formale Beteiligungsprozesse hinausgehende, informelle bzw. unverfasste Ein-
bindung von Bürgern in Planungs- und Entscheidungsprozesse. Dies soll hierarchische, 
komplizierte Verwaltungsabläufe entflechten helfen (ebd.) sowie eine Legitimation der 
Prozesse und Ergebnisse befördern (HEPP 1999: 31). Gleichzeitig sollen durch Beteili-
gung von Bürgern stärkere Verbindungen zwischen öffentlicher Verwaltung und Bürgern 
hergestellt und damit einen „grundsätzlichen“ Beitrag zur Verbesserung von Verwal-
tungsabläufen geleistet werden (FÜRST 1989: 8). Weitere positive Effekte eines bürger-
orientierten Verwaltungshandelns werden in der Erleichterung kommunaler Finanzie-
rung durch (Mit-) Trägerschaft und „aktive Beteiligung an der Produktion von öffentlichen 
Dienstleistungen“ (KLEINFELD 1995: 21) gesehen. Die Verwaltung sieht ihre Rolle dabei 
weiterhin vorwiegend in der Prozessorganisation, Zielformulierung und Aufgabenkoordi-
                                                     
6 Der Vollständigkeit halber sei noch angemerkt, dass Beteiligung als Forschungsmethode der Ge-
meindepsychologie (Bergold 2000: o. S.) insbesondere in den 1980er und 1990er Jahren Einfluss in 
die Planung und Quartiersentwicklung nahm. Dort werden Forschungspartner in die Forschung ein-
bezogen, zum Beispiel durch participatory action research/Aktionsforschung (FALS-BORDA/RAHMAN 
1991), "Co-operative inquiry" (HERON 1996) und "Intervention Research" (FREYER/Feather 1994), und 
„Praxisforschung" (HEINER 1988).  
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nation, weniger in einer Unterstützung der Bürger oder einer Kontrolle der Zielerrei-
chung. Dennoch werden komplexe Ansprüche an die zu beteiligenden Bürger wie eine 
"bürgerschaftliche Selbständigkeit“ und „Eigenverantwortung“ für an Gemeinwohl orien-
tiertes Handeln formuliert (WEINACHT 1999: 18). In der Literatur wird weiter darauf hin-
gewiesen, dass Beteiligung eher bei „wichtigen“ Entscheidungen durchgeführt werden 
sollte (KASCHYTZA 1999: 22) und dass die Form der Beteiligung offen bleiben und prag-
matisch in „Anteil und Reichweite“ (HEPP 1999: 36) für jeden Beteiligungsprozess fest-
gelegt werden sollte. In der Konsequenz könne „eine eindeutige Rolle der Bürger [in Be-
teiligungsansätzen] ... nicht vorher gesagt werden" (HAUS 2001:°5). 
 
2.5 Beteiligungsformen zur Verbesserung betrieblicher Abläufe 
Beteiligung in betrieblichen Zusammenhängen wird in enger Verknüpfung mit einer öko-
nomischen Effektivierung von Arbeitsabläufen gesehen. Der Nutzen für den Betrieb 
durch eine Beteiligung der Mitarbeiter steht dabei im Vordergrund, zum Beispiel eine 
Erhöhung des Absatzes, eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen oder die Umset-
zung innovativer Ideen. Von großer Bedeutung ist hierbei, dass Beteiligungsansätze o-
perationalisierbar sind (KRUG 2002: 16). Erst in den 1990er Jahren wurde betriebliche 
Partizipation auf Themen wie Gesundheit der Mitarbeiter, umweltschonender Produkti-
on, sozialen Aspekten betrieblicher Zusammenarbeit aber auch im Kontext der Globali-
sierungsdiskussionen ausgeweitet (BACKES-GELLNER 2002: 87; JAICH 2001). Operatio-
nalisieren lässt sich betriebliche Beteiligung zunächst hinsichtlich des Einbringens un-
terschiedlicher Ressourcen in Arbeitsprozesse; WEGGE (2003: 26)unterscheidet in die-
sem Zusammenhang zwischen personaler Partizipation, Delegation und finanzieller Mit-
eigentümerschaft.  
Ein weiterer Operationalisierungsansatz ist der Grad der überlassenen Entscheidungs-
befugnis und der gleichzeitig damit übertragenen Verantwortung, durch die über perso-
nale und finanzielle Ressourcen im Betrieb bestimmt werden kann (HELLER U. A. 
1991:°83). DÖRRE (2002: 205ff) differenziert diesen zweiten Ansatz weiter aus und un-
terscheidet fünf Formen (siehe Abbildung 4). Eine sozialintegrative Beteiligung be-
schreibt entsprechend diverse, informelle Formen der Partizipation durch persönliche 
Beziehungen und Anerkennungsverhältnisse. Hier ist häufig eine weitgehend flexibili-
sierte Zeit- und Zieleinteilung anzutreffen; diese Form wird häufig bei der Erstellung von 
Konzepten für Projekte oder generelle Ausrichtung des Betriebs eingesetzt (Konzeptpar-
tizipation). Demgegenüber bezeichnet er Beteiligung in einem (sozial) desintegrierten, 
also mit geringen bis keinen persönlichen Beziehungen der Betriebsangehörigen aus-
gestatteten, Betrieb als „erzwungene (Schein-)Partizipation“, insbesondere dann, wenn 
die betrieblichen Hauptziele einer Beteiligung die Effizienzsteigerung der Produktion 
durch Leistungsintensivierung der Arbeiter, Abteilungen usw. sind. Eine gelenkte Parti-
zipation lässt sich in gestrafften Firmenbürokratien finden: Sie beschränkt sich auf die 
Optimierung elementarer Kooperationsformen (wie zum Beispiel verbesserte Schicht-
übergaben. Hier lässt sich zum Beispiel auch das betriebliche Vorschlagwesen veror-
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ten). Selbstgesteuerte Partizipationsformen bauen hingegen häufig auf teilautonomen 
Gruppen auf, die in relativer Eigenregie arbeiten, gleichzeitig aber in hierarchische be-
triebliche Strukturen eingebunden sind. Häufig handelt es sich dabei um Mitentschei-
dung struktureller oder organisatorischer Fragen, selten jedoch um Konzeptpartizipation 
(Ausnahme ist das Aushandeln von Leistungen). Als fünfte Beteiligungsform beschreibt 
Dörre die individualisierte Beteiligung, welche in gering formalisierten Unternehmen an-
zutreffen ist und sich durch eine intensive Kooperation von Individuen auszeichnet. In 
diesem Zusammenhang spielen Kommunikationsformen sowie eine Bereitschaft zu 
permanentem Lernen eine größere Rolle als bei den vier anderen Formen (ebd.). 
(1) Sozialintegrative Beteiligung  
(2) Erzwungene (Schein-)Partizipation 
(3) Gelenkte Partizipation 
(4) Selbstgesteuerte Partizipationsformen  
(5) Individualisierte Beteiligung  
(1) Personale Partizipation  
(2) Delegation  
(3) Finanzielle Miteigentümerschaft 
Abbildung 4: Fünf Formen der Partizipation im Betrieb (Quelle: DÖRRE 2002: 205ff; WEGGE 2003: 26 
eigene Darstellung).  
 
2.6 Zwischenfazit: Gemeinsamkeiten und Unterschiede disziplinärer Perspek-
tiven auf Beteiligung  
In den voran stehenden Kapiteln wurden disziplinäre Perspektiven auf Beteiligung un-
tersucht. Die Perspektive der Planungsdisziplin fokussiert auf Beteiligungsprozessen 
und beschreibt Beteiligung als Sammelbegriff für unterschiedliche Arten und Grade der 
Einbindung von Bürgern in Planungs- und Entwicklungsaufgaben staatlicher Akteure. 
Kennzeichnend ist weiterhin ein gesellschaftspolitischer Anspruch, der sowohl auf eine 
demokratische Grundordnung als auch auf ein gesellschaftliches Gemeinwohl zielt und 
von einer aktiven Mitgestaltung desselben durch Bürger ausgeht. Nicht zuletzt wird dar-
auf hingewiesen, dass Akteure in Beteiligungsverfahren vielfältige Lerneffekte erzielen 
können (soziales, organisationales und institutionelles Lernen). Die Perspektive der 
Verwaltungswissenschaften ist ähnlich, beschreibt Beteiligung aber eindeutiger als Bei-
trag von Bürgern zu Planungsentscheidungen der zuständigen Verwaltung. Das Kon-
zept der politischen Partizipation beschreibt hingegen den Beitrag von Bürgern zum 
Handeln politischer Akteure und unterscheidet nach der Nähe der Beteiligungsform zu 
demokratisch-repräsentativen Systemen. Allen dreien ist eine Gemeinwohlorientierung 
und normative Ausrichtung auf – und damit Einbindung von Beteiligungsansätzen in - 
ein repräsentatives Demokratiesystem gemeinsam. Der Beteiligungsansatz der Ge-
meinwesenarbeit hingegen setzt auf der individuellen Ebene an und stellt eine 
Verbindung zwischen Individuum, seiner sozialen und räumlichen Umwelt sowie 
Experten her. Das Handlungsprinzip der Hilfe zur Selbsthilfe gilt hier als wichtiges 
Instrument. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht werden unterschiedliche Grade der 
Beteiligung hingegen mit dem Einbringen von Ressourcen und dem Überlassen bzw. 
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dem Einbringen von Ressourcen und dem Überlassen bzw. Übertragen von Verantwor-
tung verbunden.  
In den fünf untersuchten Disziplinen lassen sich Gemeinsamkeiten bezüglich ihrer Defi-
nitionen von Beteiligung feststellen: Dies sind erstens eine zunehmende Bedeutung von 
Beteiligung, mit dem Ziel, größere Legitimation zu erhalten und Akzeptanz zu schaffen, 
zweitens (eine unterschiedlich starke) normative Überprägung des Begriffs und drittens 
ist Beteiligung immer auch praxisorientiert zu verstehen. Hier zeichnet sich ein Trend 
zur Effektivierung von Abläufen und Strukturen bei gleichzeitig größerer Wirkungsorien-
tierung sowohl auf ökonomischer, sozialer als auch politischer Ebene ab (siehe Abbil-
dung 5). 
• Zunehmende Bedeutung von Beteiligung  
• Normative Überformung des Begriffs  
• Betonung der Praxis durch Effektivierung von Abläufen und Strukturen bei gleichzeitig grö-
ßerer Wirkungsorientierung auf ökonomischer, sozialer und politischer Ebene.  
Abbildung 5: Disziplinenübergreifende Gemeinsamkeiten der Perspektiven auf Beteiligung (eigene 
Darstellung). 
Es fällt allerdings auf, dass die Bezugssysteme und Bezugsebenen von Beteiligung in 
den untersuchten Disziplinen ebenso unterschiedlich sind wie die damit verbundenen 
Handlungsprinzipien. Während Planung und Gemeinwesenarbeit einen räumlichen Be-
zug von Beteiligung herstellen, bezieht sich erstere auf die gesellschaftliche und institu-
tionelle Ebene. Letztere hingegen stellt die individuelle Ebene in den Vordergrund und 
bezieht erst in der jüngeren Vergangenheit die institutionelle Ebene systematisch ein. 
Politikwissenschaft und Verwaltungswissenschaft beziehen sich, ähnlich wie die Pla-
nung, auf die institutionelle Ebene und Akteursgruppen. Betriebliche Beteiligung hinge-
gen hat einen systemischen Bezug, der oberhalb der individuellen Ebene angesiedelt 
ist, aber auch nur bedingt Bezüge zur institutionellen oder gesellschaftlichen Ebene her-
stellt. 7  
• Ziele von Beteiligung  
• Bezugssysteme (räumlich, institutionell, gesellschaftlich, sonstige) 
• Grad der Einbindung von Beteiligung in Strukturen, Verwaltung und Politik 
• Grad der Einbindung von Akteuren in Beteiligung (Rollenzuweisung bzw. Rollenselbst-
verständnis, Handlungsprinzipien und -rationalitäten)  
• Form der Beteiligung: Entscheidungs- bzw. Leistungsbeteiligung, Steuerungsansätze, 
Methoden. 
Abbildung 6: Disziplinäre Unterschiede der Perspektiven auf Beteiligung (eigene Darstellung). 
Eng verbunden mit diesen unterschiedlichen Bezugssystemen und -ebenen sind ver-
schiedene Handlungsprinzipien und –rationalitäten, über die die jeweiligen Akteure in 
                                                     
7 Diese Unterteilung entspricht der soziologischen Systematisierung in Makroebene (Gesellschaft), 
Mesoebene (Institutionen, Betrieb bzw. Akteursgruppen) und Mikroebene (einzelne Akteure).  
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Beteiligung eingebunden werden. So werden durch Beteiligung zum Beispiel unter-
schiedliche Grade der Einbindung, der Selbständigkeit, der Verantwortung, der Unter-
stützung und der Interaktion verwirklicht. Abschließend sei noch darauf hingewiesen, 
dass die vorgestellten Perspektiven auf Beteiligung nicht statisch sind. Vielmehr können 
auch Entwicklungslinien identifiziert werden, zum Beispiel bezüglich einer stärkeren 
Ausrichtung an ökonomischen Kriterien oder der Nähe zu politischem Handeln. Die un-
tersuchten disziplinären Perspektiven unterscheiden sich demnach in Zielen, Bezugs-
systemen, Grad der Einbindung von Akteuren, Grad der Einbindung von Beteiligung in 
Strukturen sowie Formen der Beteiligung (siehe Abbildung 6).  
Konsequenzen für die weitere Untersuchung 
Von einem einheitlichen, disziplinenübergreifenden Beteiligungsbegriff kann daher nicht 
ausgegangen werden. Das Konzept der Beteiligung ist zudem weder eindeutig noch sta-
tisch, Inhalte und Ziele von Beteiligung sind Veränderungen unterworfen und werden 
durch wechselnde Verhältnisse baulich-räumlicher, sozialer, politischer und ökonomi-
scher Aspekte geprägt. Festzustellen ist, dass die Effektivität des Handelns heute eine 
ähnlich große Rolle wie politische Legitimation, Flexibilisierung und Informalität von 
Strukturen sowie eine Gemeinwohlorientierung spielt. Allerdings thematisieren die un-
tersuchten disziplinären Perspektiven unterschiedliche Aspekte von Beteiligung, wie 
zum Beispiel das Verhältnis von Gesellschaft und Staat in den Politikwissenschaften, 
von Gesellschaft und Fachplanung in der Planungsdisziplin und von Individuum zu sei-
ner Umgebung in der Gemeinwesenarbeit. Entsprechend sind auch unterschiedliche 
disziplinäre Handlungsprinzipien und Handlungsrationalitäten feststellbar. So unter-
scheidet sich das Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe deutlich von Formen der politischen 
Beteiligung wie Wählen oder einer Teilnahme an sozialen Bewegungen, aber auch von 
planerischen Instrumenten und Methoden der Beteiligung wie zum Beispiel Anwohnerfo-
ren, Planning for Real oder Planungswerkstätten.  
In der Praxis der Stadtteilentwicklung, mit der viele unterschiedliche Akteure (Experten, 
Laien, Verwaltungsakteure, Planer, Gemeinwesenarbeiter, Akteure der Privatwirtschaft 
und Bürger) befasst sind, erweist es sich allerdings als Schwierigkeit, dass Begriffe, In-
halte und Methoden nicht eindeutig zugeordnet werden können. So können gleiche 
Formen oder Grade der Beteiligung durchaus unterschiedliche normative und praktische 
Ziele verfolgen. Entsprechend schwierig ist es, eindeutig Formen, Methoden und Be-
zeichnungen zuzuordnen sowie diese teilweise graduellen, aber für die Praxis nicht 
minder bedeutsamen, Unterscheidungen zwischen Akteuren zu vermitteln. So macht es 
durchaus einen Unterschied, ob durch Beteiligung ein planerisches, gesellschaftliches 
oder politisches Ziel erreicht werden soll und zu welchem Grad Akteure in Stadtteilent-
wicklung eingebunden sind. 
Die Perspektive der Planungsdisziplin ist deutlich von den Verwaltungs- und Politikwis-
senschaften, teilweise auch von der Gemeinwesenarbeit, aber kaum von der betriebs-
wirtschaftlichen Sicht auf Beteiligung geprägt. Vorherrschend ist die Prozessorientie-
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rung. Es werden darüber hinaus sowohl Handelnde als auch Handlungsrichtungen iden-
tifiziert: Funktionen von Beteiligung beschreiben einseitig intentionale Handlungen (zum 
Beispiel „Einbringen von Meinungen und Ideen der Bürger“), viele Funktionen beschrei-
ben aber auch Anknüpfungspunkte für gemeinsames Handeln aller drei Akteursgruppen 
(zum Beispiel „Aufbau produktiver Beziehungen") und es wird auf akteursgruppenüber-
greifende positive Effekte von Beteiligungsverfahren hingewiesen (zum Beispiel „Identi-
fikation gemeinsamer Wissensbestände"). Übergeordnetes Ziel dieser Verfahren bleibt 
jedoch, die Verwaltung bei der Erfüllung ihrer staatlichen Aufgaben zu unterstützen; die 
Prozess- und Ergebnisverantwortung sowie die Zieldefinition verbleibt entsprechend auf 
der staatlichen Seite. Die Rolle der Bürger wird deutlich formuliert, während unklar 
bleibt, welchen Beitrag Verwaltung und Politik leisten können.  
Aufgrund dieser vielfältigen Differenzierungsmöglichkeiten des Beteiligungsbegriffs stellt 
sich die Frage, wie Akteurshandeln in wissenschaftlicher Literatur beschrieben und er-
klärt wird und welche Konsequenzen dies für die Beteiligungspraxis hat.  
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3. Beteiligung als Akteurshandeln – Wissenschaftliche Erklärungsansätze 
In Kapitel 2 wurden disziplinäre Perspektiven auf Beteiligung untersucht. Darüber hinaus 
wird in der wissenschaftlichen Beteiligungsliteratur des Öfteren auf politik- und verwal-
tungswissenschaftliche Modelle und Konzepte Bezug genommen. Diese sind allerdings 
in der Mehrzahl nicht spezifisch auf Beteiligung ausgerichtet, sondern beschreiben ge-
nerell Akteurshandeln. In diesem Kapitel werden institutionelle Steuerungs- und Erklä-
rungsmodelle sowie normative Handlungsansätze untersucht. Ziel ist, die Rollen und 
Handlungsmöglichkeiten staatlicher und nicht-staatlicher Akteure in Beteiligungsprozes-
sen besser fassen zu können. 
 
3.1 Steuerungs- und Erklärungsmodelle  
Seit Mitte der 1980er Jahre wurde im Zuge von Bestrebungen zur Verwaltungsmoderni-
sierung ein verändertes Handeln institutioneller Akteure gefordert, welches sich auch in 
veränderten Beziehungen zu nicht-institutionellen Akteuren ausdrückt. Charakteristisch 
für diese institutionellen Handlungsmodelle ist die Betonung einer Notwendigkeit der 
Steuerung von Seiten staatlicher Akteure. Veränderte Anforderungen an institutionelles 
Handeln werden sowohl im Neuen Steuerungsmodell für Kommunalverwaltungen 
(NSM) als auch im akteurorientierten Institutionalismus formuliert. Der Fokus beider Mo-
delle liegt zum einen auf der Optimierung von Verwaltungshandeln durch strukturelle 
Veränderungen und zum anderen auf der Einbindung nicht-staatlicher Akteure in Ver-
waltungshandeln durch Abbau von Hierarchien (vergleiche Kapitel 2.4).  
Neues Steuerungsmodell für Kommunalverwaltungen  
Geprägt ist das NSM durch eine Öffnung, Flexibilisierung und Effektivierung von Verwal-
tungshandeln sowie einer Bereitschaft zu einer Zusammenarbeit mit nicht-institutionel-
len Akteuren. Für die Untersuchung disziplinärer Perspektiven auf Beteiligung spielt we-
niger die Kundenorientierung denn die Bürgerorientierung von Verwaltung eine Rolle, 
welche eine aktive Einbindung in Planung und Entscheidung ähnlich der Perspektive der 
Planungsdisziplin betont (vergleiche Kapitel 2.4). Gemäß der verwaltungswissenschaft-
lichen Definition von Beteiligung als Unterstützung von Verwaltungshandeln (ebd.) ste-
hen aber auch hier institutionelle Akteure und ihr Handeln im Mittelpunkt. Unterscheiden 
lassen sich sowohl ein hoheitliches als auch ein kooperatives Verständnis von Steue-
rung. Ein hoheitliches Verständnis von Verwaltungshandeln geht davon aus, dass ande-
re Akteure, insbesondere Bürger, zu einer Zusammenarbeit bereit sind, dass diese Bür-
ger in der Lage sind, Rahmenbedingungen und Grenzen „realistisch in den Blick zu 
nehmen“ (HEPP 1999: 35) und den „Vorsprung der Verwaltung an Sach- und Fachkom-
petenz wie auch in Informationen“ zu akzeptieren (ebd.). Ein kooperatives, anwohner-
orientiertes Verständnis von Verwaltungshandeln und Steuerung stellt ebenfalls die Ef-
fektivität von Verwaltungshandeln in den Mittelpunkt, setzt aber gleichzeitig eine gewis-
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se Mitverantwortung der Bürger für ihr Handeln sowie ein größeres Vertrauen der Ver-
waltung in die Kompetenzen der Bürger voraus (WEINACHT 1999: 36).  
Akteurzentrierter Institutionalismus 
Ein jüngerer Ansatz der Verwaltungsmodernisierung ist der akteurzentrierte Institutiona-
lismus (MAYNTZ/SCHARPF 1995; SCHARPF 2000: 85). Dieser setzt ein flexibilisiertes, in-
formelles Verwaltungshandeln voraus und unterscheidet drei Aspekte eines institutionel-
len Kontexts: Akteure, Akteurskonstellationen sowie Interaktionsformen zwischen Akteu-
ren (siehe Abbildung 7). Der Ansatz geht davon aus, dass die Wahrnehmungen von Ak-
teure in politischen Prozessen durch ihre spezifischen Fähigkeiten, unterschiedliche 
kognitive und normative Orientierungen und vielfältige Einflüsse (Macht, Zuständigkei-
ten, Verfügbarkeit und Verteilung von Ressourcen sowie Autoritäts- und Abhängigkeits-
verhältnisse) beeinflusst werden (MAYNTZ/SCHARPF 1995: 45f; SCHARPF 2000: 84ff).  
  Politische 
  Entschei- 
  dungen 
Probleme 
Akteure
Hand-
lungs-
orientie-
rungen, 
Fähigkei-
ten 
Akteur-
konstel-
lationen 
Inter-
aktions-
formen 
Institutioneller Kontext 
Politik - Umwelt 
Abbildung 7: Der Gegenstandsbereich interaktionsorienterter Policyforschung (Quelle: SCHARPF 2000: 
85). 
Während sich das NSM auf Verwaltungshandeln konzentriert (THRUN 2006: 47), be-
schreibt der akteurorientierte Institutionalismus politisches Handeln (SCHARPF 
2000:°84f). Beide Modelle betonen allerdings den Steuerungsanspruch staatlicher Insti-
tutionen bezüglich gemeinwohlorientierten Handelns: In diesem Zusammenhang wird 
einerseits angenommen, dass handlungsleitende Prinzipien und Normen von staatlicher 
Seite formuliert werden können und Akteurshandeln in der Folge durch diese 
Institutionen organisiert und begrenzt werden kann. Andererseits wird davon 
ausgegangen, dass eine Übernahme von Handlungsverantwortung durch Verwaltungs- 
bzw. Politikakteure auf das Vertrauen nicht-staatlicher Akteure angewiesen ist 
(vergleiche NÖLTING 2004:°18ff).  
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3.2 Normative Handlungsmodelle 
Beteiligung zielt – wie bereits in Kapitel 2 beschrieben – auf die Stärkung einer demo-
kratischen Grundordnung durch freiwillige und aktive Einbindung nicht-staatlicher Akteu-
re in staatliches Handeln. Wurden darunter zunächst organisierte Bürgergruppen ver-
standen, zum Beispiel Bürgerinitiativen, so wurden seit Mitte der 1970er Jahre Bürger 
zunehmend auch als individuell Handelnde Akteure beschrieben und verschiedene Er-
klärungsansätze entwickelt. In der Literatur werden diese als normative Handlungsmo-
delle bezeichnet, da sie Maßstäbe für Akteurshandeln aufstellen, die zum Erreichen 
abstrakter gesellschaftlicher Werte wie zum Beispiel Gemeinwohl, soziale Vernetzung 
und Konsens beitragen sollen.  
Kommunikative Planung 
Im Kontext neuerer Planungsziele, wie zum Beispiel integrierter und später auch strate-
gischer Stadtteilentwicklung, wird kommunikative Planung als offener Prozess der In-
formation, Verständigung und Abstimmung zwischen Akteuren verstanden. Entspre-
chend wird kommunikative Planung auch als Prozessmodell von Planung bezeichnet 
(MÜLLER 2004: 6f). Kommunikation umfasst dabei sowohl Informations-, Beteiligungs- 
als auch Kooperationsprozesse (HEALEY 1997; RÖSENER/SELLE 2005: 37; IN-
NES/BOOHER 2000: 17; FASSBINDER 1997: 7; vergleiche Kapitel 2.1), die vielfältige The-
men, Akteure und Handlungsebenen verknüpfen („multi-way communication around 
tasks and issues”: INNES/BOOHER 2000: 4; vergleiche auch „Beteiligung als mehrschich-
tiges kommunikatives Geschehen“: FIETKAU 1996: 278).8 Paradigmen einer kommunika-
tiven Planung sind eine direkte, personale Kommunikation sowie eine rationale Kommu-
nikation. 9 Als Voraussetzungen für eine erfolgreiche Kommunikation gelten entspre-
chend eine grundsätzliche Verständigungsbereitschaft und –fähigkeit sowie eine Offen-
heit gegenüber Lern- und Austauschprozessen(INNES/BOOHER 2000: 11).  
Allerdings bezieht sich das Verständnis von Kommunikation in der Planungsdisziplin des 
Öfteren auf eine formale Prozesslogik. Dabei geht man davon aus, dass durch eine 
sachliche und rationale Auseinandersetzung ein Austausch von Positionen, Interessen 
und Meinungen ermöglicht wird und dass alle Interessen von Akteuren verständlich 
kommuniziert werden können (FÜRST/SCHOLLES 2001: 45; siehe Abbildung 9 und Kapi-
tel 3.5). Einige Autoren (HEALEY 1997; INNES/BOOHER: 2000) stellen in ihren Arbeiten ei-
nen Bezug zur Theorie des kommunikativen Handelns von Habermas her (HABERMAS 
1981). Die vier dort benannten Grundlagen kommunikativen Handelns (Verständlichkeit, 
objektive Wahrheit, normative Richtigkeit und subjektive Wahrheit) basieren ebenfalls 
auf der Annahme, dass Kommunikation ohne Machtgefälle und verborgene Interessen 
                                                     
8 In der Literatur beschreibt der „communicative turn“ den Wendepunkt von hierarchischer, formaler Planung zu ei-
nem demokratischeren, sozial gerechteren und nachhaltigeren Planungsansatz, bei dem die Kommunikation zwi-
schen Akteuren eine wichtige Rolle spielt (Healey 1996; siehe auch Healey 1997).
9 In diesem Ansatz sind moderne Kommunikationsformen, zum Beispiel über Internet, noch nicht berücksichtigt.  
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(„herrschaftsfrei“) durchgeführt werden kann und dass Akteure in Kommunikationssitua-
tionen keine Wirkungen erzielen möchten („wirkungsfrei“: ebd.: 87). Gerade in Beteili-
gungsprozessen kann aber davon ausgegangen werden, dass Akteure, insbesondere 
Bürger mit ihrer Teilnahme auch Einfluss nehmen und dadurch eine Wirkung erzielen 
möchten. Noch ein weiteres Problem stellt sich in der Umsetzung dieses normativen 
Handlungsansatzes: Bereits Mitte der 1990er Jahre wurde kritisiert, dass sowohl Sys-
tematisierungen empirischer Daten zu Kommunikation in der Planung fehlten als auch 
kommunikative Standards (SELLE 1996: 18).  
Heute existiert eine Vielzahl von Methoden, mit denen Kommunikation in Planungspro-
zessen erhöht werden soll (siehe Tabelle 12). Als Standards in der Praxis werden in der 
Literatur zum Beispiel Transparenz, Flexibilität und direkte Kontakte beschrieben (BI-
SCHOFF/SELLE/SINNING 2005; MORITZ/SCHMIDT-WENZEL/ SPERBER 2005; 
HOHN/WORTMANN 2004). Dennoch sind kommunikative Prozesse auch heute generell 
schwierig zu beschreiben und zu untersuchen: Wissenschaftlich beobachtet werden 
kann nur das, was verbal zwischen Akteuren ausgetauscht wird. Zudem ist weder in der 
Planungsdisziplin noch in den Kommunikationswissenschaften geklärt, nach welchen 
Kriterien Kommunikation beschrieben oder bewertet werden kann (FASSLER 2003: 126; 
ALLMENDINGER 2000: 5; siehe auch Kapitel°3.5). Weiterhin bestehen unterschiedliche 
Meinungen darüber, ob durch ein Mehr an Kommunikation tatsächlich eine demokrati-
schere Planung erreicht werden kann (BENGS 2005: 6) und ob eine wertfreie, offene 
Kommunikation immer möglich ist (FÜRST 2006:°119; ABRAM 2000: 352; HUX-
LEY/YIFTACHEL 2000: 333; NEUMAN 2000: 347). 
Bürgerschaftliches Engagement und Soziales Kapital  
In der Literatur wird Beteiligung an Stadtteilentwicklung häufig in Bezug zu bürgerschaft-
lichem Engagement beschrieben10. Letzteres soll im Rahmen demokratischer Strukturen 
einer wahrgenommenen sozialen Desintegration der Gesellschaft entgegenwirken, 
gleichzeitig sollen Bürger durch ihr freiwilliges Engagement auch die Erfüllung 
staatlicher Aufgaben in Zeiten knapper kommunaler Finanzen unterstützen und 
ergänzen (BRAUN 2001:°3). Damit wird ein Ansatz aufgegriffen, der bereits in den 
1960er und 1970er Jahren populär war: Charakteristisch für bürgerschaftliches 
Engagement ist das Verknüpfen staatlichen Handelns mit einer aktiven Unterstützung 
durch eine gemeinwohlorientierte Selbstorganisation und politische Partizipation von 
Bürgern (ROTH 2000: 10). Allerdings ist es bisher schwierig, für bürgerschaftliches 
Engagement Bewertungs- und Vergleichsmaßstäbe zu bestimmen. So können zum 
Beispiel Handlungsformen und Rollen bürgerschaftlichen Engagements nicht eindeutig 
abgegrenzt werden (HUBIG 2001: 3), notwendige materielle oder immaterielle 
Voraussetzungen nicht beschrieben werden und es besteht auch keine 
Übereinstimmung in der wissenschaftlichen Literatur, ob bürgerschaftliches                                                      
10 So werden zum Beispiel des Öfteren Zahlen aus dem deutschen Freiwilligensurvey als Grundlage für die Ein-
schätzung einer Bereitschaft zu einer Beteiligung an der Stadtteilentwicklung genommen.  
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ob bürgerschaftliches Engagement eine Voraussetzung für Beteiligung an der Stadtteil-
entwicklung oder eine Folge davon ist (HUNING 2003: 253).  
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung soll auch dazu beitragen, soziales Kapital der 
Akteure zu bilden (siehe Kapitel 2.1). Das Konzept des Sozialen Kapitals bleibt dabei 
ähnlich schwer zu fassen wie das des bürgerschaftlichen Engagements und der Kom-
munikation: Konsens in der wissenschaftlichen Literatur ist, dass Soziales Kapital die 
Bedeutung sozialer Beziehungen für jegliches individuelle und kollektive Handeln in mo-
dernen Gesellschaften beschreibt. Definitionen unterscheiden sich allerdings darin, wie 
sie Individuen, Gruppen und Netzwerke zueinander in Beziehung setzen und auf wel-
cher Untersuchungsebene sie ansetzen.11 Es wird zum Beispiel diskutiert, wie es defi-
niert und wie es hergestellt werden kann und welche Akteure wie in Produktion bzw. 
Austausch Sozialen Kapitals eingebunden sind (DONAT/SPICKER 2005: 19f. Und nicht 
zuletzt gibt es unterschiedliche Ansichten, ob Soziales Kapital als Voraussetzung für 
gemeinschaftliches, demokratisches Handeln gelten kann (HUNING 2003: 257). In den 
Diskussionen um Beteiligung an der Stadtteilentwicklung bleibt aber unklar, inwiefern di-
rekte Wirkungszusammenhänge zwischen Bereitschaft zu bürgerschaftlichem Engage-
ment, Beteiligung an der Stadtteilentwicklung und Sozialem Kapital bestehen.  
Participatory Governance und Good (Urban) Governance 
Das politikwissenschaftliche Konzept der Governance wurde ab Ende der 1990er Jahre 
verstärkt in die Planungsdisziplin eingeführt. Insbesondere die Ansätze der Participatory 
und der Good Governance werden mit Beteiligung in Verbindung gebracht (PRÖHL 
2003; GROTE/GBIKPI 2002). Definiert man Governance als verringerte hoheitliche Steue-
rung bei gleichzeitiger Betonung der Beziehungen staatlicher und nicht-staatlicher Insti-
tutionen durch Koordination, Unterstützung, Verhandlung und Netzwerke (CLOKE/MIL-
BOURNE/WIDDOWFIELD 2000: 115; siehe auch GROTE/GBIKPI 2002), so beschreibt Parti-
cipatory Governance die Einbindung staatlicher Akteure zu Bürgern bzw. der Zivilgesell-
schaft in politisches Handeln (LOVAN/MURRAY/SHAFFER 2004: 3). Übergeordnetes Ziel ist 
ein nachhaltigeres Regieren durch Erhöhung der sozialen Gerechtigkeit. Ähnlich wie in 
den Diskussionen um Soziales Kapital und bürgerschaftliches Engagement wird auch 
bei Participatory Governance und Good Governance eine Verbindung von politischen 
Systemen zu individuellem politischem Handeln sowie zwischen sozialem und politi-
schem Handeln betont. So werden in der Literatur zum Beispiel Bezüge zu Sozialem 
Kapital hergestellt: Participatory Governance „is a process… which depends on net-
works of engagement, which attempts to embrace diversity in contemporary society, 
                                                     
11 Soziales Kapital kann auf der Makroebene als die Gesamtheit aller aktuell und zukünftig verfügbaren Ressourcen 
eines Netzwerks oder von Gruppen beschrieben werden (BOURDIEU 1983: 190f). Coleman beschreibt Soziales 
Kapital hingegen als die Art der Beziehungen zwischen Akteuren (COLEMAN 1990: 394), während Putnam sich auf 
den Grad der Organisierung, des bürgerschaftlichen Engagements und des Vertrauens in andere Akteure sowie 
geteilte Werte und Normen zur Beschreibung dieser Beziehungen beschränkt. Allerdings beschreibt er – im Un-
terschied zu anderen Definitionen – auch eine politische Dimension sozialen Kapitals (PUTNAM 1993/2000). Auf 
der Mikroebene, in der Netzwerkanalyse, kann Soziales Kapital zudem als die Art der Einbindung einzelner Akteu-
re in Netzwerke beschrieben werden (FLAP 2004: 5ff). 
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which promotes greater responsiveness to service users and, in so doing, seeks to re-
shape accountability relationships” (LOVAN/MURRAY/SHAFFER 2004: 8). Aufgegriffen 
wurde dies im Ansatz der Good (Urban) Governance, die auf die gesamte städtische 
Entwicklung abzielt. Beteiligung von Akteuren wird dort - neben sozialer Gerechtigkeit 
und Nachhaltigkeit - zu einem wichtigen Kriterium städtischer Entwicklung, zu dessen 
Erreichen nach Zielen und Themen unterschiedliche Beteiligungsformen eingesetzt wer-
den (WEGENER 2003: 20ff).  
 
3.3 Wissenschaftliche Ansätze zur Erhöhung der Eindeutigkeit des Beteili-
gungsbegriffs 
Eine einheitliche Perspektive auf Akteurshandeln in Beteiligungsprozessen scheint ähn-
lich schwierig herzustellen wie eine einheitliche Definition von Beteiligung. In der Litera-
tur werden jedoch verschiedene Vorschläge zur Erhöhung der Eindeutigkeit des Beteili-
gungsbegriffs gemacht: Eine Reduktion der Komplexität des Begriffs, das Benennen öf-
fentlicher Normen und Kriterien sowie die Systematisierung von Praxiserfahrungen.  
Eine Reduktion der Komplexität des Beteiligungsbegriffs erfolgt zum Beispiel über die 
Einführung neuer Begriffe: So wird in der Literatur zum Beispiel nach Entscheidungs- 
und Leistungsbeteiligung unterschieden, also einer Beteiligung von Bürgern an Pla-
nungsentscheidungen oder aber an der Produktion öffentlicher, gemeinwohlorientierter 
Leistungen (siehe zum Beispiel Kapitel 2.1 und 2.3). Weiterhin werden Form und Grad 
einer Beteiligung durch Begriffe wie Teilhabe, Mitwirkung, Mitbestimmung, Beratung, 
Diskussion, Abstimmung, Mitarbeit, Unterstützung und Kooperation unterschieden (zum 
Beispiel ILS 2001; DIFU 2003). HÜCHTKER U.A. (2000: 183) weisen allerdings darauf hin, 
das klare begriffliche Unterscheidungen alleine nicht ausreichen, sondern mit klar formu-
lierten inhaltlichen Zielen zu verbinden seien. Nur so könne eine Eindeutigkeit erzeugt 
werden. Dieser Ansatz wurde in Forschungsvorhaben aufgegriffen. Dort werden zum 
Beispiel eindeutige Begriffe, Ziele und Inhalte sowie die Transparenz von Strukturen als 
wichtige Kritierien und Standards formuliert (zum Beispiel MORITZ/SCHMIDT-
WENZEL/SPERBER 2005; HOHN/WORTMANN 2004).  
(1) Klare Formulierung von Zielen und begrifflichen Unterscheidungen  
(2) Formulierung öffentlicher Normen und Entwicklung von Kriterien  
(3) Systematisierung von Erfahrungen aus der Zusammenarbeit von Akteuren 
Abbildung 9: Ansätze zur Erhöhung der Eindeutigkeit von Beteiligung (Quellen: (HÜCHTKER U.A. 2000: 
183; RENN/WEBLER/WIEDEMANN 1995a: 12; GREIFFENHAGEN/NELLER 2005: 21). 
Ein weiterer Vorschlag zur Erhöhung der Eindeutigkeit des Beteiligungsbegriffs ist die 
Systematisierung von Erfahrungen aus Beteiligungsprozessen (GREIFFENHAGEN/NELLER 
2005: 21ff). In eine ähnliche Richtung geht der Vorschlag von RENN/WEBLER/WIEDE-
MANN (1995a: 12), öffentliche Normen und Kriterien für Beteiligung zu formulieren. Als 
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Problem zeigt sich dabei, dass diese bisher selten verbindlich sind, sondern freiwillige 
Richtlinien darstellen. Je nach Problemlagen und Erfahrungen vor Ort können Kriterien 
und Standards von Kommune zu Kommune unterschiedlich sein. Allerdings setzen sich 
mit der verstärkten Umsetzung überregionaler städtischer Entwicklungsprogramme 
möglicherweise spezifische Begriffe und Beteiligungsformen durch. Gleichzeitig stoßen 
Beteiligungsansätze häufig auf die Schwierigkeit, dass in einer zunehmend diversifizier-
ten Akteurslandschaft auch für thematische Teilbereiche, wie zum Beispiel Stadtteilent-
wicklung, nur schwer gemeinsame Normen und Standards vereinbart werden können 
(NÖLTING 2004: 22). Die Verwendung eindeutigerer Begriffe in der Praxis ist dabei nur 
bedingt möglich, da sie ein Wissen nicht-institutioneller Akteure um die Begriffsinhalte 
bzw. die damit verbundenen Beteiligungsmöglichkeiten voraussetzen (vergleiche FÜRST 
2006: 127; NÖLTING 2004: 8; SCHARPF 2000: 85).  
 
3.4 Individuelles Akteurshandeln in Beteiligungsprozessen  
Eindeutigere Formulierungen und Definitionen von Beteiligung an der Stadtteilentwick-
lung sind sicherlich die Grundlage für ein besseres Verständnis der Ziele, Rollen und 
Strukturen von Beteiligungsprozessen. Allerdings bleibt es schwierig, eben diese Ziele, 
Rollen und Strukturen sowie das Verhältnis von Institutionen und Bürgern eindeutig zu 
beschreiben. Die in Kapitel 3.1 und 3.2 vorgestellten Modelle und Ansätze thematisieren 
das Handeln staatlicher und nicht-staatlicher Akteure sowie deren Beziehungen zuein-
ander. So sind zum Beispiel die Rollen der Akteure in jedem der vorgestellten Modelle 
und Ansätze anders definiert, auch der Bezug von Beteiligung zu politischem und ge-
meinwohlorientiertem Handeln ist verschieden. Insofern bleibt auch die Bedeutung von 
Beteiligung unklar. Es stellt sich daher die Frage, ob und wie Akteurshandeln im Rah-
men von Stadtteilentwicklung durch inhaltliche bzw. normative Zielvereinbarungen ge-
steuert und erklärt werden kann (COOLS/GNEST/FÜRST 2002: 230).  
Konkurrierende Handlungsrationalitäten in Planungsprozessen 
INNES/BOOHER (2000: 12) beschreiben verschiedene Perspektiven auf Planungs- und 
Beteiligungsprozesse als Konsequenz unterschiedlicher Handlungsrationalitäten institu-
tioneller und nicht- institutioneller Akteure. Sie differenzieren zwischen einer fachlichen 
Argumentation (Convincing), moralisch-normativem Überzeugen (Converting), dem Hin-
zuziehen weiterer Akteure (Co-opting) sowie einem gemeinsamen Entwickeln von Lö-
sungen (Co-evolving; siehe Tabelle 2). Diese vier Modelle beschreiben unterschiedliche 
Kommunikationsrichtungen sowie verschiedene Grade der Abhängigkeit zwischen Ak-
teuren und ihrem Handeln. Von Bedeutung für diese Arbeit ist vor allem ihr Befund, dass 
die Möglichkeiten begrenzt sind, diese Handlungsrationalitäten offen zu kommunizieren. 
Sie schreiben von stillschweigenden Übereinkommen über Handeln in Planungsprozes-
sen ("tacit models“: INNES/BOOHER 2000: 12) zwischen Akteuren mit ähnlichen Interes-
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sen und verweisen darauf, dass diese von den Akteuren kaum mit Worten erklärt und 
begründet werden könnten.  
  Diversity 
  Low High 
Low Technical Bureaucratic 
Convincing 
Political Influence 
Co-opting 
Interdependence 
of Interests 
High Social Movement 
Converting 
Collaborative 
Co-evolving 
Tabelle 2: Vier Handlungsmodelle für Planung und Politik (Quelle: INNES/BOOHER 2000: 12f). 
Befunde aus den Politikwissenschaften, Kommunikationstheorie, Kooperationsmana-
gement und Sozialpsychologie verweisen darauf, dass Forschung zu Beteiligung sowohl 
Akteurskonstellationen und Arbeitsformen, als auch unterschiedliche Handlungsorientie-
rungen, Fähigkeiten, Ressourcen sowie Motivationen und Interessen berücksichtigen 
muss (vergleiche LOIBL 2001; SCHARPF 2000: 85 und Abbildung 6; FASSLER 1997). 
Gründe für eine Zusammenarbeit können demnach nicht nur aus (institutionalisierten) 
Interessen, also den Zielen einer Zusammenarbeit, abgeleitet werden, sondern immer 
spielen auch individuelle Auslöser (Motivationen) eine Rolle (LAUDEL 1999: 17; DECH-
MANN/RYFFEL 1995).  
Interessen von Akteuren in Beteiligungsverfahren 
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung hat den Anspruch, verschiedene nicht-
institutionelle Akteure in Verwaltungsarbeit einzubeziehen, um unterschiedliche Bedürf-
nisse und Interessen dieser Akteure berücksichtigen zu können (zum Beispiel ALB-
RECHTS 2003: 19; HOHN/WORTMANN 2003: 35; LEY/WEITZ 2003: 5). Entsprechend kann 
die Anwendung spezifischer, auf unterschiedliche Akteure zugeschnittener Methoden 
und Ansätze heute als informeller Standard von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung 
gelten (vergleiche Kapitel 1.1 und 2.1). Während „Bedürfnisse“ die materiellen und im-
materiellen Ansprüche der Akteure beschreiben, bezeichnen „Interessen“ in Planungs-
prozessen - ähnlich wie in der vergleichenden Politikwissenschaft und der Management-
forschung - zunächst eine bewusste Zielorientierung institutionalisierter bzw. organisier-
ter Akteure, die wiederum mithilfe einer Strategie verfolgt werden soll (SCHOLL 
2005:°1123; vergleiche DECHMANN/RYFFEL 1995: 20).  
Aktuelle Planungsansätze gehen davon aus, dass Anerkennung, Integration und ggf. 
Ausgleich unterschiedlicher Interessen in Beteiligungsprozessen prinzipiell möglich ist. 
Denn nur dann könnten "kollektive Entscheidungen [getroffen werden], die in ihrer Ge-
samtheit nach Möglichkeit alle betroffenen Interessen repräsentieren.“ (FEINDT 
2001:°32). So geht zum Beispiel FIETKAU (1996: 279) davon aus, dass unterschiedliche 
Interessen durch Informationsinput und eine daraus folgende ähnliche Bewertung oder 
Strukturierung von Wissen soweit in Einklang gebracht werden können, dass ein Kon-
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sens, ein Kompromiss oder eine Kompensation möglich werden (siehe Abbildung 10). 
Eine solche Perspektivenänderung setzt aber voraus, dass Akteure nicht auf bestimm-
ten Zielen oder Werten beharren und dass sie ihre Interessen offen darlegen. Allerdings 
ist fraglich, ob immer eine offene, wertfreie und vollständige Kommunikation zwischen 
Akteuren möglich ist - zumal die Diskussion von Inhalten zum Beispiel durch Zeitdruck, 
Machtgefälle zwischen den Akteuren, ungünstige Organisationsstrukturen und politische 
sowie mediale Beeinflussung von Beteiligungsprozessen überlagert sein kann. Kritiker 
des kommunikativen Planungsansatzes bezweifeln allerdings genau dies (ABRAM 2000: 
352; HUXLEY/YIFTACHEL 2000: 333; NEUMAN 2000: 347). RENN/WEBLER/WIEDEMANN 
(1995: 6) verwiesen zudem darauf, dass Akteure sowohl Planungsziele entsprechend 
ihrer Interessen und hinsichtlich eines möglichst positiven Ergebnisses für sich interpre-
tieren als auch ihre Interessen nicht immer offen kommunizieren.  
Problemlage
Entwicklung von  
Verfahrensregeln 
Informations- 
beschaffung 
Gemeinsame Wis-
sensbasis Konsens 
Neudefinition 
Perspektiven- 
klärung 
Perspektiven-
änderung 
Kompromiss 
Kompensation 
Verhandeln Interessenausgleich 
Neues informelles  
Verfahren
Förmliches Entscheidungs-
verfahren
Veränderung 
Abbildung 10: Modell der Binnendynamik in Mediationsverfahren (Quelle: FIETKAU 1996: 279, leicht 
graphisch veränderte Darstellung).  
Motivationen von Akteuren zur Teilnahme an Beteiligungsprozessen 
Selbst wenn Akteure bestimmte Interessen in einem Beteiligungsprozess vertreten, so 
sagt dies noch nichts darüber aus, warum diese Akteure im konkreten Fall ein 
Beteiligungsverfahren durchführen bzw. daran teilnehmen. Für institutionelle Akteure 
könnte man argumentieren, dass die Einbindung nicht-staatlicher Akteure Bestandteil 
ihrer Arbeit ist und daher nur in engen Grenzen von der individuellen Motivation 
abhängig. Allerdings sind in der Praxis durchaus Verwaltungsakteure anzutreffen, die 
sich für Beteiligung stark engagieren und welche, die es weniger tun. Bei Bürgern wird 
häufig davon ausgegangen, dass diese sich mit ihren Ideen und Meinungen einbringen 
möchten und positive Effekte für die lokale Gemeinschaft erzielen möchten (vergleiche 
Kapitel 2.1).  
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Motivationen bezeichnen in diesem Zusammenhang die individuelle Bereitschaft zu ei-
nem bestimmten individuellen und zielgerichteten Handeln oder Verhalten, die sowohl in 
einem inneren Wunsch als auch äußeren Anreizen begründet sein können (SCARANO 
2002: 435). Im Unterschied zu Verhaltensneigungen bezeichnen Motivationen den kon-
kreten Auslöser für ein bestimmtes Handeln (vergleiche Kapitel 2.2 und 3.2). Bei der Li-
teraturrecherche konnten allerdings nur drei Untersuchungen zu Motivationen von Bür-
gern gefunden werden. Am letzten Tag ihrer Teilnahme an einem Beteiligungsverfahren 
(Planungszelle) im Rahmen des Quartiermanagement Berlin wurden von den Teilneh-
mern die Motivationen zur ihrer Teilnahme erfragt. In den drei Quartieren Magdeburger 
Platz, Sparrplatz und Wrangelkiez lautete die Frage: „Warum haben sie sich ursprüng-
lich entschieden, an der Erstellung des Bürgergutachtens mitzuwirken?“ 12. 
 Gründe zur Teilnahme 
der Anwohner 
Magdeburger 
Platz 
Sparrplatz8
Demokratie- 
stabilisierung 
Neugier (auf das Verfahren)  
bzw. Bürgerbeteiligung 
4 11 
Bürgerbewusstsein 1 - Herstellen von 
Handlungs-
fähigkeit Mitbestimmung im Quartier - 1 
Positive Veränderung erreichen durch Teilnahme 7 19 
Konkrete Vorschläge machen 1 17 
Mitreden können/Meinung einbringen 1 9 
Interesse am Bezirk/Quartier/Planungsgegenstand 1 7 
Informiert werden - 3 
Verbesserte 
Planung 
Sich austauschen  - - 
Erfahrungen sammeln 1 1 Lernen  
Neue Menschen kennen lernen - 1 
Geld 1 1 Sonstiges 
Essen - 4 
Tabelle 3: Gründe zur Teilnahme an der Erstellung der Bürgergutachten Magdeburger Platz und 
Sparrplatz. n = 14 am Magdeburger Platz, n = 53 am Sparrplatz, Mehrfachnennungen möglich (Quelle: 
SENSUT 2000: 12 und SENSUT 2000b: 8; eigene Zusammenstellung). 
Die Gründe zur Durchführung für Politik- und Verwaltungsakteure wurden nicht erfragt. 
Die Zuordnung zu den vier hier verwendeten Grundfunktionen (siehe Kapitel 2.1) wurde 
nachträglich getroffen. Von 26 der 67 Befragten wurde der eigene Beitrag zu einer posi-
tiven Veränderung im Quartier, von 18 Befragten das Einbringen konkreter Vorschläge 
und von 15 eine Neugier auf das Verfahren bzw. eine Neugier auf Bürgerbeteiligung an 
sich als Motivation zur Teilnahme genannt. Zehn der Befragten, wollten ihre Meinung 
einbringen und acht Bürger beschrieben ihr generelles Interesse am Planungsgegens-
tand als Beweggrund zur Teilnahme (siehe Tabelle 3).13 Der Wunsch, aktiv etwas zur 
                                                     
12 Diese Verfahren bzw. Quartiere sind auch Gegenstand der Fallstudien in Kapitel 5. Diese Befragung ist nicht Be-
standteil der empirischen Untersuchung in Kapitel 5, die damaligen Ergebnisse waren allerdings ein Anlass, die 
vorliegende Arbeit zu erstellen.  
13 Aus dem Wrangelkiez konnte die Häufigkeit der Nennungen leider nicht mehr rekonstruiert werden. Den Unterla-
gen war lediglich zu entnehmen, welche Motivationen von den Teilnehmer genannt wurden: Dies waren für die 
Mehrheit die persönliche Betroffenheit, ein Interesse am Planungsgegenstand, Nachbarn und deren Sichtweisen 
kennen zu lernen, ein generelles „Interesse an Politik“ und Neugier auf das Verfahren und Bürgerbeteiligung als 
solche (SENSUT 1999: 9).  
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Verbesserung der Situation im Quartier beizutragen und konkret an einer Problemlö-
sung teilzuhaben, scheint unabhängig von der Form bzw. Methode der Beteiligung. Da-
mit wird auch ein bestimmtes Selbstverständnis von Handeln durch die Teilnehmer for-
muliert, das der Idee eines bürgerschaftlichen Engagements näher zu stehen scheint als 
der zuvor beschriebenen Perspektiven der Planungs- und Verwaltungsakteure. Aspekte 
wie die Beförderung einer demokratischeren Planung, das Ausüben von Bürgersinn und 
Lernen spielten in dieser Befragung eine nachgeordnete Rolle.  
Erwartungen von Akteuren an Beteiligungsprozesse 
Es kann daraus gefolgert werden, dass das eigene aktive Einbringen bzw. das Beitra-
gen zur Problemlösung ein wichtiges Bewertungskriterium für die Anwohner darstellt. 
Sie gehen davon aus, dass dies in einem Beteiligungsverfahren möglich ist, ansonsten 
würden sie nicht teilnehmen. Umgekehrt gehen institutionelle Akteure zum Beispiel da-
von aus, dass durch Beteiligung ihre Arbeit unterstützt wird. Nach der Teilnahme an den 
Planungszellen wurde von denselben Teilnehmern auch eine Einschätzung des Verfah-
rens erfragt. Dabei zeigten sich Relativierungen der ursprünglichen Motivationen der 
Teilnehmer aufgrund der im Verfahren wahrgenommenen Strukturen, Rahmenbedin-
gungen, aber auch der Ziele der Verwaltung und der Politik im Unterschied zu den eige-
nen. Ein Lernen der Akteure durch oder in Beteiligungsverfahren war kein Thema.  
 
 
 
Erwartungen der Bürger  
Nen-
nungen 
Demokratiestabilisierung - - 
Bessere Einflussnahme auf Planungen 49 Handlungsfähigkeit 
Fehlplanungen vermeiden 5 
Zukunftsorientiertes und erschwingliches Wohnen 26 
Anwohnerinteressen wahrnehmen, Wohnumfeld verbessern 16 
Verbesserte Planung 
Information  10 
Lernen  - - 
Tabelle 4: Erwartungen von Bürgern an eine Beteiligung im Planungsprozess (n = 98; veränderte 
Darstellung nach HOHN/WORTMANN 2004: 56/57).  
Zwar wurden die Ergebnisse der Beteiligungsverfahren in der Regel als realistisch und 
gut eingeschätzt, es wurde aber auch darauf verwiesen, dass „unklar [war], was über-
haupt machbar wäre“ aufgrund der insgesamt problematischen Finanzlage Berlins 
(SENSUT 2000b: 56). Bemängelt wurde aber in diesem Zusammenhang, „dass keine 
speziellen Gelder für die Umsetzung der Empfehlungen ... bereitgestellt worden seien.“ 
(SENSUT 2000b: 54f). Diese Befürchtungen wurden teilweise bestärkt durch die Wahr-
nehmung eines geringen Interesses der eingeladenen Politiker (SENSUT 2000b: 51), die 
dazu führen würden, „dass man die Bürgergutachter nach dem Motivationsschub hän-
gen [lässt]“ (SENSUT 2000: 51). Nach den Verfahren waren die Teilnehmer zudem ent-
täuscht, weil sie das Gefühl hatten, dass die Empfehlungen nicht umgesetzt würden 
 40
                                                                       Kapitel 3 – Akteursperspektiven auf Beteiligung  
(SenSUT 1999: 11; SENSUT 2000a: 8; SENSUT 2000b: 9), verbunden mit einer Skepsis 
gegenüber den Entscheidungsträgern (SENSUT 1999: 11; SENSUT 2000a: 8).  
Ein ähnliches Bild ergibt sich aus einer weiteren Befragung verschiedener Akteure: In 
der Evaluation eines „trilateralen Beteiligungsprozesses“ in Osnabrück zur Planung ei-
nes neuen Wohngebiets wurden bei der ersten Versammlung unter anderem die Erwar-
tungen der Anwesenden an den gesamten Prozess erfragt (HOHN/WORTMANN 2004; 
siehe Tabelle 4). Die Hälfte der befragten Anwohner erwarteten eine bessere, aktive 
Einflussnahme auf die Planung ihres zukünftigen Wohnortes, weitere fünf eine Vermei-
dung von Fehlplanungen bezüglich des Wohngebietes durch ihre Beteiligung. Insge-
samt 42 Bürger erwarteten verbesserte Planungsergebnisse: ein zukunftsorientiertes 
und erschwingliches Wohnen, das Wahrnehmen von Anwohnerinteressen sowie die 
Verbesserung des Wohnumfelds. Deutlich weniger oft erwähnt wurde Information; De-
mokratiestabilisierung und Lernen wurden nicht genannt.  
  
Erwartungen der Verwaltung und der Politik  
 
Nen-
nungen
 
Demokratiestabilisierung - - 
Höhere Zufriedenheit der Anwohner mit dem Ergebnis14 2 
Gleichbehandlung aller Beteiligten, Herstellung eines breite-
ren Konsenses  
2 
Handlungsfähigkeit 
Erwartungen bei den Bürgern wecken, die nicht erfüllt wer-
den können 
115
Längerer Planungszeitraum 2 
Höherer Aufwand, insbesondere Zeit- und Personalaufwand 2 
Verbesserte Planung 
Durch verbesserte Kommunikation Konfliktentschärfung und 
Erleichterung des Planungsprozesses 
2 
Lernen  - - 
Tabelle 5: Erwartungen von Bürgern, Verwaltungsvertreter und Politiker an eine Beteiligung im 
Planungsprozess (n = 2; veränderte Darstellung nach HOHN/WORTMANN 2004: 56/57). 
Im gleichen Verfahren wurden zudem je ein beteiligter Politik- und ein Verwaltungsak-
teur befragt (siehe Tabelle 5). Hier wurden Aspekte benannt, die die Handlungsfähigkeit 
der Politik und der Verwaltung erhöhen (Zufriedenheit der Anwohner, Gleichbehandlung, 
Konsens) sowie eine Konfliktentschärfung bzw. Erleichterung des Planungsprozesses 
bewirkten. Allerdings formulierten sie auch die Befürchtung, mit dem Verfahren zu hohe 
Erwartungen bei den Bürgern geweckt zu haben, den Planungszeitraum durch den Be-
teiligungsprozess zu verlängern sowie einen vergleichsweise größeren Zeit- und Perso-
nalbedarf für die Umsetzung der Ergebnisse zu beanspruchen.  
Die Kritikpunkte der Anwohner sowie die Befürchtungen der Politik- und Verwaltungsak-
teure verweisen auf die Leistungsgrenzen von Beteiligungsverfahren: Eine wesentliche 
Voraussetzung zu einer Teilnahme an oder Durchführung von Beteiligungsprozessen 
sei die Möglichkeit, Rahmenbedingungen, Strukturen und Ziele einzuschätzen. Daraus 
                                                     
14 Ob damit die eigene Zufriedenheit oder die der Bewohner/innen gemeint war, lässt sich im Text nicht feststellen.  
15 Dieser Punkt wurde nur von dem befragten Politiker benannt.  
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werden eigene Handlungsmöglichkeiten abgeleitet sowie das Handeln anderer Akteure 
eingeschätzt. Akteure weisen somit sich und anderen Rollen zu; dabei gehen sie mögli-
cherweise zunächst davon aus, dass die Ziele ähnlich sind. Diese Einschätzungen müs-
sen nicht realistisch sein, je nach Informationslage und Gewichtung derselben können 
sie sogar stark unterschiedlich ausfallen. Entsprechend problematisch ist es, wenn in 
Beteiligungsverfahren zum Beispiel durch unzureichende Kenntnis über Handlungsmög-
lichkeiten und –fähigkeiten der Akteure „unterschiedliche Erwartungen an das Verfahren 
oder die Qualität der Ergebnisse geweckt werden“. Denn dann „ist das Scheitern pro-
grammiert” (HAMMERBACHER/CLAUS 1999: 302).16  
 
3.5 Zwischenfazit: Akteursperspektiven auf Beteiligung an der Stadtteilent-
wicklung 
In diesem Kapitel wurden wissenschaftliche Perspektiven auf Akteurshandeln unter-
sucht. Die beschriebenen institutionellen Handlungs- und Prozessmodelle gehen eben-
so wie das Prozessmodell der kommunikativen Planung und die Ansätze des bürger-
schaftlichen Engagements und des sozialen Kapitals von einer Gemeinwohlorientierung 
der Akteure und Institutionen aus und betonen die institutionelle Perspektive mit einem 
spezifischen Prozess, in dem die Rollen institutioneller Akteure zusätzlich undeutlicher 
bleiben als die der Bürger. Handlungsorientierungen und –bereitschaft von Akteuren, 
Beziehungen zwischen Akteuren sowie Wechselwirkungen von Akteurshandeln werden 
darüber hinaus kaum berücksichtigt. Um Akteurshandeln in der Praxis besser beschrei-
ben zu können, wurde davon ausgegangen, dass individuelle Perspektiven auf Beteili-
gung das Handeln von Akteuren beeinflussen. Dazu wurde zwischen einer Bereitschaft 
eines Akteurs zu einem bestimmten Handeln (Motivation), bewussten Zielorientierungen 
(Interessen) sowie der gedanklichen Vorwegnahme vom Handeln beteiligter Akteure 
sowie der Reaktionen anderer Akteure (Erwartungen) unterschieden. In der durchge-
führten Praxis-Stichprobe wurden als Motivationen der Anwohner eines Beteiligungsver-
fahren in Berlin ein generelles Interesse an Beteiligung an der Stadtteilentwicklung, das 
Erreichen positiver Veränderungen, das Einbringen eigener Vorschläge benannt. Erwar-
tungen der Anwohner in einem anderen Verfahren in Oldenburg waren eine bessere 
Einflussnahme auf Planungen durch eigenes Engagement sowie ein zukunftsorientier-
tes, erschwingliches Wohnen. Bei den beiden befragten Politik- und Verwaltungsakteu-
ren hielten sich positive und negative Erwartungen die Waage und reichten von der 
Hoffnung auf eine erhöhte Legitimation ihres Handelns bis zur Befürchtung, überhöhte 
Erwartungen bei den Anwohnern durch das Verfahren zu erzeugen. Diese Stichprobe 
                                                     
16 Erwartungen der Akteure bezeichnen in den Sozialwissenschaften die gedankliche Vorwegnahme von Handlun-
gen und Reaktionen Anderer, bezüglich zukünftiger Ereignisse, Ergebnisse, Nutzen eigenen Handelns und der 
Wahrnehmung der eigenen Rolle. Erwartungen sind damit auch ein Versuch, Risiken und Unsicherheit eigenen 
und fremden Verhaltens zu begegnen (DECHMANN/RYFFEL 1995: 47). In den Wirtschaftswissenschaften werden 
Erwartungen sogar als eine Voraussetzung für die Prognosefähigkeit (wirtschaftlicher) Prozesse beschrieben. Oh-
ne Erwartungen wäre es demzufolge irrational von Individuen, Entscheidungen zu treffen (vergleiche Konzept der 
rationalen Erwartungen, FRANKE/HÄRDLE/HAFNER 2003: 17).  
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kann nur als erste Annäherung an den Untersuchungsgegenstand verstanden werden, 
da der Kontext der untersuchten Verfahren jeweils ein anderer war und die Perspektiven 
der übrigen Akteure nicht bzw. kaum untersucht wurden. Allerdings lassen sich aus den 
Ergebnissen Folgerungen für die Untersuchung von Akteursperspektiven auf Beteiligung 
in der Praxis ziehen.  
Konsequenzen für die weitere Untersuchung 
Insbesondere in Stadtteilen, in denen soziale Problemlagen diagnostiziert werden, sind 
seit Anfang der 1990er Jahre vermehrt integrierende, strategische Ansätze zu finden. 
Diese orientieren sich zunehmend an den Bedürfnissen der Akteure sowie der Ressour-
cen vor Ort, sind häufig flexibler und weniger hierarchisch angelegt und integrieren ver-
schiedene Ressorts, Fachebenen (SCHOLL 2005: 1124). Anzunehmen ist, dass das fle-
xible Vorgehen von Verwaltungs- und Politikakteuren entsprechend auch von den übri-
gen Akteuren eine größere Flexibilität ihres Handelns fordert sowie eine verstärkte Be-
reitschaft aller Akteure zu Zusammenarbeit und Kommunikation (MAURER 2005: 760). 
Für die Beteiligungspraxis bedeutet dies, dass eine Vielzahl spezifischer Ansätze entwi-
ckelt wird, die sich zudem nach Form und Grad bzw. Methode, und damit auch nach 
Handlungsprinzipien und Rollenverteilungen, unterscheiden. Im Prinzip kann dies auch 
bedeuten, dass Beteiligung von Akteuren in jedem Projekt, jedem informellen Verfahren, 
in jedem Prozess eine spezifische Bedeutung hat. Informelle Beteiligungsverfahren sind 
dabei, neben Projekten, Initiativen, Kooperationen, Partnerschaften, Hilfe zur Selbsthilfe 
und Netzwerken, nur ein Handlungsansatz unter vielen.  
Wenn sich aber die Zahl der Beteiligungsmöglichkeiten erhöht und diese zudem immer 
stärker die lokalen Rahmenbedingungen berücksichtigen, wird zwangsläufig auch die 
inhaltliche und begriffliche Abgrenzung der Formen, Grade und Methoden von Beteili-
gung zur Orientierung der Akteure wichtiger. In Zukunft wird daher sowohl in der Theorie 
als auch in der Praxis eine möglichst genaue Beschreibung der Ziele, Probleme, Rah-
menbedingungen und Handlungsmöglichkeiten von Beteiligung an der Stadtteilentwick-
lung notwendig sein: „A theory of participation separate from analysis of the meaning of 
the concept in specific organizational practices would be impossible“ (MOSSE 2001: 32).  
Vor diesem Hintergrund können die Thesen aus Kapitel 1.4 wie folgt detailliert werden:  
1) In Beteiligungsprozesse eingebundene Akteure (Politik, Verwaltung, Anwohner, 
intermediäre Organisationen) schätzen Ziele, Strukturen, Rollen und Handlungs-
möglichkeiten sowie die jeweiligen Rahmenbedingungen von Beteiligung und 
Stadtteilentwicklung unterschiedlich ein und möchten entsprechend handeln – sie 
haben also unterschiedliche Perspektiven auf Beteiligung, die in individuellen Mo-
tivationen, Interessen und Erwartungen der Akteure begründet sind. 
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Motivationen, Interessen und Erwartungen der Akteure beschreiben eine individu-
elle Perspektive auf eigene Handlungsmöglichkeiten sowie die der anderen Ak-
teure. Als Interessen der Akteure in den beiden Beispielen können demzufolge 
verbesserte Planungsergebnisse sowie eine Erleichterung der Verwaltungsarbeit 
durch bessere Abstimmung benannt werden. Motivationen von Akteuren liegen 
darin, selbst aktiv an der Gestaltung ihres Wohnumfeldes mitzuwirken, ihre Sicht-
weisen und Verbesserungsvorschläge einbringen und aktiv an der Problemlösung 
teilhaben zu können. Als Erwartungen können sowohl die Annahme der Bürger, 
sich aktiv einbringen zu können und positive Lösungen zu erlangen als auch das 
Herstellen von Zufriedenheit, Akzeptanz und Legitimation bei vermindertem Ar-
beitsaufwand für die beiden Politik- und Verwaltungsakteure beschrieben werden.  
2) Akteurshandeln im Rahmen von Stadtteilentwicklung wird zukünftig stärker auf 
gemeinsame Bezugspunkte (Begriffe, Ziele und Inhalte) sowie Synergieeffekte 
angewiesen sein.  
Disziplinäre Definitionen von Beteiligung beschreiben unterschiedliche Grade der 
Einbindung, unterschiedliche Formen und Handlungsprinzipien und unterschiedli-
che Rollen für Akteure. In den obigen Stichproben wird eine Beteiligung bzw. 
Durchführung von Beteiligung mit konkreten positiven (und teilweise auch negati-
ven) Effekten verknüpft. Für die beteiligten Bürger war dies zum Beispiel eine Op-
timierung des konkreten Planungsergebnisses und positive Auswirkungen auf die 
Wohnumgebung, für Verwaltungs- und Politikakteure standen hingegen eher As-
pekte der Legitimation, Akzeptanz und geringeren Arbeitsbelastung im Vorder-
grund. Damit hätten nicht nur Akteursgruppen in der Beteiligungspraxis unter-
schiedliche Interessen, Motivationen und Erwartungen, sondern diese stünden 
auch in Kontrast zu den in der Literatur angenommenen. Fraglich ist daher, ob die 
Komplexität von Akteurshandeln in Beteiligungsprozessen durch bisherige wis-
senschaftliche Ansätze erklärt werden kann.  
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Abschnitt II: Akteursperspektiven auf Beteiligung in der Praxis 
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4. Beteiligung an der Stadtteilentwicklung in der Praxis 
In diesem Kapitel Abschnitt werden anhand eines konkreten Beispiels, des „Bund-
Länder-Programms Soziale Stadt“ sowie seines Umsetzungsinstruments „Quartierma-
nagement“, Perspektiven auf Beteiligung in der Praxis untersucht. 
 
4.1 Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“  
Strategische Entwicklungsprogramme wurden ab Anfang der 1990er Jahre entwickelt, 
um umsetzungsorientierte, langfristige Lösungen für Städte und Stadtteile zu entwickeln. 
Kennzeichen dieser neuen Ansätze waren eine Ressort übergreifende Problemlösung 
zur sozialen und wirtschaftlichen Stabilisierung von Stadtteilen bei gleichzeitig erhöhter 
Orientierung an den Bedürfnissen der Akteure (BRAKE 2000: 6; MAURER 2005: 760). Die 
bekanntesten Beispiele aus dieser Zeit sind das Programm „Stadtteile mit besonderem 
Erneuerungsbedarf" in Nordrhein-Westfalen ab 1993 sowie das „Pilotprogramm zur Ar-
mutsbekämpfung in Hamburg“ ab 1994.17 Die Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt der 
ARGEBAU griff diese Erfahrungen auf und setzte integrative Handlungskonzepte zu-
nächst im Rahmen des „Experimentellen Wohnungs- und Städtebaus" (ExWoSt) seit 
1998 in ausgewählten Quartieren, anschließend über das Bund-Länder-Programm „So-
ziale Stadt – Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf“ um. Ziel des Programms ist 
es, „Quartiersentwicklungsprozesse in Gang" zu setzen, „welche die sozialen Problem-
gebiete zu selbständig lebensfähigen Stadtteilen mit positiver Zukunftsperspektive ma-
chen“ (ARGEBAU 2000: o.S.; siehe Tabelle 6). 
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Entwicklung komplexer und 
längerfristig zufrieden-
stellender Lösungen für 
Stadt und Stadtteile mit be-
sonderen sozialen Proble-
men  
Verknüpfung sozialer Prob-
leme mit politischen, wirt-
schaftlichen und baulich-
räumlichen Rahmenbedin-
gungen 
Erprobung neuer Verwal-
tungs- und Management-
strukturen mit dem Ziel einer 
Ressourcenbündelung, ziel-
genauerem, effizienterem 
und flexiblerem Mitteleinsatz 
Ressortübergreifende Kom-
bination von Förderpro-
grammen  
Stärkere Berücksichtigung 
nicht-investiver Ansätze 
Stabilisierung und Verbesse-
rung physischer Wohn- und 
Lebensbedingungen & der 
wirtschaftlichen Grundlagen 
in den Quartieren 
Erhöhung von Lebenschan-
cen durch Vermittlung von 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und 
Wissen 
Stärkung von Gebietsimage, 
Stadtteilöffentlichkeit und I-
dentifikation der Anwohner 
mit den Quartieren 
Tabelle 6: Strategische Ziele des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt auf Stadtteilebene, 
institutioneller Ebene sowie Anwohnerebene (Quellen: BECKER U.A. 2002: 34; ARGEBAU 2000: o.S., 
Die Soziale Stadt – Programm 2000: o.S; eigene Zusammenstellung).  
                                                     
17 Weitere Initiativ-Programme waren das 1997 eingeführte Landesprogramm „Einfache Stadterneue-
rung" in Hessen sowie das ab 1998 umgesetzte Handlungskonzept „Wohnen in Nachbarschaften 
(WiN)" in Bremen. 
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Mit diesem Programm sollte ein neuer Politikansatz umgesetzt werden, der strategisch 
und aktiv vielfältige Formen der Zusammenarbeit entwickelt und fördert (FRANKE/LÖHR 
2001: o.S.). Im Unterschied zu früheren Ansätzen der Stadtteilentwicklung setzte es auf 
drei verschiedenen Ebenen an. Auf Stadtteilebene sollten „komplexe und längerfristig 
zufrieden stellende Lösungen für Stadt und Stadtteile mit besonderen sozialen Proble-
men entwickelt und dementsprechend soziale Probleme mit politischen, wirtschaftlichen 
und baulich-räumlichen Rahmenbedingungen verknüpft werden" (BECKER U.A. 
2002:°26). Auf der institutionellen Ebene sollte eine stärkere Verzahnung von Lösungs-
ansätzen durch eine ressortübergreifende Kombination von Förderprogrammen, eine 
stärkere Berücksichtigung nicht-investiver Ansätze sowie die Erprobung neuer Verwal-
tungs- und Managementstrukturen erreicht werden. Auf diese Weise sollten auch vor-
handene Ressourcen gebündelt und zielgenauer, effizienter und flexibler eingesetzt 
werden (BECKER U.A. 2002: 28). Auf Anwohnerebene schließlich zielt das Programm auf 
die Verbesserung der Lebensbedingungen vor Ort, eine Einbindung der Fähigkeiten und 
des Wissens der Anwohner sowie eine „Stärkung von Gebietsimage, Stadtteilöffentlich-
keit und Identifikation der Anwohner mit den Quartieren" ab (ARGEBAU 2000: o.S.).  
 
4.1.1 Aktivierung, Beteiligung und Mitwirkung im Programm 
Gemäß der Ausrichtung des Programms „Soziale Stadt“ ist Beteiligung nicht auf baulich-
räumliche Fragen begrenzt, sondern schließt soziale, politische und wirtschaftliche Fra-
gen und Probleme ein. Man geht dabei davon aus, dass eine solche Beteiligung die 
Kommunikation zwischen Akteuren erhöht, denn zur Identifikation „lebensweltbezogener 
Probleme“ sollen Menschen in Aktivierungs-, Beteiligungs- und Abstimmungsprozessen 
miteinander „in Kommunikation“ gebracht werden“ (ALISCH 2003: o. S.). Um die Bedeu-
tung von Beteiligung im Programm herauszustellen, wird sie ausdrücklich zum „eigen-
ständigen Bestandteil städtischer Entwicklungsstrategien“ (ARGEBAU 2000: o. S.) er-
hoben. Die Förderung des Engagements der Anwohner bei der Entwicklung umsetzba-
rer Maßnahmen bildet dabei eine wichtige strategische Leitlinie. Unterstützt werden soll 
dieses durch die Arbeit der Verwaltung und des Quartiermanagement als intermediärer 
Organisation. Im Programm zeigt sich auch der Versuch, die Ziele eindeutiger zu be-
schreiben: Das Einbeziehen der Bürger wird dabei sowohl unter einen instrumentell-
strategischen Ansatz (Aktivierung und Beteiligung) als auch einen inhaltlich-
methodischen Ansatz (Bürgermitwirkung, Stadtteilleben) gefasst.  
Das instrumentell-strategische Handlungsfeld Aktivierung und Beteiligung  
„Aktivierung und Beteiligung“ bezeichnet eins von insgesamt fünf instrumentell-
strategischen Handlungsfeldern des Programms. Beteiligung steht hier als Synonym für 
Bürgerbeteiligung und wird verfahrensorientiert definiert – sie gilt als „grundlegende 
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Gesamtziele der Sozialen Stadt 
1. Aufwertung von benachteiligten Stadtteilen 
2. Entwicklung des Gemeinwesens 
3. Entwicklung einer positiven Zukunftsperspektive 
(Inhaltlich-Methodische)  
Ziel- und Maßnahmefelder 
Beispielhafte Maßnahmen  Beteiligte Instrumentell-strategische 
Handlungsfelder 
(Teil-) Ziele  
1. Ressourcenbündelung
2. Integrierte Handlungs-
konzepte
3. Quartiermanagement
 1. Bürgermitwirkung,  
    Stadtteilleben 
1. Installation eines Stadtteilmanage-
ments  
2. Einrichtung von Stadtteilbüros 
3. Bildung von Stadtteilbeiräten 
4. Bereitstellung von Bürgertreffs und 
anderen Räumen 
5. Ausstattung der Stadtteilbeiräte mit 
kleinen Fonds  
6. Unterstützung der Bürger zur 
Selbsthilfe und bei Maßnahmen der 
Stadtteilentwicklung 
1. Bewohnerinnen und Be-
wohner  
2. Beschäftigte und Gewer-
betreibende 
3. Grundeigentümerinnen 
und Grundeigentümer  
4. Vereine, Initiativen, Insti-
tutionen  
5. Stadtteilbeiräte  
6. Stadtteilmanagement 
4. Aktivierung und Beteili-
gung
1. Aktivierung örtlicher Po-
tenziale, Hilfe zur Selbsthilfe  
2. Entwicklung von Bürger-
bewusstsein für den Stadtteil  
3. Schaffung selbsttragender 
Bewohnerorganisationen, 
nachbarschaftlicher Netze 
2. Lokale Wirtschaft, Arbeit 
3. Beschäftigung  
4. Quartierszentren 
5. Soziale und kulturelle Infra- 
struktur  
6. Wohnen  
7. Wohnumfeld, Ökologie 
 5. Evaluierung, Monitoring  
 Tabelle 7: Unterschiedliche Definitionen von Beteiligung im Quartiermanagement und im Bund-Länder-Programm Soziale Stadt (Quelle: ARGEBAU 2000:3ff, eigene Darstellung, 
beteiligungsrelevante Aspekte sind grau unterlegt).
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Voraussetzung für den erfolgreichen Ablauf der Stadterneuerung“, setzt „meist auf einer 
formalen Ebene an und basiert auf mehr oder weniger geplanten Verfahren (konkretes 
Programm, bestimmter Ort, moderierter Ablauf) sowie vergleichsweise konkreten Ziel-
vorstellungen (z.B. Diskussion zu bestimmten Themen, Entwicklung von Projekten, Ver-
tretung von Gruppeninteressen)“ (DIfU 2000: 3). Im Unterschied dazu bezeichnet Akti-
vierung im Programm "projektunspezifische, informelle und zu einem großen Teil an die 
Menschen direkt adressierte Vorgehensweisen“ (ebd.: 4). Als Beispiele werden genannt: 
aktivierende Befragungen, Beratungsangebote, aufsuchende Arbeit, Streetwork, Ver-
netzung von und Vermittlung zwischen einzelnen Akteuren, Institutionen und Organisa-
tionen, Schlichten von Interessenkonflikten (Mediation), Organisation von Versammlun-
gen, (Stadtteil)Festen, Veranstaltungen und Aktionen, Gebiets- und Gebäudebegehun-
gen, Informationsangebote und -veranstaltungen. Auch „quartiersbezogene Öffentlich-
keitsarbeit über (mehrsprachige) Stadtteilzeitungen, Plakate, Flyer, Broschüren, Rund-
briefe, Internetangebote sowie den Einsatz von Logos und Slogans ist Teil der Aktivie-
rungsarbeit" (DIfU 2000: 6).  
Signifikant für den strategischen Ansatz der Sozialen Stadt ist die enge Verbindung von 
Beteiligung zu Aktivierung sowie eine Verbindung zum Beteiligungsansatz der Gemein-
wesenarbeit: Aktivierung soll explizit durch "Strategien des Empowerment und der Ge-
meinwesenarbeit" (ebd.: 42) sowie einer „effektiven Anwendung einer Vielzahl von Me-
thoden“ (BECKER U.A. 2002: 32) erreicht werden. Dieses Handlungsfeld ist also stark auf 
das eigene Engagement der Bürger ausgerichtet; entsprechend sind die drei Teilziele 
die Aktivierung örtlicher Potenziale und Hilfe zur Selbsthilfe, die Entwicklung von Bür-
gerbewusstsein für den Stadtteil sowie die Schaffung selbst tragender Bewohnerorgani-
sationen und nachbarschaftlicher Netze (DIfU 2000: 7).  
Das inhaltlich-methodische Ziel- und Maßnahmenfeld „Bürgermitwirkung/Stadtteilleben“ 
Eins der insgesamt sechs übergeordneten inhaltlich-methodischen Ziel- und Maßnah-
menfelder des Programms ist mit „Bürgermitwirkung/Stadtteilleben“ überschrieben (sie-
he Tabelle 7). Auch hier wird ein Anspruch an die „Mitwirkung der Bürger am politischen 
Leben" formuliert, „den sozialen Verbund wieder herzustellen, alle vorhandenen Poten-
ziale zu stärken und ... sich dauerhaft selbst zu organisieren“ (DIfU 2000: 6). Im Unter-
schied zum oben beschriebenen Handlungsfeld zielt dieses Ziel- und Maßnahmenfeld 
auf die Bürgerorientierung der Verwaltung bzw. des Quartiermanagement: Entspre-
chend werden beispielhaft strukturelle Neuerungen und Ergänzungen benannt, die die-
se Mitwirkung befördern sollen, wie die Installation von Stadtteilmanagements und 
Stadtteilbüros sowie die Bildung von Stadtteilbeiräten. Darüber hinaus wird die Notwen-
digkeit einer materiellen (Bereitstellung von Räumen, Ausstattung der Stadtteilräte mit 
Kleinen Fonds) und ideellen Unterstützung (Hilfe zur Selbsthilfe und bei Maßnahmen 
der Stadtteilentwicklung) der Bürger anerkannt (DIfU 2000: 7). Als Indikatoren wurden 
eine effiziente „Mittelbündelung, Integration und Kooperation, Aktivierung und Beteili-
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gung lokaler und lokal wirksamer Akteure sowie das Etablieren neuer Management- und 
Organisationsformen“ benannt (BECKER U.A. 2002: 8).  
Diese beiden Handlungsfelder können in der Praxis nicht unabhängig voneinander ge-
sehen werden (vergleiche ALISCH 2003: o. S.). Wirkungsvolle Stadtteilentwicklung ist 
dem Programm zufolge auf die Handlungsbereitschaft der Akteure genauso angewiesen 
wie auf adäquate strukturelle Voraussetzungen in den Quartieren: Die „Schaffung ganz-
heitlicher quartiersbezogener Beteiligungsstrukturen, die quartiersbezogene Vernetzung 
lokaler Initiativen und Organisationen, die Erschließung der spezifischen Problemlö-
sungskompetenzen auch bisher nicht organisierter Bürgerinnen und Bürger" (FRANKE 
2002: 31f) müssen daher als Voraussetzungen von Stadtteilentwicklung gelten. Als Er-
folgsbedingungen eines solchen Handelns seien zum einen eine Unterstützung bzw. 
Befähigung der Bürger durch die Verantwortlichen notwendig (BECKER U. A. 2002: 32). 
FRANKE/LÖHR (2001: o. S.) heben in diesem Zusammenhang die Bedeutung der Aktivie-
rung für Mitwirkung und Mitentscheidung der Anwohner sowie lokaler Wirtschaftsakteure 
hervor), eine Offenheit des Quartiermanagement für unterschiedliche Prozesse der 
Quartiersentwicklung, für Ideen und Mitwirkung von Akteuren bei der Umsetzung sowie 
wie eine organisatorische Flexibilität. Zum anderen sei aber auch das Stärken der „Fä-
higkeit der Bewohnerschaft zur Zusammenarbeit, zum Miteinander und zur sozialen 
Vernetzung“ (BECKER U.A. 2002: 32) notwendig.  
 
4.1.2 Evaluation der Beteiligungsansätze  
Bis zur ersten Zwischenevaluation des Programms (BECKER U.A. 2002) wurden viele 
Projekte durchgeführt, neue Arbeitsformen ausprobiert und Ergebnisse umgesetzt. 
Dennoch konnten die hochgesteckten inhaltlichen und strukturellen Ziele bezüglich Be-
teiligung in der Umsetzung bisher nicht alle erreicht werden. Auf Stadtteilebene zeigte 
sich, dass die einzelnen Handlungsfelder und Maßnahmen einen unzureichenden De-
taillierungsgrad aufwiesen, Leit- und Einzelziele fehlten bzw. zu unkonkret waren; aber 
auch Begründungszusammenhänge der Maßnahmenauswahl fehlten (HÄUßERMANN 
2005: 77). Ein weiterer Kritikpunkt bezüglich der Umsetzung war, dass die Vorausset-
zungen und Bewertungsmaßstäbe von Stadtteilentwicklung falsch oder unzureichend 
eingeschätzt würden, nicht an die neuen Inhalte und Strukturen angepasst werden 
konnten und die Wechselwirkungen von Akteurshandeln nur unzureichend beschrieben 
und bewertet werden können: Als „relativ erfolgreich“ wurde die Soziale Stadt bezüglich 
investiver Maßnahmen charakterisiert (WALTHER/GÜNTNER 2005: 185). Dies mache sich 
allerdings weniger im baulich-räumlichen, denn in der Förderung von Wirtschaftsakteu-
ren bemerkbar (HÄUßERMANN 2005: 78). Teilweise seien aber auch Erfolge durch in-
vestive Maßnahmen im sozialen Bereich bemerkbar, insbesondere dann, wenn sich die 
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Praxis auf Strategien konzentriere, die sich in der Sozialarbeit bereits vor der Pro-
grammeinführung bewährt hätten (KRUMMACHER 2003: 74). 18  
Auch auf institutioneller Ebene sei das Programm deutlich weniger erfolgreich als erwar-
tet, da nur wenige strukturelle Neuerungen um- und durchgesetzt werden konnten. In 
der Zwischenevaluation wurde darauf hingewiesen, dass die hochgesteckten inhaltli-
chen Ziele des Programms dazu führte, dass sich „ein eher pragmatisches Vorgehen 
mit Schwergewicht auf schnell realisierbaren Projekten“ entwickele (ebd.: 31). Auch 
nach der Zwischenevaluation und damit verbundenen zahlreichen Kongressen, 
Workshops und Austauschprozessen der verantwortlichen Akteure der Sozialen Stadt 
blieben diese Probleme bestehen: AEHNELT (2005: 69) weist zum Beispiel darauf hin, 
dass sich die Umsetzung von Maßnahmen in der Mehrzahl der Fälle auch nach dieser 
ersten Zwischenevaluation weiterhin auf eine operative Steuerung von Maßnahmen be-
schränke. Diese Steuerung erfolge zudem durch vergleichsweise kleine „Kernteams“, 
die weder ressortübergreifend angelegt seien noch neue Arbeitsformen anwendeten.  
Zudem wurde der Steuerungsaufwand von Beteiligung unterschätzt: Eine regelmäßige 
Beteiligung von Bürgern bei der Entwicklung und Umsetzung von Konzepten und Maß-
nahmen der Stadtteilentwicklung wurde entsprechend häufig durch eine pragmatische 
Mischung verschiedener Steuerungsansätze in den Hintergrund gedrängt. Dabei wur-
den Top-down-Ansätze „vor allem für die Antragstellung zur Aufnahme ins Programm 
und für die Phase der Programmimplementierung [als] unerlässlich“ angesehen, wäh-
rend Bottom-up-Strategien meist erst „für die Weiterentwicklung und Fortschreibung der 
Konzepte tragend“ wurden (BECKER U.A. 2002: 31). Dies wurde von den verantwortli-
chen Akteuren in Verwaltung und Quartiermanagement zum einen darauf zurückgeführt, 
dass für die Entwicklung integrierter Handlungskonzepte nur teilweise innerhalb der vor-
gesehenen Zeithorizonte eine Mitwirkung der Bewohner erreicht werden konnte. Zum 
Anderen zeigte sich in der Zusammenarbeit mit den Anwohnern deutlich, dass die exis-
tierenden Bewertungsmaßstäbe hinterfragt werden mussten: Zu Beginn der Umsetzung 
ging man davon aus, dass die Ergebnisse der Beteiligungsmaßnahmen am Grad der 
Aktivierung der Bürger und am Grad der selbständigen Nutzung eigener Kompetenzen 
gemessen werden könnten. „Erfolgreiche Projekte“ sollten sich „dadurch aus[zeichnen], 
dass sie neue Strukturen und Formen des Aushandelns zwischen Politik und Verwal-
tung auf der einen Seite und den Bewohnern eines Stadtteils und ihrer Lebenswelt auf 
der anderen geschaffen haben.“ (ALISCH 2003: o. S.) Schnell wurde aber klar, dass die s 
nur schwer zu realisieren war (DIfU 2004a: o. S.). Darüber hinaus wurde festgestellt, 
dass „die Ideen der Bewohnerschaft ... oft mit konkreten Projekt-, Zeit- und Output-
Vorstellungen der Verwaltung [kollidieren].“ Dies sei sowohl in „mangelnden Entschei-
dungsbefugnissen“ und Nicht-Verfügbarkeit über materielle Ressourcen (insbesondere 
Geld) begründet (FRANKE 2000: 45) als auch in „mangelhaften ‚Sprachkenntnissen bei-
                                                     
18 Verwiesen wird an dieser Stelle im Programm auf bereits in der Gemeinwesenarbeit erprobte Methoden, wie sie 
zum Beispiel von MOHRLOCK U.A. 1993 beschrieben wurden. 
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der Seiten’, also in der Kommunikation“ zwischen Anwohnern, Verwaltung und Quar-
tiermanagement (STEIN 2005: 181).  
Als Konsequenz aus diesem Befund wurde in der ersten Zwischenevaluation des Pro-
gramms gefordert, „dass hinsichtlich der Realisierung von Bewohnerwünschen keine Il-
lusionen erzeugt werden dürfen, und dass Verfahren transparent gestaltet sein müssen“ 
(BECKER U.A. 2002: 45). Auf die Bedeutung realistischer Ziele wies auch STEIN (2005: 
181) hin: Das Programm sei dann erfolgreicher, „wenn wir mit bescheidenen, aber der 
Situation angemessenen Erwartungen ansetzen.“ (Zitat eines befragten Quartiermana-
gers) Dazu gehöre auch die Klärung der Handlungsmöglichkeiten aller Akteure. Insbe-
sondere von Seiten des Quartiermanagement und der Verwaltung, aber auch durch die 
Politik sei daher klar zu stellen, „welche Rechtsqualität oder Beschlusskraft die in Betei-
ligungsgremien getroffenen Entscheidungen haben, wer der Adressat von Empfehlun-
gen oder Beschlüssen ist, und wie das weitere Prozedere außerhalb der Beteiligungs-
gremien geregelt ist.“ (BECKER U.A. 2002: 45) Deutlich wird, dass sich die Qualität von 
Beteiligung über die Programmlaufzeit veränderte: Während zunächst das Aktivieren zu 
Beteiligung vorrangiges Ziel der Sozialen Stadt und damit der Aktivitäten der Quartier-
manager vor Ort waren, nehme die Entscheidungsbeteiligung einen immer größeren 
Stellenwert in der Umsetzung des Programms ein (HÄUßERMANN 2005: 81; vergleiche 
Kapitel 4.2).  
• Bürgerbeteiligung als Öffentlichkeitsarbeit und Information, Verzicht auf weitere Formen der 
Beteiligung und Aktivierung von Bewohnern 
• Personenbezogene Einbeziehung von Bewohnern in die Entscheidungsprozesse als "Exper-
tenbeteiligung plus" 
• Betonung des partizipatorischen Aspektes durch mehr oder weniger formalisierte Ausgestal-
tung von gebietsbezogener Mitbestimmung und Mitwirkung 
• Konzentration auf die Aktivierung von Bewohnern durch projektbezogene Arbeit und weitge-
hender Verzicht auf eine gebietsweite Bewohnerbeteiligung. 
Abbildung 11: Vier Vorgehensweisen zur Bürgermitwirkung im Bund-Länder-Programm Soziale Stadt 
(Quelle: Aehnelt 2005:70/71). 
Gleichzeitig wurde in der Umsetzung deutlich, dass bei einer Möglichkeit zu einer Betei-
ligung an Entscheidungen das Engagement der Anwohner stärker war (DIFU 2004: o.S; 
EMPIRICA 2003: 119.). Auch STEIN (2005: 181) beobachtete diese Entwicklung: Sie iden-
tifiziert Entscheidungsbeteiligung und „Bürgerbeteiligung am Mitmachen bei unter-
schiedlichen Angeboten“ als die beiden Formen der Beteiligung. AEHNELT (2005: 70/71) 
differenziert diese weiter aus und unterscheidet vier Vorgehensweisen, „die sich nach 
Ausmaß und Fokussierung der Beteiligungs- und Aktivierungsanstrengungen unter-
scheiden“. Das Spektrum reicht dabei von reiner Information über personalisierte, reprä-
sentative Entscheidungsbeteiligung, formale bzw. formalisierte Beteiligung bis hin zu 
punktueller Aktivierung (siehe Abbildung 11).  
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4.1.3 Mehrfachbesetzungen von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung  
Im Programm Soziale Stadt ist der Begriff Beteiligung mehrfach besetzt. Festgestellt 
werden konnten eine instrumentell-strategische sowie eine inhaltlich-methodische Aus-
prägung von Beteiligung, in der bereits erprobte Beteiligungs- und Handlungsansätze 
der Sozialen Arbeit bzw. Gemeinwesenarbeit dominieren. Inhaltlich-methodisch umfasst 
Beteiligung unterschiedliche Formen und Grade der Zusammenarbeit von Anwohnern, 
Verwaltung und Quartiermanagement – von der Hilfe zur Selbsthilfe über Eigeninitiative 
der Bürger, gemeinsames Handeln und Vernetzung bis hin zur Leistungsbeteiligung 
(Mitwirkung) und Entscheidungsbeteiligung (Mitentscheidung). Überlagert werden diese 
verschiedenen Formen und Grade wiederum von einer instrumentell-strategischen „drei-
fachen Besetzung" (DIfU 2004: o. S.): Beteiligung gilt auch als Voraussetzung, als Ziel 
und als zentrales Anliegen einer Quartiersentwicklung, die sowohl soziale, aber auch 
wirtschaftliche und politische Effekte hervorbringen soll (siehe Tabelle 8). 
Im Unterschied zu früheren Beteiligungsansätzen in der Stadtteilentwicklung wird im 
Programm Soziale Stadt davon ausgegangen, dass spezifische neue Organisations-
strukturen zur Unterstützung des Ansatzes notwendig sind. Gleichzeitig wird eine Be-
reitschaft der Anwohner zur Beteiligung und Unterstützung der Verwaltung, Politik und 
des Quartiermanagement vorausgesetzt. Dies setzt eine Abstimmung des Handelns 
verschiedener Akteure voraus, wie sie mit der Verknüpfung der beiden beschriebenen 
Handlungsfelder (instrumentell-strategisch und inhaltlich-methodisch; vgl. ALISCH 2003: 
o.S.) angestrebt wird. Es wird zudem davon ausgegangen, dass eine Aktivierung von 
Anwohnern in breiterem Maß durchführbar ist, denn sie gilt als Voraussetzung für viele 
Maßnahmen der Stadtteilentwicklung. Insgesamt zeigt sich im Programm die Komplexi-
tät des Beteiligungsbegriffs, allerdings wurde in der Evaluation deutlich, dass von den 
Anwohnern bestimmte Formen und Grade der Beteiligung bevorzugt werden. So war 
zum Beispiel das Aktivierungspotenzial und damit auch das Engagement der Anwohner 
höher, wenn eine Beteiligung an Entscheidungen möglich war. 
Festgestellt wurde weiterhin, dass das Handeln der Akteure aus Verwaltung und Quar-
tiermanagement häufig durch Pragmatismus geprägt ist. Dieser ist Konsequenz aus 
dem Umgang mit einer großen Zahl unterschiedlicher, ungenau formulierter und sich 
teilweise widersprechender normativer und praktischer Ziele. Eine geringe Transparenz 
der Strukturen sowie unterschiedliche Interessen und Kommunikationsfähigkeiten der 
beteiligten Akteure erschwerten zudem eine eindeutige Festlegung von Strategien und 
Rollenverteilungen. Beteiligung an der Sozialen Stadt ist damit auf Verständigung und 
Übersetzung von Fachvokabular angewiesen: „Missverständnisse bzw. Fehlinterpretati-
onen“ auf Seiten der Quartiermanager, der Verwaltung und der Politik bezüglich 
Bürgermitwirkung und Bürgerbeteiligung ergäben sich vor allem dadurch, dass die 
Anliegen und kommunikativen Potenziale verschiedenen Akteursgruppen zunehmend 
ausdifferenziert seien. In der Konsequenz seien neue Herangehensweisen zur 
„systematischen Berücksichtigung der Vielfalt der Bedürfnisse, Betroffenheiten, 
Wünsche und Machbarkeiten ... in einem quartiersbezogenen Beteiligungskonzept“ 
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keiten ... in einem quartiersbezogenen Beteiligungskonzept“ notwendig, eine große Er-
fahrung in professioneller Moderation und Prozessgestaltung von externen Akteuren 
oder Quartiermanagern (STEIN 2005: 181) sowie ein offenes Benennen von Interessen-
widersprüchen im Rahmen einer strategischen Stadtteilentwicklung (ALISCH 2003: o.S.; 
siehe auch BECKER U.A. 2002: 29).  
Die regelmäßige Anwendung von Beteiligung sowie die systematische Berücksichtigung 
der Vielfalt der Bedürfnisse, Betroffenheiten, Wünsche und Machbarkeiten der Akteure 
im Programm kann als Ausdruck eines veränderten Verständnisses von institutionellem 
Handeln und von Stadtteilentwicklung gesehen werden (vergleiche DIfU 2004a: o. S.; 
STEIN 2005: 181). Allerdings wurde auch deutlich, dass viele Annahmen über Beteili-
gung an der Stadtteilentwicklung nicht belegbar sind, da diese neuen Strukturen, Ziele 
und Handlungsformen, aber auch Wirkungszusammenhänge und Wechselwirkungen 
von Akteurshandeln schwierig zu bewerten sind. Zudem wurden die Zeiträume, die zur 
Etablierung neuer Handlungs- und Arbeitsweisen notwendig sind, unterschätzt. Und 
nicht zuletzt wurde die unterschiedliche Ressourcenausstattung und Handlungsorientie-
rung von Akteuren erst in der verstetigten Praxis deutlich.  
 
Bedeutungszuweisungen und Handlungsprinzipien von Beteiligung  
im Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ 
• als Voraussetzung 
• als Ziel  
• als Anliegen 
• als Instrument  
• als Strategie  
• als Inhalt  
• als Methode 
• Information 
• Aktivierung  
• individuelles Einbeziehen 
von Anwohnern  
• repräsentative gebietsbezo-
gene Mitbestimmung und 
Mitwirkung  
• punktuelle und zeitlich be-
grenzte Mitmachangebote  
• Entscheidungsbeteiligung. 
Tabelle 8: Bedeutungszuweisungen und Handlungsprinzipien von Beteiligung im Bund-Länder-
Programm Soziale Stadt (Quellen: AEHNELT 2005: 68; STEIN 2005: 181; DIFU 2004: o. S., eigene 
Zusammenstellung).  
Als problematisch erwiesen sich in der Umsetzung der zu geringe Detaillierungsgrad der 
Handlungsfelder, Maßnahmen und Ziele sowie die Unterscheidung zwischen Instrumen-
ten, Strategien, Inhalten und Methoden. Zudem wurden Kommunikationsprobleme zwi-
schen Akteuren identifiziert, welche zum einen in unterschiedlichen Vorstellungen von 
Inhalten und Strukturen Beteiligung und zum anderen in unterschiedlichen Begriffsver-
wendungen, Kommunikationsstilen und -fähigkeiten der Akteure begründet waren (DIfU 
2004a: o. S.; vgl. STEIN 2005: 181).  
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4.2 Quartiermanagement in Berlin 
Quartiermanagement wird im Rahmen des „Bund-Länder-Programms Soziale Stadt“ als 
strategisches Instrument der Umsetzung eingesetzt. Die ersten 15 Umsetzungsgebiete 
wurden als Pilotvorhaben im März 1999 in Berlin eingerichtet, darunter auch die drei 
Gebiete, die in Kapitel 5 Gegenstand der Fallstudien sind. Umsetzungen in anderen 
Kommunen folgten kurz darauf, so dass Ende 1999 bundesweit 177 Gebiete existierten. 
Aufgrund der Erfolge im investiven Bereich wurden sukzessive neue Quartiermanage-
mentgebiete ausgewiesen, so dass 2006 sogar mehr als 390 Programmgebiete in rund 
260 deutschen Kommunen eingerichtet waren (Stand: 06/2006; SOZIALE STADT 
BUNDESTRANSFERSTELLE 2000 o. S.). Dieses Instrument geht auf das Anfang der 1990er 
Jahre in der Gemeinwesenarbeit entwickelte Konzept des Stadtteilmanagement zurück. 
Dessen Ziel war der Einsatz einer vermittelnden, vernetzenden und koordinierenden 
intermediären Instanz auf Stadtteilebene, da die bisherigen Ansätze der 
Gemeinwesenarbeit ungenügend hinsichtlich ihres Einflusses auf wirtschaftliche, 
politische und administrative Strukturen betrachtet wurden (vergleiche Kapitel 2.3). Im 
Ansatz des Stadtteilmanagement waren bereits wesentliche Kennzeichen des späteren 
Quartiermanagement angelegt: Aktivierung von Anwohnern, Bündelung und 
Management institutioneller Ressourcen sowie Orientierung an den Bedürfnissen der 
Anwohner (HINTE 2001: 156). Insbesondere von Seiten der Sozialen Arbeit wurde 
allerdings die starke Managementorientierung des Ansatzes kritisiert (KRUMMACHER 
2003: 76).  Entsprechend der in Kapitel 4.1 beschriebenen Ziele des Bund-Länder Programms So-
ziale Stadt soll durch das Quartiermanagement „eine grundlegend neue, prozesshafte 
Herangehens- und Handlungsweise“ umgesetzt werden, um einen systematischen Auf-
bau selbst tragender, nachhaltiger Strukturen in den Stadtteilen zu unterstützen (BE-
CKER U.A. 2002: 1). Gleichzeitig wurde der Anspruch formuliert, Stadtteilentwicklung an 
die jeweiligen Potenziale, Ressourcen und Problemstellungen vor Ort anzupassen. Aus 
diesem Grund unterscheiden sich Ziele, Strukturen und Herangehensweisen in den ein-
zelnen Gebieten teilweise deutlich. Anlass zur Festlegung dieser 15 Quartiermanage-
ment-Gebiete (bzw. „Gebiete mit besonderem Entwicklungsbedarf“, wie sie häufig auch 
genannt werden) waren in Berlin eine wahrgenommene „Veränderung des Sozialgefü-
ges ... zum Beispiel durch wirtschaftliche Schwierigkeiten, zunehmende Verarmung, 
Fortzug mittlerer Einkommensschichten, oft noch verstärkt durch ethnische Probleme“ 
(DR 14/1045: 2).19 Im Folgenden wird das Quartiermanagement in Berlin untersucht, 
welches im Vergleich zum Bund-Länder-Programm andere inhaltliche Schwerpunkte 
und strukturelle Zuordnungen hat, die sich auf die Umsetzung auswirken (siehe Tabel-
le°9). 
 
                                                     
19 2002 wurden zwei weitere Quartiermanagement-Gebiete in Berlin eingerichtet.  
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4.2.1 Strukturelle Einbindung von Beteiligung in das Quartiermanagement  
Einen „großen Stellenwert“ im Konzept des Quartiermanagement in Berlin erhält das 
Schaffen dauerhafter Strukturen durch Hilfe zur Selbsthilfe und bürgerschaftliches En-
gagement (DR 14/1045: 2; vergleiche ALISCH 2003: o. S.). Entsprechend zielt ein großer 
Teil der Maßnahmen auf Aktivierung von Engagement und das Erzeugen von Identifika-
tion mit dem lokalen Gemeinwesen ab (siehe Tabellen 10 bis 12). Die Durchführung von 
Beteiligungsverfahren wird als eigenes Handlungsfeld von Beteiligung unterschieden 
(siehe Abbildung 10). Auch im Quartiermanagement Berlin lassen sich sowohl eine in-
strumentell-strategische als auch eine inhaltlich-methodische Ausprägung von Beteili-
gung unterscheiden: Das inhaltlich-methodische Handlungsfeld „Bürgermitwirkung, 
Stadtteilleben“ des Bund-Länder-Programms betont hier unter der Bezeichnung „Soziale 
Integration/Zusammenleben im Quartier (H5)“ die Bedeutung sozialer Vernetzung sowie 
der Handlungsprinzipien „Hilfe zur Selbsthilfe“ und „bürgerschaftliches Engagement“. 
Das instrumentell-strategische Handlungsfeld „Aktivierung und Beteiligung“ des Pro-
gramms wird hingegen durch das Ziel „Mehr Partizipation der Bewohner und Akteure 
(Z9)“ ersetzt und verzichtet damit auf die explizite Verbindung von Aktivierung und Be-
teiligung (vergleiche Kapitel 4.1.1 sowie Tabellen 7 und 9) - Aktivierung wird vielmehr 
als wesentlicher Bestandteil von Beteiligung vorausgesetzt.  
Ziele des QM 
Berlin 
Handlungs- und Maß-
nahmenfelder in der 
Sozialen Stadt 
Strategische Oberziele 
des QM Berlin 
Tätigkeiten der Quar-
tiermanager/innen 
Bündelung von 
Fördermitteln, 
Programme und 
Projekte 
Aktivierung der Be-
wohner und Gewerbe-
treibenden zur Beteili-
gung und Mitwirkung am 
Entwicklungsprozess ih-
res Wohngebiets  
Freisetzen von 
Potenzialen, 
Ressourcen und 
Synergien 
Stadtteilkoordinierung, 
Zusammenführen (Ver-
netzen) unterschiedli-
cher Interessengruppen 
und lokaler Akteure  
Kooperation und 
Vernetzung der 
unterschiedlichen 
Akteure 
Initiierung und 
Stärkung der ei-
genständigen 
Handlungsmög-
lichkeiten und der 
Verantwortungs-
übernahme der 
Bewohner 
H1: Arbeitsmarkt- und 
Strukturpolitik 
H2: Wirtschaftsförde-
rung und Stadtteilöko-
nomie 
H3: Wohnen, Wohnum-
feld und Umwelt 
H4: Soziale und kulturel-
le Infrastruktur 
H5: Soziale Integrati-
on/ Zusammenleben 
im Quartier 
H 6: Schule und Bildung 
H 7: Gesundheitsförde-
rung. 
Z1: Mehr Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt 
Z2: Mehr Fort- und Wei-
terbildung  
Z3: Bessere Qualität des 
Wohn- und Lebens-
raums  
Z4: Bewohneradäquate 
(Nachfragegerechte) so-
ziale Infrastruktur  
Z5: Bewohneradäquate 
Stadtteilkultur  
Z6: Besseres Gesund-
heitsniveau  
Z7: Besseres Sicher-
heitsniveau und Steige-
rung des subjektiven Si-
cherheitsempfindens  
Z 8: Mehr Akzeptanz 
und unterstützendes 
Sozialgefüge 
Z9: Mehr Partizipation 
der Bewohner und Ak-
teure 
Projektinitiierung: Auf-
bau von Zusammenar-
beit zwischen Institutio-
nen, Initiativen, Unter-
nehmen, Wohnungs-
baugesellschaften 
u.a.m. sowie Hilfestel-
lung bei der Entwicklung 
von Projekten aus den 
unterschiedlichsten bau-
lich-räumlichen, sozia-
len, kulturellen und öko-
nomischen Handlungs-
bereichen  
Tabelle 9: Ziele der Sozialen Stadt für Berlin (Quelle: http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/ 
Quartiermanagement/de/einleitung.shtml, Zugriff: 2005-08-29) und die neun strategischen Oberziele 
des Quartiermanagements Berlin (Quelle: EMPIRICA 2003: 88ff, leicht veränderte Darstellung). 
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Handlungsprinzip des Quartiermanagement ist, ähnlich wie im Programm formuliert, die 
Beteiligung von Anwohnern an der Formulierung von Konzepten sowie der Umsetzung. 
Darüber hinaus sollte ein regelmäßiger Austausch mit einer möglichst großen Zahl von 
Akteuren durchgeführt werden, um die Wirksamkeit der Maßnahmen zeitnah rückkop-
peln zu können. Man ging zunächst davon aus, dass die Quartiermanagement-Teams 
„mit allen Beteiligten, Betroffenen, Interessierten, Institutionen, Expert(inn)en und den in 
der Bezirksverordnetenversammlung vertretenen Fraktionen ... monatlich bis vierteljähr-
lich ... öffentliche Foren durchführen“ (DR 14/1045: 2). Zusätzlich sollten auf Bezirks- 
und auf Landesebene zur Abstimmung und Entscheidungsfindung Steuerungs- und 
Lenkungsgruppen eingerichtet werden (SENSTADT 2004: o.S.). Ebenso ging man davon 
aus, dass bisher bereits „eine Vielzahl unterschiedlichster Beteiligungs- und Mitwir-
kungsverfahren praktiziert" wurden, an die mit weiteren Maßnahmen angeknüpft werden 
könne (DR 13/4001: 30). Mit der Durchführung des Quartiermanagements wurde jeweils 
ein Team aus - in der Regel - drei Quartiermanagern mit unterschiedlichen inhaltlichen 
Schwerpunkten beauftragt, häufig Wirtschaftsexperten und Sozialarbeiter, teilweise 
Stadtplaner (ebd.). Zuständig für die Koordination des Quartiermanagement sind die 
Bezirke, vertreten durch einen Koordinator im Bezirksamt. Dieser soll unabhängig von 
Ressorts eigene Verantwortungen und Koordinierungsfunktionen mit anderen Quartier-
managementgebieten sowie dem Berliner Senat übernehmen (Abbildung 12 zeigt die 
ursprüngliche Organisation der Programmumsetzung).  
Bereits vor der Umsetzungsphase entwickelte sich unter den Experten in den Bezirken 
und Senatsabteilungen eine Differenz über die grundsätzliche Herangehensweise an die 
Umsetzung von Beteiligung. Der Kompromiss war, die Quartiermanagement-Gebiete 
zunächst auf die Zuständigkeit von zwei Senatsverwaltungen zu verteilen und unter-
schiedliche Herangehensweisen an Beteiligung zu testen. Dabei handelte es sich um 
die damaligen Senatsverwaltungen für Stadtentwicklung, Umweltschutz und Technolo-
gie (SenSUT) sowie für Bauen, Wohnen und Verkehr (SenBWV). Letztere verfolgte eine 
verwaltungszentrierte Herangehensweise: die „Verantwortung für die soziale Situation in 
benachteiligten Stadtteilen“ sollte „nicht an die Bewohner vor Ort delegiert“ werden (DIFU 
2004:°o.S.), sondern bei Politik und Verwaltung verbleiben. Dies bedingte die Einfüh-
rung einer zusätzlichen Entscheidungsebene in den Quartieren. In diesem Zusammen-
hang sollten eine im Sinn einer modernisierten Verwaltung behördenübergreifende Ko-
operation und Mittelbündelung zum "Standard 'normalen' Verwaltungshandelns werden“ 
(top-down Ansatz: DIFU 2004:°o.S.; HELFEN 2000: 247) und Vorbildcharakter für späte-
res Verwaltungshandeln entwickeln. Im Zuge der Berliner Verwaltungsreform wurden 
2002 alle Quartiermanagement-Gebiete in die Verantwortung der neu eingerichteten 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung (SenStadt) übertragen; Quartiermanagement hat 
nun generell einen akteurszentrierter Ansatz (SENSTADT 2004: o.S.).  
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Bezirkskoordinator 
Koordinator SenStadt 
QM-Steuerungsrunde vor Ort 
Wohnungsunternehmen 
Verschiedene Akteure 
QM-Team                 QM-Team 
Bezirkskoordinator 
Verschiedene Ämter 
Bezirks-Steuerungsrunde
SenWiArbFrau SenBJS SenStadt SenGesSozV Mitglied des Rats der Bürgermeister 
Vorschläge Vorschläge
Entscheidungen Entscheidungen 
den Bezirken Koordination in  
Jour fixe
QM-Team 
Experten-
gespräche 
Bewohner Träger Beteiligungs-
verfahren  
Initiativen, 
Akteure 
Einrichtungen/ 
Institutionen 
Koordination vor Ort durch QM-Team
Maßnahmen 
Initiierung/  
Koordinie-
rung/ Finan-
zierung von  
Maßnahmen 
Infos/  
Meinungen/ 
Vorschläge 
für Projekte 
Vorbereitungsgruppe  
der Fachbeamten 
Staatssekretärs- 
Lenkungsgruppe 
AG „Urbane  
Integration“ 
Senat 
Abgeordnetenhaus
Rechtsverbindliche
Beschlüsse 
Abbildung 12: Organisation der Programmumsetzung – Stand 10/2002 (Quelle: EMPIRICA 2003: 38; 
leicht graphisch veränderte Darstellung). 
Im Unterschied dazu war übergeordnetes Ziel aller Maßnahmen des Quartiermanage-
ments in der Verantwortlichkeit des SenSUT ein Empowerment der Bewohner vor Ort, 
das weniger durch ein „flexibleres, wohlfahrtsstaatliches Verwaltungshandeln geprägt ... 
[sein sollte], sondern durch die ‚Eigeninitiative und Selbsthilfebereitschaft’ der Bewoh-
nerschaft“ (akteursorientierter Ansatz: DIFU 2004: o. S; HELFEN 2000: 247). Mit diesem 
Ansatz des SenBWV wurde versucht, das integrierte Handlungskonzept für jede Quar-
tiersentwicklung von Anfang an gemeinsam mit Akteuren zu entwickeln, sich (stärker) 
an den Lebenswelten der Quartiersbewohner zu orientieren und daran angepasste 
Strukturen zu entwickeln (DIFU 2004: o. S.). Auch für die Forschreibung der integrierten 
Handlungskonzepte in den Jahren 2002 bzw. 2003 in wurden die Anwohner in insge-
samt zehn der 17 Quartiermanagement-Gebiete eingebunden (SENSTADT 2004: o. S.). 
In den Gebieten, in denen die Fallstudien dieser Arbeit durchgeführt wurde, wurde 
dieser akteursorientierte Ansatz durchgeführt.  
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4.2.2 Beteiligungsansätze in den Quartiermanagement-Gebieten 
In den Berliner Quartieren wurden entsprechend verschiedener Problemlagen unter-
schiedliche Beteiligungsansätze durchgeführt. Diese wurden zum großen Teil erst im 
Verlauf des Quartiermanagement angepasst oder entwickelt (siehe Tabellen 11 und 13): 
Neben der Weiterführung bestehender Angebote wie Bürgersprechstunden, Bürgerini-
tiativen, Selbsthilfegruppen, Bewohnerveranstaltungen und Mieterbeiräte wurden auch 
spezifische, temporäre und dauerhafte Beteiligungsformen für verschiedene Zielgruppen 
entwickelt wie Quartierszeitungen, Planning for Real, Charette-Verfahren, Planungszel-
len, Planungsworkshops, Zukunfts- und Ideenwerkstätten, Mieter und Einwohnerver-
sammlungen und Quartiersforen. Weiterhin wurden Ideenwettbewerbe, aktivierende Be-
fragungen, Stadtteilkonferenzen, Stadtteilfeste, Ausstellungen, projektbezogene Bürger-
beteiligung, aber auch informelle Gespräche mit Einzelpersonen, Gruppen und Interes-
sengemeinschaften durchgeführt. In allen Quartieren wurden zudem zur Durchführung 
kleinerer Projekte je 30.000,- DM (bzw. später 15.000 €) jährlich in einem Aktions- oder 
Verfügungsfonds bereitgestellt (EMPIRICA 2003: 173; SENSTADT 2004: o. S.). Als weite-
res innovatives Element wurde in den Jahren 2001/2002 (bzw. in zwei Quartieren 
2002/2003) wiederum für jedes Quartier ein Quartiersfonds eingerichtet, der 1 Million 
DM (bzw. später 500.000 €) über Projektanträge und Bürgerjuries im Quartier einsetzen 
konnte (siehe Tabelle 12). Diese letztgenannte Beteiligungsform war bereits eine Um-
setzung erster Erfahrungen mit Anwohnerbeteiligung; Ziel dieser Bürgerjuries war es, 
eine Entscheidungsübernahme auf lokaler Ebene über die Vergabe der Quartiers-
fondsmittel durch einen festen Kreis von zur Hälfte aktiven bekannten und zur Hälfte von 
zufällig ausgewählten Anwohnern zu ermöglichen (EMPIRICA 2003: 174). 
 
4.2.3 Evaluation der Beteiligungsansätze  
Ähnlich wie auf Bundesebene ist die Umsetzung des Quartiermanagement in (bisher) 
drei Phasen gegliedert: Dies waren eine dreijährige Pilotphase (1999-2002), die im Auf-
trag der dann zuständigen Senatsabteilung (SenStadt) von einem externen Institut aus-
gewertet wurde. Die Ergebnisse flossen in die erste Verlängerungsphase des Quartier-
managements (2002 bis Frühjahr 2004) ein, welche abermals evaluiert wurde. Daran 
schloss sich eine zweite Verlängerungsphase (2004 bis 2006) an, für die in einigen Ge-
bieten Umbesetzungen der Quartiermanagement-Teams vorgenommen wurden sowie – 
im Bezirk Berlin-Mitte die gesamte Verantwortung des Quartiermanagement auf die Be-
zirksebene übertragen wurde (SENSTADT 2004a: o. S.). Ähnlich wie in der Umsetzung 
des Bund-Länder-Programms zeigte sich auch in Berlin die Schwierigkeit, dass Ziele 
und Maßnahmen zu Beginn des Quartiermanagement unzureichend detailliert wurden. 
2002 wurden daher nachträglich neun strategische Oberziele plus operationale Ziele 
formuliert (siehe Tabelle 10). Für jedes strategische Einzelziel wurden alle durchgeführ-
ten Maßnahmen auf Stadtteilebene quantifiziert: Der Anteil des Teilziels „Mehr Partizipa-
tion der Bewohner und Akteure“ betrug insgesamt 10,4% aller umgesetzten Maßnah-
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men. Mehr als zwei Drittel aller Maßnahmen entfielen dabei auf die „Entwicklung spezi-
fischer Beteiligungs-, Mitwirkungs- und Kommunikationsformen an der Quartiersentwick-
lung für verschiedene Zielgruppen“ (ebd.). Gleichzeitig war dies das am zweitstärksten 
mit Maßnahmen belegte Feld von allen durchgeführten Maßnahmen des Quartiermana-
gement (siehe Tabellen 10 und 11).  
 
Operationale Ziele Beispiele für typische Projekte 
Anteil um-
gesetzter 
Maßnahmen
O
P
 1
  
Herstellen bestehender An-
gebote 
Themenspezifische Sprechstunden 
(z.B. Runder Tisch Verkehr), 
Unterstützung von Bürgerinitiativen, 
Selbsthilfegruppen, Bewohnerveran-
staltungen, Mieterbeiräte 
0,8% 
O
P
 2
  
Entwicklung spezifischer Be-
teiligungs-, Mitwirkungs- und 
Kommunikationsformen für 
verschiedene Zielgruppen 
(temporär/ dauerhaft) 
Quartierszeitungen 
Planungszellen und –workshops 
Zukunfts- und Ideenwerkstätten 
Mieterbeiräte, -versammlungen 
Quartiersforen. 
6,7% 
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Beteiligung von Zielgruppen 
bei Entwicklung und Um-
setzung von Maßnahmen 
des Quartiermanagement 
Ideenwettbewerbe 
aktivierende Befragung 
Stadtteilkonferenzen 
projektbezogene Bürgerbeteiligung 
Entscheidungen über Vergabe der 
Quartiersfondsmittel 
2,7% 
10% aller Projekte 10,4 % aller Maßnahmen
Tabelle 10: Operationalisierung der Ziele und Anteil aller umgesetzten Projekte und Maßnahmen im 
Rahmen des Quartiermanagement Berlin (Quelle: EMPIRICA 2003: 104; eigene Darstellung). 
Die in Kapitel 4.2.2 aufgeführten Beteiligungsformen wurden nicht in allen Gebieten an-
gewendet und zudem in unterschiedlicher Häufigkeit. So fanden zum Beispiel in der 
Hälfte der Gebiete öffentliche Informationsveranstaltungen und Diskussionsrunden so-
wie „zielgruppenspezifische Gebiets- und Gebäudebegehungen“ statt (EMPIRICA 
2003:°173; siehe Tabelle 12). Während Diskussionsrunden, Vernetzungsarbeit, Arbeit 
mit einzelnen Personen und Feste in einem Drittel der Quartiermanagement-Gebiete ei-
ne Regelmäßigkeit erlangten, war die Anwendung der weiteren Aktivierungs- und Betei-
ligungstechniken unregelmäßig und vereinzelt (siehe Tabelle 13). Inwiefern dabei tat-
sächlich an bereits vor Beginn des Quartiermanagement durchgeführte Beteiligungsver-
fahren angeknüpft wurde, wurde nicht festgestellt (DR 13/4001: 28). Von den Quartier-
managern wurde in einer Befragung darauf hingewiesen, dass vor allem informelle Ge-
spräche mit Gruppen und Einzelpersonen, personenspezifische Arbeit, Vernetzungs-
techniken, Feste und die Aktionsfondsjury von den Bewohnern „sehr gut“ angenommen 
wurden. In der Hälfte der Gebiete wurde auch eine positive Reaktion der Bewohner be-
züglich informeller Treffen, formeller Diskussionsrunden und Runder Tische sowie 
Workshops und Arbeitsgruppen beobachtet. Einwohnerversammlungen und aktivieren-
de Befragungen wurden von den befragten Quartiermanagern „als wenig nützlich“ cha-
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rakterisiert, da sie entweder von wenigen Wortführern geprägt würden oder „zu abstrakt“ 
seien (EMPIRICA 2003: 174). 
Weiterhin wurden in der ersten Phase von allen Quartiermanagement-Teams verschie-
dene Medien und Kommunikationswege eingesetzt (siehe Tabellen 11 und 12), dies wa-
ren regelmäßig erscheinende Publikationen in vielen Quartieren, Veranstaltungen sowie 
Meldungen in den lokalen öffentlichen Medien. Zusätzlich wurden für alle Quartierma-
nagement-Gebiete frei zugängliche, „informative Internetauftritte“ entwickelt, die teilwei-
se auch mit Foren ausgestattet sind (EMPIRICA 2003: 204). Nach Einschätzung des Eva-
luationsteams konnte dadurch die Information vieler Bewohner verbessert werden, al-
lerdings eher themen- und projektbezogen denn über Arbeitsweisen, Strukturen und 
Ziele von Quartiermanagement. „Auf der gesamtstädtischen Ebene dominiert nach wie 
vor in der Öffentlichkeit, auch in der Fachöffentlichkeit, das Bild eines Ressortpro-
gramms der Stadtentwicklung.“ (EMPIRICA 2003: 204) Stichworte am Ende aufgreifen 
Auf Anwohnerebene konnten die Vorstellungen der Politik und Verwaltung hinsichtlich 
der Beteiligung der Anwohner nur teilweise erfüllt werden –und in den Quartieren sehr 
unterschiedlich. Insbesondere der hohe Input an Aktivierungsbemühungen der Quar-
tiermanager hatte nur bedingten Erfolg: Es wurde festgestellt, dass „ein großer Anteil 
der Bewohner an den Problemen des Stadtteils nicht interessiert“ sei (EMPIRICA 2003: 
181). Gründe dafür seien die hohe Fluktuation, die nicht vorhandene Bindung der An-
wohner an das Quartier, „ein hoher Anteil von Bewohnern, die sich aufgrund persönli-
cher Probleme in die 'innere Isolation' begeben haben“ sowie Anwohner mit migranti-
schem Hintergrund, die „zum Teil in eigenen Netzwerken [leben], die nur wenig Berüh-
rungspunkte zur Bezirkspolitik oder zu klassischer Sozialpolitik haben“ (ebd.). Hier zeigt 
sich deutlich, dass durch Stadtteilentwicklung und Beteiligung tägliche Probleme nicht 
gelöst werden können.  
Die Übernahme von „Verantwortung für den Stadtteil oder für die Probleme der eigenen 
‚Peer-Group’ oder gar für die Probleme Anderer“ werde dadurch erschwert. Beteili-
gungsverfahren erreichten dementsprechend meist nur die Bewohnergruppen, „die eine 
besondere Beziehung zum Gebiet haben oder die in besonderer Weise auf die Funkti-
onsfähigkeit und auf die Qualität des Lebensraumes angewiesen sind, zum Beispiel so-
zial stabile Familien mit kleinen Kindern.“ (ebd.: 181/2) Ernüchternd schien daher die 
Gesamtbilanz, dass auch nach vier Jahren Quartiermanagement mit Bewohneraktivie-
rung sich „fast 70 % der befragten Bewohner ... nicht vorstellen [können], sich für ihren 
Stadtteil stärker zu engagieren.“ (EMPIRICA 2003: 182). Allerdings muss darauf hinge-
wiesen werden, dass die Bereitschaft zu einem Engagement in den Quartieren recht un-
terschiedlich war; so lagen in fünf Gebieten, darunter auch im Wrangelkiez (siehe Kapi-
tel 5.3), die Anzahl der engagementbereiten Anwohner deutlich höher. Aus welchen 
Gründen diese Akteure dann aber nicht an Beteiligungsverfahren teilnahmen, wurde 
nicht untersucht.  
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 Ziele unterschiedlicher 
Handlungsfelder 
 
Maßnahmen unterschiedlicher Handlungsfelder 
Anteil umge-
setzter Maß-
nahmen 
Z 4 Verbesserte Freizeit-
angebote für Kinder  
Neugestaltung von Spielplätzen, Bolzplätzen etc.  
Jugendkulturzentren/Jugendclub s 
Theaterprojekte, Sportaktionen 
Feste 
verbesserte Kita-Angebote 
8,6 % 
Z 9 Entwicklung spezifischer 
Beteiligungs- und Kom-
munikationsformen  
Quartierszeitungen 
Planungszellen, Planungsworkshops, Zukunfts- 
und Ideenwerkstätten 
Mieterbeiräte, Mieterversammlungen 
Quartiersforen 
6,7 % 
Z 3 Quantitative und qualita-
tive Verbesserung der 
Grün- und Freiflächen  
Platzgestaltung  
Straßenumgestaltung 
Hofbegrünung  
Gestaltung von Spiel- und Bolzplätzen 
5,6 % 
Z 4 Verbesserung der Kin-
derbetreuung  
 
Freizeitangebote 
Lernhilfen 
Gemeinsame Projekte, Gesprächskreise 
Beratung für alleinerziehende Mütter 
Renovierung und Umgestaltung von Klassenzim-
mern und Schulhöfen 
4,6 % 
Z 5 Aktivierung des öffentli-
chen Lebens im Stadtteil  
k.A. 4,3 % 
Tabelle 11: Die fünf am stärksten mit Maßnahmen/Projekten unterlegten operationalen Ziele (Quelle: 
EMPIRICA 2003: 94ff; Auszug - eigene Zusammenstellung). 
Eine Befragung in allen Quartiermanagement-Gebieten zeigte aber auch, dass eine Be-
teiligung an der Stadtteilentwicklung von den Anwohnern nicht als Möglichkeit zur Ver-
besserung der eigenen Lebenssituation gesehen wurde – auch nicht von den 30%, die 
laut der zuvor zitierten Umfrage bereit waren, sich für das Quartier zu engagieren (EMPI-
RICA 2003: 93/93). Auf die Frage „Wie könnte man die Lebenssituation in ihrem Stadt-
teil/ihrer Nachbarschaft aus ihrer Sicht verbessern? Bitte nennen Sie Ideen und Vor-
schläge!“ wurde am Häufigsten größere Sauberkeit genannt, ebenfalls viele Stimmen 
erhielt die Verbesserung von Grün- und Freiflächen durch die öffentliche Hand. Keine 
Nennungen erhielten hingegen Verbesserungsmöglichkeiten für die Handlungsfelder 
aus den strategischen Zielen Z1 = Mehr Chancen auf dem Arbeitsmarkt und Z9 = Mehr 
Partizipation der Bewohner (EMPIRICA 2003: 92/93).20 Dennoch wurden in der Evaluation 
nicht näher beschriebene „spürbare“ Wirkungen des Quartiermanagements auf den 
Austausch zwischen Verwaltung und Bürgern identifiziert (EMPIRICA 2003: 72). 
Auf institutioneller Ebene machte sich auch in Berlin die Schwierigkeit der Umsetzung 
neuer Arbeitsformen und -strukturen bemerkbar: Die ursprünglich geplanten öffentlichen 
                                                     
20 Befragt wurden in einer standardisierten Umfrage 1000 Haushalte schriftlich und 500 Haushalte mündlich (empiri-
ca 2003: 68). 
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      Anwendung in … Gebieten 
 Regelmäßig Vereinzelt 
Aktivierungs- und Beteiligungstechniken  Akzeptanz (in % 
der QM-Gebiete) 
 Akzeptanz (in % 
der QM-Gebiete) 
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G
e
s
a
m
t
 
w
ö
c
h
e
n
t
l
i
c
h
 
m
o
n
a
t
l
i
c
h
 
h
a
l
b
j
ä
h
r
l
i
c
h
 
u
n
d
i
f
f
e
r
e
n
z
i
e
r
t
 
g
e
r
i
n
g
 
g
u
t
 
u
n
t
e
r
-
s
c
h
i
e
d
l
i
c
h
 
G
e
s
a
m
t
 
g
e
r
i
n
g
 
g
u
t
 
U
n
t
e
r
s
c
h
i
e
d
l
-
l
i
c
h
 
G
e
s
a
m
t
 
Bürger- und Einwohnerversammlungen  5 - 1 3 1 - 33 - 9 27 33 - 1 
Informationsangebote und –veranstaltungen  9 1 3 - 5 - 33 27 4 7 20 - 2 
Regelmäßig stattfindenden Treffs (informelle Treffen)              7 1 2 - 4 - 47 - 1 - 7 - 7
Runde Tische, Diskussionsrunden (informelle Treffen)             9 - 5 - 4 7 53 - 3 - 13 7 3
Stadtteilweite thematische Arbeitsgruppen, Workshops               11 2 2 1 6 - 60 13 3 - 20 - 1
Zukunfts- und Planungswerkstätten (einzelne Veranstaltungen)  4 - - 1 3 - 20 7 11 13 40 20 - 
Stadtteilkonferenzen              6 - 1 3 2 - 27 13 6 7 33 - 3
Mitbestimmung der Bevölkerung (Aktionsfonds)              13 - 7 - 6 - 80 7 1 - 7 - 1
Befähigung einzelner Bewohner zur Übernahme von Aufgaben im 
Gemeinwesen  
8             1 1 1 5 - 47 7 1 - 7 - 1
Zielgruppenspezifische Veranstaltungen              5 1 3 - 1 - 27 7 7 13 20 13 3
Zielgruppenspezifische Gebiets- und Gebäudebegehungen              8 - 3 1 4 - 27 27 5 7 20 7 2
Zielgruppenspezifische Beteiligungsprojekte              8 1 3 - 4 7 33 13 7 7 27 13 -
Beteiligungsorientierte Projekte              8 1 1 - 6 7 47 - 6 7 27 7 1
Mieterforen/Mieterinitiativen              8 1 2 1 4 7 47 - 6 7 27 7 1
Interessengemeinschaften              8 - 3 1 4 7 47 - 4 13 7 7 3
Aktivierung von Multiplikatoren              7 1 1 - 5 - 40 7 5 7 20 7 3
Vernetzungs- und Vermittlungsarbeit              13 5 - - 8 - 87 - 1 - 7 - 1
Streetwork              2 1 - - 1 - 7 7 4 20 7 - 9
Aktivierende Befragung zu Problemen im Wohngebiet 3 - - 2 1 - 13 7 9 20 40 - 3 
Arbeit mit einzelnen Personen  13             5 2 - 6 - 87 - 1 - 7 - 1
Informelle Gespräche mit Bewohnern               14 8 - - 6 - 93 - 1 - 7 - -
Feste              12 - 2 5 4 - 80 - 3 - 20 - -
Tabelle 12: Aktivierungs- und Beteiligungsmethoden zu Planungsvorhaben und Gemeinwesenentwicklung in den 15 ursprünglichen Quartiermanagement-Gebieten in 
Berlin (Quelle: EMPIRICA 2003: 175; leicht veränderte Darstellung).  
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Foren wurden nur teilweise umgesetzt, während der projektierte ressortübergreifen  
de„Beirat Soziale Stadt" auf Expertenebene sowie die lokalen Lenkungsgruppen bis 2006 
überhaupt nicht umgesetzt wurden. Die Gründe sind aus der Literatur nicht nachzuvollzie-
hen, mögen aber in unterschiedlichen strukturellen Verankerungen des Quartiermanage-
ments in den Quartieren begründet sein: So waren die „Zuständigkeiten bei 
unterschiedlichen Ressorts [der Bezirksverwaltung] angesiedelt“ (EMPIRICA 2003: 72), 
teilweise direkt beim Bezirksbürgermeister, teilweise auch beim jeweiligen Baustadtrat. 
Weiterhin wurden „Steuerungsrunden … unterschiedlich besetzt und tagen unterschiedlich 
oft“, so dass sich Probleme in der inhaltlichen und terminlichen Koordination ergaben. Und 
als dritter Punkt wurde festgestellt, dass „die Einbindung der Anwohner/innen in diese 
Runden unterschiedlich gelöst“ ist (ebd.). Die Organisation von Beteiligung im Rahmen des 
Quartiermanage ment Berlin sowie unterschiedliche Auffassungen über Grad und Richtung 
von Steuerung machen die Ergebnisse schwer vergleichbar und in der Praxis könnte dies 
zudem zu Missverständnissen zwischen den Akteuren führen.  
Häufigkeiten 
 absolut % 
Wohnumfeld-, Brachflächen- und Spielplatzgestaltung 176 29,3  
Aktionen, Ausstellungen und Feste 139 23,1  
Teilnahme an Treffen/Arbeitsgruppen/Workshops u.ä. 73 12,1  
Ausstattung/Aufbau/finanzielle Unterstützung von Einrichtungen/Projekten 43 7,2  
Aus- und Umbaumaßnahmen von Einrichtungen 35 5,8  
Öffentlichkeitsarbeit 32 5,3  
Herstellen/Verbesserung  von sozialen Infrastruktur-/Freizeitangeboten 26 4,3  
Gebietsanalyse, Projektkonzeption/Gutachten 19 3,2  
Behebung von Nachbarschaftskonflikten/Gespräche 10 1,7  
Förderung von Sauberkeit im Quartier/Müll- und Vandalismusbeseitigung 10 1,7  
Beteiligung, Initiierung, Unterstützung von Vereinen, Initiativen, Mieterbeiräten 8 1,3  
Gebietsbegehungen/Kiezrundgänge 7 1,2  
Baumaßnahmen in Wohngebäuden 6 1,0  
Sport, Gesundheitserziehung 6 1,0  
Verbesserung der Verkehrsituation im Quartier 5 0,8  
Stärkung des Gewerbes 3 0,5  
Verbesserung der Sicherheit im Quartier 2 0,3  
Verbesserung der Umweltsituation im Quartier 1 0,2  
Gesamt 601 100,0  
 Tabelle 13: Maßnahmen zur Bewohnerbeteiligung, Stand Juni/Juli 2002 (Quelle: EMPIRICA 2003: 171). 
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4.2.4 Beteiligung im Rahmen des Quartiermanagement in Berlin  
Im Verlauf des Quartiermanagement konnten einige strukturelle Verbesserungen relativ 
kurzfristig in Arbeitsweisen und Strukturen eingearbeitet werden. Es zeigte sich, dass die-
jenigen informellen Beteiligungsansätze vergleichsweise am Erfolgreichsten waren, die ei-
nen direkten Austausch von Anwohnern und Quartiermanagement bzw. Anwohnern und 
Verwaltungs- und Politikakteuren ermöglichten und zugleich eine dauerhafte oder regel-
mäßige Teilnahme der Anwohner nicht zwingend voraussetzten. Dies waren zum Beispiel 
informelle Gespräche mit Gruppen und Einzelpersonen, personenspezifische Arbeit, Ver-
netzung, Feste sowie Aktionsfondsjury und Bürgerjury. Möglicherweise lässt sich dies dar-
auf zurückführen, dass die hohe Zahl der von den Jurys genehmigten – und in der Regel 
dann von Anwohnern umgesetzten - Projekte als Bewertungsmaßstab galt. demnach nicht 
einheitlich. Unterschiedliche Zuständigkeiten, ein hoher zeitlicher Aufwand  
Allerdings zeigten sich sowohl auf Stadtteil-, auf Anwohner als auch auf institutioneller E-
bene neue Probleme: „Klassische“ Beteiligungsverfahren und Aktivierungsmethoden wie 
Einwohnerversammlungen und aktivierende Befragungen zeigten wenig Erfolg, sie wurden 
als wenig „zielführend“, d.h. wenig auf konkrete Ergebnisse orientiert, eingeschätzt. Auf in-
stitutioneller Ebene erwiesen sich insbesondere die mangelnde Verknüpfung normativer 
Ziele mit der Praxis sowie unterschiedliche Strukturen und Zuständigkeiten als Probleme. 
waren die größten Hemmfaktoren einer Umsetzung. Auch eine Abstimmung von Beteili-
gungsansätzen über Quartiersgrenzen hinweg erwies sich aufgrund unterschiedlicher An-
forderungen, Rahmenbedingungen und Ziele als schwierig. Weiterhin wurde als Problem 
erlebt, dass die Aktivierungsbemühungen des Quartiermanagements nicht auf die erwarte-
te positive Resonanz stießen und ein Engagement der Anwohner nur bedingt und nur ein 
sehr eingeschränkter Teil von Anwohnern überhaupt erreicht werden konnte. Weiterhin 
wurde kritisch angemerkt, dass sich aus dem erfolgreichen Ansatz mit direkten Kontakten, 
persönlicher Ansprache und Austausch zwischen Einzelpersonen in kleinen Gruppen Pro-
jekt- und Umsetzungszeiträume verlängern könnten und zudem einen höheren Input unter-
schiedlicher materieller und immaterieller Ressourcen bedingten (DIFU 2004b: o. S.). Mit 
Sicherheit sind viele der benannten Probleme auf mangelnde Erfahrung der Akteure im 
Umgang miteinander und mit Stadtteilentwicklung zurückzuführen, andererseits werden 
Beteiligungsprozesse häufig nicht hinsichtlich ihrer Effektivität (Einsatz kollektiver und indi-
vidueller sowie materieller wie immaterieller Ressourcen) geplant.  
 
4.3 Zwischenfazit: Beteiligung an der Stadtteilentwicklung zwischen Theorie und 
Praxis  
Über das Bund-Länder-Programm Soziale Stadt sowie sein strategisches Instrument, das 
Quartiermanagement, sollen nicht-staatliche Akteure, insbesondere Bürger, stärker in 
Stadtteilentwicklung eingebunden werden. Beteiligung erhält in diesem Zusammenhang ei-
nen höheren Stellenwert als in früheren Ansätzen. Gleichzeitig wurde deutlich, dass der 
vergleichsweise hohe Input an materiellen und immateriellen Ressourcen von Seiten des 
 65
                                                    Kapitel 4 – Akteursperspektiven auf Beteiligung in der Praxis 
Quartiermanagements und der Verwaltung nicht unmittelbar in einer - in Zahlen messbaren 
– erhöhten Aktivität der Anwohner mündete. Im Programm und den verschiedenen Zwi-
schenevaluationen wurde versucht, die Vielzahl der Ansätze und Maßnahmen zu beschrei-
ben. Hier zeigt sich die Komplexität von Beteiligung an Stadtteilentwicklung, die auf unter-
schiedliche Akteure ausgerichtet ist. Zudem wurden begriffliche Unterscheidungen getrof-
fen, wie zum Beispiel Mitwirkung und Beteiligung, die in der Praxis nur bedingt zu einem 
besseren Verständnis beitrugen, da sich Instrumente, Strategien und Maßnahmen häufig 
nicht von Zielen und Inhalten trennen lassen bzw. sich sogar einander bedingen. So wur-
den zum Beispiel der hoheitliche und der akteursorientierte Ansatz des Quartiermanage-
ment zu Beginn als Gegensätze gesehen. Im Verlauf der Umsetzung stellte sich aber die 
Frage, „ob es sich dabei tatsächlich um gegensätzliche Pole handelt“ und nicht generell ei-
ne stärkere Integration von Akteurshandeln im Rahmen des Quartiermanagement notwen-
dig und sinnvoll wäre (DIFU 2004b: o.S.). Weiterhin wurde festgestellt, dass durch innovati-
ve Kommunikationsformen die themen- und projektbezogene Information vieler Bewohner 
verbessert werden konnte; Informationen über Arbeitsweisen, Strukturen und Ziele von 
Quartiermanagement konnten hingegen weniger gut vermittelt werden.  
Strategisches, umsetzungsorientiertes Handeln, das zudem die Beteiligung eines (ausdiffe-
renzierten) Akteursspektrums betont, stellt entsprechend hohe Anforderungen an Abstim-
mung zwischen Akteuren und Integration von Zielen, Inhalten und Strukturen. Durch die 
kontinuierliche Anwendung von Beteiligung wurde auch deutlich, dass sich Formen der Zu-
sammenarbeit in der Praxis verändern können, zum Beispiel dann, wenn sich bestimmte 
Instrumente, Maßnahmen und Methoden aus dem ursprünglichen Repertoire als erfolgrei-
cher herausstellen. In der Konsequenz ist eine hohe Steuerungskompetenz der verantwort-
lichen Akteure sowie eine Flexibilität und inhaltliche, soziale bzw. systemische Kompetenz 
aller Akteure notwendig. In der Praxis muss zusätzlich zu verschiedenen Themen und Zie-
len auch mit unterschiedlich starkem Engagement der Akteure, verschiedenem Zugang zu 
Ressourcen und unterschiedlichen Strukturen und Sachzwängen umgegangen werden.  
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5. Drei Fallstudien: Akteursperspektiven auf Beteiligung in der Praxis  
Ziel dieser Arbeit ist die Analyse unterschiedlicher Perspektiven auf Beteiligung an der 
Stadtteilentwicklung. In den voran stehenden Kapiteln wurden unterschiedliche Perspekti-
ven auf Beteiligung an der Stadtteilentwicklung sowohl in der Theorie verschiedener wis-
senschaftlicher Disziplinen als auch im Bund-Länder-Programm Soziale Stadt, und seinem 
strategischen Instrument, dem Quartiermanagement, untersucht. Im folgenden Kapitel 
werden in drei explorativen Fallstudien in den Berliner Quartiermanagementgebieten Mag-
deburger Platz, Sparrplatz und Wrangelkiez die Perspektiven von Praxisakteuren beschrie-
ben und im Kontext der spezifischen Rahmenbedingungen der Quartiere diskutiert. Ab-
schließend werden die Ergebnisse verglichen.  
Auswahl der Untersuchungsgebiete 
Die drei Fallstudiengebiete wurden aufgrund ihrer ähnlichen Rahmenbedingungen ausge-
wählt: Sie besitzen eine ähnlich baulich-räumliche Struktur (innerstädtische Altbauquartie-
re), eine formal gleiche Implementierung des Quartiermanagements und der Beteiligungs-
formen und -verfahren mit einer akteursorientierten Herangehensweise sowie eine ähnlich 
vielfältige Akteursstruktur. Zudem sind die Beteiligungsansätze in diesen Gebieten gut do-
kumentiert. Unterschiede der drei Gebiete bestehen hinsichtlich der Größe, der Einwohner-
zahl und –struktur sowie der im Rahmen des Quartiermanagement implementierten Maß-
nahmen. Unterschiede in der Bevölkerungsstruktur lassen sich insbesondere hinsichtlich 
der Stärke der Altersgruppen von 6 bis 17 Jahre und über 65 Jahre feststellen. Zudem un-
terscheiden sie sich bezüglich der Verankerung des Quartiermanagement auf Bezirksebe-
ne (siehe Tabelle 14). Eine repräsentative Befragung von Anwohnern aller drei Quartiere 
ergab zudem 2004, also fünf Jahre nach Einführung des Quartiermanagement, einunter-
schiedliche Bereitschaft der Anwohner, sich in ihrem Quartier zu engagieren: Während dies 
am Magdeburger Platz (25%) und am Sparrplatz (26%) rund ein Viertel betrug, war er im 
Wrangelkiez (37%) deutlich höher (vergleiche Kapitel 4.2.3).  
Methodik 
In jedem der drei ausgewählten Quartiere wird eine explorative Fallstudie durchgeführt 
(vergleiche Kapitel 1.3), die durch Auswertung von Internetdokumenten, Drucksachen 
sowie offenen, leitfadengestützten Interviews erstellt wurden (siehe Abbildung 13). Diese 
wurden für die jeweiligen Akteure (Anwohner, Quartiermanager, Politiker und Koordinato-
ren im Bezirksamt) jeweils inhaltlich angepasst. Als Auswertungskategorien für die Inter-
views wurden vor der Durchführung festgelegt:  
1) Individuelle Perspektiven auf Beteiligung (Eindrücke, Erfahrungen, Definitionen)  
2) Eigene und fremde Motivationen, Interessen und Erwartungen, 
3) Hergestellte Bezüge von Beteiligung zu Stadtentwicklung                                     . 
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  Magdeburger Platz Sparrplatz Wrangelkiez Durchschnitt in den  
QM-Gebieten 
Berlin  
Lage in der Stadt Berlin-Mitte    Berlin-Mitte Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg 
Gebietsgröße 73 ha 51 ha 46 ha   
Einwohner 8.710     14.342 12.331 3.262 3.333.0112
Haushalte ca. 4600      
Menschen ohne deutschen 
Pass 
35 % 38,6% 39,8 % 25,7 % 13,1 % (1999) 
0-5 Jahre 6,2 % 6,9 % 7,4 % 6,4 % 5% 
6-17 Jahre 12,5 % 10,7 % 9,3 % 12,2 %  12,2 % 
18-34 Jahre 28,3 % 35,4 % 32,5 % 34,3 % 34,3 
35-54 33,9 % 32,0 % 33,8 % 31,0 % 31,1 
55-64 8,9 % 8,4 % 9,1 % 8,1 % 13,6 
Über 65 10,2% 6,7 % 5,6 % 7,7 % 15% 
Gebietstyp i-alt21 i-alt    i-alt
Bereitschaft, sich stärker zu 
engagieren  
25 % 26 % 37 % 29,7 % - 
Zuständigkeit SenSUT/SenStadt 
Bezirksbürgermeister 
SenSUT/SenStadt 
Bezirksbürgermeister 
SenSUT/SenStadt 
Bezirksbaustadtrat 
-  -
Bislang praktizierte Handlung-
sansätze+
Festsetzung als Sanie-
rungsgebiet 
Festsetzung als Sanie-
rungsgebiet 
Investitionsschwerpunkt 
der IBA 1987 
-  -
Tabelle 14: Statistische Daten im Vergleich - die drei Untersuchungsgebiete, Quellen: EMPIRICA 2003: 50ff und http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/ 
Quartiermanagement/de/magdeburger/index.shtml, Stand 30.6.2001, Zugriff: 07/04/04. Über die Arbeitslosenquote in den Quartiermanagement-Gebieten liegen keine 
Statistiken vor (Quelle. EMPIRICA 2003: 57). 
                                                     
21 i-alt = Innerstädtisches Gründerzeit-Wohnquartier mit hoher baulicher Dichte. 
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Die durchgeführten Interviews werden hier zusammengefasst wiedergegeben und bil-
den den Ausgangspunkt für den Vergleich der Akteursperspektiven. Zur Verdeutlichung 
der Kernaussagen wurden diese als Motto jedem Interview vorangestellt. Zitate sind 
kursiv gedruckt, an einigen Stellen wurden Ergänzungen in eckigen Klammern [ ] vorge-
nommen, um den Inhalt im Kontext verständlicher zu machen. Die Reihenfolge der In-
terviews im Folgenden ist alphabetisch, aus Gründen der Anonymität und auf Wunsch 
der Befragten sind die Namen verändert. In Anhang I steht eine Liste der Interviewpart-
ner, in Anhang II werden die Ergebnisse nach Nennungen ausgewertet. Im Vergleich 
der Interviews wurden zudem quartiersspezifische Perspektiven auf Akteurshandeln 
deutlich, welche bisher in der Literatur wenig thematisiert werden. Im Anschluss an die 
Auswertung der Interviews werden diese bezüglich ihrer Bezüge und Wechselwirkungen 
zu Akteurshandeln explorativ diskutiert. 
I) Erkenntnisinteresse bezüglich der Funktionen von Beteiligungsverfahren  
• Welche Funktionen und Ziele werden Beteiligung im Stadtteil zugeschrieben?  
II) Erkenntnisinteresse bezüglich der Perspektiven auf Beteiligung und Beteiligungsver-
fahren im Stadtteil:  
• Welche Vergleiche werden angestellt?  
• Wie nehmen sich die Akteure selbst und andere Akteure wahr? 
• Welche Ziele verbinden die Akteure mit Beteiligung und Beteiligungsverfahren? 
• Welche Rolle spielt dabei Kommunikation? 
• Werden Bezüge zur Stadtteilentwicklung hergestellt? 
III) Erkenntnisinteresse bezüglich der Motivationen, Interessen und Erwartungen an Betei-
ligung und Beteiligungsverfahren auf Stadtteilebene:  
• Warum nahmen Akteure teil bzw. warum haben sie sie durchgeführt?  
• Welche Bewertungsmaßstäbe werden angelegt?  
Abbildung 13: Allgemeiner Leitfaden für die Interviews (eigene Darstellung).  
Methodische Grenzen 
In der Durchführung tauchten zwei Probleme auf: Dies war zum einen die Auswahl der 
Befragten. Pro Fallstudie wurden drei Anwohner, zwei Quartiermanager, ein Vertreter 
der Politik und ein verantwortlicher Mitarbeiter der Verwaltung auf Bezirksebene befragt. 
Diese unterschiedliche Zahl der Befragten pro Akteursgruppe versucht, der unterschied-
lichen Größe dieser Akteursgruppen gerecht zu werden und unterschiedliche Meinun-
gen einzubinden. Entsprechend kam pro Quartier nur je ein Vertreter für Politik und 
Verwaltung als Interviewpartner in Frage. Die Quartiermanagement-Teams in Berlin be-
stehen in der Regel aus drei Personen; hier wurden jeweils zwei befragt, in der Annah-
me, dass sich auch hier unterschiedliche Ansichten finden lassen. 22 Der Zeitmangel der 
                                                     
22 Aus Zeitmangel war in jeder Fallstudie ein Akteur nicht zu einem Interview bereit (siehe Kapitel 5.1 und 5.2) bzw. 
musste ein Doppelinterview geführt werden (siehe Kapitel 5.3). 
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Quartiermanager führte dazu, dass die Interviewanfrage von vier Teammitgliedern über 
ein Jahr hinweg aus Zeitmangel abgelehnt wurde. In einem anderen Fall sahen sich 
zwei aufeinander nachfolgende Mitarbeiter der Verwaltung jeweils zu Ende und zu An-
fang ihrer neu aufgenommenen Arbeit über mehrere Monate nicht in der Lage, ein Inter-
view zu geben. Als Ersatz wurde die gerade abgeschlossene Kooperationsvereinbarung 
zur Umstrukturierung des Quartiermanagement zugefaxt. Das dritte Team konnte 
schließlich – ebenfalls aus Zeitmangel nur zu zweit interviewt werden. Die befragten 
Anwohner wurden aus knapp 200 ehemaligen Teilnehmern von Planungszellen in den 
jeweiligen Quartieren ausgewählt. Allerdings waren nur sehr wenige zu einem Interview 
bereit (ca. 5% der Angefragten pro Fallbeispiel), der Grund dafür liegt wahrscheinlich in 
der hohen Fluktuation in den Quartieren.  
Zum anderen war die Wahl der Begriffe in den Interviews ein Problem: Zunächst wurde 
versucht, Sprache und Begriffe der Akteure aufzugreifen. Ausgangspunkt der Interviews 
waren individuell erlebte Beteiligungsprozesse, zu denen zunächst allgemeine, offene 
Fragen gestellt wurden. Erst bei Benennung von Schlüsselbegriffen durch die Befragten 
wurden diese verwendet, um die Begriffswahl der Befragten so wenig wie möglich zu 
lenken. Fachbegriffe, wie zum Beispiel Partizipation und bürgerschaftliches Engage-
ment, wurden daher nicht in allen Interviews verwendet.  
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5.1 Fallstudie Magdeburger Platz 
5.1.1 Kurzcharakteristik des Gebiets  
Das Quartiermanagement-Gebiet 
Magdeburger Platz liegt südlich des 
Potsdamer Platzes im Bezirk Tier-
garten-Süd/Berlin-Mitte. Der Einzel-
handel in diesem innerstädtischen 
Altbauquartier konzentriert sich im 
Wesentlichen auf die Hauptdurch-
gangsstraße (Potsdamer Straße) 
und den Magdeburger Platz. Be-
kannt ist das Gebiet vor allem durch 
seine großen Möbelhäuser im Wes-
ten, einen großen Verlag an der 
Potsdamer Straße sowie durch 
Straßenprostitution am U-Bahnhof Kurfürstenstraße mitten im Gebiet. Südlich grenzt ein 
weiteres Quartiermanagement-Gebiet an (Schöneberg-Nord/Bülowstraße). Mit 73 ha ist 
dies das größte Gebiet der drei untersuchten Fallbeispiele, hat aber – aufgrund der vie-
len Gewerbeflächen – eine weitaus geringere Einwohnerzahl. Von 1987 bis zur Festset-
zung als Quartiermanagement-Gebiet waren die Wohnmischgebiete entlang der Pots-
damer Straße als Sanierungsgebiete festgesetzt (siehe Tabelle 14). 
Abbildung 13: Das Quartiermanagement-Gebiet 
Magdeburger Platz 8 (Quelle: http://www.mag-
deburgerplatz-quartier.de/, Zugriff: 20.02.04).
 
5.1.2 Partizipative Strategien im Gebiet  
Träger des Quartiermanagement Magdeburger Platz ist der Stadtteilverein Tiergarten 
e.V. Dieser gemeinwesenorientierte Verein wurde bereits 1985 von Anwohnern gegrün-
det, um die „Interessen der Kiezbewohner im Rahmen der Bürgerbeteiligung bei stadt-
planerischen Prozessen" zu vertreten und „das Leben hier angenehmer und interessan-
ter" zu gestalten (SELBSTDARSTELLUNG DES QUARTIERSMANAGEMENT MAGDEBURGER 
PLATZ 2000c). Schnell wurde auch auf soziale Bedürfnisse im Quartier reagiert: Haupt-
aktivitäten in dieser Phase waren Jugendarbeit (zum Beispiel Hausaufgabenbetreuung, 
Mädchenprojekte, Reisen, Sport- und Spielturniere) sowie Nachbarschafts- und Senio-
renarbeit. Zusätzlich wurde eine Quartierzeitung, das „Quartiersblatt", entwickelt, die 
heute vom Quartiermanagement herausgegeben wird, siehe Abbildung 14). Informatio-
nen zu Stadtteilentwicklung und Bürgerbeteiligung wurden zum Beispiel auch in Diskus-
sionsrunden, Ausstellungen, Bürgerversammlungen und Informationsveranstaltungen 
vermittelt. Diese Aktivitäten werden auch heute noch von dem Verein außerhalb des 
Quartiermanagement-Gebiets durchgeführt. Der Verein betreibt weiterhin ein Freizeit- 
und Kommunikationszentrum für Jugendliche sowie Künstlerateliers und Werkstätten 
(ebd.). Bereits von 1986 bis Mitte der 1990er Jahre gab es im Stadtteil auch einen 
„Runden Tisch Lokale Wirtschaft“ für Einzelhändler und Gewerbetreibende entlang der 
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Potsdamer Straße. In der Sanierungsphase war der Verein zudem Projektträger ver-
schiedener Baumaßnahmen im öffentlichen Raum. 
Übergeordnetes Motto des Quartiermanagements 
für das Gebiet ist: „Ideen Raum geben“ (SELBST-
DARSTELLUNG DES QUARTIERSMANAGEMENT MAGDE-
BURGER PLATZ 2000). In Fortsetzung des gemein-
wesenorientierten Ansatzes des Stadtteilvereins 
der 1980er und 1990er Jahre soll die Quartiersent-
wicklung insbesondere dazu beitragen, die subjek-
tive Lebensqualität zu erhöhen und eigene Vor-
schläge umzusetzen. Als Beispiele werden auf der 
Internetseite des Quartiermanagements genannt: 
„Gestaltete Straßen und Plätze statt Steinwüsten, 
leere Grundstücke und Läden fantasievoll nutzen, 
eine schönere Einkaufsgegend herstellen, die ei-
genen Fähigkeiten zu erweitern“. Die Aufgaben des 
Quartiermanagement werden „mit der Formel ‚initi-
ieren, finanzieren, moderieren’" beschrieben (ebd.). 
Anwohner wurden sowohl an der Entwicklung des 
integrierten Handlungskonzepts des Quartiermanagement 1999/2000 als auch an seiner 
Fortschreibung beteiligt (EMPIRICA 2003: 36). Seit 1999 wurden bisher folgende Beteili-
gungsansätze durchgeführt:  
Abbildung 14: Titelblatt des Quar-
tiersblatts, Ausgabe Mai 2005 
(Quelle: http://www.qm-magde-
burgerplatz.de/qblatt/ blattpdf/
QA25, Zugriff: 2006-10-17). 
• Aktionsfonds (seit 1999) 
• Bürgergutachten/Planungszelle (2000)  
• Runder Tisch Wirtschaft (seit 2000 wiederbelebt)  
• Fortbildungskurse für unterschiedliche Zielgruppen und Inhalte (seit 2000) 
• Stadtteilfeste (seit 2000) 
• die Stadtteilzeitung "Quartiersblatt" und der Internetauftritt - beide bieten In-
formationen und nehmen externe Beiträge auf (seit 1999 bzw. 2001) 
• Diskussionsveranstaltungen zu unterschiedlichen Themen (Jugend, Gewalt, 
Bauprojekte, Prostitution uvm., seit 2000) 
• Kinder-Kiezdetektive (Kinder berichten dem Stadtteilverein über den Zu-
stand von kinderrelevanten Einrichtungen im Quartier , 2001 bis 2002)  
• eine Gewerberaumbörse (seit 2002) 
• Bürgerjury/Quartiersfonds (2002/2003)  
• Quartiersbeirat (als Fortführung der Bürgerjury, seit 2003) 
• Integrationsprojekte für Jugendliche, Senioren und Migranten (seit 2002) 
• Ideenwettbewerbe und öffentliche Foren zu Straßengestaltungen (2002-
2005) 
• Open Spaces für Kulturschaffende (2006; SELBSTDARSTELLUNG DES QUAR-
TIERSMANAGEMENT MAGDEBURGER PLATZ 2000c). 
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Als Spin-Offs des Quartiermanagement wurden 2001 ein Selbsthilfe- und Kommunikati-
onstreffpunkt von und für Migranten unter der Trägerschaft des Stadtteilvereins einge-
richtet sowie 2002 ein Büro für Stadtteilmediation etabliert. Darüber hinaus fanden ver-
schiedene Kunst- und Kulturaktionen statt, die mittlerweile über das Quartier hinaus be-
kannt sind (zum Beispiel „MAGISTRALE. Lange Kulturnacht in der Potsdamer Straße").  
Im Verlauf des Quartiermanagements 
stabilisierte sich die wirtschaftliche Lage 
im Gebiet nach Aussagen des Be-
zirksamts und des Quartiermanage-
ments. Ob ein Zusammenhang mit den 
Aktivitäten des Quartiermanagements 
besteht, ist aber nach Aussagen eines 
befragten Quartiermanagers unklar. 
Sichtbar zugenommen hat die Zahl der 
Restaurants, Kneipen und Galerien im 
Gebiet, insbesondere um die Potsdamer 
Straße, was laut Aussagen einer Quar-
tiermanagerin zur Verbesserung des 
Images des Gebiets beigetragen habe. 
Seit Ende 2005 ist die Zuständigkeit des 
Quartiermanagements im gesamten Be-
zirk Mitte vom Berliner Senat auf das 
Bezirksamt per Kooperationsvereinbarung übertragen. Damit einher ging eine veränder-
te Prioriätensetzung in der Arbeit des Quartiermanagement: In dieser Vereinbarung wird 
Beteiligung für das Gebiet Magdeburger Platz - im Unterschied zu 1999 – nicht mehr als 
eigenes strategisches Ziel verfolgt, sondern in Verbindung mit den übrigen Themen be-
arbeitet. Auch die Wirtschaftsförderung im Gebiet wird nicht mehr singulär behandelt, 
sondern mit Integration verbunden. Die neuen Schwerpunkte sind entsprechend des 
Beschlusses des Bezirksamts vom 14.12.2004 Arbeitsmarkt, Bildung und Stadtteilkultur 
(SELBSTDARSTELLUNG DES QUARTIERMANAGEMENT MAGDEBURGER PLATZ 2004b: o. S.). 
Abbildung 15: Beteiligung von Akteuren an 
Ideen für das Quartier – ein Fotowettbe-
werb 2004 (Quelle: http://www.magdebur-
gerplatz-quartier.de/, Zugriff: 2006-10-18). 
 
5.1.3 Ergebnisse der Interviews  
Befragt wurden drei Anwohner mit unterschiedlichen Beteiligungserfahrungen, zwei 
Quartiermanager sowie die Referentin des Bezirksbürgermeisters für das Quartierma-
nagement. Die beiden zuständigen Koordinatorinnen in diesem Quartier waren zu kei-
nem Interview bereits, daher musste auf die Kooperationsvereinbarung des Bezirks be-
züglich des Quartiermanagement zurückgegriffen werden. Somit war leider nicht die 
Möglichkeit für Nachfragen gegeben. Im Folgenden stehen die zusammengefassten und 
systematisierten Aussagen der Interviewpartner. Diskutiert werden die Interviewergeb-
nisse in Kapitel 5.1.4 sowie 5.4.  
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*** 
Unabhängige 
Bürger in 
Netzwerken 
Herr Armbrust (A1) ist Rentner, bezeichnet sich als skeptisch 
gegenüber der „deutschen Vereinsmeierei“ und als „Sympathi-
sant von der SPD“. Er war beteiligt an der Erstellung des Bür-
gergutachtens und geht ab und zu zu Informationsveranstaltun-
gen des Quartiermanagement sowie zu Stadtteilfesten. In dem 
Gespräch unterscheidet er nicht zwischen Beteiligung an der 
Stadtteilentwicklung und Beteiligungsverfahren, sondern spricht 
allgemein von Beteiligung.  
Ziel von Beteiligung sollte seiner Meinung nach sein, die Be-
troffenen und Interessierten zu Wort kommen zu lassen, Vertretungen zu organisieren 
und Zuständigkeiten für die Umsetzung zu klären: "Man sollte also - wenn irgendwas ist 
- immer die Betroffenen zu Wort kommen lassen. Nicht immer, aber meistens." Wichtig 
ist ihm eine baldige Umsetzung der Ergebnisse – nur das bezeichnet er als effizient. 
Insbesondere "zu viel Bürokratie, zu viel zersplitterte Zuständigkeiten [in der Verwal-
tung]" seien dabei kontraproduktiv, da sie die Umsetzung verkomplizierten: „Es kann nur 
dann effizienter sein, wenn das, was da eingebracht wird, unangefochten durchgeht." 
Seine Verbesserungsvorschläge zielen insbesondere auf eine verbesserte Kommunika-
tion, die Transparenz der Entscheidungen und die Festlegung von Zuständigkeiten: „Da 
muss eben irgendeine Behörde sein, die das entscheiden kann ... das ist doch nix. Die 
einen sagen: ‚Wir haben Geld!’, die anderen sagen: ‚Wir haben keins!’ ... Da muss Einer 
sein, der sagt: ‚Jawoll, wir machen datt!’ [Man muss] sagen, das, was da beschlossen 
wird, wird von dem und dem bearbeitet.“ Zudem ist er der Auffassung, dass Zusagen 
der Verantwortlichen verbindlich sein müssen - ansonsten fühlt er sich als "Feigenblatt 
… von der Politik missbraucht“: „Nicht dass sie dann sagen: ‚Da kommt der und der, und 
dann kommen sie nicht [zu einer Politikerrunde im Rahmen der Planungszellen]. Das 
waren ja nicht so wichtige Leute, Bezirksbürgermeister und Stadtbaurat, dass sie sagen 
müssten, sie müssten nach Amerika zu Bush, ... aber wenn sie sagen, ich hab’ da so 
’ne Ausschüsse – so wichtig ist das nicht." Entsprechend war er davon enttäuscht, dass 
die Politiker des Bezirks „halt das Ding [das Gutachten] ignoriert oder nicht als wichtig 
genug angesehen" hätten, indem sie trotz Einladung nicht auftauchten. Weiterhin be-
mängelte er, dass zu wenig vom Quartiermanagement über weitere Entwicklungen im 
Quartier informiert wurde bzw. die Informationen nicht direkt bei den Menschen lande-
ten. Zusätzlich wünscht er eine direktere Information über geplante Vorhaben: "Wenn 
sie da was bauen, ... dann nützt es nicht, wenn es in der Zeitung steht, ein kleiner B-
Plan, den kein Mensch liest, 'ne ganz kleine Anzeige, der im Rathaus Wedding ausliegt, 
dann geht da keiner hin."  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Nach eigenen Aussagen ist er nur an be-
stimmten Themen interessiert und findet es legitim, wenn dies bei Anderen auch so ist. 
Dennoch hat er sich an dem Verfahren beteiligt, "weil man ja so selten nach der Mei-
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nung gefragt [wird] ... Da kannst du mal wirklich bisschen was mittun". Logisch war für 
ihn daher auch, sich über das eigentliche Verfahren hinaus an der Erstellung des Gut-
achtens zu beteiligen. Entsprechend hat es ihn gestört, dass einige der Teilnehmer sei-
ner Meinung nach nur wegen des Geldes kamen und dass deren Engagement nach 
dem Verfahren relativ schnell einschlief: "Ich bin auch danach...noch ein paar Mal [zum 
Quartiermanagement] gegangen. Aber es kam ja kaum noch einer."  
Im Verlauf des Gespräch stellt er mehrfach Bezüge zwischen Beteiligung an der Stadt-
teilentwicklung und seinem gesellschaftspolitischen Engagement her: Er sieht sein 
damaliges Engagement in der Planungszelle sowie seine Teilnahme an Informations-
veranstaltungen und Stadtteilfesten als Ausdruck seines lebenslangen politischen Inte-
resses und versteht Bürgerbeteiligung insgesamt als ehrenamtliche Arbeit. Beteili-
gungsverfahren sind für ihn allerdings keine Möglichkeit, dauerhaft Leute zu aktivieren; 
Beteiligung ist für ihn vielmehr dann erfolgreich, wenn man sich selbst in Netzwerken 
organisiert. Denn er „will unabhängig bleiben und nicht das machen, was man befiehlt. 
... Die Leute sollen sich lose zusammen finden.“ Allerdings ist er auch der Ansicht, dass 
sich Deutsche schlecht in Netzwerken organisieren könnten, um Probleme anzugehen. 
Migranten erlebt er in dieser Hinsicht als besser organisiert, da es unter ihnen noch 
funktionierende soziale Netzwerke gäbe. Interessanterweise antwortet er gegen Ende 
des Interviews, in dem immer der Begriff "Beteiligung" verwendet wurde, auf die Frage, 
was ihm denn der Begriff „Partizipation“ sage: "Partizipation ... im Moment nischt. So auf 
Anhieb eigentlich gar nichts. Was ist denn der Sammelbegriff?"  
*** 
Herr Brückner (A2) ist Sozialkundelehrer und war als Bürger-
gutachter in den Planungszellen sowie in verschiedenen Ar-
beitsgruppen des Quartiermanagement zu Verkehrsberuhigung 
in seiner Straße aktiv. Er bezeichnet sich selbst als „politisch in-
teressiert“ und spricht im Interview ebenfalls von Bürgerbeteili-
gung. Ein Großteil des Gesprächs dreht sich darüber hinaus um 
die Vor- und Nachteile von Demokratie auf lokaler Ebene, 
wahrgenommene bürokratische Hürden und die schwierige 
Umsetzbarkeit von Ergebnissen und Entscheidungen. Er wun-
dert sich nicht, dass sich so wenige Anwohner für ihr Viertel interessieren und begründet 
das mit „Politikverdrossenheit, oder Politikferne, nennen wir es lieber so - das ist normal. 
Das ist für mich relativ erklärlich. Finde ich zwar nicht gut, aber es ist schlicht so." Als 
sein persönliches Motto nannte er: „Wenn man selber nichts macht, dann wird etwas mit 
einem gemacht." 
Lokale 
Eigen- 
initiative 
Beteiligung bedeutet für ihn, sich lokal zu engagieren. Dies umso mehr, als auf der lo-
kalen Ebene am ehesten Sinn im eigenen Handeln festzustellen ist: „Je globaler die 
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Welt wird, desto lokaler muss man handeln. Zumindest ist es dann übersichtlicher, was 
man tut“. Öffentliche Versammlungen findet er dabei als Beteiligungsform nicht ausrei-
chend: „Ja, wenn Beteiligung, Partizipation, dann Netzwerke.“ Er ist weiterhin der Mei-
nung, dass übersichtliche Handlungsfelder die menschliche Dimension von Stadtteil-
entwicklung mit all seinen Vorteilen und Schwächen besser verstehen helfen: „Je kleiner 
das Feld ist, an dem man arbeitet, desto eher kann man Erfolg sehen. Desto eher er-
kennt man, dass Prozesse menschlicher Natur sind. Das sind nicht irgendwelche Pro-
zesse, die irgendwie ablaufen von Maschinen oder irgendwas. Ein Antrag, den man 
stellt, der kommt irgendwo hin und dann geschieht was mit dem, und das machen auch 
Menschen und das muss einem klar werden." Als Probleme von Bürgerbeteiligung auf 
Stadtteilebene benennt er lange Entscheidungswege und mangelnde Transparenz der 
Institutionen: „Man müsste sehr viel schneller entscheiden. Man müsste wichtige von 
unwichtigen Dingen trennen können und die unwichtigen dann eben schneller machen 
und der Bevölkerung erklären, wo was Wichtiges ist, was eben länger dauert."  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Er nahm an den Planungszellen teil, weil er 
es „sehr interessant“ fand und „damals noch Zeit“ hatte. Einen Motivationsschub wäh-
rend der Erstellung des Bürgergutachtens gab es für ihn insbesondere dann, wenn 
"Menschen, die ich eher so politikferner einschätzen würde, ... dass die so gut gearbei-
tet haben, .... diese Energie, ... diese Kreativität, dieser Schwung". Umgekehrt hatte er 
auch bei den eingeladenen Experten und Verantwortlichen in Politik und Verwaltung 
dieses Gefühl: "Das sind Momente, wo ich denke, ja da kann man was machen, da sind 
die Entscheidungsträger auch tatsächlich ansprechbar. Man weiß, wer das ist. … Mit 
dem kann man reden." Umso demotivierender empfand er, dass sich nur ganz wenige 
für eine längerfristige Arbeit an Themen einsetzen, weder nach Erstellung des Bürger-
gutachtens noch in anderen Arbeitsgruppen: „Und von dieser Truppe blieben dann noch 
drei, vier übrig ... Aber auch die haben sich verlaufen. Und dann null, nichts, gar nichts 
mehr. ... Es gibt irgendwelche Treffen. ... Aber da ist man zu dritt, zu fünft." Ebenso 
empfand er die nachfolgenden langen Entscheidungsprozesse demotivierend: "Und 
wenn man guckt, ... was für Wünsche da sind und was man hätte machen können, ... 
und man guckt, was ist daraus geworden, da fällt mir sehr, sehr wenig ein. Und das mag 
den anderen, die hier wohnen ja genauso gehen. Wenn die gucken: Welche Erwartun-
gen hatte ich eigentlich, und welche davon sind nach vier Jahren erfüllt, außer dass es 
jetzt Huppel in der Straße gibt? ... Das ist zu wenig."  
Ein weiteres Problem besteht seiner Meinung nach darin, dass die Ergebnisse von Be-
teiligungsprozessen nur selten in „praktische Politik“ mündeten, zum einen aufgrund ei-
ner Diskrepanz von idealisierten Wünschen und ihrer Umsetzungsmöglichkeit, zum an-
deren, weil die Rückbindung von Bürgerbeteiligung in bestehende Strukturen schwierig 
sei. Im Gespräch übte er Kritik am „demokratischen Mehrheitsentscheidungssystem" 
generell, denn ein Ziel von Beteiligung sieht er darin, „die Bevölkerung, ... den einzelnen 
Menschen hier zu erreichen". Daher fände er es auch sinnvoll, für die Bürger eine ex-
terne Unterstützung bereitzustellen: „Die [Beteiligungsprozesse] müssten in irgend 'ner 
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Form geleitet, moderiert werden. Ich glaube schon lange nicht mehr, dass das von allei-
ne ginge." Gleichzeitig äußert er Verständnis für die Akteure in Verwaltung und Quar-
tiermanagement, für die die „Umgewöhnung an neue Arbeitsweisen immer schwierig 
und unbequem ist", für die Bürgerbeteiligung „viel Arbeit“ ist und die zudem einem „Zug-
zwang“, einem Erfolgsdruck, ausgesetzt seien.  
Als Lösungsansätze benennt er Verantwortlichkeiten für den gesamten Prozess, Motiva-
tion der Bürger von außen sowie direkte und verständliche Ansprache; als größtes Prob-
lem identifiziert er, dass „Gemeinwohl-Angelegenheiten … zu weit weg“ von den Prob-
lemen der Anwohner sind: „Die Leute, die ein Interesse zu vertreten haben, finden sich 
schon zusammen, und dann geht das schon, weil sie ja schließlich ein Ziel haben. Das 
glaub ich nicht. … Wenn man das [Engagement] erhöhen möchte, dann muss man was 
dafür tun. Müssen da Menschen sein, die das machen. Wer das sein kann, das weiß ich 
auch nicht ... „[es muss] mehr Menschen geben, ... die sich permanent darum kümmern, 
Leute zu motivieren. ... Wenn man wirklich möchte, dass Beteiligung beim Bürger, beim 
Einzelnen ankommt, dann muss man auch die Entscheidungen so runterbrechen, dass 
das wirklich möglich ist.“ Wenn das nicht passiere, empfindet er Beteiligung als „Profilie-
rungsidee [der Politik]“. 
Einen direkten Bezug zur Stadtentwicklung stellt er nicht her im Interview.  
*** 
Herr Dörr (A3) ist selbständiger Versicherungsmakler. Er führte 
in den letzten Jahren verschiedene Schriftwechsel mit seiner 
(privaten) Hausverwaltung und dem Bürgermeister des Bezirks 
zu Problemen in seinem Haus. Diese blieben aber unbeantwor-
tet und erzielten nie den von ihm gewünschten Effekt: „Ich hab 
mich zweimal an den Bürgermeister gewandt und bin verarscht 
worden. ... Da hab ich so 'ne halbe Privatfehde inzwischen 
schon. Also ich bin auf den mehr als sauer. ... Grade weil es 
hier um meine persönlichen Belange geht. … Überhaupt nicht 
zu antworten, das halte ich schon für frech. Aber was soll man 
heute noch von der Politik erwarten?" Unzufrieden ist er insbesondere mit seiner Wohn-
situation; er bedauert zudem die Abwanderung von Betrieben aus dem Viertel und be-
schwert sich über die große Zahl der Sozialhilfeempfänger am Magdeburger Platz. Er 
macht den Senat für diese Entwicklungen verantwortlich. Nach der Teilnahme an den 
Planungszellen war er einmal zur Eröffnung eines Sportplatzes im Quartier, danach hat 
er sich nicht mehr für solche Veranstaltungen oder Beteiligung interessiert.  
Eigenverantwor-
tung & direkte 
Rückkopplung 
Er findet Bürgerbeteiligung zwar "grundsätzlich interessant", versteht sie aber – nach 
seinen Erfahrungen mit dem Bürgermeister - mittlerweile als „ein bisschen Demokratie-
geplänkel, so tun, also ob. Unterm Strich hat doch der Bürger sowieso nichts zu sagen“. 
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Er bevorzugt, aus seiner Erfahrung im Arbeitsalltag, das betriebliche Vorschlagswesen 
und, als ehemaliger als DDR-Bürger, ein staatliches Eingabesystem für Beschwerden: 
„Also ich hab’ früher mal geschrieben [an den Bürgermeister]. Da hab ich aber wenigs-
tens noch 'ne Antwort gekriegt. Ich komme nämlich eigentlich aus dem Osten. Vielleicht 
ist das auch der kleine aber feine Unterschied. Ja. Wenn sie da ’ne Eingabe oder der-
gleichen gemacht haben, dann wurde aber anders reagiert -, muss ich mal gestehen." 
Ziel von Bürgerbeteiligung ist für ihn, dass „das eine oder andere vielleicht, also ich sag 
mal, mehr oder weniger indirekt eingeklagt wird." Unter Demokratie versteht er entspre-
chend „Volksentscheide, aber ... [nur] wenn’s wichtig ist“. Zudem kritisiert er die 
finanzielle Abhängigkeit der Durchführenden vom Senat: „Na, weil öfter ja mal 
durchklang [während des Verfahrens], die Leute sind ja vom Sponsoring des Senats 
abhängig, also sind sie auch nicht unabhängig." Im Gespräch merkt er aber an, dass er 
bei entsprechender Erfahrung mit dem Verfahren sicherlich kritischer und offener 
gewesen sei, denn Beteiligungsverfahren könnten im Prinzip auch „Gelegenheit bieten, 
Strukturen kritisch zu hinterfragen".  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Er nahm zum einen teil, weil ihn die Idee der 
Bürgerbeteiligung interessierte: "Na, ich wollte mal hören, ob man bestimmte Dinge 
wirklich ...mit Hilfe der Leute bewegen kann oder nich', und ich denke mal, man kann's 
nicht." Zum anderen war sein Anliegen, "mal öffentliches Interesse einzuklagen". Über 
spätere Ergebnisse im Zusammenhang mit den Planungszellen ist er nicht informiert: 
"Ich weiß nicht, ob da was passiert ist. Kann ich nicht beantworten. interessiert mich 
auch nicht weiter."  
Er stellte im Gespräch einen Bezug zur Stadtentwicklung insofern her, dass er glaubt, 
dass Bürgerbeteiligung kein Mittel sei, „den Kiez interessanter zu gestalten und die Fluk-
tuation zu verringern". Jegliches Beteiligungsverfahren stellt daher in seinen Augen ei-
nen schlechten Ersatz für Eigenverantwortung der Anwohner dar. Als Beispiel benennt 
er das Müllproblem im Quartier: „Aber wenn ich sehe, wie sie mit dem dann umgehen … 
Das ist eigentlich eine Geschichte, wo jeder selbst wissen müsste, was zu tun ist." 
*** 
Frau Ewald (QM1) ist Quartiermanagerin. Ihre ursprüngliche 
Aufgabe im Quartiermanagement-Team war – entsprechend ih-
rer Ausbildung als Kauffrau - die Imageentwicklung des Gebie-
tes sowie die Arbeit mit Gewerbetreibenden. In den vergange-
nen vier Jahren hat sie sich allerdings zunehmend mit der Ab-
wicklung von Projekten und Beteiligungsansätzen mit unter-
schiedlichen Akteuren befasst. Im Verlauf des Gesprächs be-
tont sie immer wieder den Lernprozess, den alle Beteiligten 
durchgemacht hätten. Sie ist zusätzlich Team-Mitglied in zwei 
anderen Quartiermanagement-Gebieten in Berlin-Mitte.  
Netzwerke & 
gemeinsames 
Lernen 
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Sie unterscheidet zwischen Beteiligungsverfahren und Beteiligung und berichtet zu-
nächst aus ihren konkreten Erfahrungen mit Beteiligungsverfahren: Die Erstellung des 
integrierten Handlungskonzepts mit Bewohnerbeteiligung war ein „Ideen einsammeln" 
und "Formulieren von Aufträgen". Dies führte zwar zu kurzfristig erhöhter Aktivität vieler 
Anwohner im Quartier, die Ideen konnten allerdings kaum vom Team allein verwirklicht 
werden: „Es war ein reines Traumschlossbauen und dann hieß es: „Ihr sollt machen!“ Es 
fehlte quasi der 2. Teil." Mit dem Quartiersfonds konnte diese Anspruchshaltung der 
Anwohner ihrer Meinung nach verlagert werden: „Da hat man gesagt, da habt ihr 'ne 
Million ... und durften Anträge stellen und dann saßen sie da als Jury. ... Dann haben sie 
auch Prioritäten gesetzt und überlegt, und da ist ein unheimliches Wissen auch entstan-
den über diese Jury-Arbeit."  
Beteiligung bezeichnet sie generell als eine „lang dauernde Sache, ... die viel Übung, 
Erfahrung und Wille aller Beteiligten“ zum Lernen und „über-den-Tellerrand-Schauen“ 
erfordert. Sie definiert es folgendermaßen: „Partizipation ist, dass Leute, die nicht pro-
fessionell an solchen staatlichen Entscheidungsprozessen beteiligt sind, die Möglichkeit 
haben, sich mit ihrem Alltagsexpertenwissen einzubringen, … um letztendlich dafür zu 
sorgen, dass das Maß, die Intensität der Entscheidung reduziert wird.“ Sie verweist dar-
auf, dass Beteiligung innerhalb bestehender Strukturen durchzuführen und ggf. anzu-
passen sei. Insbesondere der Lerneffekt für alle Akteure, wie die Strukturen, die Maß-
nahmen und das Quartiermanagement aufzubauen und zu bedienen seien, hat sie be-
eindruckt. Eine wichtige Erfahrung für sie war die optimale zeitliche Verfügbarkeit von 
Geldern im Rahmen der Aktivierungs- und Beteiligungsarbeit: "Am Anfang hatten wir 
schon 'nen Haufen Geld, wenn ich so überlege, wie viel Geld das war, das war unwahr-
scheinlich, ... und [wir hatten] eigentlich gar nicht die Netzwerke und Strukturen, um es 
vernünftig und in Abstimmung mit den Bewohnern unterzubringen." Für ihre Arbeit ist ihr 
eine „Rückkopplung mit den Quartiersbewohnern" wichtig: Neben der Bürgerjury findet 
sie das Bürgerforum sinnvoll, in dem einmal jährlich Maßnahmenpakete durchgespro-
chen werden und interessierte und kompetente Anwohner zusammenkommen. Dabei 
handele es sich um eine „Instanz" ..., mit der wir auch mit unseren Planungsideen Ping 
Pong spielen können, ... da haben wir eine Essenz von aktiven Bewohnern." 
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Im Gespräch bezeichnet sie die Tätigkeit der 
Quartiermanager als „Perspektiven entwickeln, Moderieren, Unterstützen von Anwoh-
nern bei der Formulierung ihrer Probleme (in Antragsform)“ sowie als „Überprüfen, ob 
die Zielorientierung des Quartiermanagements eingehalten“ wird. Als „Motoren" der 
Quartiersentwicklung wollen sie sich im Team allerdings nicht bezeichnen, da sie nicht 
dauerhaft vor Ort sein werden. Motivation der Akteure für eine Beteiligung an der Stadt-
teilentwicklung kann ihrer Meinung nach sowohl durch Anstöße von Außen als auch 
durch konkrete Erfolge erreicht werden: „Diese ganzen Gruppen, ... die laufen einfach 
langfristig nicht alleine. Es muss immer einer da sein, der einfach sagt, so in vier Wo-
chen treffen wir uns wieder und dann kann man das und das Thema [besprechen]." Hier 
sieht sie Parallelen zwischen Anwohnern und Wirtschaftsakteuren. "Weil einfach nur so 
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sich treffen und Kreise drehen, das macht keiner lange mit. Und wenn man 'ne Maß-
nahme hat, dann kommen auch wieder Leute dazu, die sich an der Maßnahme beteili-
gen wollen, von denen bleiben dann wieder zwei oder drei hängen, dann muss aber 
wieder 'ne Maßnahme kommen." Generell ist es ihr wichtig, "die möglichen Ergebnisse 
[von Beteiligung] in Relation zum Prozess zu setzen" - und keine übersteigerten Erwar-
tungen zu produzieren. Im Rahmen des Quartiermanagement wurde Beteiligung ihrer 
Meinung nach zunehmend formalisiert und reglementiert: Insbesondere die Anforderun-
gen für Projektanträge und -abrechnungen seien „unglaublich gestiegen". Mehr oder 
weniger direkt werde dadurch ein hoher Druck auf die Quartiermanager ausgeübt: „Weil 
mich das auch belastet. ... Ich will es doch richtig machen. Ich komm’ mir vor wie, … in 
Schulzeiten ging's mir nicht so. ... Klar, wir sind Auftragnehmer und im Zweifel sind wir 
schuld." 
Einen Bezug von Stadtentwicklung und Beteiligung sieht sie vor allem in der Aufwer-
tung des Quartiersimages: „Dass dieses Selbstwertgefühl, die Zufriedenheit steigt und 
damit sicherlich auch der Bleibewunsch. Das Image wird einfach besser. Das denke ich, 
dass wir das schon erreichen. Das kann man natürlich nicht so klar messen, so quanti-
tativ, das ist mehr so 'ne gefühlsmäßige Geschichte." Wichtigster Indikator für Beteili-
gung ist für sie „eine Zunahme von Aktivität im Quartier" sowie die Bildung von Netz-
werken. Erste Erfolge sind ihrer Meinung nach bereits zu verzeichnen: „Es gibt jetzt 
funktionierende Netzwerke, die eigene Ideen entwickeln, Projekte … mit unserer Unter-
stützung und auch unserem Geld dann machen und umsetzen, es ist jetzt einfach Le-
ben in der Potsdamer Straße."  
*** 
 
Kommunikation  
 
Frau Förster (P1) ist ausgebildete Verwaltungswirtin und seit 
1997 Referentin des Bezirksbürgermeisters für Quartiermana-
gement und Stadtentwicklung in den fünf Quartiermanagement-
Gebieten von Berlin-Mitte, unter anderem auch am Magdebur-
ger Platz und am Sparrplatz. Eine ihrer Motivationen, in dieser 
Position zu arbeiten, war die Möglichkeit, Ressort übergreifend 
zu arbeiten. Mehrfach spricht sie von sich aus die Bedeutung 
der Kommunikation zwischen Akteuren an. Sie spricht sowohl 
von Bürgerbeteiligung als auch von Beteiligungsverfahren, trifft 
aber inhaltlich und strukturell keine Unterscheidung.  
Bei „Bürgerbeteiligung“ differenziert sie zwischen Mitwirkung, Mitentscheidung und 
Entscheidung. Diese Differenzierungen seien für jede Anwendung „durch die Politik 
auszugestalten“. Beteiligung soll ihrer Meinung nach immer dazu beitragen, das Wissen 
und die Bedürfnisse der Bürger zu sammeln, aber „sie auch stärker in die Eigenverant-
wortung zu nehmen“. Auch ein stärkerer Informationsfluss „wäre für mich schon mal 
Bürgerbeteiligung.“ Durch eine Entscheidungsbeteiligung (zum Beispiel über Einsatz 
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von Mitteln) kann ihrer Meinung nach auch die Bindung an das Quartier gestärkt wer-
den. Gleichzeitig ist es ihr Wunsch, „so ein bisschen weg [zu] kommen von so Berufs-
bürgern“ und auch einflussreichere Akteure vor Ort in die Stadtteilentwicklung einzube-
ziehen wie zum Beispiel Wohnungsbaugesellschaften und Gewerbetreibende. Zusätz-
lich verweist sie darauf, dass Beteiligung für nicht-investive Maßnahmen schwieriger zu 
erreichen sei.  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Die Rolle der Politik bei Bürgerbeteiligung 
sieht sie in der Motivation der Akteure (bisher meist Anwohner) und der Rückkopplung: 
Politik müsse „erst mal [einen] sehr motivierenden Charakter“ haben, indem die Rah-
menbedingungen von Beteiligung auf Stadtteilebene offen angesprochen werden. Zu-
sätzlich sei eine „sehr hohe Selbstbindung der Politik und Verwaltung, sich also wirklich 
an diese Voten der Bürger zu halten“ notwendig. Gleichzeitig versteht sie Beteiligungs-
verfahren als Chance der Politik „zu zeigen, wie hautnah sie sozusagen an dem Bürger 
sind und wie sie klar machen können, dass sie wirklich auch die Interessen der Bürger 
vertreten.“ Als Beispiel nennt sie die Unterstützung aktiver Anwohnerinnen durch das 
Quartiermanagement und die Bezirkspolitik: „Also, es gab da so ein paar motivierte Leu-
te, … in der Soldiner [Straße, ein anderes Quartiermanagement-Gebiet] …, da sind das 
vier Frauen, und am Sparrplatz ist das auch eine Frau, die da eh’ schon aktiv waren in 
dem Bereich und wo wir gesagt haben, OK, ... das fördern wir auch.“ Sie verweist auch 
auf die Notwendigkeit einer Motivation für die Arbeit der Verwaltungsakteure, zum Bei-
spiel indem abgeklärt wird, was in einer Ressort übergreifenden Arbeit und Beteiligung 
für die Fachabteilungen „rauszuholen“ ist: „Also, es wird sich keiner engagieren, wenn er 
nicht sieht, ah ja, der Einsatz lohnt sich auch.“ Dies bezieht sie insbesondere darauf, 
„dass die Bürger überhaupt wissen, wer ist denn ihr Ansprechpartner, wer ist denn da 
Verwaltung, wer ist Politik … und anders rum, dass Politik und Verwaltung wirklich hö-
ren wollen, was die Bürger zu sagen haben." Ein Mehr an Kommunikation könne einem 
„Entladen von Frust“ gegenüber der Verwaltung entgegen wirken: „... und wenn man öf-
ter miteinander zusammen sitzt ..., dann ist dieses Verständnis einfach da ...Wir haben 
ja gute Erfahrungen damit gemacht, wenn man einfach sich austauscht.“ Ihr Ideal einer 
Verwaltung ist es, Ansprechpartner für die Bürger vor Ort zu sein und Probleme offen 
anzusprechen: „... dass dann unsere Mitarbeiter reingehen in diesen Quartiersrat zu den 
Bürgern und das dann einfach auch begründen und sagen: „Aus den und den Gründen 
ist das nicht umsetzbar.“ Und die Politik natürlich auch.“ Optimistisch ist sie, was die Zu-
kunft betrifft, da es für die Verwaltung „einfach ein sehr großer Lerneffekt gewesen [sei] 
in den letzten fünf Jahren, wo sich vieles schon sehr verändert hat." 
Die Konsequenz für die Stadtentwicklung aus der bisherigen Umsetzung ist, dass sich 
zukünftig bei „der Bürgerjury das Bezirksamt auf eine rein fachliche Prüfung zurück zie-
hen [wird]. Das alles mit dem Ziel, irgendwann auch wirklich die Bürger auch so zu 
beteiligen, dass gesagt wird, nee in dem Bereich Schule, da wollen wir mehr investieren, 
dafür wollen wir in dem anderen Bereich weniger usw. das ist mal das große Ziel.“  
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*** 
Herr Gormann (QM2) ist Quartiermanager am Magdeburger 
Platz. Seine Diplomarbeit beschäftigte sich mit kooperativen und 
Beteiligungsverfahren in der Stadtteilentwicklung. In der Konse-
quenz bewarb er sich als Quartiermanager, um mit Bürgerbetei-
ligung zu arbeiten. Persönliche Ansprache wurde für ihn im Lauf 
seiner Tätigkeit immer wichtiger. Die Anwohner am Magdebur-
ger Platz schätzt er im Vergleich zu Kreuzberger Quartieren als 
weniger aktiv ein: Das hängt seiner Meinung zum einen daran, 
dass es dort „jede Menge Initiativen und Vereine“ gebe, „da ist 
immer jemand angesprochen von irgend 'nem Thema." Zum anderen führt er die gerin-
ge Aktivität auf die Altersstruktur der Anwohner im Quartier zurück. Er verwendet die 
Begriffe Beteiligungsverfahren und Beteiligung synonym. 
Problembezoge-
ne Beteiligung 
Betroffener 
Er versteht Beteiligung als „Einbringen von Alltagsexpertenwissen“ und „Herstellen ei-
ner Aufbruchsstimmung“. Zielgruppenorientierung und themenbezogene Ansätze seien 
daher zu bevorzugen; qualitativ hochwertige Ergebnisse seien eher in kleinen Gruppen 
zu erreichen, da dort diejenigen fehlten, „die sich vor großem Publikum produzieren 
müssen und die die ganze Veranstaltung aufhalten“. Allerdings können auch auf größe-
ren Veranstaltungen „immer neue, spannende Erkenntnisse bei rauskommen“. Ent-
scheidende Probleme bei der Beteiligung von Anwohnern sind für ihn der hohe formale 
Aufwand in der Projektgenehmigung sowie der personelle und zeitliche Aufwand zur Ak-
tivierung von Akteuren. Die Arbeitsfelder für das Quartiermanagement ergeben sich für 
ihn klar aus den Zielen und dem Handlungskonzept des Quartiermanagements und der 
Sozialen Stadt - „Insofern brauchen wir, um auf die Projekte zu kommen, keine allge-
meine Bürgerbeteiligung, keine vorgeschobene, oder vorgezogene Ebene, sondern 
kann wirklich genau sagen, das und das“. Im Zweifel geht er aber „pragmatisch“ an alle 
Maßnahmen heran und arbeitet mit den jeweiligen Zielgruppen: „Also wir machen ja e-
her themenbezogene Bürgerbeteiligung, weil diese komplexen Bürgerbeteiligungen hier 
bei uns jedenfalls nicht verfangen, dafür haben wir nicht mehr die Bevölkerungsstruktur. 
Die interessieren sich eigentlich nicht mehr so für allgemeine politische, stadtpolitische, 
stadtplanerische, Vorgänge …. Und d.h. wenn wir jemand rankriegen zu ’ner Informati-
onsveranstaltung, zu Planungsveranstaltungen, dann brauchen wir ... die konkrete Be-
troffenheit.“ Dies insbesondere, da viele Anwohner durch ihre persönliche Situation 
„schlicht überfordert“ seien. Seiner Erfahrung nach lassen sich nur ganz bestimmte 
Menschen im Quartier ansprechen: „Es sind ... durchweg, auf jeden Fall in der Alters-
struktur, jenseits der 35, vielleicht sogar jenseits der 40, die Leute, die sich ansprechen 
lassen. … Die meisten sind so 50, um den Dreh. Die ein bisschen Zeit haben, auch die 
innere Ruhe, sich mit so was zu beschäftigen.“ Diese seien zudem „oft Leute, die wir 
aus irgendwelchen Gründen kennen, ... Das sind so der Typus engagierter Bürger, der 
schon auch ein Anliegen hat, der aber sich auch einbringen möchte mit seinen Meinun-
gen und manchmal sogar auch bereit ist was zu tun – mal’n Brief zu schreiben oder sich 
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mal irgendwohin zu wenden." Im Interview wurde auch angesprochen, dass einige An-
wohner die geringe Information nach einer Teilnahme bemängelten. Dies konnte er 
nachvollziehen: „Die Leute auch im Nachgang ... über den Prozess auf dem Laufenden 
zu halten, das verlangt halt einen sehr, sehr hohen Organisationsgrad. Das im laufen-
den Betrieb im Hinterkopf zu behalten, erstens wer war das, wer kriegt was, wer war mit 
welchem Thema beschäftigt, das zu organisieren und das den Leuten auch zukommen 
zu lassen. Das wäre die hohe Kunst.“ Die Rolle des Quartiermanagement beschreibt er 
als Beratung bei der Projektentwicklung und Antragstellung, sein Team versteht er als 
„Ansprechpartner vor Ort“.  
Für die Stadtteilentwicklung zu seiner Arbeit her: Seiner Meinung nach zeigt das 
Quartiermanagement bereits „Erfolge an der Oberfläche“: „Wir haben Stadtraum teilwei-
se wieder hergestellt.“ Den Nachweis einer veränderten Sozialstruktur findet er schwie-
rig aufgrund der Zeitspanne, bis sich Veränderungen „statistisch relevant“ niederschla-
gen. Zudem seien „die statistischen Erhebungen ... auch nicht so zielgenau und so zeit-
nah, dass die wirklich als Gradmesser herhalten könnten. D.h. da man muss sich ein 
bisschen auf das Gefühl verlassen, was man hier so hört, was man hier so gesehen hat, 
wie die Stimmung so allgemein ist.“ Beteiligung von Bürgern ist für ihn nur zu einem 
kleinen Teil für Verbesserungen im Quartier verantwortlich, entscheidend für die An-
wohner seiner Meinung nach das Herstellen von Lebensqualität durch andere Maßnah-
men, insbesondere im Bereich der Infrastrukturentwicklung und Wirtschaftsförderung.  
*** 
Frau Hauswald und Frau Immler (V1) sind bzw. waren Koordina-
torinnen des Bezirksamts Mitte für den Magdeburger Platz. Zu 
einem Interview war Frau Hauswald über drei Monate aus Über-
lastungsgründen nicht bereit, danach war sie nicht mehr zustän-
dig. Ihre Nachfolgerin, Frau Immler, schickte mir die Kooperati-
onsvereinbarung zwischen dem Bezirk Mitte und dem Quartier-
management als Antwort auf meine Interviewanfrage. Mehr ha-
be sie dazu nicht zu sagen. Im Folgenden werden daher die 
Aussagen der Kooperationsvereinbarung bezüglich Beteiligung 
an der Stadtteilentwicklung zusammengefasst.  
Entscheidungs-
beteiligung & 
Zufriedenheit 
Als übergeordnetes Ziel des Quartiermanagement wird in der Vereinbarung genannt, 
„die Quartiere zu einem sich selbst tragenden, nachhaltigen sozial und wirtschaftlich 
stabilen, urbanen System zu entwickeln“. Die Beteiligungsmöglichkeiten der Bürger 
sollen in diesem Kontext „durch eine stärkere Entscheidungskompetenz“ erweitert wer-
den. „Grundgedanke ... ist, möglichst vielen Menschen im Quartier die Chance zu ge-
ben, sich direkt in die Gestaltung ihrer Lebenswelt einzubringen, Bürgerinnen und Bür-
ger stärker in die Programmmittelentscheidung sowie Verwaltung und Politik stärker in 
Bürgerverfahren einzubeziehen.“ Weiterhin sollen auch „die strategischen Handlungs-
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konzepte, die Arbeitsschwerpunkte des Jahres und die wesentliche Förderentscheidun-
gen eines Programmjahres ... von den Bürgerinnen und Bürgern mit entschieden“ wer-
den. Allerdings wird auch darauf hingewiesen, dass „für den Prozess der Entschei-
dungsfindung ... ein jeweils geeignetes Verfahren von der Lenkungsrunde zu verab-
schieden [ist] … wie weitgehend die Mitwirkung an der Entscheidung von Projekten und 
Maßnahmen durch die Vorortgremien zu handhaben ist.“  
Als geeignetes Beteiligungsverfahren wird explizit der Quartiersrat als Bürgergremium 
benannt. Begründet wird dies mit „den durchweg positiven Erfahrungen, die im Rahmen 
des Bürgerjurymodells gewonnen werden konnten“ wie zum Beispiel die Entschei-
dungskompetenz der beteiligten Anwohner und das Aktivierungspotenzial dieses Ver-
fahrens, das sich darin zeigte, „dass sich im Anschluss an die Bürgerjuryverfahren in je-
dem der Quartiermanagement-Gebiete im Bezirk Mitte ein Bürgerverein, Stadtteilplenum 
oder ähnliches bildete“. Diese positiven Ergebnisse würden auch nicht durch die Höhe 
der bereitgestellten Gelder beeinflusst: „Die wissenschaftliche Auswertung kommt zu 
der Einschätzung, dass die Höhe der bereitgestellten Fördermittel für den Erfolg eines 
derartigen Verfahrens nicht ausschlaggebend ist.“ Als Kriterien für eine erfolgreiche Be-
teiligung werden genannt: Aktivierung der Bewohner, Förderung und Anleitung zur 
Selbsthilfe und Eigenverantwortung, Stärkung nachbarschaftlicher Kontakte, Unterstüt-
zung von ehrenamtlichem Engagement, Vernetzung, Kooperation, Kosteneffizienz, 
Nachhaltigkeit und Vermittlung sozialer und interkultureller Kompetenzen.  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: In der Vereinbarung wird davon ausgegan-
gen, „dass es sich bei diesem Verfahren der stärkeren Einbindung ... um einen Prozess 
handelt, bei dem der permanenten Überprüfung auf Praktikabilität, Sinnhaftigkeit und 
Zufriedenheit der Verfahrensbeteiligten eine zentrale Bedeutung zukommt“. Hier neh-
men sich auch Politik und Verwaltung stärker in die Pflicht: „Die Akzeptanz eines derar-
tigen bürgernahen Modells hängt im Wesentlichen davon ab, ob Bürgerinnen und Bür-
ger sich in diesem Prozess ernst genommen und nicht nur instrumentalisiert fühlen. 
Denn in gleichem Maße wie die dezentrale Verantwortlichkeit steigt, wird auch der Ver-
trauensgewinn in Verwaltung und Politik zunehmen.“ Gleichzeitig bestehe ein Informati-
onsanspruch an Politik und Verwaltung, transparente und nachvollziehbare Übermittlung 
und Begründung der Entscheidungen der Bürger zu erhalten. Umgekehrt hätten Verwal-
tung und Politik eine Teilnahmemöglichkeit, entweder „auf Wunsch des Bürgergremiums 
oder aus eigener Initiative“. Dieser neue Beteiligungsansatz auf Bezirksebene wird als 
„immerwährende Kommunikationsstränge zwischen Verwaltung, Politik und Bürgerinnen 
und Bürgern“ verstanden. Als Tätigkeiten des Bürgergremiums werden umfassend so-
wohl Diskussion, Prioritätensetzung, Votum, Empfehlung von Handlungsschwerpunkten, 
Projekten und Maßnahmen, Entscheidungsvorbereitung beschrieben.  
Ein Bezug von Beteiligung zur Stadtentwicklung ergibt sich aus den Aussagen da-
durch, dass der Gegenstand der Verwaltungsvereinbarung die Durchführung von Betei-
ligungsmaßnahmen auf Quartiersebene ist.  
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5.1.4 Akteursperspektiven auf Beteiligung im Quartier  
In den Interviews wurde eine Fülle verschiedener Aspekte von Beteiligung an der Stadt-
teilentwicklung benannt. Aus den individuellen Erfahrungen heraus wurden Probleme 
benannt und Verbesserungsvorschläge gemacht, dabei wurden insbesondere Gemein-
samkeiten und Widersprüche von Beteiligungsverständnissen der Akteure deutlich. Im 
Folgenden werden diese Ergebnisse zunächst zusammengestellt und anschließend dis-
kutiert.  
Funktionen von Beteiligung aus Sicht der Akteure  
An der Vielzahl der benannten Funktionen von Beteiligung sind sowohl die Inhalte als 
auch die Häufigkeit der Nennungen interessant. Während zum Beispiel ausschließlich 
Anwohner einen Bezug zu Demokratie herstellten, wurden die Notwendigkeit einer Un-
terstützung der Anwohner sowie eine Verbesserung der Planungsprozesse und ergeb-
nisbezogenen Kommunikation von fast allen Akteursgruppen benannt. Einige Punkte 
wie zum Beispiel direkte Ansprache und das Herstellen persönlicher Beziehungen zwi-
schen verschiedenen Akteuren wurden einheitlich als positiv bewertet, während andere 
Aspekte, insbesondere die Form der Beteiligung und zu erwartende Effekte, durchaus 
kontrovers gesehen wurden.  
Demokratiestabilisierung: Alle befragten Anwohner betonten, dass ihnen ein demokrati-
sches Miteinander im Stadtteil wichtig sei, allerdings sahen sie nicht unbedingt eine 
Verbindung zwischen den erlebten Beteiligungsprozessen und ihrem Verständnis von 
Demokratie. Beteiligung wird so zum Beispiel aus den eigenen Erfahrungen als „die 
schlechtere Variante von Demokratie“ gesehen, denn Demokratie bedeutet zum Beispiel 
Entscheidungskompetenz („Volksentscheide") und Eigenverantwortung, mit denen 
„Veränderungen eingeklagt“ werden sollten (A3). Herr Brückner (A2) hingegen hat 
grundsätzliche Probleme mit demokratischen Mehrheitsentscheidungen, und Herr Arm-
brust (A1) möchte sich prinzipiell nicht in Gruppen, und auf keinen Fall dauerhaft organi-
sieren. Er fand die Beteiligungsprozesse, so wie er sie erlebte, nicht als direkte Demo-
kratie, da er keine direkten Effekte bemerken konnte. Auch waren die vertretenen Mei-
nungen und Menschen seiner Meinung nicht nach für das Quartier repräsentativ.23
Herstellen von Handlungsfähigkeit: Die Möglichkeit, durch Beteiligungsansätze Hand-
lungsfähigkeit auf Stadtteilebene zu erlangen, wurde sehr unterschiedlich gesehen. Fünf 
Akteure (V1/P/QM/A1/A2) waren der Ansicht, dass durch Beteiligung Handlungsfähig-
keit erhöht werden könne: Zum einen, indem mehr Verantwortung an die Anwohner ab-
getreten werde (V1/P), zum anderen durch Motivation und Aktivierung der Anwohner 
(V1/QM/A1/A2). Zwei Anwohner hingegen sahen diese Möglichkeit gleichzeitig eher kri-
tisch und verwiesen auf die von ihnen wahrgenommene unzureichende Ansprache von 
                                                     
23 Das ist seine subjektive Einschätzung. Im Bericht zum Bürgergutachten entsprach die Verteilung nach Alter, Ge-
schlecht, Geburtsland durchaus annähernd der statistischen Verteilung im Quartier (SENSUT 2000a: 9). 
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Seiten der Politik und Verwaltung sowie die geringe Transparenz der Prozesse und der 
Arbeit der Verwaltung (A2/A3). Die Akteure aus Verwaltung und Politik gingen allerdings 
auch davon aus, dass durch Beteiligung von Bürgern an der Stadtteilentwicklung eine 
stärkere Entscheidungskompetenz hergestellt werden könnte, zum Beispiel durch Ein-
beziehen von Anwohnern in Programmmittelentscheidungen.  
 
Handlungsfähigkeit kann hergestellt werden durch  
Herstellen direkter Kontakte von Politik, Verwaltung und Bürgern  
Eigenengagement der Bürger  
Unterstützung der Anwohner 
Stärkere Entscheidungskompetenz der Bürger herstellen 
Vernetzung  
Stärkeres Einbeziehen von Politik und Verwaltung  
Erzeugen einer Aufbruchsstimmung 
Entwicklung dauerhaft funktionierender Strukturen und Verfahren  
Herstellen von Akzeptanz 
Widersprüchlichkeiten offen legen  
Unterschiedliche Interessen der Anwohner berücksichtigen 
Situativ unterschiedliche Struktur und Bedeutung von Beteiligung 
Tabelle 15: Herstellen von Handlungsfähigkeit am Magdeburger Platz (eigene Darstellung).  
Bei entsprechend selbständigem Arbeiten, in Projekten oder auch bei Entscheidungsbe-
teiligung müssten dann aber umgekehrt, so die Ansicht der beiden Politik- und Verwal-
tungsakteure, Politik und Verwaltung stärker in das Handeln und die Entscheidungen 
der Anwohner einbezogen werden (P1/V1). Der Quartiermanager geht darüber hinaus 
davon aus, dass durch Beteiligung eine „Aufbruchsstimmung“ hergestellt werden könne 
und somit Beteiligung auch einen motivierenden Charakter für andere Anwohner haben 
könne (QM2). Von zwei Anwohnern wurde dies etwas skeptischer gesehen: Handlungs-
fähigkeit ist ihrer Meinung nach nur zu erreichen, wenn „die Bevölkerung, ... die einzel-
nen Menschen" erreicht (A2), bzw. in Beteiligungsprozessen die Zuständigkeiten für die 
Umsetzung geklärt werden könnten (A1).  
Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse: Sechs Akteure thematisierten 
Möglichkeiten einer Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse durch Beteili-
gung (QM2/P1/V1/A1/A2/A3). Im Mittelpunkt stand dabei das Anhören Betroffener sowie 
die direkte Rückkopplung zwischen den Akteuren: Beteiligung soll demnach dazu bei-
tragen, das Wissen und die Bedürfnisse der Anwohner zu sammeln (P1). Dies könne 
durch das Anhören von Betroffenen (A1/QM2), Interessierten (A1) und Zielgrup-
pen/Themen (A3) erreicht werden. Allerdings steht dies möglicherweise im Gegensatz 
zum Anspruch des Bezirksamtes, möglichst vielen Menschen im Quartier die Chance zu 
geben, sich direkt in die Gestaltung ihrer Lebenswelt einzubringen (V1). Angesprochen 
wurde weiterhin die Bedeutung der Transparenz der Rahmenbedingungen, der zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen und der Zuständigkeiten (A1/A2/P1) für die Anwohner.  
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Voraussetzung jeglicher Kommunikation im Rahmen von Beteiligungsprozessen sei, 
sich gegenseitig ernst zu nehmen (QM1/P1) bzw. die Anwohner ernst zu nehmen 
(A1/A2/A3). Ernst genommen fühlten sich die befragten Anwohner nur dann, wenn Zu-
sagen eingehalten (A1) und direkt von Akteuren aus Politik, Verwaltung und Quartier-
management angesprochen würden (A2/P1). Eine direkte Ansprache der Anwohner sei 
insgesamt wichtig, um eine persönliche Ebene herstellen zu können (A1/A2/QM1/P1), 
dazu gehöre auch, Ansprechpartner für die Anwohner zu sein (QM1/P1). Als weitere 
Voraussetzung für zielführende Beteiligungsprozesse wurde eine verständliche Sprache 
(„Entscheidungen runterbrechen“ – A2) gefordert sowie das gegenseitige Verständnis, 
dass man nicht in jeder Alltagssituation ansprechbar sei (QM1/A2). Weiterhin themati-
siert wurden die Bedeutung der Information nach Beteiligungsprozessen (A1) sowie die 
Information über Stadtteilentwicklung, informelle und (formale) Beteiligungsmöglichkei-
ten auch außerhalb des Rathauses (A1/A2). Dieses Problem erkannte auch der Quar-
tiermanager, der aber auf den notwendigen hohen Organisationsgrad und –aufwand 
verwies, welchen er mit seinem Team nicht leisten könne. Politik- und Verwaltungsak-
teurin gehen davon aus, dass häufigere Beteiligung zu verbesserter Kommunikation der 
Akteure führt (P1), sogar von der Etablierung „immerwährender Kommunikationsstränge 
zwischen Verwaltung, Politik und Bürgerinnen und Bürgern“ (V1) wurde gesprochen.  
 
Verbesserte Planung kann hergestellt werden durch 
Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisbezogenen Kommunikation  
Anhören von Interessierten und Betroffenen 
Hervorbringen sichtbarer Ergebnisse 
Sammeln des Wissens und der Bedürfnisse der Anwohner 
Transparenz der Strukturen und verfügbaren Ressourcen 
Tabelle 16: Möglichkeiten einer Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse am 
Magdeburger Platz (eigene Darstellung).  
Lernen und Entdecken: Drei Akteure erwähnten zudem Lerneffekte durch Beteiligung 
(QM1/P1/A2). Der Quartiermanager identifizierte einen Lerneffekt für alle Akteure, ins-
besondere organisationales und institutionelles Lernen. Von Seiten der Politik wurde auf 
organisationales und soziales Lernen im Rahmen von Bürgerbeteiligung hingewiesen. 
Ein Anwohner bestätigte, dass das gemeinsame Arbeiten helfe, einen neuen Blick auf 
die anderen Akteure zu erhalten. 
 
Lernen im Zusammenhang mit Beteiligung bedeutet 
Organisationales Lernen 
Institutionelles Lernen 
Soziales Lernen  
Tabelle 17: Unterschiedliche Lernaspekte in Beteiligungsprozessen am Magdeburger Platz (eigene 
Darstellung). 
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Individuelle Verständnisse und Bezüge von Beteiligung  
Die Mehrzahl der befragten Akteure verband mit Beteiligung etwas Positives. Beteili-
gung wurde allgemein von allen Befragten als Unterstützung bei der Verbesserung des 
Quartiers gesehen, nur ein Akteur traf allerdings eine inhaltliche Unterscheidung zwi-
schen Beteiligung und Beteiligungsverfahren. Ein entsprechend wichtiges Ziel war daher 
auch, sichtbare Veränderungen hervorzubringen. Unterschiede ergaben sich allerdings 
bezüglich Form und Grad einer Unterstützung durch die jeweils anderen Akteure, be-
züglich der Erfolgskriterien eines Beteiligungsprozesses (nach Umsetzungsdauer, Re-
präsentativität der Teilnehmer, Dauer des Prozesses oder Verhältnis von Zeit und Auf-
wand) und bezüglich der strukturellen Einbindung von Bürgern und Beteiligungsansät-
zen in Verwaltungsstrukturen. Ein deutlicher Unterschied ergab sich bezüglich der Fle-
xibilität von Beteiligungsansätzen: Von jeweils einem Akteur aus Politik, Verwaltung und 
Quartiermanagement wurde die situationsspezifische Anwendung von Methoden als ih-
re Aufgabe betont (QM2/P1/V1; siehe Tabelle 20), während ein Anwohner (A1) Netz-
werke als beste Beteiligungsform beschrieb und alle drei Anwohner auf die Notwendig-
keit transparenter Verwaltungsstrukturen hinwiesen.  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Die Mehrzahl der befragten Akteure verband mit 
Beteiligung etwas Positives und war daher motiviert, Beteiligungsprozesse durchzufüh-
ren bzw. an ihnen teilzunehmen (A1/A2/QM1/QM2/P1). Als Motivationen zur Teilnahme 
wurden genannt, nach der eigenen Meinung gefragt zu werden und sich aktiv einzubrin-
gen (A1/A2), gemeinsam zu arbeiten, eine demokratische Teilhabe an der Stadtteilent-
wicklung (A2) sowie das „Einklagen öffentlichen Interesses“ (A3). Herr Brückner (A2) 
nahm außerdem teil, weil er „Zeit hatte“. Ein Quartiermanager begründete seine Anstel-
lung explizit mit dem Interesse an Beteiligung und Kooperation mit Akteuren, die politi-
sche Referentin im Bezirksamt war ebenfalls motiviert für ihre Arbeit, da sie ressort-
übergreifend und mit Akteuren außerhalb der Verwaltung arbeiten wollte.  
  
Motivationen zur Teilnahme  
Demokratische Teilhabe Generelles Interesse an Politik („direkte Demokratie“)  
Handlungsfähigkeit Sich aktiv einbringen/Positive Veränderung erreichen 
Eigene Meinung einbringen 
Anderen zuhören 
Sich austauschen, diskutieren  
Verbesserte Planung 
Gemeinsames Arbeiten 
Direkte Ansprache/Aufforderung zur Teilnahme 
Lernen über politische Entscheidungsvorgänge  
Lernen  
Lernen über die Arbeit von Institutionen   
Tabelle 18: Motivationen zur Teilnahme der Anwohner am Magdeburger Platz (eigene Darstellung). 
Über ihr eigenes Engagement hinaus fänden es vier Befragte nicht schlecht, für Beteili-
gungsprozesse eine Unterstützung von außen zur Motivation, Moderation und Bünde-
lung zu erhalten (P1/V1/QM1/A2). Für spätere Teilnahmen bzw. Durchführung von Be-
teiligung an der Stadtteilentwicklung fanden es fünf Befragte wichtig, dass Erfolge auch 
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sichtbar würden, entweder durch bauliche Umsetzung oder sichtbar veränderte Struktu-
ren und Arbeitsabläufe in der Verwaltung. Gleichzeitig wurden auch Bedenken hinsicht-
lich der langfristigen Effekte von Beteiligung geäußert: Herr A1 sah Beteiligung nicht als 
Möglichkeit, dauerhaft Leute zu aktivieren, während Herr A3 Bürgerbeteiligung nicht als 
Mittel verstand, „den Kiez interessanter zu gestalten und die Fluktuation zu verringern". 
Ähnlich sah dies auch der Quartiermanager, der nicht davon ausging, dass durch Betei-
ligung ein nennenswerter Beitrag zur Quartiersentwicklung erzielt werden könne. 
Sowohl in der Kooperationsvereinbarung des Bezirks (V1) als auch von Frau Ewald 
(QM1) und den Anwohnern (A1/A2/A3) wurde Beteiligung in den Interviews mit Bürger-
engagement in Zusammenhang gebracht. Während für Herrn Brückner (A2) Beteiligung 
allerdings eigenes lokales Engagement der Anwohner bedeutet, und es für ihn selbst-
verständlich ist, sich über ein konkretes Beteiligungsverfahren hinaus an der Umsetzung 
der entwickelten Ideen zu beteiligen, versteht Herr Armbrust (A1) unter Beteiligung, re-
präsentative Vertretungen von Betroffenen und Engagierten zu organisieren. Von bei-
den wurde gleichzeitig darauf hingewiesen, dass Beteiligungsmaßnahmen im Quartier 
immer auch eine sichtbare Veränderung bewirken sollten. Gleichzeitig betonten diese 
Akteure die hohen Maßstäbe, die sie an eigenes Handeln in Beteiligungsprozessen 
stellten, und zwar sich so einzubringen, dass es zu einer Verbesserung im Quartier bei-
trage bzw. die Anwohner in ihrer Arbeit unterstütze („Selbstbindung“ der Akteure an ihr 
Handeln: P1).  
 
Motivationsunterstützung durch 
Konkrete Erfolge 
Sich ernst genommen fühlen 
Rückkopplung 
Direkte Ansprache 
Transparenz der Stadtteilentwicklung  
Unterstützung durch die Politik  
Unterstützung durch aktive Akteure 
Tabelle 19: Motivationsunterstützende Maßnahmen während der Teilnahme bzw. Durchführung am 
Magdeburger Platz (eigene Darstellung). 
Demotiviert in ihrem Engagement wurden die befragten Anwohner hingegen, wenn sie 
feststellen mussten, dass die Rahmenbedingungen ihrer Beteiligung nicht transparent 
oder verständlich waren (A1/A2/A3). Sie waren auch enttäuscht, wenn andere Anwoh-
ner kein Interesse an einer Beteiligung zeigten oder dieses nach und nach verloren 
(A1/A2). Gleichzeitig äußerten sie Verständnis dafür, wenn andere Anwohner kein Inte-
resse an einer oder keine Zeit für eine Beteiligung hätten (A2/A3). Von Seiten der Politik 
und des Quartiermanagers wurden diese demotivierenden Faktoren ebenfalls gesehen. 
Ein Anwohner (A1) wies im Interview allerdings auch darauf hin, dass er nur an be-
stimmten Themen interessiert sei und sich auch nur in diesen Bereichen engagieren 
würde. Zudem finde er es legitim, wenn dies bei anderen Anwohnern genau so sei. Die 
beiden Quartiermanager hingegen verwiesen auf den für sie teilweise sehr hohen for-
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malen, personellen und zeitlichen Aufwand und Organisationsgrad von Beteiligungspro-
zessen, der ihr Engagement bremse (siehe Tabelle 21). Dies bestätigten auch die bei-
den Verwaltungsakteure in ihrer Interview-Absage. Ebenso demotivierend war für sechs 
Akteure (A1/A2/A3/QM1/QM2/P1), wenn strukturelle Voraussetzungen wie kurze Ent-
scheidungswege bzw. gebündelte Zuständigkeiten fehlten oder eben nicht das Gefühl 
entstand, dass Rahmenbedingungen offen benannt wurden. 
In diesen Aussagen zeigt sich auch eine quartiersspezifische Perspektive auf Beteili-
gung. Bezüge von Akteurshandeln werden durch eine Betonung der Rückkopplung und 
Gegenseitigkeit in Beteiligungsprozessen hergestellt, während Akteursrollen und Ak-
teurshandeln auch mit individuellen Nutzenerwartungen verknüpft werden. Um Akteurs-
handeln in Beteiligungsprozessen besser einordnen zu können, werden deren Bezüge 
und Wechselwirkungen im Folgenden explorativ untersucht.  
Rückkopplung und Gegenseitigkeit 
Alle Befragten am Magdeburger Platz verbanden Beteiligung mit persönlicher Rück-
kopplung und dem Anhören von Meinungen der Bürger. Insbesondere wichtig war es für 
die befragten Anwohner, eine direkte Reaktion der Gesprächspartner zu erreichen, zu-
nächst durch das Beantworten von Fragen und Dialog. Gleichzeitig verbanden vier Ak-
teure mit Beteiligung auch direkte Ansprache der Bürger (A1/A2/QM1/P1), eine Rück-
kopplung mit den Anwohnern (P/QM1) sowie verstärktes gemeinsames Arbeiten (QM1). 
Dies erfordere auch einen gewissen „Willen aller Beteiligten“ (A2) zur Zusammenarbeit 
und zum Lernen, zum „über-den-Tellerrand-Schauen“ (QM1). Von fünf Akteuren 
(A2/A3/V1/QM1/P) wurde in diesem Zusammenhang auch von dem Wunsch insbeson-
dere der Bürger gesprochen, „ernst genommen zu werden“. Bei den Akteuren aus Ver-
waltung, Quartiermanagement und Politik stand hingegen der Anspruch im Vordergrund, 
Wissen und Erfahrungen der Bürger aufzunehmen, „Alltagsexpertenwissen“ in die Pro-
zesse und Ergebnisse einfließen zu lassen und - insbesondere für Quartiermanager -, 
Bürger zur Teilnahme zu aktivieren.  
 
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist 
Persönliche Rückkopplung  
Meinung der Anwohner sagen/hören können 
sichtbare Veränderung  
Eigenengagement 
direkte Information vor Ort  
Vernetzung 
von Fall zu Fall festzulegen 
auf konkrete Maßnahmen bezogen  
Besser temporär  
Prävention  
Tabelle 20: Akteursdefinitionen von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung am Magdeburger Platz 
(eigene Darstellung). 
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Die Kommunikation zwischen den verschiedenen Akteuren sollte in diesem Zusammen-
hang durch eine verständliche Sprache (A2), Transparenz der Ressourcen und der 
Rahmenbedingungen sowie Nachvollziehbarkeit der Informationen und Strukturen ge-
prägt sein (A1/A2/A3/P1/QM2) und auch möglichst direkt mit den Anwohnern geführt 
werden (QM2/A1/A3). Teilweise wurde aber auch Verständnis geäußert, dass man nicht 
immer ansprechbar sei und sich beteiligen möchte (QM2/A2). Weiterhin verbanden drei 
der befragten Akteure Beteiligung mit Netzwerken (A1/A2/QM1): „Die Leute sollen sich 
lose zusammen finden“ (A1). 
Nutzenerwartungen der Akteure bei einer Beteiligung an Stadtteilentwicklung  
In den Interviews wurde in der Regel das eigene Engagement in Bezug zu einem erwar-
teten Ergebnis gesetzt. Die Anwohner gingen davon aus, dass sie positive Veränderun-
gen in ihrem Sinn erwarten konnten, seien dies nun bauliche Veränderungen oder eine 
erfolgreiche Zusammenarbeit mit anderen Akteuren. Es wurde darauf hingewiesen, 
dass Beteiligungsmaßnahmen im Quartier immer auch eine sichtbare Veränderung be-
wirken sollten: Die drei Anwohner und die Quartiermanagerin wollten in zeitnahem Ab-
stand positive Effekte sehen, in der Regel sind das für sie die bauliche Umsetzung des 
im Beteiligungsprozess Besprochenen oder aber spürbare Verhaltensänderungen von 
Akteuren. Mit einer Umsetzung lasse sich am ehesten nachvollziehen, dass sich „je-
mand bewegt hat“ (A1). Die Quartiermanagerin hatte hingegen große Probleme damit, 
wichtige Projekte in bestehende Förderstrukturen einzupassen; sie findet die formalen 
Anforderungen an das Quartiermanagement und sich selbst sehr hoch - und steigend: 
Ihre mittlerweile pragmatische Sicht auf Akteure in Beteiligungsprozessen hat dazu ge-
führt, dass sie keine Enttäuschungen provozieren möchte, weder bei sich selbst noch 
bei anderen Akteuren. Deshalb ist es ihr generell wichtig, „die möglichen Ergebnisse 
[von Beteiligung] in Relation zum Prozess zu setzen" - und keine übersteigerten Erwar-
tungen zu produzieren. Dies erleichtere ihre Arbeit. Die Politikakteurin nahm ihre Ein-
bindung wiederum als eine „gute Chance“ wahr, „den Anwohnern zu zeigen, dass man 
sich um ihre Belange kümmert“. Für sie war es selbstverständlich, dass Ressorts und 
Fachabteilungen sowie Einzelpersonen der Verwaltung  auch von einem Nutzen für die 
eigene Arbeit ausgehen würden, umso mehr, wenn sie sich stark engagierten: „Das 
heißt, es muss auch für Politik, Verwaltung und Quartiermanagement klar sein, was [mit 
einem Beteiligungsverfahren] rauszuholen ist“.  
Entsprechend erstaunt waren die Anwohner, wenn Organisation und Strukturen der 
Prozesse nicht optimal auf die Beteiligung abgestimmt waren. Entsprechend wurde 
auch eine vielfältige Unterstützung durch Verwaltung, Politik und Quartiermanagement 
als Selbstverständlichkeit betrachtet. Als Vergleich dienten mehrfach Abläufe in der frei-
en Wirtschaft (A2) bzw. am eigenen Arbeitsplatz (A3). Vorausgesetzt von den befragten 
Anwohnern wurden der Zugang zu und die Verteilung von Ressourcen wie zum Beispiel 
Informationen und die finanzielle Ausstattung für Umsetzungen. Weiterhin vorausgesetzt 
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wurden abgestimmte Arbeitsabläufe innerhalb der Verwaltung (A1/A2/A3), transparente 
Rahmenbedingungen des Planungsgegenstands (QM1/P/A1) sowie optimale zeitliche 
Verfügbarkeit von Geldern im Rahmen der Aktivierungs- und Beteiligungsarbeit (QM1).  
Zwischenfazit 
In diesem Fallbeispiel wurden viele verschiedene Aspekte von Beteiligung auf Stadtteil-
ebene benannt. Häufig thematisiert wurde dabei die Notwendigkeit einer Rückkopplung 
in Beteiligungsprozessen. Beteiligung an der Stadtteilentwicklung wird entsprechend 
nicht nur als Austausch von Informationen, Meinungen und Wissen verstanden, sondern 
schließt auch die konkrete Zusammenarbeit und (gegenseitige) Unterstützung ein. Da-
bei ist es insbesondere Anwohnern nicht nur wichtig, ihr spezifisches lokales Wissen 
einzubringen, sondern auch als Individuum wahrgenommen zu werden und eine gleich-
berechtigte Ebene der Kommunikation herzustellen. Als Kriterien wurden das Einhalten 
von Zusagen sowie die Bereitschaft von Seiten der Verantwortlichen, komplizierte Vor-
gänge zu erklären, benannt. In eine ähnliche Richtung ist wohl auch die Aussage der 
Quartiermanagerin zu verstehen, welche eine Rückkopplung in Verbindung mit 
verteilten Verantwortungen als Ideal ihrer Zusammenarbeit mit Anwohnern betont: 
Beteiligung ist für sie im Idealfall „Ping Pong spielen [mit] einer Essenz von aktiven 
Bewohnern". Darüber hinaus war es Vertretern aller Akteursgruppen wichtig, dass ihre 
geleistete Arbeit von den jeweils anderen Akteuren anerkannt wird. 
Es fällt weiterhin auf, dass in diesem Fallbeispiel Beteiligung an der Stadtteilentwicklung 
eng mit eigenem Engagement sowie einem hohen Maß an Selbstbindung eigenen Han-
delns verbunden wird. Letzteres kann sowohl als Ausdruck eines Interesses für den 
Planungsgegenstand (inhaltlich oder räumlich) gedeutet werden als auch an generell 
hohe Maßstäbe an eigenes Handeln. Gleichzeitig bringen sie ihr Engagement auch mit 
unmittelbar positiven Effekten auf das Quartier bzw. die unmittelbare Wohnumgebung in 
Verbindung: Solche positiven Effekte sind zum Beispiel eine für die Akteure sichtbare 
Veränderung im Quartier, eine wahrnehmbare Umsetzung der erarbeiteten Ergebnisse, 
eine direkte Reaktion der Verwaltungs- und Politikakteure und veränderte Arbeitsweisen 
institutioneller Akteure. Beteiligung wird in diesem Fallbeispiel also durchaus ergebnis-
orientiert gedacht. Entsprechend des hohen eigenen Engagements war bei allen Akteu-
ren die Enttäuschung größer, wenn keine positiven Effekte wahrgenommen wurden. Der 
hohe formale, personelle und zeitliche Aufwand wurde zudem häufig als Hindernis ge-
sehen (A1/A2/A3/QM1/ QM2/P1). Entsprechend wurden häufig Verbesserungsvorschlä-
ge für die Organisation von Kommunikation (Nachbereitung von Beteiligungsverfahren, 
Verständlichkeit der Sprache, Transparenz der Rahmenbedingungen) sowie die Effekti-
vierung von Strukturen (Optimierung der Verfügbarkeit von Ressourcen in unterschiedli-
chen Entwicklungs- und Beteiligungsphasen) von allen außer der Verwaltungsakteurin 
benannt.24 Eigenes Handeln wurde weiterhin in Bezug zu den vorhandenen Strukturen 
                                                     
24 Das mag daran liegen, dass dies nicht Gegenstand der Verwaltungsvereinbarung war.  
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im Quartier gesetzt, dabei zeigte sich unterschiedlich großes Verständnis für die Sach-
zwänge und Probleme der jeweils anderen Akteure. Dies hängt möglicherweise mit indi-
vidueller Erfahrung und unterschiedlichem Interesse an administrativen, sozialen und 
politischen Strukturen im Bezirk zusammen. So hat ein Anwohner, ein Sozialkundeleh-
rer, Verständnis für die Probleme der Verwaltung und des Quartiermanagement geäu-
ßert, während die Quartiermanager und teilweise auch die Politikakteurin umgekehrt 
Einschränkungen der Anwohner bei einer Teilnahme an Einzelgesprächen akzeptierten.  
Kritisch wurde von einigen Akteuren eine Verbindung von Lebensqualität im Quartier 
und Beteiligung gesehen, denn Lebensqualität wird eher als Zugang zu materiellen 
Ressourcen definiert, während Stadtteilentwicklung hauptsächlich mit Investitionen 
gleichgesetzt wurde. Hier zeigt sich die Aufgabe, neue Ansätze von Stadtteilentwicklung 
zu vermitteln, insbesondere dann, wenn Investitionen in den Quartieren nur in niedrigem 
Maß möglich sind. In der Koalitionsvereinbarung des Bezirks geht die Verwaltung davon 
aus, dass „in gleichem Maße wie die dezentrale Verantwortlichkeit steigt, … auch der 
Vertrauensgewinn in Verwaltung und Politik zunehmen [wird]“ (V1). Etwaiges Misstrau-
en gegenüber institutionellen Akteuren oder Bürgern kann nur sehr langsam abgebaut 
werden, insbesondere da repräsentative Beteiligungsansätze auf lokaler Ebene häufig 
auch wechselnde Anwohner einbeziehen. Der direkte Kontakt zwischen Akteuren – und 
damit Vertrauen in bestimmte Personen - scheint dabei allerdings eine wichtige Rolle zu 
spielen. Politik und Verwaltung gehen entsprechend davon aus, dass häufigere Beteili-
gung zu verbesserter Kommunikation der Akteure führe.  
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5.2 Fallstudie Sparrplatz  
5.2.1 Kurzcharakteristik des Gebiets  
Das Quartiermanagement-Gebiet 
Sparrplatz ist ein Gründerzeit-Wohn-
quartier mit hoher baulicher Dichte, 
wenig Einzelhandel, vielen kleineren 
Dienstleistungsbetrieben in den Hin-
terhöfen und verschiedenen gastro-
nomischen Betrieben. Derzeit wan-
delt sich der gesamte Stadtteil Wed-
ding vom Industrie- zum Dienstleis-
tungsbezirk. Unmittelbar an das 
Quartier grenzt ein großer Stadtplatz 
(Leopoldplatz) mit einem Einkaufs-
zentrum von überregionaler Bedeu-
tung. Dort konzentriert sich auch zunehmend der Einzelhandel, der früher im Quartier 
angesiedelt war. In unmittelbarer Nachbarschaft des Quartiers befinden sich einige 
wichtige Berliner Forschungs- und Verwaltungseinrichtungen: eine Fachhochschule, ein 
Uni-Klinikum, eine Zahnklinik sowie ein medizinisches Forschungsinstitut. Zusätzlich lie-
gen am Rand des Quartiers die Zentralstelle für Asylbewerber, das Arbeitsamt sowie 
das Rathaus des Bezirks, im Westen ein internationales Pharmaunternehmen, südlich 
ein Gewerbegebiet am Spreeufer, ein berlinweit bekannter Konzertsaal im Norden sowie 
ein großes Studentenwohnheim.  
Abbildung 16: Das Quartiermanagement-Gebiet 
Sparrplatz (Quelle: http://www.sparrplatz-
quartier.de/, Zugriff: 2004-02-20). 
 
5.2.2 Partizipative Strategien im Gebiet 
1987 wurde das Gebiet um den Sparrplatz als 
Sanierungsgebiet festgelegt. In dieser Zeit fan-
den intensive Diskussionen und Aktionen von 
Anwohnerseite gegen die Sanierungsstrategien 
des Berliner Senats sowie der Sanierungsträger 
statt, gemeinschaftliche Projekte wurden gegrün-
det und Diskussionsveranstaltungen und Unter-
schriftensammlungen durchgeführt. Aus dieser 
Phase existiert zum Beispiel noch ein Kinderbau-
ernhof. Bereits seit 1989 arbeitet das Kommunale 
Forum Wedding im Quartier mit dem Ziel, die Zu-
sammenarbeit zwischen lokalen Akteuren zu 
verbessern. Schwerpunkt lag dabei auf der 
Schaffung von Arbeitsplätzen, Anwohneraktivie-
Abbildung 17: Einladungskarte zur 
Planungswerkstatt „Ein neuer Park 
für den Kiez“ (Quelle: http://www. 
sparrplatz-quartier.de/, Zugriff: 2006-
04-22). 
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rung sowie der Unterstützung 
sozialer und Gemeinschaft 
stiftender Projekte im Rah-
men einer Hilfe zur Selbsthilfe 
für den Bezirk. Teilweise wur-
de es dabei finanziell vom 
Bezirksamt unterstützt. Ein 
zentraler Nachbarschaftsla-
den als Anlaufstelle wurde 
gegründet und erhielt 1997 
den Förderpreis „Demokratie 
leben" des Deutschen Bun-
destages. Seit 1994 wird eine 
Quartierszeitung („Kiezbote“) 
herausgegeben. Der Nach-
barschaftsladen war außer-
halb des Quartiers Sparrplatz 
angesiedelt und wurde 1999 
ins Quartier verlegt, als das Kommunale Forum - gemeinsam mit einer Beschäftigungs-
gesellschaft - Träger des Quartiermanagement am Sparrplatz wurde (SELBSTDARSTEL-
LUNG KOMMUNALES FORUM 2004).  
Abbildung 18: Einladung zur Beteiligung an der 
Quartiersgestaltung (Quelle: http:\\www.sparrplatz-quar 
tier.de, Zugriff: 2005-09-08). 
Als Motto des Quartiermanagment-Teams gilt „Mitdenken, Mitreden, Mithandeln“ 
(http://www.sparrplatz-quartier.de/, Zugriff: 2004-02-20). Beteiligung beruht hier auf vier 
Säulen: Dies sind  
• aktivierende Befragungen zur Problem- und Bedarfsdefinition und selb-
ständiger Ableitung von Handlungsbedarf,  
• Planungszellen/Bürgergutachten als Handlungsempfehlung,  
• Bürgerforen, in denen Probleme angesprochen werden und Vorschläge 
gesammelt werden sowie  
• projektbezogene Bürgerbeteiligung (ebd.).  
In der Selbstdarstellung werden die Ziele des Quartiermanagement als „nachhaltige Sta-
bilisierung der Gebiete“, Aufgreifen und Ausbau der Quartiersstärken, das Einbinden der 
lokalen Akteure sowie die effektivere Gestaltung der „Wege in und aus den Verwal-
tungen“ genannt. Entsprechend sehen die Quartiermanager ihre Rolle in der Vernet-
zung, Motivation, Organisation von Ressourcen sowie von Kommunikations- und Hand-
lungsprozessen, die Akteure vor Ort müssten entsprechend „selbst aktiv werden und 
Verantwortung übernehmen“ (ebd.). Im Rahmen des Quartiermanagement wurden un-
terschiedliche und vielfältige Ansätze zur Beteiligung von Anwohnern und Gewerbetrei-
benden durchgeführt. Neben einer Vielzahl von Beteiligung an Projekten wurde als erste 
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Maßnahme Anfang 2000 ein integriertes Handlungskonzept für das Quartiermanage-
ment mit Anwohnern erarbeitet. Weitere Maßnahmen und Projekte waren:  
• Aktivierende Anwohnerbefragung (1999) 
• Schulhofgestaltungen unter Beteiligung der Schüler (ab 1999) 
• Bürgergutachten/Planungszelle (2000)  
• Trainings- und Fortbildungskurse für unterschiedliche Zielgruppen mit un-
terschiedlichen Inhalten (seit 2000) 
• Diskussionsveranstaltungen zu zum Beispiel Bauprojekten, Spielplätzen, öf-
fentlichem Raum, Verkehrsberuhigung, seit 2000) 
• Quartiersfeste (seit 2000) 
• die Stadtteilzeitung "Kiezbote" und der Internetauftritt (seit 1989 bzw. 2001) 
• Aktionsfonds (seit 2001)  
• Bürgerjury/Quartiersfonds (2002/2003),  
• Kunstprojekte zur Imageverbesserung des Quartiers (ab 2002) 
• Bürgerforum/Kiezrat (als Fortführung der Bürgerjury, seit 2003) 
• Fortschreibung des integrierten Handlungskonzepts (2003) 
• Kiezplenum (jährlich ab 2003 zur Information über die Arbeit des Quartier-
management) 
• Der „Lebendige Adventskalender“ (seit 2003), bei dem Nachbarn sich ken-
nen lernen und beschenken können 
• Planungswerkstatt „Ein neuer Park für den Kiez“ (2004, siehe Abbildung 17; 
SELBSTDARSTELLUNG DES QUARTIERMANAGEMENT SPARRPLATZ 2003). 
Ende 2005 wurde auch in diesem Quartier die Verantwortung für das Quartiermanage-
ment an den Bezirk übertragen. Noch für 2006 war ein Treffen mit zufällig ausgewählten 
Teilnehmern geplant, welche mehr Entscheidungskompetenz und Verantwortung besit-
zen und Handlungsschwerpunkte, Prioritäten und Einzelmaßnahmen festlegen sollen 
(Aussage des befragten Quartiermanagers im Interview). Aus den Aktivitäten des Quar-
tiermanagement entstanden bisher vielfältige Initiativen wie die Patenschaft Wedding, 
die Verbindungen zwischen Akteuren und Projekten herstellt, der „Garten- und Wasser-
kiez“, ein Projekt, das sich insbesondere um die Verbesserung der Grünflächen im 
Quartier kümmert. Zusätzlich wurden zahlreiche Projekte im Rahmen der Lokalen A-
genda und einer bezirksweiten Grünwerkstatt durchgeführt, die unterschiedlich eng mit 
dem Quartiermanagement verbunden waren. In der Kooperationsvereinbarung wurde - 
aufbauend auf den Erfahrungen der ersten Jahre - für die Jahre 2006 bis 2008 für den 
Sparrplatz Beteiligung verschiedener Akteursgruppen als „übergreifende Priorität“ fest-
gelegt, die insbesondere mit den Zielen Z8 (Mehr Akzeptanz und unterstützendes Sozi-
algefüge) sowie und Z2 (Mehr Fort- und Weiterbildung) verknüpft werden soll. Darüber 
hinaus soll Beteiligung auch in Verbindung mit den Zielen Z4 (Bewohneradäquate sozia-
le Infrastruktur) und Z6 (Besseres Gesundheitsniveau) durchgeführt werden (vergleiche 
Tabelle 9). Weitere Handlungsprioritäten für das Quartiermanagement ab 2006 sind der 
Arbeitsmarkt und Bildung (Beschluss des Bezirksamt Mitte vom 14.12.2004). 
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5.2.3 Ergebnisse der Interviews 
Befragt wurden ein Quartiermanager, drei Anwohner, die Koordinatorin für das Quar-
tiermanagement im Bezirksamt sowie die politische Referentin des Bezirksbürgermeis-
ters für das Quartiermanagement (die ebenfalls für das Quartier Magdeburger Platz zu-
ständig ist). 
*** 
Frau Mansfeld (A4) ist arbeitslose Personalsachbearbeiterin. 
Lange Jahre war sie im Umkreis ihrer Wohnung aktiv, kümmerte 
sich um Nachbarn, ihr Wohnhaus und goss ab und zu Straßen-
bäume vor ihrer Haustür. Von ihrer ABM-Gesellschaft wurde sie 
als Bürgergutachterin delegiert. Sie wohnt seit 18 Jahren im 
Wedding, möchte aber in absehbarer Zeit wegziehen, da die 
Stimmung im Quartier und in Berlin ihrer Meinung nach "nicht 
mehr positiv zu bewerten“ ist. Im Quartier hat sie ein sehr star-
kes Desinteresse an übergeordneten Themen festgestellt: „Ich 
bin auch nervös geworden, ich möchte ...lieber heute als morgen gehen. ... Das ist wirk-
lich so 'ne Haltung, man kriegt die Leute nicht mehr mobil, ... diese Ecke ist so verbies-
tert … Also Toleranz wird eigentlich nur noch verstanden: Ich toleriere mich.“ Vor ihrer 
Haustür fand ihrer Aussage nach in der Woche vor diesem Interview eine Schießerei 
statt. Sie spricht generell von Beteiligungsprozessen.  
Selbstdisziplin  
& Umsetzung 
Sie glaubt, dass Beteiligungsprozesse ein Austausch konträrer Positionen, „ein zwi-
schenmenschliches Spiel ohne Schranken“ sein sollten, gemeinsames Lernen, aber 
auch gegenseitige Rücksichtnahme. Im Idealfall ist das für sie „der große Runde Tisch, 
an dem Alle (Verantwortlichen und die Anwohnern/innen) sitzen“. Positiv an den Pla-
nungszellen fand sie, dass da „wirklich querbeet hier aus dem Kiez angeschriebene 
Leute [waren]. ... Ich weiß, dass ich mit einigen Leuten ... unterschiedlichster Couleur 
das Gefühl hatte: Wir reden und das tat uns gut. Zu merken, man ist gar nicht so allein, 
mit dem, was man wünscht, denkt, erhofft, aber warum das stattfindet, das war gar nicht 
so die Diskussion. Wir waren uns eigentlich untereinander sehr wichtig. ... Ich durfte ein-
fach mal meine Meinung kundtun. Einfach mal erzählen, ... meine subjektive Empfin-
dungswelt da herzugeben.“ Dennoch störte sie, dass es „zu sehr eine Veranstaltung von 
Gleichgesinnten“ war, die „Destruktiven“ und „die, die Strippen in der Hand haben, die 
fehlen uns am Tisch.“  Einflussreiche Akteure im Quartier - wie zum Beispiel Woh-
nungsbesitzer und Arbeitgeber sind ihrer Meinung schwer einzubinden, da sie „so abge-
sichert, so gebettet“ sind. „Und irgendwie haben sie dann die Staatsgewalt hinter sich.“ 
Hier nimmt sie auch die Politik in die Verantwortung: „...die Politiker...wenn’s um die 
Wahlen geht,...dann können sie so menschlich sein..., und danach kommen sie und sa-
gen, och, wir sind auch alle so hilflos, wir kriegen die einfach nicht an den Tisch.“  
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Motivationen, Interessen, Erwartungen: Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist für 
sie eindeutig mit sichtbarem persönlichem Engagement verbunden: „Was eben unterm 
Strich raus kommen muss, ist dass der Mensch sich auch einbringt ..., dass man sieht, 
dass es umgesetzt wird." Engagement kann ihrer Meinung nach nur entstehen, wenn 
die Menschen das Gefühl haben, dass sie wirklich beteiligt werden: „Das ist dieses Ver-
trauen, das wir den Menschen auch wieder geben müssen, … ich muss mich wieder fin-
den können. Oder mein Nachbar bringt 'ne Idee ein, wo ich auch mal denke, das ist gut, 
und dann [heißt es]: die haben das getan: "Ach tatsächlich?!" ... Nicht nur reden, reden, 
reden und morgen sieht's genauso aus.“ Bezüglich einer Umsetzung der Ergebnisse 
des Bürgergutachtens hat sie allerdings keine große Hoffnung – denn auch in ihrer 
früheren Firma hat sie erlebt, dass Vorschläge nicht umgesetzt werden. In solchen Mo-
menten ist sie verärgert: „Wenn ich weiß, das ist gut und ich weiß, es wurde auch als 
gut befunden, möchte ich es auch umgesetzt sehen.“  
Eine Verbindung von Beteiligungsprozessen und Stadtteilentwicklung sieht sie nicht: 
Sie glaubt nicht mehr, dass durch Beteiligungsansätze etwas an der generellen Situati-
on im Quartier verändert werden könnte; Arbeitslosigkeit und private Sorgen beschäftig-
ten die Menschen zu sehr. Zudem ist sie desillusioniert, weil ihrer Meinung nach 
„Selbstdisziplin“ der Menschen im Stadtteil fehlt. Die Bereitschaft zum Austausch und 
zum Zuhören ist ihrer Meinung nach in ihrer Nachbarschaft bei Vielen kaum noch vor-
handen. Sie hat Angst vor Diskussionen: „...wenn man auch mit 'ner verschiedenen 
Meinung raus geht, aber wenn man nicht reden darf ... Nein, da geht nichts mit Diskutie-
ren. ... Das ist jetzt so 'ne Mentalität geworden, bei unserer Jugend auch - die sind alle 
mit sich selbst beschäftigt.“ An diesem Punkt ist sie ratlos, da aus ihrer Sicht auch Ver-
mittlungsversuche verschiedener Personen und Institutionen im Quartier gescheitert 
seien: „Dieses friedliche Miteinander jedenfalls klappt so nicht untereinander. Also die-
ser Automatismus: da kommen gute Leute und bringen dieses gute Gedankenwesen 
mit, das funktioniert nicht. ... Ich bin immer noch bemüht, aber ich habe gemerkt, dass 
die Leute kein Ohr mehr haben richtig, das auch nicht mehr ernst nehmen. Sie fühlen 
sich einfach nicht mehr ernst genommen, also nehmen sie auch Leute, die es vielleicht 
noch ernst meinen, auch nicht mehr ernst.“ Einzelne Anwohner, die sich engagieren „... 
bewunder’ ich. Ich sag's Ihnen ehrlich: Bei mir ist die Kraft zu Ende...wie Don Quichotte 
gegen die Windmühlen. … Ich muss das Kind durch kriegen … das kostet mich Kraft.“ 
Entsprechend schwankt sie zwischen dem Wunsch nach mehr Eigenverantwortung aller 
Akteure und restriktiven Maßnahmen: „Du planst zu viel, oder lässt Laisser-faire machen 
... deswegen bin ich ja auch so schwammig. ... Für mich wäre effektiv: wieder zu lernen, 
dass das Leben besteht aus Geben und Nehmen. … Ich muss erst mal lernen: Stadt 
darf nicht so anonym sein.“  
*** 
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Herr Niklas (A5) ist Baufacharbeiter. Er hat sich ein-, zweimal 
im Quartiersbüro über aktuelle Ereignisse informiert und war 
Teilnehmer der Planungszellen. Von Beteiligungsverfahren hat-
te er davor noch nie gehört: „Nicht wirklich, nee: .. Hab' auch 
noch nie vorher gehört, dass es so'n Angebot gab. Ich weiß, 
dass es den Nachbarschaftsladen gibt, … wo man sich ... er-
kundigen kann. ... Bin da ... bloß aus Neugier ein- oder zweimal 
drin gewesen. … Es gibt ja wohl Einiges, wo man sich einbin-
den kann, wenn man Interesse hat.“ Später war er dann bei 
mehreren Informationsveranstaltungen des Quartiermanagement, um sich über den 
Fortschritt bestimmter Projekte auf dem Laufenden zu halten. Er verwendet Beteiligung 
und Beteiligungsverfahren synonym.  
Transparenz & 
Bürgernähe 
Beteiligung und Beteiligungsverfahren findet er generell wichtig, um die Ideen und Inte-
ressen der Anwohner zu berücksichtigen und demokratischer zu planen: „Weil so in Sa-
chen Politik und Bürgernähe findet ja recht wenig statt, … und ich fand es schon mal 
klasse, dass so 'ne Ansätze mal gemacht wurden. Dass halt wirklich versucht wurde, 
das Interesse der Leute, die hier wohnen, mit einzubauen.“ Beteiligungsverfahren sieht 
er als „guten Versuch ..., überhaupt erst mal Bürgernähe zu erreichen, was ... viel zu 
wenig läuft. Bürgernähe definiert er wie folgt: „Wenn man sich für die Interessen des 
Bürgers interessiert, wenn die Interessen einen Einfluss haben, oder wenn man als Bür-
ger selber einen Einfluss auf’s Geschehen haben kann. ... Bürgernähe ist für mich auch 
der Kontakt zwischen der Senatsverwaltung ... und dem Bürger, den Weg so klein wie 
möglich zu halten, Möglichkeiten zu schaffen, die Verbindung so kurz wie möglich zu 
halten.“ Jede Beteiligung sollte daher „quartiersspezifisch“ mit betroffenen Anwohnern 
durchgeführt werden: „Jeder Kiez und jede Region hat halt [eine] bestimmte, eigene Be-
völkerungsstruktur, hier … sieht's natürlich mit den Bedürfnissen, den Ansprüchen ganz 
anders aus als zum Beispiel in Frohnau oder im Märkischen Viertel. ... Und da ist es 
schon sinnvoll, die Leute, die dort leben, selber zu fragen als wie wenn's bloß geplant ist 
von Leuten, die ... mit den Strukturen mehr oder weniger hier nichts zu tun haben. Die 
ganz woanders wohnen und bei denen es ... bloß der Job ist zu entscheiden, was ge-
macht wird.“ Prägendes Erlebnis seiner Teilnahme war für ihn aber, dass „ ... ein Groß-
teil der Entscheidungen bereits gefallen [war]25 Dennoch bleibt er optimistisch: „Ich glau-
be, [Einbindung in Entscheidungen] ist … möglich, wenn man am gleichen Seil zieht. 
Theoretisch ist das alles möglich. Die Umsetzung ist ... das Problem.“ Die schlechte 
Koordination lastet er zu einem Teil auch den langen Entscheidungswegen an: „Das 
ging wohl zu lange bis die Planungszelle überhaupt durch war, bis die Entscheidung 
                                                     
25 Zum Zeitpunkt der Erstellung des Bürgergutachtens waren bereits einige Entscheidungen über große Bauvorha-
ben am Quartiersrand gefallen. Erst durch die verstärkte Berichterstattung über Quartiersentwicklung nach Beginn  
des Quartiermanagement wurden die Anwohner auf diese Bauvorhaben aufmerksam. Um welches Projekt es sich 
in diesem konkreten Fall handelte, wusste er leider nicht mehr. 
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 gefällt wurde, das dann wirklich zu machen.“ Daher schlägt er vor, Beteiligungen „sollte 
man regelmäßiger machen, dass da überhaupt erst mal eine Verbindung statt findet 
zwischen dem Senat ... und dem Bürger, und dann wird sich [das] von alleine einspielen 
das Ganze“. 
Aufgrund dieser Erfahrung ist er der Meinung, dass jegliches Beteiligungsverfahren „un-
bedingt frühzeitig zu organisieren“ sei. Zudem wäre es für ihn von Bedeutung zu wissen, 
„wie viel Einfluss dieses [Verfahren] hat, ob die [Beteiligung] bloß ’ne beratende Tätig-
keit hat oder eine Richtlinie darstellt oder ist das bloß eine Wunschliste. … Und man 
sollte ...auch den Rahmen festlegen, um welches Budget es sich handelt,... so dass 
man ... auch nicht utopische Dinge sich vorstellt. … Dadurch, dass das [Verfahren] halt 
in den Medien war, … klingt [es] ja... erst mal so, als ob das Ganze den Nutzen hat.“ Er 
bemängelte außerdem die spärliche Information nach dem Beteiligungsverfahren: Es 
gab „noch zweimal Post, einmal gab's ’ne Bedankung …, dann eine Broschüre, wo drin-
stand, … dass das stattgefunden hat, wo da stattgefunden hat, was damit gehandhabt 
werden sollte. Aber was ausblieb, war ... das Endergebnis, was jetzt weiterhin passiert. 
.. Ja, ich dachte schon, dass da noch mal was kommt“. Eigeninitiative nach der Teil-
nahme war aber bei ihm auch nicht vorhanden: „Es vergeht ja auch sehr viel Zeit ... und 
im alltäglichen Leben denkt man ja auch ... nicht mehr so dran.“ Daher ist es ihm wich-
tig, Informationen zu erhalten: „Dass man … wenigstens bürgernah mitbekommt, ... wie 
die Sachen behandelt werden, ob sie besprochen werden. ... Entweder als Aushang, 
noch besser wäre ... persönliche Information, was der Ausgang des ganzen Gesche-
hens war." Sollen Anwohner eine beratende Funktion einnehmen, ist es für ihn ausrei-
chend, wenn ausgewählte Vertreter beteiligt sind. 
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Er nahm teil, weil er die Möglichkeit einer Be-
teiligung „hoch spannend, interessant“ fand. Bedauerlich war für ihn, dass Vereinbarun-
gen und Zusagen von Seiten der Politik nicht eingehalten wurden: „Der Bürgermeister 
sollte einmal rumkommen, hat er nicht gemacht. Also das ist auch so ein Sache, … [die] 
auch wiederum die Motivation ein bisschen senkt. Das einem das Gefühl gab: ‚Na ja, 
scheint ja wohl nicht so wichtig zu sein!’“ Nachdem am dritten Tag klar wurde, dass nicht 
mehr viele Einflussmöglichkeiten bestehen, hätten die Teilnehmer „dann noch irgend-
was gemacht die Tage durch“. Dass trotzdem niemand absprang, erklärt er sich so: „… 
so ein bisschen Hoffnung ist ja nach wie vor da, dass es doch noch Einfluss haben 
könnte. Weil noch keine Baumassnahme ... durchgeführt wurde, und solange nicht ir-
gendwas fertig ist, ist ja immer noch die Möglichkeit da, das eine oder andere einzubrin-
gen. … Dann motiviert das zum Beispiel auch den Bürger, ... in Zukunft bei solchen Sa-
chen mitzumachen. ... Ist ja alles nur eine Motivationssache.“ 
Einen konkreten Bezug zu Stadtteilentwicklung stellt er im Interview nicht her.  
*** 
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Herr Peters (A6) ist technischer Mitarbeiter an einer Hochschule, 
Hausbesitzer und seit gut 30 Jahren im Quartier aktiv. Bis heute 
beteiligt er sich an Aktionen und Projekten. Er war Teilnehmer 
der Planungszellen und wurde später vom Quartiermanagement 
in die Vergabejury des Quartiersfonds eingeladen. Mittlerweile 
ist er im Quartier bekannt und wird daher häufig bezüglich Betei-
ligung und Bürgerengagement angesprochen. Sein Leitspruch 
lautet: „Stadt bedeutet Kompromiss“ – eine Verhandlung und 
Abwägung von persönlichen und allgemeinen Zielen. Daher hat 
er auch kein Problem damit, dass die „Ergebnisse [von Beteili-
gungsprozessen] sehr widersprüchlich waren“. Das wichtigste Ziel von Stadtteilentwick-
lung und Beteiligung ist seiner Meinung nach das Herstellen von „Identifikation der Bür-
ger mit ihrem Kiez“. Er unterscheidet im Gespräch zwischen verschiedenen Beteili-
gungsverfahren sowie Beteiligung an der Stadtteilentwicklung. 
Emanzipation & 
Hilfe zur Selbst-
hilfe 
Beteiligung heißt für ihn, den Zugang zu Information zu ermöglichen und Kommunikati-
on zwischen Verwaltung bzw. Politik und Bürgern zu verstärken. Öfters kommt er im In-
terview auf „Bürgeremanzipation“ als Notwendigkeit zu sprechen. „Ich verstehe unter 
emanzipiertem Bürger, dass er mit der Toleranz durchaus anders Gesinnter, ... auf 
bestimmte Ziele gemeinsam hin arbeitet und nicht zuhause sitzt und auf die Politik me-
ckert. Zwar wär’s auf der einen Seite wünschenswert, wenn die Politik sich mal nach un-
ten begeben würde, ... aber auf der anderen Seite ist es auch notwendig, dass sich der 
Bürger auch nach oben wendet ... - praktisch ein Gemeinsamkeitsgefühl schaffen.“ Dies 
umso mehr, da die finanzielle Situation der Stadt immer prekärer werde. 
Entsprechend sind Beteiligungsverfahren seiner Meinung nach eine Gelegenheit, „sich 
nach oben und unten wenden“, Widersprüchlichkeiten offen zu legen, sich gegenseitig 
zuzuhören und sich auszutauschen. Wichtig ist ihm dabei der direkte Kontakt von Poli-
tik, Verwaltung und Bürgern. „Als der Sparrplatz wieder mal umgegraben wurde..., da 
haben sich die Leute vom Bezirksamt anderthalb Tage auf den Sparrplatz gesetzt und 
Meinungen gesammelt, von den Kindern, von den Erwachsenen. ... Da finde ich mich 
dann wieder“. Innerhalb der letzten Jahren hat er bereits positive Veränderungen im 
Quartier wahrgenommen: „ ... da sehe ich schon Zusammenarbeit. Der Wahlkreisabge-
ordnete ..., der tummelt sich hier im Quartier, ... das ist was ganz Neues. … Der hat ... 
dann [zu einem Bürgerforum] halt den Menschen angeschleppt, der für die Straßen-
bäume zuständig ist. ... Früher ... mussten wir die herbitten. … Von der Politik die Forde-
rung, dass man das nicht in 'ner Zeitung, die keiner liest, veröffentlicht. Sondern vor Ort 
geht.“ Gleichzeitig ist ihm bewusst, dass Beteiligungsverfahren viel Arbeit bedeuten, To-
leranz und Ausdauer aller Beteiligten erfordern. Ebenso nimmt er die Bürger in die 
Pflicht, sich zu informieren und „selbst aktiv [zu] werden: Ihn stört, dass Beteiligungs-
möglichkeiten viel zu selten wahrgenommen werden. Durch Beteiligung wird Stadtteil-
entwicklung in seinen Augen „mit Sicherheit effektiver. Weil jede Meinung, die irgendwie 
auf den Markt kommt, natürlich auch Köpfe verändert, die sich damit beschäftigen.“ 
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Motivationen, Interessen, Erwartungen: Er findet grundsätzlich alle Beteiligungsmaß-
nahmen gut. Bei der Planungszelle fiel ihm positiv auf, dass er persönlich gefragt wurde, 
ob er teilnehmen möchte: „Ich sagte von mir aus sofort: ‚Mach' ich mit, das ist eine ver-
nünftige Sache, wann wird man denn schon mal gefragt?’ ... Weil es ganz klitzekleine 
Möglichkeiten sind, dranzubleiben, es sozusagen nicht höheren Ebenen zu überlassen, 
was daraus wird.“ Er wies auch darauf hin, dass man auch bei „ganz kleinen Sachen … 
nicht die Erfolge übersehen“ sollte. „Es ist eine Frage der Argumentation - ... man muss 
jetzt nicht denken, weil die Erwartungshaltung zu groß war, es hat sich nicht gelohnt. 
Weil die erfüllt sich nie, die Erwartung. Man muss jetzt suchen: wo hat es was bewirkt. 
... Und man darf auch nicht über die Spätmaßnahmen wegsehen. ... Da hatten wir [in 
der Bürgerjury] als Rückruf, dass die Kinder besser in der Schule werden.“ Er sieht al-
lerdings auch, dass Menschen für übergeordnete „Fragen des politischen Zusammen-
seins“ viel Zeit benötigen. Zusätzlich ist es ihm wichtig, dass es „Motoren im Kiez“ gibt, 
wie zum Beispiel das Kommunale Forum, „die nicht müde werden, nicht aufhören und 
sagen, jetzt hab ich den Kanal voll, jetzt will ich nur noch meins haben. Also die am Ball 
bleiben.“ Eine solche Unterstützung ist seiner Meinung nach wichtig, damit Einzelne 
nicht so leicht frustriert würden und Ansprechpartner hätten. Unterstützung von öffentli-
cher Seite für solche Akteure findet er legitim.  
Einen Zusammenhang von Beteiligung zu Stadtteilentwicklung stellt er her, indem er 
die Bedeutung einer "Streitkultur" städtischer Gesellschaft betont: „Stadt ... müsste poli-
tisch begriffen werden. … Es nützt gar nix, wenn einer mal siegt. ... Ich muss auf 'nen 
Kompromiss hinsteuern. ... Es ist nötig, mich mit politischen Gegnern zu unterhalten. ... 
Sollte man weiter machen und aus Erfahrung lernen.“ Gerade vor dem Hintergrund zu-
künftiger städtischer Entwicklungen wie Migration und Arbeitslosigkeit fordert er ein ver-
stärktes Zugehen von Politik und Verwaltung auf die Anwohner: „Ich muss runter, auch 
wenn’s weh tut.“Eine Positionierung der (staatlichen) Akteure hilft seiner Meinung nach 
ebenfalls dabei, Widersprüchlichkeiten und Probleme zu diskutieren: „ ...stellt euch auf 
irgendeine Ebene, meinetwegen die ökonomische und guckt was ihr macht. Ich kann 
keine Politik für eine Legislaturperiode machen. ... Da ist mir keine müde Mark zuviel, 
meinetwegen Spenden, Hilfe zur Selbsthilfe.“  
*** 
Herr Klein (QM3) ist Sozialpädagoge und Quartiermanager am 
Sparrplatz. Seiner Meinung nach gibt es mittlerweile „eine ganze 
Reihe von aktiven Leuten“ im Quartier - sowohl Anwohner als 
auch Gewerbetreibende: „Wir haben Aktive eher mehr als genug 
... da hat sich was gefestigt.“ Ein großer Teil des Gesprächs 
dreht sich darum, wie die erarbeiteten die Vorteile von Beteili-
gung im Rahmen der Fortentwicklung des Quartiermanagement 
weiter ausgebaut werden können. Zusätzlich hat er die Erfah-
rung gemacht, dass Bürger lieber Entscheidungen treffen, wenn 
Kontinuität &  
Transparenz 
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die Wirkung klar erkennbar ist. Ein „perspektivisches Entwickeln“ des Quartiers verlangt 
seiner Meinung nach „sowohl von den Leuten, die dort mitwirken, viel Lernen ab und 
Stehvermögen als auch von der Verwaltung, die das fachlich rückkoppeln muss.“ Er 
spricht generell von Beteiligung.  
Sein Ideal von Beteiligung auf Quartiersebene ist die Entwicklung dauerhaft funktionie-
render bzw. nachhaltiger Strukturen und Verfahren, in dem Sinn, dass sich immer aus-
reichend Menschen an der Stadtteilentwicklung beteiligen möchten. Entsprechend sei 
das Quartiermanagement auf die Rückkopplung der Anwohner angewiesen: „QM ist nur 
so gut, wie das Feedback von den Bewohnern kommt. Also wenn ich im Quartier keine 
Leute habe, die Interesse an ’ner Quartiersentwicklung haben und auch aktiv mitma-
chen wollen ... Dann kann auch nicht so fürchterlich viel passieren.“ Aus seiner Erfah-
rung heraus ist er der Überzeugung, dass jegliches Beteiligungsverfahren unbürokra-
tisch sein muss, dynamisch, effektiv und zeitnah: „Also nicht mit ’zig Stellungnahmen 
behaftet ... und die [Projektanträge] greifen dann … ein Jahr später.“ Mit der Zunahme 
an Beteiligungsmaßnahmen sieht er allerdings auch einen größeren Verwaltungsauf-
wand: „Es ist ganz klar, bei der Stunde Null plant man, ... in den nächsten Jahren plant 
man und führt Projekte durch und dann kommt ein Jahr, wo sie planen, Projekte durch-
führen und Projekte abrechnen und evaluieren.“ Zudem müsse Beteiligung „praktikabel“ 
und insbesondere transparent sein: „Der Bewohner überhaupt muss wissen: ‚Das ist 
das Procedere, das jeder Projektantrag durchlaufen muss, ... wer entscheidet an wel-
cher Stelle, und warum wurde so entschieden und welches Vetorecht kann ich denn 
noch einbringen. ... Für den Bürger ist es teilweise noch wichtiger, Transparenz zu se-
hen - also warum wurde eigentlich so entschieden.“  
Den Quartiersrat sieht er als gute Chance, die positiven Erfahrungen der Quartiermana-
gement-Arbeit zu kombinieren. Das Ziel sollte ein „Geben und Nehmen“ von Verwaltung 
und Bürgern sein, das allerdings auch mit beiderseitigen Pflichten verbunden sei: Bei 
der Verwaltung bestünde eine Verpflichtung zur Transparenz von Prozessen und Ent-
scheidungen, bei den Bürgern die „Pflicht sich zu informieren, um dann richtig entschei-
den zu können“. Er ist optimistisch, da alle Beteiligten bereits viel gelernt hätten. Er geht 
zudem davon aus, dass die „Leute … in die Verantwortung reinwachsen [werden].“ 
Mühsam fand er das Vernetzen zu Beginn, erst mit der Konkretisierung der Aufgaben 
durch das Handlungskonzept - und nicht zuletzt der Geschäftsordnung der Bürgerjury - 
wurde es einfacher: Zumindest für die Anfangsphase von Beteiligungsprozessen sieht 
er (immer wieder) den Bedarf für Unterstützung der Bürger.  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Beteiligt werden sollten diejenigen im Quar-
tier, die „wirkliches Interesse“ an einer solchen Arbeit haben, die sich auch dauerhaft ak-
tivieren lassen. „Dass nicht Jeder jeden Tag Zeit hat ist auch ganz klar.“ Seiner Meinung 
nach ist die permanente Möglichkeit zur Beteiligung eine Motivation für die Anwohner: 
„Das allein ist ja schon im Prinzip ein wichtiger Impuls auch für den Kiez, also die Kiezi-
aner sagen: „Aha, da gibt’s den Quartiersrat, ich hab’ zwar momentan keine Lust, ich 
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könnte aber, wenn ich wollte, dort hingehen und dort mitmachen.“ Um das aktivierte En-
gagement dauerhaft zu erhalten, wurde nach Ende der Bürgerjuries - bis zur Etablierung 
des Quartiersrats – zwischenzeitlich von seinem Team der „Kiezrat“ ins Leben gerufen: 
„Es kann nicht sein, dass also die geballte Intelligenz und Sachverstand des Kiezes jetzt 
auseinander läuft, wenn es keine Gelder mehr zu verteilen gibt.“ Mit einer Zufallsaus-
wahl der Mitglieder des Quartiersrats hat er daher Probleme: „Man möchte [von Be-
zirksseite] auch so’n bisschen frisches Blut ... haben. … Wir würden gerne selber wer-
ben wollen. Wir haben ja quasi gesetzte Aktive, die wir im Boot haben möchten im Quar-
tiersrat und würden dann gerne selber Werbung machen wollen. … Das heißt per Zu-
fallsgenerator finden wir nicht so lustig … Wir wissen nicht, … was die Leute für ’nen A-
tem haben. … Und teilweise sind bei Leuten, die völlig neu jetzt rein kommen - man ver-
langt sehr viel von denen ab. Wie kann ich denn als Unbeleckter quasi jetzt über Hand-
lungsschwerpunkte, Prioritätensetzungen mit entscheiden. Die Leute brauchen natürlich 
’ne Einarbeitungsphase.“  
Auch im Zusammenhang mit der Einrichtung des Quartiersrats warnt er vor zu hohen 
Erwartungen, insbesondere, weil man „den einzelnen Mitgliedern sehr viel Sachvers-
tand“ abverlange: „Und bei zu hohen Zielstellungen - also man kann nicht erwarten, 
dass das nach ein, zwei Sitzungen gleich perfekt funktioniert. … Aber ich denke, wir 
werden es in diesem Jahr schaffen, dass sich dann etwas Routine einstellt.“ Bezüglich 
des Quartiersrates stellt er sich daher die Frage: „Reichen dem Quartiersrat die Kompe-
tenzen, die ihm zugewiesen werden?“ Durch Verlängerung der Entscheidungsprozesse 
sieht er deren Effizienz eher gefährdet: „die Gefahr, dass sich die also vom Projektan-
trag zur die Bewilligung bis zur Durchführung, dass sich diese Zeitschiene in die Länge 
streckt. Aufgrund dessen, ... dass die Leute nicht die fachliche Qualifikation haben, rati-
onal und objektiv über bestimmte Anträge zu entscheiden. Dann wird’s drei, vier Mal 
diskutiert. Und wenn das passiert, dann ist QM nicht mehr dynamisch und flexibel.“ Er 
schätzt, dass bisher „gut ... 40% Prozent des Aufwandes [der Quartiermanagement-
Arbeit] in Bürgerbeteiligungsverfahren angesiedelt [sind].“  
*** 
Frau Förster (P1) ist ausgebildete Verwaltungswirtin und seit 
1997 Referentin des Bezirksbürgermeisters für Quartiermana-
gement und Stadtentwicklung in den fünf Quartiermanagement-
Gebieten von Berlin-Mitte, unter anderem auch am Magdebur-
ger Platz und am Sparrplatz. Eine ihrer Motivationen, in dieser 
Position zu arbeiten, war die Möglichkeit, Ressort übergreifend 
zu arbeiten. Mehrfach spricht sie von sich aus die Bedeutung 
der Kommunikation zwischen Akteuren an. Sie spricht sowohl 
von Bürgerbeteiligung als auch von Beteiligungsverfahren, trifft 
aber inhaltlich und strukturell keine Unterscheidung.  
 
Kommunikation  
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Bei „Bürgerbeteiligung“ differenziert sie zwischen Mitwirkung, Mitentscheidung und 
Entscheidung. Diese Differenzierungen seien für jede Anwendung „durch die Politik 
auszugestalten“. Beteiligung soll ihrer Meinung nach immer dazu beitragen, das Wissen 
und die Bedürfnisse der Bürger zu sammeln, aber „sie auch stärker in die Eigenverant-
wortung zu nehmen“. Auch ein stärkerer Informationsfluss „wäre für mich schon mal 
Bürgerbeteiligung.“ Durch eine Entscheidungsbeteiligung (zum Beispiel über Einsatz 
von Mitteln) kann ihrer Meinung nach auch die Bindung an das Quartier gestärkt wer-
den. Gleichzeitig ist es ihr Wunsch, „so ein bisschen weg [zu] kommen von so Berufs-
bürgern“ und auch einflussreichere Akteure vor Ort in die Stadtteilentwicklung einzube-
ziehen wie zum Beispiel Wohnungsbaugesellschaften und Gewerbetreibende. Zusätz-
lich verweist sie darauf, dass Beteiligung für nicht-investive Maßnahmen schwieriger zu 
erreichen sei.  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Die Rolle der Politik bei Bürgerbeteiligung 
sieht sie in der Motivation der Akteure (bisher meist Anwohner) und der Rückkopplung: 
Politik müsse „erst mal [einen] sehr motivierenden Charakter“ haben, indem die Rah-
menbedingungen von Beteiligung auf Stadtteilebene offen angesprochen werden. Zu-
sätzlich sei eine „sehr hohe Selbstbindung der Politik und Verwaltung, sich also wirklich 
an diese Voten der Bürger zu halten“ notwendig. Gleichzeitig versteht sie Beteiligungs-
verfahren als Chance der Politik „zu zeigen, wie hautnah sie sozusagen an dem Bürger 
sind und wie sie klar machen können, dass sie wirklich auch die Interessen der Bürger 
vertreten.“ Als Beispiel nennt sie die Unterstützung aktiver Anwohnerinnen durch das 
Quartiermanagement und die Bezirkspolitik: „Also, es gab da so ein paar motivierte Leu-
te, … in der Soldiner [Straße, ein anderes Quartiermanagement-Gebiet] auch, da sind 
das vier Frauen, und am Sparrplatz ist das auch eine Frau, die da eh’ schon aktiv waren 
in dem Bereich und wo wir gesagt haben, OK, ... das fördern wir auch.“ Sie verweist 
auch auf die Notwendigkeit einer Motivation für die Arbeit der Verwaltungsakteure, zum 
Beispiel indem abgeklärt wird, was in einer Ressort übergreifenden Arbeit und Beteili-
gung für die Fachabteilungen „rauszuholen“ ist: „Also, es wird sich keiner engagieren, 
wenn er nicht sieht, ah ja, der Einsatz lohnt sich auch.“ Dies bezieht sie insbesondere 
darauf, „dass die Bürger überhaupt wissen, wer ist denn ihr Ansprechpartner, wer ist 
denn da Verwaltung, wer ist Politik … und anders rum, dass Politik und Verwaltung wirk-
lich hören wollen, was die Bürger zu sagen haben." Ein Mehr an Kommunikation könne 
einem „Entladen von Frust“ gegenüber der Verwaltung entgegen wirken: „... und wenn 
man öfter miteinander zusammen sitzt ..., dann ist dieses Verständnis einfach da ...Wir 
haben ja gute Erfahrungen damit gemacht, wenn man einfach sich austauscht.“ Ihr Ideal 
einer Verwaltung ist es, Ansprechpartner für die Bürger vor Ort zu sein und Probleme of-
fen anzusprechen: „... dass dann unsere Mitarbeiter reingehen in diesen Quartiersrat zu 
den Bürgern und das dann einfach auch begründen und sagen: „Aus den und den 
Gründen ist das nicht umsetzbar.“ Und die Politik natürlich auch.“ Optimistisch ist sie, 
was die Zukunft betrifft, da es für die Verwaltung „einfach ein sehr großer Lerneffekt ge-
wesen [sei] in den letzten fünf Jahren, wo sich vieles schon sehr verändert hat." 
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Die Konsequenz für die Stadtentwicklung aus der bisherigen Umsetzung ist, dass sich 
zukünftig bei „der Bürgerjury das Bezirksamt auf eine rein fachliche Prüfung zurück zie-
hen [wird]. Das alles mit dem Ziel, irgendwann auch wirklich die Bürger auch so zu 
beteiligen, dass gesagt wird, nee in dem Bereich Schule, da wollen wir mehr investieren, 
dafür wollen wir in dem anderen Bereich weniger usw. das ist mal das große Ziel.“  
*** 
Frau Oswald (V2) ist Stadtplanerin und Koordinatorin im Be-
zirksamt für das Quartiermanagement. Vor dieser Tätigkeit be-
treute sie im Bezirk „die Bauprojekte …, die alle in der Bürger-
beteiligung waren.“ Ein Schwerpunkt des Gesprächs war die 
Übernahme von Verantwortung aller Akteure für ihr Handeln 
sowie die notwendige gegenseitige Unterstützung. Beteiligung 
gegenüber bezeichnet sie sich als „offen. ... Also [zu Fachta-
gungen über Beteiligung] gehe ich gerne, da nehme ich was 
mit, weil das auch 'nen Umsetzungsaspekt hat. Das kann man 
dann hier wieder einbringen, unter Umständen.“ Sie verweist auch darauf, dass „aus 
dieser sehr intensiven Beteiligung [im Rahmen des Quartiermanagement] ... natürlich 
viel gewachsen [ist, also] … aktive Personen.“ 
Kommunikation, 
Teilhabe & Ge-
genseitigkeit 
Beteiligung und definiert sie als „Teilhabe der Bürger an der Entscheidung“ bzw. „die 
Befähigung, sich beteiligen zu können“. Diese könne unterschiedliche Formen anneh-
men, sei aber „weit reichender“ zu verstehen „als nur die formale Beteiligung“ von for-
maler Beteiligung über Befähigung und Vertrauen herstellen durch persönliche Kontakte 
bis hin zur Entscheidung über die Mittelvergabe: „Es ist natürlich sehr unterschiedlich, 
wie man Beteiligung betreiben kann ...: Ich veröffentliche im Amtsblatt und warte, dass 
jemand kommt. [Oder:] ‚Ihr könnt mal eure Ideen abgeben und hinterher entscheide ich!’ 
- oder beteilige ich ein bisschen umfassender und sage: „OK, ich gebe auch die Ent-
scheidung ab, wir begleiten zwar fachlich, aber letztlich entscheidet ihr, zum Beispiel 
auch über die Mittelvergabe." Jegliche Form der Beteiligung sollte ihrer Meinung nach 
betroffenenbezogen und nutzergruppenspezifisch gestaltet werden; sie sei angewiesen 
auf viel informellen Austausch, bedeute aber auch „Konflikte, Vermittlung, Kompromis-
se, Kommunikation“ und erfordere Motivation von innen und außen.  
Beteiligungsverfahren sind für sie „eine normale, alltägliche Angelegenheit“, da sie zur 
Akzeptanz von Planung und Stadtteilentwicklung sowie zur Kostenminderung beitrügen: 
„Man muss bedarfsgerecht letztlich auch Dienstleistungen anbieten in der Verwaltung 
und das heißt in Abstimmung mit den Bürgern.“ Für nicht-investive Maßnahmen ist ihrer 
Meinung nach Beteiligung „ein bisschen schwieriger ... mit den Nutzergruppen herzu-
stellen“ und selten kontinuierlich anzulegen. Dies hänge zum einen an der geringeren 
Notwendigkeit einer räumlichen Verortung sozio-kultureller Maßnahmen, zum anderen 
an der schwierigeren Identifizierung der Betroffenen. Dadurch werde aber auch die Of-
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fenheit solcher Prozesse reduziert. Die Auswahl der zu Beteiligenden bzw. die Definition 
der Betroffenen betrachtet sie als Aufgabe der Verwaltung. Beteiligen lassen sich ihrer 
Erfahrung nach „Leute, die mittleren Alters sind, die entweder beruflich aus so 'ner Ecke 
auch kommen, alte 68er ..., wo einfach aktive Mitwirkung schon immer deren Persön-
lichkeitsstruktur oder Eigenschaft war“, Akteure mit „Gebietsverantwortung“ oder „Mittel-
ständische“. Deren Anliegen seien ihrer Erfahrung nach ähnlich wie die der Verwal-
tungsakteure. Aus ihren Erfahrungen mit formaler und informeller Beteiligung an der 
Stadtteilentwicklung berichtet sie, dass die Übernahme von Verantwortung der Anwoh-
ner nur über verstärkte Kommunikation zu erreichen sei: „Lieber jemanden von Anfang 
an mitnehmen und nicht ihn vor vollendete Planungsentwürfe stellen und sagen: ‚Hof-
fentlich gefällt’s dir!’ … Also ist, glaub' ich, klar. Und in dem Maß, wie man mit den Be-
wohnern zu tun hat und raus geht, und sich abends da hin setzt und sich Sachen an-
hört, dann ist klar, dass man da näher dran bleiben muss vom Verfahren. ... Obwohl 
sich niemand gern bewegt vom Schreibtisch.“  
Auch auf Verwaltungsseite möchte sie mehr Verantwortung sehen: Unter anderem des-
wegen findet sie es positiv, dass die Zuständigkeit vom Senat an den Bezirk übergeht: 
„… dass man jetzt guckt, wie effektiviert man jetzt das Verfahren, ... wo will man hin, 
was läuft vielleicht noch nicht so gut? Und dass man das auch hier im Bezirk diskutiert, 
das finde ich sehr wichtig. ... Zu sagen: ‚Jetzt gucken wir mal, wie sich die Bereiche ein-
bringen, weil sie müssen sich stärker einbringen.’ … Und das ist einfach der Vorteil, alle 
Dinge ganzheitlich zu sehen. Und nicht nur das zu sehen, und dann'n Ende zu machen, 
weil es nicht mehr der Bereich ist.“ Ihre Rolle sieht sie darin, einen „allgemeinen Über-
blick“ zu behalten, „die Aufgabe ist ja sozusagen nicht nur, das Verfahren zu steuern 
oder zu koordinieren, sondern eben auch die Ämterbelange dann zu koordinieren, zu 
kommunizieren“. Dazu gehöre auch, dass man „versucht, das neutraler zu vermitteln 
was jetzt in die Fachverwaltung geht. ... Ich seh' mich auch so, dass ich beratend sozu-
sagen das ganze Verfahren begleite.“ Beteiligungsprozesse bieten ihrer Meinung nach 
auch „viele Anlässe, sich zu sehen. Und es hat natürlich ein bisschen länger gedauert, 
bis dieses Denken, dieses gebietsbezogene, dieses Ressort übergreifende, dieses na 
ja, auch irgendwie informelle [vorhanden war]. ... Die Arbeitsweise, die war, glaub’ ich, 
für alle dann neu.“ Gleichzeitig werde von Verwaltungsseite gewünscht, dass Beteili-
gungsprozesse von der Politik unterstützt und politische Schwerpunkte abgestimmt 
werden, insbesondere, weil das Quartiermanagement nur eine von vielen Verwaltungs-
aufgaben darstellt: „Weil, wenn es jetzt wirklich um Entscheidungen geht, wie die Mittel 
verteilt werden, dass nicht einer hinterher kommt und sagt: "Wieso habt ihr denn jetzt 
hier nicht? Das ist unser Schwerpunkt."  
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5.2.4 Akteursperspektiven auf Beteiligung im Quartier  
In diesen Interviews wurden ebenfalls Umsetzungsorientierung, Kommunikation sowie 
das Verhältnis der Akteure zueinander thematisiert. Im Unterschied zum Fallbeispiel 
Magdeburger Platz wurden allerdings vergleichsweise wenige unterschiedliche Aspekte 
von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung angesprochen.  
Funktionen von Beteiligung aus Sicht der Akteure 
In dieser Fallstudie lag der Schwerpunkt der Aussagen auf der Verbesserung der Pla-
nungsprozesse und –ergebnisse durch Beteiligung. Von einem Anwohner wurde zudem 
Beteiligung mit Demokratie, von jeweils vier Akteuren das Herstellen von Handlungsfä-
higkeit und Lernen in Verbindung gebracht.  
Demokratiestabilisierung: Von den befragten Akteuren war ein Anwohner (A5) der An-
sicht, dass die Durchführung von Beteiligungsverfahren Stadtteilentwicklung demokrati-
scher mache.  
Herstellen von Handlungsfähigkeit: Herr Peters (A6) versteht Beteiligung von Anwoh-
nern an der Stadtteilentwicklung hingegen eher als politisches Handeln; er begründet 
seine langjährige Aktivität in Projekten, Aktionen und Verfahren damit, es „nicht höheren 
Ebenen zu überlassen, was [aus dem Stadtteil] wird.“ Gleichzeitig beschreibt er Beteili-
gungsprozesse als Gelegenheit für alle Akteure im Stadtteil, in Kontakt miteinander zu 
treten, „sich nach oben und unten [zu] wenden" und dadurch auch Widersprüchlichkei-
ten offen zu legen. Direkte Kontaktaufnahme ist auch ein wesentlicher Aspekt von Betei-
ligung für einen anderen Anwohner: Er betont aber die Anwohnerperspektive, indem er 
von einer Gelegenheit zu „Bürgernähe“ durch Beteiligungsprozesse für die Verwaltung 
spricht. Für alle drei Anwohner ist eigenes Engagement selbstverständlicher Bestandteil 
ihres Alltags, die Beteiligungsverfahren sind ein Teil davon. Auch Herr Klein (QM3) und 
Frau Oswald (V2) sahen die Möglichkeit direkter Kontakte in informellen Beteiligungs-
prozessen als Vorteil gegenüber herkömmlichem Verwaltungshandeln. 
Der Quartiermanager betonte eine stärkere Einbindung von Anwohnern als Vorausset-
zung für lokale Handlungsfähigkeit. Dies führt er zum einen auf seinen Arbeitsauftrag 
zurück, selbst stützende Strukturen im Quartier aufzubauen. Zum anderen ist er der 
Meinung, dass Stadtteilentwicklung auf dauerhaft funktionierende Beteiligungsstrukturen 
angewiesen sei. Die Koordinatorin im Bezirksamt geht davon aus, dass Beteiligung an 
der Stadtteilentwicklung weiterhin in der Zuständigkeit der Verwaltung angesiedelt sein 
wird. Sie argumentiert aus der institutionellen Perspektive, dass über Beteiligungspro-
zesse eine Akzeptanz der Anwohner für Planung und Stadtteilentwicklung hergestellt 
werden könne. Von Seiten der Politik wurde die Notwendigkeit orts-, inhalts- und ak-
teursspezifischer Formen und Ziele angesprochen, dies vor allem da die Verwaltung 
und Politik die Durchführungs- und Ergebnisverantwortung für die Beteiligungsprozesse 
habe. Das Bürokratisch-Unpersönliche der Verwaltungsstrukturen wurde dabei nicht nur 
 108
                                                                                                 Kapitel 5 – Fallstudie Sparrplatz 
von den Anwohnern und dem Quartiermanagement als problematisch empfunden, son-
dern auch von der Verwaltungsakteurin selbst. 
 
Handlungsfähigkeit kann hergestellt werden durch  
Herstellen direkter Kontakte von Politik, Verwaltung und Bürgern  
Eigenengagement der Bürger  
Eigenengagement der Politik  
Unterstützung der Anwohner 
Stärkere Entscheidungskompetenz der Bürger herstellen 
Entwicklung dauerhaft funktionierender Strukturen und Verfahren  
Herstellen von Akzeptanz 
Widersprüchlichkeiten offen legen  
Unterschiedliche Interessen der Anwohner berücksichtigen 
Situativ unterschiedliche Struktur und Bedeutung von Beteiligung 
Tabelle 21: Herstellen von Handlungsfähigkeit am Sparrplatz (eigene Darstellung). 
Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse: Die Koordinatorin im Bezirksamt 
geht davon aus, dass Beteiligungsprozesse zu bedarfsgerechterer Planung und Kos-
tenminderung führen (V2), insbesondere dann, wenn eine „quartiersspezifische“ Beteili-
gung betroffener Anwohner bzw. eine nutzergruppenspezifische Beteiligung durchge-
führt und ergebnisorientiert gearbeitet würde. Herr Niklas (A5) sah dies ebenso. Auch in 
diesem Fallbeispiel war das Hervorbringen sichtbarer Ergebnisse von hoher Bedeutung: 
Als Ziel von Beteiligung und Beteiligungsverfahren wurde von allen drei Anwohnern die 
Umsetzung benannt; der Quartiermanager geht sogar davon aus, dass eine stärkere 
Beteiligung eine „spürbare Wirkung“ erzeugen könne.  
Thema in fünf der sieben Interviews war die Kommunikation in informellen Beteiligungs-
prozessen. Sie führe zu einem erhöhten Informationsfluss (P1), ermögliche ein Sam-
meln von Wissen und Bedürfnissen der Bürger (P1/A4/QM3), eine verbesserte Abstim-
mung zwischen Verwaltung und Politik (V2) aber auch zwischen staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren (A4/A6/QM3/P1). Kommunikation im Rahmen von Beteiligung be-
deute auch ein aktives Zugehen auf die Anwohner (A6/V2/P1) sowie direkte Ansprache 
(A6) und direkten Austausch (QM3/P1/A4/A5/A6). Zwei Anwohner verstanden Kommu-
nikation in Beteiligungsprozessen vor allem als gegenseitiges Zuhören (A4/A6). Geäu-
ßert wurden auch konkrete Vorstellungen zur Kommunikationsorganisation wie die Be-
reitschaft zu gegenseitiger Unterstützung, klare Arbeitsanweisungen innerhalb und au-
ßerhalb der Verwaltung sowie eine klare Positionierung der Akteure (A6). Als Knack-
punkte erwiesen sich dabei aus Sicht der Anwohner die Organisation und Verbreitung 
von Informationen über das Ende des eigentlichen Beteiligungsprozesses hinaus 
(A5/A6). Der Zugang zu Informationen, insbesondere über Rahmenbedingungen und 
Ziele sowie die Bedeutung der Beteiligung wurde in diesem Zusammenhang als wichti-
ge Bezugs- und Orientierungspunkte erachtet (A5/A6/P1). Als Voraussetzungen für er-
folgreiche Kommunikation wurden auch in diesem Fallbeispiel gegenseitiges Vertrauen 
(A4) sowie die Bereitschaft, sich gegenseitig ernst zu nehmen (A4/P1), aufeinander zu-
zugehen (A4/A6) und direkt miteinander zu sprechen. Hingewiesen wurde aber auch 
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darauf, dass eine Streitkultur im Quartier fehle (A4/A6). Frau Oswald (V2) und Herr Pe-
ters (A6) sahen aber auch erste Erfolge: Sie stellten fest, dass die Überwindung formel-
ler Kommunikationswege, zum Beispiel bei der Auslegung von Plänen, als positive Wei-
terentwicklung zu sehen sei. Beide gingen zudem davon aus, dass sich die Kommunika-
tionskultur im Quartier durch Beteiligung langfristig verbessern würde.  
 
Verbesserte Planung kann hergestellt werden durch 
Sammeln des Wissens und der Bedürfnisse der Anwohner 
Anhören von Interessierten und Betroffenen 
Kostenminderung infolge Beteiligung  
Verbesserte Abstimmung 
Hervorbringen sichtbarer Ergebnisse 
Tabelle 22: Möglichkeiten einer Verbesserung der Planungsprozesse und –ergebnisse am Sparrplatz 
(eigene Darstellung).  
Lernen und Entdecken: Vier Akteure waren der Ansicht, dass alle beteiligten Akteure 
viel gelernt hätten (A6/QM3/V2/P1). Akteure aus Verwaltung und Politik sowie ein Ak-
teur gaben zudem an, dass Beteiligung die Möglichkeit böte, in Verantwortung hinein-
zuwachsen (soziales Lernen: A4/A6/V2/P1). Die beiden letzteren verwiesen auch auf 
ein Lernen aller Akteure über den Umgang mit den (neuen) Strukturen (institutionelles 
und organisationales Lernen).  
 
Lernen im Zusammenhang mit Beteiligung bedeutet 
Organisationales Lernen 
Institutionelles Lernen 
Soziales Lernen  
Tabelle 23: Unterschiedliche Lernaspekte in Beteiligungsprozessen am Sparrplatz (eigene 
Darstellung). 
Individuelle Verständnisse und Bezüge von Beteiligung  
Die befragten Akteure in diesem Fallbeispiel stellten im Vergleich zum Magdeburger 
Platz häufiger Bezüge ihres Handelns zu Stadtteilentwicklung her. Zudem verwiesen sie 
relativ häufig auf Richtlinien sozialen bzw. gesellschaftlichen Handelns, die ihrer Mei-
nung nach auch in Beteiligungsprozessen gelten, wie zum Beispiel Toleranz und Re-
spekt gegenüber den übrigen Akteuren. Allerdings wurden von den Akteuren unter-
schiedliche Grade der Beteiligung bevorzugt. Die Politikakteurin sieht Beteiligungspro-
zesse vor allem als „gute Chance“ zu zeigen, „dass man sich für die Anwohner einsetze“ 
(P1). Die Verwaltungsakteurin (V2) hingegen versteht Beteiligung als „Teilhabe der Bür-
ger an der Entscheidung“ bzw. „die Befähigung, sich beteiligen zu können“. Sie geht zu-
dem davon aus, dass Beteiligungsverfahren „selten kontinuierlich anzulegen“ seien. 
Beide verwiesen zudem auf ein anwendungsspezifisches Verständnis von Beteiligung 
und betonten das Einbringen des Wissens und der Bedürfnisse der Anwohner als Ziel 
von Beteiligung. Herr Niklas hingegen definierte Beteiligung als Ausdruck von Bürger-
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nähe, der Möglichkeit zur Einflussnahme der Bürger, die durch kurze Verwaltungswege 
und transparente Strukturen unterstützt werde (A5). Die beiden anderen Anwohner leg-
ten sich nicht fest, verstanden Beteiligung an der Stadtteilentwicklung als das Herstellen 
von Kompromissen zwischen Akteuren bzw. dem Klären von Widersprüchlichkeiten. 
Frau Mansfeld (A4) stellte darüber hinaus Vergleiche zu ihren Beteiligungserfahrungen 
in ihrem früheren Betrieb an, während Herr Peters (A6) mehrfach seine Erfahrungen mit 
unterschiedlichen Beteiligungsverfahren verglich.  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Während Frau Mansfeld (A4) von ihrer damali-
gen Beschäftigungsgesellschaft delegiert wurde, ist Herr Peters langjährig im Stadtteil 
engagiert und bekannt. Er wird daher vom Stadtteilverein bzw. dem Quartiermanage-
ment häufiger auf Beteiligungsmöglichkeiten angesprochen. Herr Niklas (A5) wurde für 
die Erstellung des Bürgergutachtens zufällig ausgewählt. Er nahm dabei zum ersten Mal 
wahr, dass es Beteiligungsmöglichkeiten im Stadtteil gab und wollte seinen Beitrag zu 
einer demokratischeren Stadtteilentwicklung leisten. Diese Motivation war so hoch, dass 
er mit seiner Gruppe der Bürgergutachter auch dann weiter arbeitete, als – wie er es 
schildert – deutlich wurde, dass ein Bauprojekt, welches vielen Anwohnern am Herzen 
lag, bereits vor der Durchführung des Beteiligungsverfahrens entschieden war. Dieses 
Durchhalten erklärt er: „Na ja, so ein bisschen Hoffnung ist ja nach wie vor da, dass es 
doch noch Einfluss haben könnte. Weil noch keine Baumassnahme ... durchgeführt 
wurde, und solange nicht irgendwas fertig ist, ist ja immer noch die Möglichkeit da, das 
eine oder andere einzubringen“ (A5). Die befragten Akteure aus Verwaltung, Politik und 
Quartiermanagement waren Beteiligungsprozessen gegenüber grundsätzlich positiv 
eingestellt und beschrieben Beteiligung von Anwohnern als einen wichtigen Bestandteil 
ihrer Arbeit sowie von Stadtteilentwicklung insgesamt. Frau Oswald (V2) betonte dar-
über hinaus, dass sie gerne mit Akteuren innerhalb und außerhalb der Verwaltung zu-
sammen arbeite, da Beteiligungsprozesse für sie – im Unterschied zu ihrer sonstigen 
Arbeit - „etwas Praktisches“ seien (siehe Tabelle 25). 
 
Motivationen zur Teilnahme 
Demokratische 
Teilhabe 
Generelles Interesse an Politik  
Teilnahme als „direkte Demokratie“  
Handlungsfähig-
keit herstellen 
Sich aktiv einbringen/ Veränderung erreichen 
Eigene Meinung einbringen 
Anderen zuhören 
Sich austauschen, diskutieren  
Verbesserte  
Planung 
Gemeinsames Arbeiten 
Lernen  Lernen über politische Entscheidungsvorgänge  
Tabelle 24: Motivationen vor der Teilnahme am Sparrplatz (eigene Darstellung). 
Negativ äußerte sich außer Frau Mansfeld keiner der Befragten über erlebte Beteili-
gungsprozesse. Sie äußerte grundsätzliche Bedenken, dass durch Beteiligung soziale 
Probleme wie zum Beispiel Arbeitslosigkeit nicht gelöst werden könnten. Allerdings wur-
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den von den Akteuren einzelne Kritikpunkte an Beteiligungsprozessen benannt: Dies 
waren die als zu lang empfundene Dauer mancher Beteiligungsprozesse (A5/A4/QM3), 
das Nicht-Einhalten von Zusagen von Politikakteuren (A4), intransparente Strukturen 
(A5), das Desinteresse vieler Akteure an Beteiligung, aber auch individuelle Überforde-
rung oder Desinteresse (A4). Fünf Akteure verwiesen darauf, dass mehr Beteiligung 
auch mehr Aufwand für die Organisatoren bedeute (QM3/P2/A4/A5/A6). 
  
Motivationsunterstützung durch 
Demokratische 
Teilhabe 
- 
konkrete Erfolge Handlungsfähig-
keit herstellen Sich ernst genommen fühlen 
Rückkopplung 
Direkte Ansprache 
Transparenz der Stadtteilentwicklung  
Unterstützung durch die Politik  
Unterstützung durch aktive Akteure 
Verbesserte Pla-
nung 
Unterstützung durch Moderation 
Lernen  - 
Tabelle 25: Motivationsunterstützung während der Teilnahme bzw. Durchführung am Sparrplatz 
(eigene Darstellung). 
Konkrete Verbesserungsvorschläge wurden in den Interviews ebenfalls gemacht: Frau 
Mansfeld (A4) war der Ansicht, dass die Teilnahme einflussreicher Akteure motivierend 
für Anwohner innerhalb und außerhalb des Teilnehmerkreises von Beteiligungsverfah-
ren sei. Weiterhin angesprochen wurde der Vorteil einer Motivation der Akteure von au-
ßen (V2), sei es durch aktive Akteure im Quartier (A6), durch externe Moderation (QM3) 
oder durch die Politik (P1). Herr Klein (QM3) sah, ebenso wie Herr Peters (A6) auch die 
permanente Möglichkeit zur Beteiligung als Anreiz für die Anwohner. Zwei Anwohner 
gehen vor der Teilnahme von einer zeitnahen Umsetzungen (A4/A5) und kurzen Verwal-
tungswegen aus (A5/A6); was auch für den Quartiermanager (QM3) sowie die Verwal-
tungsakteurin nachvollziehbar war. Dies könne dann auch als Motivationen zur Teil-
nahme an weiteren Beteiligungsprozessen dienen. Weiterhin wurden die Transparenz 
der Rollen und Handlungsmöglichkeiten (QM3) sowie der Rahmenbedingungen von Be-
teiligung auf Stadtteilebene (A5/P1/V2) als wichtige motivierende Faktoren benannt, 
insbesondere von den Anwohnern. Frau Förster (P1) erwähnte in diesem Zusammen-
hang auch die Notwendigkeit sichtbarer Vorteile für Verwaltungsakteure, zum Beispiel 
für das Ressort oder die Abteilung, als wichtige Motivation für Verwaltungsakteure.  
In diesen Aussagen zeigt sich auch eine quartiersspezifische Perspektive auf Beteili-
gung. Bezüge von Akteurshandeln werden durch eine Betonung gegenseitiger Rechte 
und Pflichten in Beteiligungsprozessen hergestellt, während Akteursrollen und Akteurs-
handeln auch mit der Erwartung gegenseitiger Wertschätzung und Anerkennung ver-
knüpft werden. Um Akteurshandeln in Beteiligungsprozessen besser einordnen zu kön-
nen, werden deren Bezüge und Wechselwirkungen im Folgenden explorativ untersucht. 
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Gegenseitige Recht und Pflichten  
In den Interviews wurden unterschiedliche Handlungsrichtungen deutlich. Gefordert 
wurde ein Zugehen der Verwaltung auf die Bürger durch eine stärkere Orientierung der 
Verwaltung an Interessen (A5) und Bedürfnissen (A6) der Anwohner, ein aktives Zuge-
hen der Verwaltung auf die Anwohner (A6/V2/P1) bzw. das Zuhören der Verwaltung 
(A4/A6) und eine direkte Ansprache (A6/QM3). Aber auch ein verbesserter Informations-
fluss von Anwohnern zu Verwaltung, Politik und Quartiermanagement wurde eingefor-
dert (P1) und das Einbringen des Wissens und der Bedürfnisse der Anwohner als wich-
tiges Ziel von Beteiligung betont (V1/QM3). Bei den befragten Anwohnern zeigten sich 
hier unterschiedliche Rollenverständnisse: Während ein Anwohner (A5) von einer Öff-
nung der Verwaltung hin zu den Bürgern sprach, betonte ein anderer, dass Anwohner 
sich als adäquate, emanzipierte Gesprächspartner zeigen sollten (A6). Und nicht zuletzt 
wurde von fünf der befragten Akteure auf die Bedeutung eines direkten Austauschs von 
Informationen, Bedürfnissen und Interessen (A4/A5/A6/P1/QM3/V2) sowie die Notwen-
digkeit einer verbesserten Abstimmung zwischen Politik, Verwaltung und Bürgern 
(V2/A4/A5/A6/QM3/P1) hingewiesen. Ein Anwohner beschrieb dieses Verständnis von 
Beteiligung als Gelegenheit für Akteure im Stadtteil, „sich nach oben und unten [zu] 
wenden“ (A6) und Widersprüchlichkeiten offen zu legen. 
 
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist 
Persönliche Rückkopplung  
Meinung der Anwohner sagen/hören können 
Einbringen von Wissen der Anwohner 
Eigenengagement 
Direkte Information vor Ort  
Sichtbare Veränderung  
Von Fall zu Fall festzulegen 
Auf konkrete Maßnahmen bezogen  
Besser temporär  
Prävention  
Tabelle 26: Akteursdefinitionen von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung am Sparrplatz (eigene 
Darstellung). 
Ähnlich wie am Magdeburger Platz wurde auch hier von verschiedenen Befragten ein 
spezifisches Kommunikationsverhalten gefordert. Dieses beinhalte die Bereitschaft aller 
Beteiligten, sich zu informieren, sich auszutauschen, zuzuhören, aufeinander zuzuge-
hen (A4/A6), Kompromisse einzugehen (A4/A6/V2), tolerant zu sein (QM3) sowie sich 
und andere ernst zu nehmen (V2). In diesem Zusammenhang verwiesen fünf Akteure 
auf das notwendige hohe Maß an Selbstdisziplin bzw. Selbstbindung und Verantwortung 
für das eigene Handeln. Dieses müsse ihrer Meinung nach in Beteiligungsprozessen 
höher sein als in vielen Alltagssituationen (A4/A5/A6/P1/V2) und erstrecke sich – unab-
hängig von der Akteursgruppe – sowohl auf die Prozessgestaltung, das Ergebnis als 
auch den Umgang miteinander (A4/A5/A6/P1/V2/QM3). Drei Akteure benannten wort-
wörtlich ein „Geben und Nehmen“ als Voraussetzung für erfolgreiche Beteiligung an der 
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Stadtteilentwicklung (A4/A6/QM3). Die Verwaltungsakteurin ging zudem davon aus, 
dass soziale Kompetenzen der Bürger sowie deren Zugang zu Ressourcen, Bildung und 
Finanzen wesentliche Voraussetzungen für die Entwicklung einer „Gebietsverantwor-
tung“ seien. Nur dann wären sie auch zu einer Teilnahme an Beteiligungsprozessen be-
reit. Gleichzeitig würden sich die Ziele dieser Bürger nicht unbedingt von zum Beispiel 
Verwaltungsakteuren unterscheiden. Sie geht aber – ebenso wie der Quartiermanager 
und die Politikakteurin - davon aus, dass eine solche Gebiets und Eigenverantwortung 
durch größere Erfahrung und verstärkte Kommunikation befördert werden könne.  
Akteursengagement und Anerkennung 
Ein Engagement im Rahmen ihrer individuellen und institutionellen Möglichkeiten 
scheint bei allen befragten Akteuren Voraussetzung für eine Beteiligung an der Stadt-
teilentwicklung. Entsprechend hoch werden die eigenen Erwartungen an Prozess und 
Ergebnis angesetzt. Insbesondere im Interview mit Herrn Niklas (A5) zeigte sich eine 
große Hoffnung auf Einfluss und Umsetzung. Diese Motivation ließ ihn über viele struk-
turelle oder inhaltliche Unzulänglichkeiten hinweg sehen. Der Quartiermanager warnte 
generell davor, zu hohe Erwartungen bezüglich der Ergebnisse zu haben (QM3), Herr 
Peters (A6) sah dies ebenso. Beide forderten eine offene und realistische Information 
über die Rahmenbedingungen (zum Beispiel Finanzen und Entscheidungsstrukturen). 
Gleichzeitig sollten abstrakte Werte wie zum Beispiel sozialer Zusammenhalt und de-
mokratische Stadtteilentwicklung im Zusammenhang mit Beteiligungsprozessen weniger 
betont werden. Hier seien insbesondere die Politik und die Medien in die Verantwortung 
zu nehmen (A5/A6). Die positive Einschätzung des eigenen Engagements war für fünf 
der sechs befragten Akteure Grund zu erwarten, dass dieses auch von den übrigen Ak-
teuren anerkannt werde und positive Konsequenzen habe. Der Quartiermanager emp-
fand zum Beispiel die Idee einer Zufallsauswahl für den zukünftigen Quartiersrat nur be-
dingt positiv, da sie den Handlungsprinzipien seiner langjährigen Arbeit widerspreche. 
Eine Anwohnerin hingegen war der Meinung: „Wenn ich weiß, das ist gut und ich weiß, 
es wurde auch als gut befunden, möchte ich es auch umgesetzt sehen.“(A4) Entspre-
chend häufiger als im Fallbeispiel Magdeburger Platz wurde von den Befragten das in-
dividuelle Engagement anderer Anwohner (A4/A6/P1/V2) und der Verwaltung 
(A5/A6/QM3/V2) gewürdigt.  
Zwischenfazit 
Ähnlich wie am Magdeburger Platz wurde in diesem Fallbeispiel die Bedeutung sichtba-
rer Ergebnisse sowie der Anerkennung der geleisteten Arbeit herausgestellt. Gleichzei-
tig stellen die Akteure hohe Anforderungen an sich selbst und kritisieren den teilweise 
hohen formalen Aufwand von Beteiligungsprozessen. Auch die Notwendigkeit einer di-
rekten, persönlichen Rückkopplung in Beteiligungsprozessen, insbesondere zwischen 
Verwaltungsakteuren und Anwohnern, wurde angesprochen. Unterschiedliche Akteurs-
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perspektiven auf Beteiligung zeigten sich darin, dass Beteiligung zum einen als Ein-
Bringen von Informationen von Seiten der Bürger bzw. der Bedürfnisse der Anwohner 
gesehen wurde. Von den Verwaltungs- und Politikakteuren sowie dem Quartiermanager 
wurde Beteiligung darüber hinaus als gute Gelegenheit gesehen, in persönlichen Kon-
takt zu treten und bessere Beziehungen herzustellen. Zum anderen wurde auch häufig 
auf die Gelegenheit zu Austausch und Abstimmung von Informationen, Bedürfnissen 
und Interessen hingewiesen. Diese beiden Handlungsaspekte von Beteiligung waren al-
lerdings nicht ausschließend formuliert, vielmehr sind sie als Ergänzung zu verstehen 
und spiegeln den Wunsch aller Akteure nach einer verbesserten Beziehung und intensi-
veren Kommunikation zwischen Verwaltung und Bürgern bzw. Politik und Bürgern wider. 
Eine erfolgreiche Kommunikation zwischen Akteuren wird somit zur Grundlage von 
Handlungsfähigkeit im Stadtteil. Als Voraussetzungen wurden, ähnlich wie am Magde-
burger Platz, die Bereitschaft genannt, aufeinander zu- und miteinander umzugehen 
sowie sich gegenseitig zu unterstützen (A4/A6/V2). Weiterhin wurden konkrete Vor-
schläge bezüglich der Kommunikationsorganisation gemacht: Der Zugang zu Informati-
onen, insbesondere über Rahmenbedingungen, Ziele sowie die Bedeutung der Beteili-
gung im Rahmen von Stadtteilentwicklung sei sehr wichtig (A5/A6/P1). Weiterhin sei ei-
ne klare Positionierung der institutionellen Akteure bezüglich ihrer Handlungsspielräume 
und Rollen notwendig (A6/QM2).“26 Als Knackpunkte erwiesen sich dabei aus Sicht der 
Anwohner die Organisation und Verbreitung von Informationen über das Ende des ei-
gentlichen Beteiligungsprozesses hinaus (A5/A6), von der Verwaltungsakteurin wurde 
die Notwendigkeit klarer interner Arbeitsanweisungen angesprochen, die im Zweifel 
auch von oben durchgesetzt werden sollten (V2).  
Im Unterschied zum Magdeburger Platz wurde seltener die Befürchtung geäußert, nicht 
von institutionellen Akteuren ernst genommen zu werden. Allerdings wurde von den 
Anwohnern von notwendigem Vertrauen (A4/A5/A6) in die anderen Akteure als Voraus-
setzung von Beteiligung gesprochen: Zwei Anwohner (A5/A6) hatten bereits ein recht 
großes Vertrauen in andere Anwohner, entsprechend glauben sie auch, dass Beteili-
gung in der Regel positive Effekte hervorrufen kann. Frau Mansfeld (A4) hingegen ist 
aufgrund ihrer Alltagserfahrungen sehr enttäuscht und glaubt nicht, dass Beteiligung ei-
ne Verbesserung sozialer Beziehungen oder im Stadtteil befördern kann. Die negativen 
Erfahrungen, auf die sich zwei Anwohner in diesem Zusammenhang beriefen, ent-
stammten nicht Beteiligungsprozessen, sondern ihrem Berufsalltag und Nachbar-
schaftskontakten (A4/A5). Die Einschätzungen eines Anwohners (A6), des Quartierma-
nagers sowie der Verwaltungs- und Politikakteure bezüglich Problemen und Chancen 
von Beteiligung an der Quartiersentwicklung waren recht ähnlich. Von ihnen wurde auf 
die Gefahr übersteigerter Erwartungen hingewiesen und vor allem eine pragmatisch-
realistische Sicht auf Beteiligung gefordert, die die positiven Aspekte und Möglichkeiten 
nicht aus den Augen verliert. Dies hängt möglicherweise mit beider langjähriger Beteili-
                                                     
26 Unklar ist, ob diese mangelnde Kommunikation zum Beispiel über Ziele und Rahmenbedingungen nicht stattge-
funden hat oder ob die falsche Sprache, Zeitpunkt oder was immer gewählt wurde. 
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gungserfahrung zusammen. Diese vier Akteure waren es auch, die Lerneffekte in Betei-
ligungsprozessen wahrnahmen.  
Allerdings wurde auch in diesen Interviews eine Verbindung zwischen Lebensqualität 
und Beteiligung an der Stadtteilentwicklung kaum gesehen. Eine erhöhte Lebensqualität 
wird auch hier hauptsächlich mit Investitionen in Infrastruktur in Verbindung gebracht. 
Zudem wurde bürgerschaftliches Engagement in einen gewissen Gegensatz zu Beteili-
gungsverfahren gesetzt: Bürgerschaftliches Engagement ermögliche individuelles Han-
deln, eine Teilnahme an Beteiligungsverfahren wurde hingegen als kollektiver Prozess 
verstanden, der einen höheren Ressourcenaufwand und Kompromisse erfordert.  
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5.3 Fallstudie Wrangelkiez 
5.3.1 Kurzcharakteristik des Gebiets 
Der Wrangelkiez im Berliner Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg ist eben-
falls ein innerstädtisches Altbauquar-
tier mit Wohnbebauung und Gewerbe 
in den Hinterhöfen. Bis 1989 in Mau-
errandlage, entwickelten sich die 
Skalitzer Straße im Westen und die 
Schlesische Straße im Norden des 
Quartiers zu Durchgangsstraßen. 
Während sich Anfang der 1990er vie-
le Architektur- und Designbüros dort 
niederließen sowie eine große 
internationale Modeschule, sind in 
den letzten Jahren verstärkt letzten Jahren verstärkt Medienunternehmen zugezogen. Sei  Mitte der 1990er ist dor
auch eine Zunahme an Einzelhandel, Gewerbe und Kneipen zu verzeichnen (mündliche 
Aussage des Baustadtrats). Zusätzlich befinden sich viele gastronomische Einrichtun-
gen und Kleingewerbe im Quartier. Im Unterschied zu den beiden anderen Fallbeispie-
len ist das Quartier aufgrund seiner Lage gut räumlich abgrenzbar: die Spree im Nor-
den, ein Kanal im Osten und ein Park im Süden. Der Wrangelkiez ist das kleinste der 
untersuchten Gebiete und hat eine sehr hohe Einwohnerdichte. Charakterstisch ist au-
ßerdem der vergleichsweise hohe Anteil an Anwohnern unter 18 (siehe Tabelle 15). 
Abbildung 19: Das Quartiermanagement-Gebiet 
Wrangelkiez (Quelle: http://www.wrangelkiez. de, 
Zugriff: 2004-02-20). 
 
5.3.2 Partizipative Strategien im Gebiet 
Der Wrangelkiez ist ein Quartier mit einer gewissen Tradition der Anwohnerselbstorga-
nisation in unterschiedlichsten Bereichen: Seit Ende der 1970er Jahre wurde eine große 
Zahl selbst organisierter, sozio-kultureller Projekte umgesetzt, viele davon auch mit ex-
plizitem links-politischem Anspruch. Zusätzlich wurden hier im Rahmen der Internationa-
len Bauausstellung Mitte der 1980er Jahre Experimente mit Sozialem Wohnungsbau 
und Anwohnerbeteiligung durchgeführt, welche vielfältige Proteste hervorrief. In den 
1980er Jahren wurden im Quartier zudem mehrere Häuser besetzt.  
1987 wurde auf Beschluss des Bezirksamts der Stadtteilausschuss Kreuzberg einge-
richtet. Die Geschäftsstelle befand sich bis 1999 außerhalb des Wrangelkiez. Seine 
Aufgabe war es, Beteiligungsverfahren für den gesamten Bezirks zu organisieren, Prob-
leme und Lösungsvorschläge der Anwohner aufzugreifen und daraus Umsetzungen zu 
entwickeln. Schwerpunkte waren Spielplatzgestaltungen sowie Umwidmungen von Bau- 
zu Grünflächen (SELBSTDARSTELLUNG DES STADTTEILAUSSCHUß KREUZBERG 2006). 1999 
wurde dann das Quartiermanagement Wrangelkiez eingerichtet. Begleitet wurde dies 
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durch eine intensive Berichterstattung in verschie-
denen Medien zu Unsicherheit, Verschmutzung 
und Verwahrlosung im Quartier. Mit dem Quar-
tiermanagement wurde zunächst ein größerer 
Kreuzberger Träger beauftragt, der sich gemein-
sam mit dem Stadtteilausschuss einer repräsenta-
tiven, beratenden Bürgerbeteiligung verpflichtet 
sah. Laut Eigendarstellung ist es das Ziel des der-
zeitigen Quartiermanagement-Teams, „das Enga-
gement und die Eigenverantwortung von Bewoh-
nerInnen für die Quartiersentwicklung [zu] beför-
dern“ (SELBSTDARSTELLUNG QUARTIERSMANAGE-
MENT WRANGELKIEZ 2003a: o.S.). Weitere Ziele 
sind die „Steigerung der Lebensqualität im Ge-
biet“, die Stabilisierung der Gewerbeansiedlun-
gen, die Förderung der Erziehungs- und Bil-
dungseinrichtungen, die Verbesserung der Au-
ßen- und Innenwirkung des Quartiers, die Stär-
kung vorhandener Identitäten sowie die Ausweitung der Information und Kommunikation 
zwischen allen Akteuren (SELBSTDARSTELLUNG QUARTIERSMANAGEMENT WRANGELKIEZ 
2003: o.S.).  
 Abbildung 20: Titelblatt des Quar-
tiersblatts, Ausgabe 12/2005 (Quel-
le: http://www.quartiers-manage-
ment-wrangelkiez.de /buergerbe-
teiligung02.html#126, Zugriff: 2006-
08-27). 
Im Rahmen des Quartiermanagements wurde 1999 zur Entwicklung des integrierten 
Handlungskonzepts ein Bürgergutachten angefertigt. 2002 wechselte der Träger des 
Quartiermanagement sowie die Quartiermanager, 2004 dann die Trägerschaft des 
Quartiermanagement. Die beiden Quartiermanagerinnen wurden beim zweiten Wechsel 
weiter beschäftigt. Zudem wurden die Anwohner in die Fortschreibung des integrierten 
Handlungskonzepts eingebunden (EMPIRICA 2003: 117). Im Folgenden ein Überblick ü-
ber bereits durchgeführte Maßnahmen:  
• Bürgergutachten/Planungszelle (1999)  
• Trainings- und Fortbildungskurse für unterschiedliche Zielgruppen und mit 
unterschiedlichen Inhalten (seit 1999) 
• Ko-Organisation von Stadtteilfesten und einem Flohmarkt (ab 1999) 
• Planning for Real (2000) 
• Ausstellungen zu unterschiedlichen Themen unter Beteiligung unterschied-
licher Anwohnergruppen (ab 2000) 
• AG Wirtschaft (seit 2000) 
• Trainings- und Fortbildungskurse für unterschiedliche Zielgruppen und mit 
unterschiedlichen Inhalten (seit 2000) 
• Diskussionsveranstaltungen und Bewohnerversammlungen zu Bauprojek-
ten, Spielplätzen, Verkehrsberuhigung uvm., seit 2000) 
• Quartiersfeste (seit 2000) 
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• Stadtteilzeitung "Wrangelkiezblatt" und Internetauftritt (seit 2000) 
• Aktionsfonds (seit 2001)  
• Fortschreibung des integrierten Handlungskonzepts (2002) 
• Bürgerjury/Quartiersfonds (2002/2003)  
• Aktivierende Befragungen und daraus folgende Umsetzungen von kleinen 
Projekten unter Mitwirkung türkischsprachiger Bewohner (ab 2003) 
• Kiezbeirat (aus den Quartiersforen entstanden, ab 2006) 
• Wrangelforum, eine offene Diskussionsplattform mit Veranstaltungen, mit 
deren Hilfe Ideen und Anregungen gesammelt werden (seit 2005; SELBST-
DARSTELLUNG QUARTIERSMANAGEMENT WRANGELKIEZ 2003). 
Der Stärkung von Selbsthilfepotenzialen und bürgerschaftlichem Engagement kommt 
dabei eine große Bedeutung zu, Beteiligungsverfahren werden hingegen nur am Rand 
erwähnt. Das Quartiermanagement-Team selbst sieht seine Aufgabe in der Förderung 
bestehender Strukturen, dem Aufspüren von Projektideen und -partnern, der Moderation 
von Prozessen sowie der Förderung des In-
formationsflusses und der Zusammenarbeit 
zwischen Akteuren, um „die Ideen und die 
vorhandenen Ressourcen besser nutzbar zu 
machen“ (ebd.). Im Unterschied zu den bei-
den anderen Fallbeispielen ist dieses Quar-
tiermanagement beim Baustadtrat angesie-
delt. Bis 2006 wird es weiter geführt, danach 
sollen die verfügbaren Mittel zu einem Groß-
teil für einen thematischen Schwerpunkt 
eingesetzt werden, wahrscheinlich eine Bil-
dungsoffensive für Vor- und Grundschulkin-
der (mündliche Aussage des Baustadtrats).  
Abbildung 21: Das gemeinsam von An-
wohnern, Gewerbetreibenden und Exper-
ten entwickelte Quartierslogo zur Image-
förderung (Quelle: Selbstdarstellung 
Quartiermanagement 2003a). 
 
5.3.3 Ergebnisse der Interviews 
Im Folgenden werden die Interviews, die im Rahmen dieser Fallstudie durchgeführt 
wurden, zusammengefasst und diskutiert. Befragt wurden drei Anwohner, der Koordina-
tor des Quartiermanagement im Bezirksamt, der Baustadtrat, sowie zwei Quartiermana-
gerinnen. 
*** 
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Frau Sander (A7) ist Radioredakteurin, hat an den Planungszel-
len teilgenommen und engagiert sich aktiv in einem internationa-
len Kulturverein im Wrangelkiez. Früher setzte sie sich auch in ih-
rem Wohnhaus mit den Bewohnern für das Haus und die Nach-
barschaft ein. Insgesamt ist sie der Meinung, dass sich „die 
Stimmung im Quartier“ in den vergangenen Jahren gebessert 
habe: „Ich wohne schon sehr lange in dem Kiez, und es gab ’ne 
Zeit, da sah es sehr düster aus. Und ich finde, das ist besser ge-
worden, ... [da] die Leute wieder das Gefühl haben, sie können 
schon was machen, oder es tut sich auch mal was.“ Sie  gebraucht Beteiligung und Be-
teiligungsverfahren synonym. 
 
Vernetzung von 
Eigeninitiative 
Sie ist der Meinung, dass Beteiligung und Beteiligungsverfahren „auf alle Fälle“ positive 
Effekte haben: „Wenn dadurch verhindert wird, dass sich die Leute schicksalsergeben 
mit dem abfinden, was sie haben.“ Unter Beteiligung versteht sie, „dass sich Menschen 
beteiligen, an einer Sache, die sie wahrscheinlich angeht.“ Insofern wäre es ihrer Mei-
nung nach besser, wenn möglichst viele Menschen eingebunden würden, zum Beispiel 
durch ein Vernetzen von Initiativen. Sie sieht aber auch den dann erhöhten Aufwand ei-
ner Organisation von Beteiligung: „... Ich denke, das ist wie überall. Werden mehr Leute 
beteiligt, ist es mehr Arbeit. Aber es kommt unterm Strich natürlich viel mehr dabei raus. 
Klar, wenn wir zwei hier sitzen und planen, dann bedenken wir dieses nicht oder jenes 
nicht. Und wenn dann noch zwei andere dabei sitzen, kommt mehr dabei raus, zumal 
die eben wirklich was aus ihrem Alltag beisteuern können.“ Als positives Beispiel für Be-
teiligung im Quartier benennt sie Initiativgruppen aus dem Quartier und den höheren 
Umsetzungsbezug in anderen Ländern: „Wo einfach viel direkter auch was umgesetzt 
wird, wo nicht so viel bürokratisiert ist. Es gibt bei uns ja auch Ansätze: ... Das mit dem 
Quartiermanagement zum Beispiel finde ich auch ganz gut. ... Noch besser finde ich, 
dass es ’ne Initiative gibt im Stadtteil, ... Urban Dialogues. ... Das sind Sachen, die in 
den Kiez passen und die den wirklich beleben. Die haben zum Ladenleerstand so ’ne 
Aktion gemacht, und Läden an Künstler vermietet, das hat gut geklappt.“ Weiterhin er-
wähnte sie eine Unterschriftensammlung von Anwohnern zu einem Parkbrunnen: „Und 
das fand ich richtig gut, dass da Leute sagen: So, jetzt reicht’s uns. … Wir machen jetzt 
was damit, ob das passt oder nicht. Da hab’ ich mich auch gleich eingetragen.“ 
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Mitgemacht bei den Planungszellen hat sie, 
weil sie es „interessant [fand], dass das mal gemischt ist, dass mal alle [unterschiedli-
chen Anwohner des Wrangelkiezes] dabei sind“ und weil sie ihre „Sicht auf den Kiez da 
mit eingebracht hat. … Ich hab auch vorher bei uns im Haus gefragt, hab da so’n Zettel 
aufgehängt.“ Dennoch hat sie sich nach der Teilnahme auch nicht mehr interessiert, vor 
allem, da sie beruflich stark eingebunden war und danach außerhalb des Quartiers ar-
beitete: „Dass Impulse gegeben wurden, bestimmt, das glaub’ ich schon. Nur, ... ich 
hab’ das nicht weiter verfolgt.“   
 120
                                                               Kapitel 5 – Vergleichende Ergebnisse der Fallstudien 
Wichtiges Ziel von Beteiligung ist ihrer Meinung nach eine zeitnahe Umsetzung erarbei-
teter Ergebnisse. Sie findet es motivierend für alle Anwohner, wenn „dann irgendwann 
tatsächlich was passiert und das nicht fünf Jahre später ist. ... Dann haben die [Anwoh-
ner] auch das Gefühl, jetzt geschieht etwas. Und wenn man dann noch vermitteln könn-
te, es geschieht etwas, weil sich da auch jemand bewegt hat ... Das wäre optimal.“ Zu-
sätzlich ist sie der Meinung, dass eine Verfahrensbeteiligung häufig durch zu viel Büro-
kratie behindert werde: Die Notwendigkeit, „viele Formulare und Formalitäten“ zu erfül-
len und Anträge zu stellen empfindet sie als zeitliche Verzögerung und als sprachliche 
Hürden: „Diese Anträge, da ist - wie ich finde - immer noch die Hürde groß. Aber wenn’s 
da Leute gibt, die sozusagen anderen helfen, die Hürde auch zu nehmen, dann könnte 
das schon was sein. … Dann geht das aber auch nicht in 1000 Instanzen und muss 
nicht irgendwie abgeheftet und zehnmal kopiert und in so’n Super-Deutsch gebracht 
werden. .. Ich glaube, ... man darf das nicht so abgehoben machen. Das ist so’n biss-
chen’n Drama in unserm Land, dass alle Beteiligung daran gebunden ist, dass man an 
Tischen sitzt und unendlich lange palavert, und Anträge formuliert und Formulare aus-
füllt und das schreckt ganz viele Menschen ab. ... Es ist ja auch nervlich, es ist ja nicht 
nur so, dass sich die Leute nicht trauen.“ Für sie gehört zu Beteiligung unbedingt auch, 
die Meinungen der Anwohner anzuhören und ihnen dadurch zu zeigen, dass die Beteili-
gung ernst gemeint ist. Zusätzlich findet sie es wichtig, über den Fortgang des Prozes-
ses informiert zu werden. Ihr fehlte ein „begründetes Feedback“ über Umsetzungen 
bzw. Nicht-Umsetzungen. Das weitere Vorgehen des Quartiermanagement war ihr 
„nicht nachvollziehbar ..., denn manches weiß ich vielleicht auch gar nicht.“ 
Etwas überrascht war sie, dass bei einem Verfahren mit Zufallsauswahl der Teilnehmer 
(Planungszellen) häufig ähnliche Ziele verfolgt wurden und die Stadtteilentwicklung 
wichtiges Anliegen der Anwohner war: „Und insgesamt hab’ ich einfach festgestellt, 
dass die Interessen überhaupt nicht unterschiedlich sind. … Vielleicht liegt das an dem 
Kiez. Und insofern fand ich das ’ne sehr große Übereinstimmung gibt, darüber wie’n 
Stadtteil aussehen muss, damit man sich da wohl fühlt.“ 
*** 
Herr Ullrich (A8) ist Garten -und Landschaftsbauer mit eigenem 
Betrieb. Nach der Teilnahme an den Planungszellen war er auf 
Anfrage des Quartiermanagements Teilnehmer der Bürgerjury. 
Ihm ist das konkrete Ergebnis von Beteiligung besonders wich-
tig. Im Gespräch stellt er Bezüge zu seiner beruflichen Tätigkeit 
(Projektarbeit und Gutachtertätigkeit) her. Aus beruflichen Grün-
den zog er 2004 nach Brandenburg.  
Effizienz & Iden-
tifikation durch 
Umsetzung Insgesamt findet er Beteiligungsprozesse nur „sinnvoll bei 
konkreten Themen … Beteiligung wirklich im Konkreten, Klei-
nen, das wär’ so meine Idee, wo’s hingeht. Und auch eher Er-
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mutigung im Kleinen, diese Baumscheibenbepflanzung, wenn da jemand was machen 
will.“ Er betont die Notwendigkeit zeitnaher Umsetzung, sieht diese aber durch lange 
Verwaltungswege und den hohen Zeitaufwand für alle Beteiligten gefährdet: Wichtig ist 
ihm, „dass das halt nicht so bürokratisch gehandhabt wird. ... Beim Amt hat man ja so 
das Gefühl, wenn man was will, muss man’n Antrag stellen. Dass es da ’ne direktere 
Verzahnung gibt. Das Gefühl einfach hoch kommt, dass das Amt ... für die Bürger da ist, 
dass man an einem Strang zieht.“ Zudem müsse der Zeitaufwand im Verhältnis zum Er-
gebnis stehen. Er vergleicht seine Beteiligungserfahrungen mit seinen beruflichen: „Ich 
hab’ ja auch selber Gutachten gemacht, in meinem Büro. Und da hab ich auch so’n 
bisschen mitbekommen, dass viele Gutachten auch einfach für die Schublade entste-
hen. Und gut, dann auch theoretische Arbeiten daraus entstehen, aber dann die Sachen 
von der Entwicklung der Zeit überholt werden." 
Bürgerjuries kommen seinen Vorstellungen von Beteiligung daher nahe: „Konkrete Auf-
gabe, konkretes Geld, was man verteilen konnte. Und dann wusste man, das geht an 
die Leute. Da konnte man - wenn man Spaß hatte - auch gucken, was draus geworden 
ist. ... Das fand ich wirklich ’ne gute Art der Beteiligung. Also auch in dem Sinne, dass 
ich selber gesehen habe, was gibt es überhaupt für Initiativen und Aktivitäten hier im 
Kiez. ... Bei dem Bürgergutachten hatte ich schon das Gefühl, das ist auch 'ne sehr gro-
ße Mühle, die da mahlt, ’ne sehr große Übersetzung.“ Breit angelegte Verfahren benöti-
gen seiner Meinung nach „mehr Zeit bis zur etwaigen Umsetzung“. Und für „übergeord-
nete Themen“ wie zum Beispiel Sicherheit, Lebensqualität und Schule/Bildung findet er 
beide Verfahren, an denen er bisher teilnahm, nicht geeignet, da zum Beispiel nicht über 
die finanzielle Ausstattung von Schulen entschieden werden kann.  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Er nahm jeweils aus Interesse an der Quar-
tiersentwicklung teil, um „hier im Kiez was zu machen, ... Leute kennen [zu] lernen und 
zuhören, die Gelegenheit mal wahrzunehmen, die eigene Meinung ... in den Raum zu 
stellen“ und zu diskutieren. Allerdings war er nach der Teilnahme an den Planungszellen 
beruflich zu stark eingespannt, um sich mit der Umsetzung zu befassen. Aus pragmati-
schen Gründen hinterließ die Bürgerjury bei ihm ein besseres Gefühl: „Und wenn man 
schnell ’nen Erfolg sieht, ist es angenehmer, das auch mitzumachen. … Einmal im Mo-
nat und dann wird eben Geld verteilt, und dann ist’s gut für den Monat.“ Für längere und 
umfassendere Beteiligungsprozesse müsse man wesentlich mehr Energie aufwenden. 
Das große Engagement der Anwohner führt er darauf zurück, dass diese Beteiligungs-
verfahren mit einem innerem Anliegen verbänden: „Bei den Beteiligten war ... Energie..., 
beteiligt sein halt, ’ne. Dass die mit dem Herz dabei waren. Weil es eben die Leute wa-
ren, die da gewohnt haben. ... Das ist, glaub’ ich, der Unterschied [zu Verwaltungs- und 
Politikakteuren]." Aus diesen hohen Ansprüchen könne aber auch eine Überforderung 
der Anwohner erwachsen.  
Einen positiven Effekt von Beteiligung auf Stadtteilentwicklung und Lebensqualität im 
Quartier sieht er durch Entscheidungsbeteiligung und bürgerschaftliches Engagement. 
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Beteiligungsverfahren tragen seiner Meinung hingegen nur bedingt zur Verbesserung 
der Lebensqualität bei, da durch sie zum Beispiel kaum dauerhafte Kontakte hergestellt 
werden könnten. Die Bürgerjury versteht er hingegen als bürgerschaftliches Engage-
ment, durch welches Projekte im Quartier unterstützt und umgesetzt werden könnten. 
Durch diese kleinen, direkten Ansätze könne einen Gemeinsinn im Quartier stärken, 
auch über die direkt Beteiligten hinaus: „Dass da’n Topf ist und man guckt, wen kann 
man im Kiez unterstützen.“ Als Beispiel nennt er ein Straßenfest: „Die [Initiatoren] haben 
auch’n Antrag gestellt, find ich auch gut. Alles was so Gemeinsinn, Identität bietet. Ist ja 
auch bei diesem Pamukkale27 zu sehen. ... Alle aus dem Kiez waren da. ... Da waren 
nicht nur die türkischen Männer und die Jugendlichen, sondern auch die türkischen 
Mamas, und Kinderwagen. Die haben sich da fotografiert, es war richtig klasse.“  
*** 
Herr Wilde (A9) ist Steinmetz mit eigenem Betrieb und im In-
nungsvorstand aktiv. Außer an einer Planungszelle nahm er an 
Informationsveranstaltungen zur Zukunft des Quartiermana-
gement sowie zum Bau eines Einkaufscenters teil. Vor zwei 
Jahren zog er aus beruflichen Gründen in einen anderen Stadt-
teil Berlins.  
Mit Beteiligung verbindet er, „dass … die Bürger, die mit den 
Entscheidungen leben müssen, demokratisch einbezogen 
werden in so stadtplanerische Belange....Demokratisch wäre, 
dass man die Leute befragt, ich nenn’s jetzt mal über kleine Volksentscheide, die sich 
zum Beispiel über drei Straßenzüge bewegen können, tatsächlich Dinge verhindert oder 
in Gang bringen kann." Große Bedenken hat er hinsichtlich der Qualität von Mehrheits-
entscheidungen: „Diese Basisdemokratie ist ein schönes Schlagwort, aber ich finde, es 
sollte schon auch Grenzen haben. Sonst wären wir in Deutschland nur noch von Gera-
nientöpfen umgeben." Gleichzeitig findet er es bedauerlich, dass durch Beteiligung kei-
ne repräsentativen Entscheidungen erzielt werden könnten, … weil die meisten sind 
nicht bereit, da Energien reinzulassen. ... Die da hinkommen, das sind die Engagierten. 
Aber das find ich auch nicht schlimm. … Dass die, die wirklich Interesse haben und 
auch leistungsstark sind, verbal und sonst irgendwie sich da zu beteiligen, dass die da 
am Tisch sitzen und watt machen. Also das ist schon OK. Das ist bei jedem Verein das 
Gleiche." Er glaubt auch nicht, dass es für Beteiligung ein „Patentrezept“ gibt: „[Die I-
dee], da leben alle friedlich nebeneinander her, das funktioniert so … nicht." Allerdings 
glaubt er, dass Beteiligungsverfahren zur Prävention vor Vandalismus beitragen.  
Demokratisches 
Einbeziehen der 
Anwohner 
                                                     
27 Brunnenlandschaft in einem Stadtteilpark, der einer türkischen Wasserfalllandschaft, dem Pamukkale, nachemp-
funden ist. 
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Motivationen Interessen, Erwartungen: Durch die Teilnahme an der Erstellung des 
Bürgergutachtens bot sich für ihn eine Gelegenheit, „einfach mal Leute aus’m Kiez“ zu 
treffen und „innerhalb eines Forums … mal so über die Probleme [zu] reden“. Die Moti-
vationen der übrigen Teilnehmer schätzt er hoch ein: „Also der Anspruch war schon, 
wirklich zu arbeiten und so lief das auch. ... Die Leute kamen da hin, weil sie einfach 
Lust hatten, eine Grundlage zu legen, dass sich im Kiez was verändert." Er geht davon 
aus, „dass, wenn’s funktionieren würde, also wenn’s so einfließen würde, dass es Ent-
scheidungen verändert, ... denke ich, dass Basisdemokratie einen positiven Effekt hät-
te.“ Aufgrund seiner Erfahrungen mit dem Verfahren geht er aber davon aus, dass „kei-
ne wesentliche Veränderung der Dinge“ durch Beteiligung erzielt werden könne: Über-
raschend war für ihn, dass keine Gelder für eine direkte Umsetzung bereit gestellt wur-
den: Er erwartet, dass Beteiligungsverfahren nur dann durchgeführt werden, wenn die 
Ergebnisse Verwaltungsentscheidungen beeinflussen können und Gelder für die Um-
setzung vorhanden seien. Zudem müssten die Politiker bereit sein, die Anwohner ernst 
zu nehmen: „Ich mein', man kann sich das sparen, wenn man von vornherein weiß, es 
ist eh' alles in fest getrampelten Pfaden, ... es ist kein Geld da, um groß was zu verän-
dern. ... Dann muss man auch nicht zentnerweise Papier voll schreiben ... Aber wenn 
man finanzielle Spielräume hat, dann find ich’s auch sinnvoll. ... Und wenn Verwaltung 
und Politik bereit sind, die Anwohner ernst zu nehmen, dazu gehört auch, dass Zusagen 
eingehalten werden." Er erzählt von einem teilnehmenden Politiker, der eine baldige 
Umnutzung eines Gebäudes „mehr oder weniger zusagte“ - was vier Jahre später im-
mer noch nicht passiert sei und von einem weiteren Politiker, der während der Teilnah-
me an den Planungszellen einschlief. Die Durchführung des Beteiligungsverfahren 
schätzt er daher im Nachhinein als Zeichen der „Hilflosigkeit, seitens der Stadt, seitens 
des Senats“ ein: „... Wenn man hört, die Summen, die in den Kotti28 investiert wurden, 
und da ist nichts anderes bei rausgekommen als diese Dreckecken überall, also da fragt 
man sich wirklich: Was für Leute sitzen da in den Planungsebenen? Also ich kann mir 
nicht vorstellen, dass wenn man die Bevölkerung, die damals um das Kottbusser Tor 
gelebt haben, gefragt hätte, dass dann so eine Architektur entstanden wäre, so eine 
unmenschliche. Das kann ich mir nicht vorstellen, dass die Leute so blöd sind, dass sie 
sich so einen Müll da hinbauen lassen, den sie dann beleben sollen." 
„Unterschiedliche Ideen" waren bei den Teilnehmern vorhanden, das stellte aber seiner 
Meinung nach kein Problem dar: „Ich denke, dass Jeder, der da saß, soviel demokrati-
sches Grundverständnis mitgebracht hat, … Man nimmt ja nicht wirklich an, dass das 
was man so denkt, wirklich das Nonplusultra ist." Bei den Politikern [des Bezirks] ist er 
sich da nicht so sicher: Deren Hauptanliegen sei es, ein positives Image für sich selbst 
zu schaffen und aufrecht zu erhalten: „Die Politiker müssen natürlich gucken, dass sie 
eine gute Figur abgeben. ... die [Politiker] haben ein ziemlich schlechtes Bild bei mir. ... 
Und es wurde auch suggeriert, wurde ja auch ein ganz tolles Buch produziert, ... dass 
                                                     
28 Kottbusser Tor, Sanierungsgebiet der 1980er Jahre mit einem seit seinem Bau viel diskutierten großen sozialen 
Wohnungsbau. 
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es wirklich politisch einfließt und ... so weit die Finanzen das zulassen, eben auch um-
gesetzt wird. ... Da hatte ich im Nachhinein das Gefühl, dass es eben doch in dem Ma-
ße, in dem das versprochen wurde, nicht lief. Was natürlich auch damit zu tun hat, dass 
die Kommunen pleite sind, das weiß ich ja auch." Für die Schwierigkeit der Arbeit der 
Quartiermanager zeigt er mehr Verständnis: „Mit dem QM, ... ich glaub’, die Leute wur-
den auch ein bisschen ins kalte Wasser geschubst. ... Es herrscht ja auch eine große 
Arbeitslosigkeit. ... Das sind Schachfiguren, die hin und her geschoben werden, ... und 
so’n Job geht nur mit ’nem riesigen persönlichen Engagement."  
Einen direkten Bezug zwischen Beteiligung und Stadtteilentwicklung stellt er im Inter-
view nicht her.  
*** 
Herr Recktenwald (V3) ist Koordinator des Quartiermanage-
ments im Bezirk Friedrichshain/Kreuzberg und ausgebildeter Ar-
chitekt. Er bezeichnet Beteiligung und Beteiligungsverfahren als 
selbstverständlichen Bestandteil seiner Arbeit, der „mir … immer 
noch zu wenig [passiert]: „Also wenn sie Planer sind, kommen 
sie in der Regel um Beteiligung nicht drum rum. Weil sie für 
Menschen planen und das dementsprechend vermitteln müs-
sen.“ Einen wichtigen Bestandteil seiner Arbeit sieht er darin, 
„die Akteure an einen Tisch zu kriegen und entsprechend auch 
die Akteure aus der Verwaltung“.  
 
Projektarbeit 
Veränderung 
Zum Stichwort Beteiligung fällt ihm als erstes ein, dass „unterschiedliche Bürgerbeteili-
gungsverfahren“ existieren. Diese dienen seiner Meinung nach vor allem als Gelegen-
heit, neue Ideen zu entwickeln. Darüber hinaus versteht er Beteiligung und Beteili-
gungsverfahren als Lernprozess: „Wir haben bei vielen Sachen gelernt, wie man’s nicht 
macht.“ Zum Beispiel „dass es nicht möglich und sinnvoll ist, völlig neue Strukturen zu 
schaffen ... dann läuft man natürlich Gefahr, als QM-Team abgeschossen zu werden." 
Bei vielen Akteuren im Quartier hat er noch ein „altes Denken" aus den 1980er Jahren 
festgestellt. Dies seien zum einen Anwohner, die „Veränderungen fürchten“ aber auch 
Träger mit „Selbstbedienungsmentalitätsgedanken“ aus der Zeit der Berlinsubventionen 
zu Mauerzeiten. Dieser „Philosophiewechsel“ konnte den Akteuren nur in vielen Ge-
sprächen vermittelt werden: „Es gab ... diese Anfangsschwierigkeiten, weil plötzlich 'ne 
andere Philosophie dahinter steckte, nämlich projektbezogenes Arbeiten, und nicht eine 
Diskussion um der Diskussion willen." Zusätzlich weist er darauf hin, dass Beteiligungs-
ansätze innerhalb der bestehenden lokalen Strukturen umzusetzen seien, da überge-
ordnete Verwaltungsstrukturen nicht zwingend beteiligungsorientiert sind und die 
Implementation neuer Strukturen auch die Akteure vor Ort überfordern könnte.  
Erfolgreiche Beteiligung ist für ihn „in der einfachen Variante“ ein projektbezogenes Ar-
beiten mit einer begrenzten Zahl Betroffener für Einzelmaßnahmen in einem räumlich 
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eng abgegrenzten Raum unterhalb der Quartiersebene. „… Wenn sie mit Quartierma-
nagement was erreichen wollen, kann’s nur so sein, dass sie Projekte machen, ganz 
viele Projekte.“ Allerdings seien die Akteure auch bei projektbezogenem Arbeiten auf 
gegenseitiges Vertrauen, den Willen zur Zusammenarbeit und gemeinsame Ziele ange-
wiesen. Den Quartiersfonds benennt er als gutes Beispiel. In der Verlagerung der Zu-
ständigkeit vom Senat auf den Bezirk sieht er eine Verbesserung der Arbeitsgrundlage 
des Quartiermanagements: „Weil wir dann wirklich projektbezogen in den Bezirken ar-
beiten können und das nicht jedes Mal mit dem Senat abstimmen müssen“. Zudem „kol-
lidieren“ nicht unterschiedliche politische Zielsetzungen (von Senat und Bezirk). Er geht 
auch davon aus, dass sich diese Arbeitsform in den nächsten Jahren verstetigt. Mög-
lichkeiten zum Experimentieren mit dem Quartiermanagement werden seiner Meinung 
nach zunehmend eingeschränkt, da die Projekte und Maßnahmen zunehmend effektiv 
sein müssten: „Und man muss auch eingestehen, dass man zu einem gewissen Pro-
zentsatz Fehler machen darf. Also es sollte nicht 100% sein, aber wenn 20% der Projek-
te in die Hose gehen, ist das völlig normal." 
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Im Gespräch kommt er mehrfach darauf zu 
sprechen, dass eine zügige Umsetzung der Projekte von Bedeutung ist: Hier zieht er die 
Quartiermanagement-Teams in die Verantwortung: „Weil wenn man als Anwohner … 
sieht, dass es nicht fertig wird über Jahre, dann verliert man … die Lust, beim nächsten 
Anwohner-Beteiligungsverfahren überhaupt wieder mit zu machen.“ Gleichzeitig sieht er 
aber auch, dass sich nicht alle Anwohner für alle Themen interessieren können: Es sei 
daher auch schwierig, Beteiligung „global für’n Kiez aufstülpen zu wollen. Und zu sagen, 
so - ihr müsst euch bei jedem Thema ... engagieren."  
Im Interview spricht er auch das Thema Kommunikation an: Ansätze könnten dabei dur-
chaus unterschiedlich nach Ziel und Art der Beteiligung ausfallen: „Manchmal reicht ja 
schon ’ne Pressemitteilung“. Wichtig ist seiner Meinung nach aber auch, die Anwohner 
frühzeitig darauf hinzuweisen, „dass irgendwas ansteht. Weil in der Regel werden die 
nur wach, wenn der Bagger vor der Tür steht. Da man es anders nicht wahrnimmt. Bei 
mir privat, wenn irgendwas los ist, das geht auch spurlos an mir vorbei.“ Und nicht 
zuletzt sei die Kommunikation über Beteiligung von den Zielen der Projekte bzw. Beteili-
gungsansätze abhängig – je nachdem, als was sie "verkauft werden sollen" und welche 
Personen und Politiker eingebunden werden. Damit sei Beteiligung grundsätzlich ab-
hängig von der politischen Zielsetzung: „Aber ich weiß nicht, ob das dem Projekt förder-
lich ist, oder der Beteiligung“. Allerdings sieht er auch die Notwendigkeit, die gewohnten 
bisherigen Kommunikationsstrukturen der Verwaltung zu ändern: „Wenn man so’n [Be-
bauungsplan] in der Auslegung an die Wand hängt hier im Flur, kriegt das derjenige, der 
im Kiez wohnt, nicht mal mit, und da muss man vielleicht auch das Denken hier im Be-
zirk ein bisschen ändern. ... Das ist zwar ein rechtsförmliches Verfahren, man kann das 
mit Sicherheit auch hier an die Wand hängen und damit irgendwo die reine Form wah-
ren, aber man kann auch das Ding ein bisschen aufbereiten, so dass es verständlich 
wird und dann in den Kiez damit gehen.“  
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Er stellt einen Bezug von Beteiligung und Stadtteilentwicklung her, indem er davon 
ausgeht, dass Entscheidungen durch Bürgerbeteiligung verändert werden können: 
„Grade bei stadtplanerischen Entscheidungen, denke ich, dass Basisdemokratie eine 
positiven Effekt hätte. Auf das, was dabei raus kommt.“  
*** 
Frau Schorr (QM4) und Frau Tomlin (QM5) sind im Quartierma-
nagement Wrangelkiez tätig. Erstere ist Sozialberaterin und 
Teammitglied eines weiteren Quartiermanagements in Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg, zweitere ist Stadtplanerin. Aus Zeit-
gründen konnten sie nicht getrennt befragt werden. Ihr Ver-
ständnis von Beteiligung ist durch eine enge Verzahnung von 
Projektarbeit, direkter Kommunikation und Lernen durch Anreize 
geprägt. Ein Teil des Gesprächs dreht sich um Erwartungen der 
Quartiermanagerinnen, der Anwohner, aber auch der Wissen-
schaftler an Beteiligung auf lokaler Ebene.  
Lebensphasen-
orientierte 
Projektarbeit 
Im Interview wird eine inhaltliche und begriffliche Unterscheidung von Beteiligung und 
Beteiligungsverfahren getroffen: Ihrer beider Meinung nach sollte jede Form der Beteili-
gung betroffenenbezogen und interessengebunden vor Ort durchgeführt und in einen 
kontinuierlichen Prozess eingebunden werden. Die Form der Beteiligung sei dabei 
grundsätzlich von den Zielen und dem im Rahmen des Quartiermanagement begrenz-
ten Zeitrahmen abhängig (QM4/5). Beteiligungsverfahren sind für beide - neben Projek-
ten – selbstverständlicher Bestandteil des Ansatzes des Quartiermanagement. Aufgrund 
der Unterschiedlichkeit der Akteure können sich beide große Quartiersversammlungen 
allerdings nicht mehr vorstellen. Verfahren seien zudem qualitativ hochwertiger, wenn 
sie eine Umsetzung mitdächten und mit Entscheidungsbeteiligung verbunden seien: 
„Dieses Mitentscheiden, sicherlich nicht alleine entscheiden. ... Also dieses Wissen, … 
ich war aktiv beteiligt gewesen, muss auch mit ’ner Entscheidung zusammen hängen.“ 
Der Quartiersfonds sei dafür ein geeignetes Beispiel. Frau Schorr ist sich allerdings 
nicht sicher, ob „echte Beteiligung auch dann noch möglich [ist], wenn wirkliche Ent-
scheidungen damit verbunden sind, ... Entscheidungen über den Haushalt zum Bei-
spiel". Allerdings sieht sie auch ein Problem für Politik und Verwaltung: Das Abgeben 
von Entscheidungen, „das ist ungefähr das Allerschwerste, was Bezirkspolitiker oder 
Verwaltungen dann angehen müssen. … Als [der Quartiersfonds] kam und dann sollten 
ganz gewöhnliche Menschen über Geld entscheiden, das war schon hart.“ Wichtig ist 
beiden eine Transparenz des gesamten Beteiligungsprozesses bis hin zur Umsetzung: 
Dies bedeute zum Beispiel, während des Prozesses „zu erläutern, warum das grade 
nicht geht, technisch nicht oder finanziell nicht“, aber auch „den Mut [zu] haben, formale 
Hürden und ästhetische Bedenken zu Ideen der Anwohner von Seiten der Politik und 
Verwaltung klar zu benennen“ (QM4). Ihnen ist aber unklar, wie das in Zukunft möglich 
sei, wenn aufgrund angespannter Haushaltslage „... das Problem ist, ... dass man zwi-
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schen der Reparatur eines Bürgersteigs oder dem Wegfall einer Kita entscheiden 
muss.“ Gleichzeitig finden sie es wichtig, dass eine Instanz in den Quartieren existiert, 
die fachliche Bedenken von Seiten der Verwaltung nach außen trägt: „… man [sollte] 
dann auch den Mut haben … zu sagen, … das geht [und] man muss denen auch erklä-
ren, warum es nicht geht“ (QM4).  
Einen wichtigen Effekt einer themenbezogenen Beteiligung sieht Frau Tomlin darin, 
dass „die Beteiligten ... ja auch zu Fachleuten [werden], grad’ zu einem bestimmten 
Thema. Das heißt, sie können dann auch Hilfestellung leisten ...  in einem ähnlich gela-
gerten Fall, an einer anderen Stelle.“ Ein solches Lernen sei auch Voraussetzung dafür, 
dass die Anwohner nach Beendigung des Quartiermanagement ohne finanzielle und 
personale Unterstützung auskämen: „Also zu lernen, wo man einen Raum findet, der 
nichts kostet, … dieses Quartier kennen zu lernen und zu wissen, dass es da jemand 
gibt, der das kann.“ Auch in der Zusammenarbeit mit der Verwaltung hat Frau Schorr 
Lerneffekte festgestellt: „Aber über diese fünf Jahre oder vier Jahre ... ist aus anfänglich 
starker Reserviertheit und auch Bedenken, ... ist Zustimmung, Zuneigung, sogar Liebe 
geworden. [Das Quartiermanagement] hat das schwierigste, ... dass zunehmend auch 
ressortübergreifend oder fachübergreifend in den Verwaltungen gearbeitet werden 
soll,... natürlich noch nicht überwunden.“ 
Ebenso wichtig wie das Lernen sei eine Vernetzung von Menschen und Ressourcen im 
Quartier. Beteiligungsverfahren könnten durchaus dazu beitragen, erste Kontakte her-
zustellen: „Und das wissen die einen von den anderen in der Regel gar nicht. Weil die 
Hemmschwelle so groß ist, sich überhaupt erst mal kennen zu lernen. ... Über solche 
gemeinsamen runden Tische oder solche Gespräche wird erst mal klar: ‚Mensch, ... das 
ist eigentlich ein Superpotenzial, wenn man sich zusammen tut.“ Beide sehen das Ziel 
ihrer Arbeit daher in der Initiierung vernetzter „selbst organisierender Strukturen“, in de-
nen Eigenengagement an erster Stelle steht. Hiermit wollen sie dem Problem „entge-
hen, dass jeder der beste ist und den meisten Geldbedarf“ hat. In der Konsequenz 
müssten sie sich als Quartiermanagerinnen „selber ... überlegen, wo legen wir die 
Schwerpunkte hier, wo können wir was bewegen.“ Frau Schorr warnt aber auch vor zu 
viel Vernetzung: „[Es] wird überall jetzt ein Netzwerk hergestellt und irgendwann sitzen 
wir ... rum und verheddern uns fürchterlich da drin, weil wir dann alle mit allen verkno-
ten, das funktioniert nicht.“ Durch ihren Ansatz soll insbesondere die bisher im Quartier 
vorherrschende „Kultur der Antragsstellung auf Fördermittel [einzelner Akteure]“ mitsamt 
der „Erwartung, dass das Problem mit Geld gelöst wird“, durchbrochen und neue Kon-
takte hergestellt werden. Dies beginne damit, „kleine Wege der Selbstorganisierung“ zu 
eröffnen und darauf zu hoffen, dass „dann hoffentlich auch andere mitziehen“ und gehe 
bis zu einem „bei uns zwangsweise verordneten gemeinsamen Handeln“. Dieses be-
zeichnet sie als „nachhaltig und transparent“: Also Geld gibt’s nur, wenn zwei was zu-
sammen machen. ... Alleine geht gar nix.“  
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Motivationen, Interessen und Erwartungen: Frau Tomlin ist überzeugt, dass Anwoh-
ner zu bestimmten Zeitpunkten bestimmte Interessen und Probleme haben, welche in 
Beteiligungsprozessen aufgegriffen werden müssten29. Dies umschreibt sie mit dem 
Begriff „Lebensphasenorientierung“: „Weil nur dann kann ich auch aus einem eigenen 
Interesse mich beteiligen oder vielleicht die Chance wahrnehmen, für meine Situation 
was zu verändern.“ Beide sind der Ansicht, dass von Anwohnern daher auch nur Ver-
antwortung für bestimmte Aufgaben übernommen werden könne und diese sich nur bis 
zu einem bestimmten Punkt motivieren ließen. Einige städtische Aufgaben, wie zum 
Beispiel das Entfernen von Hundekot von den Gehsteigen, falle nicht unter Aktivitäten, 
zu denen sich Anwohner im Rahmen von Beteiligung oder bürgerschaftlichem Engage-
ment bewegen ließen: „Das können sie nicht in der Großstadt machen, mit der Fluktua-
tion, in der Anonymität. Aber andere Teile von Verantwortung in der Nachbarschaft kann 
man schon fördern.“ (QM4) 
Frau Schorr berichtet zudem von der Schwierigkeit einer Anerkennung ihrer Arbeit von 
Seiten der Anwohner, da das Eigenengagement der Akteure im Vordergrund stehe30: 
„Aber [in den Broschüren der geförderten Projekte] … da wird immer stehen: ‚Wir haben 
es gemacht!’ Das ist eigentlich auch richtig so. Ja. Aber das lässt sich dann fürs Quar-
tiermanagement so schlecht verkaufen, vielleicht auch an anderer Stelle. ... Unter dem 
emanzipatorischen [Gesichtspunkt] ... ist das ja richtig gut so. Soll so sein.“ Auch viele 
andere Erfolge des Quartiermanagement ließen sich nicht evaluieren: „Da ist immer die 
Frage: Wie viele haben sie [aktiviert], wie lange haben sie durchgehalten? Vielleicht hat 
einer nur einen Tag durchgehalten und fängt aber übermorgen wieder an. Vielleicht be-
grüßen sich Leute, die sich vorher gar nicht gekannt haben. ... Das sind aber weiche 
Faktoren, die kann man nicht statistisch ermessen.“ 
Beteiligung im Rahmen des Quartiermanagement ist für Frau Schorr ein dynamischer 
Prozess mit dynamischen Zielen, ein „direktes Aushandeln von Problemen - eye to eye“, 
das ganz unterschiedliche Formen annehmen kann. Für die Kommunikation mit den Ak-
teuren sei es vorrangig, sich gegenseitig ernst zu nehmen und mit Unterschiedlichkeiten 
der Akteure zu Recht zu kommen: „D.h. [die Kommunikation] auf das Maß herunter bre-
chen, das möglich ist und das sich entwickeln lassen. Und v. a. das genau so ernst 
nehmen wie uns selber. Das ist auch eine Voraussetzung jeden Gesprächs, auch wo-
anders.“ Im Laufe ihrer Arbeit musste sich das Quartiermanagement zunächst mit dem 
Kommunikationsverhalten der Akteure vertraut machen: „Nein, die Formen, die wir wäh-
len, wenn wir an 'nem Tisch sitzen und miteinander reden, das halte ich für eine weiße 
Mittelstandsache, es gibt ganz viele andere Formen, die nicht so sind. … Die muss man 
aber genauso ernst nehmen, oder vielleicht noch ernster. ... Man muss auch sensibler 
                                                     
29 Im Verlauf des Gesprächs wird dieser Begriff auch von Frau Schorr übernommen. 
30 Ein Beispiel zu Vertrauensbildung und Wahrnehmung des Quartiermanagement: „Die Anekdote, die ich immer 
erzähle: ... irgend so’ne große Reisegruppe … ließ sich erläutern, was wir da so machen ... Sprachen 'ne alte Frau 
an, und ... fragten ..., ob sie das Quartiermanagement kennen würde und was sie davon hält. Da hat die gesagt: 
So’n Scheiß, das ist Geld raus schmeißen ... – ich stand daneben – die hat da rum gewettert ... Das war ganz 
furchtbar. Und ich hatte ja vorher ganz was anderes erzählt [wie das Quartiermanagement angenommen wird] .... 
und dann hat sie weiter erzählt und gesagt: Die Frau ist aber gut, die hat das gemacht.“ 
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dafür sein und dann hinhören, wenn es heißt: ‚Ja, ja ich komme und dann kommen sie 
aber nicht, weil es allmählich schon zu viel wird, zu privat. Wohingegen, wenn ich jetzt 
zu 'nem Träger sage, da und da gibt es den Termin ... und dann steht der, da gibt’s gar 
nichts dran zu rütteln.“ Dazu gehöre auch, sich selbst zurücknehmen, die Anwohner 
nicht „gedanklich [zu] überfrachten - ... wir haben plötzlich überlegt, da sind jetzt plötz-
lich sechs Leute oder zehn oder zwanzig, und die können ja auch noch das und die 
können auch dazu noch das. Dann haben wir uns selber gestoppt und gesagt: Nee, an 
deren eigenen Interessen ansetzen und nicht überfrachten. … Auch der Zugang zu den 
Zielgruppen, das kann auch nicht jeder, auch wenn er’s gerne möchte.“  
Ein weiteres kommunikationsbezogenes Problem spricht Frau Schorr an: Sie hat 
Schwierigkeiten mit [wissenschaftlichen] Erklärungsansätzen bezüglich bürgerschaftli-
chem Engagement: „Geographen ..., Stadtplaner, Sozial-, Gemeinwesen[forscher] - alle 
haben dieses Thema [Beteiligung und bürgerschaftliches Engagement] und haben auch 
'ne Vorstellung davon, ... dass in so einem Quartier sich eine Gruppe oder etwas heraus 
bildet an Menschen, die quartiersbezogen denken und übergreifende Problematiken 
sich greifen. .... Und es wäre Illusion zu glauben, dass sich so was heraus gebildet hat 
oder ... solche Gruppen ... kontinuierlich weiter arbeiten; … Das machen sie nicht, und 
das mache ich nicht und das macht Herr Müller auch nicht. Wir haben alle unsere Kreise 
und das muss man auch respektieren.“  
Einen Bezug zwischen ihrer Arbeit, Stadtteilentwicklung und Beteiligung stellen sie in-
sofern her, dass sie aus ihrer bisherigen Arbeit beide den Schluss ziehen, „dass es so 
einen Ort [wie ein Quartiers- oder Stadtteilbüro] in den Quartieren geben muss“, an dem 
man unbürokratische Unterstützung bekomme. „Wohl wissend, dass der, der das ent-
gegen nimmt, ist jetzt nicht reguliert, aber weiß, wohin’s gehört, oder wie man was 
macht und wen man mit wem zusammen bringt.“ Akteure im Quartier seien daher auf 
auf eine unterstützende Schnittstelle angewiesen. Gleichzeitig müsse man im Hinterkopf 
behalten, dass durch Beteiligung die übergeordneten Strukturen nicht geändert werden 
könnten, man könne nur „flicken … Das muss man auch bei quartiersbezogener Arbeit 
wissen.“  
*** 
Herr Voigt (P2) ist Baustadtrat; in seinem Ressort ist das 
Quartiermanagement des Bezirks angesiedelt. Bis zur Be-
zirksfusion 2001 war er Bürgermeister von Kreuzberg; seit vie-
len Jahren wohnt er im Wrangelkiez, für den er bereits seit 
Mitte der 1990er „eine Aufwärtsentwicklung [identifiziert], die 
mit dem Quartiermanagement nix zu tun hat, aber das Quar-
tiermanagement [hat] davon profitiert … und immer wieder an 
der richtigen Stelle flankierend etwas dazu getan“. Als wichti-
ge Funktion von Beteiligung beschreibt er die Prävention. 
Unterstützung, 
Entscheidungs-
beteiligung & 
Transparenz
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Er versteht Beteiligung als Sammelbegriff: „Also Bürgerbeteiligung, ... unter diesem 
Begriff versammelt sich inzwischen sehr viel Unterschiedliches: ... Also das gesamte 
Spektrum von eigentlich nur Information, ... bis zu dem anderen Extrem, dass wir Ent-
scheidungsbeteiligung haben.“ In der Stadtteilentwicklung stellt er zwei Trends in der 
Beteiligungspraxis fest: Zum einen eine Zunahme des Wunschs nach Entscheidungsbe-
teiligung: „Einmal gibt es ... bei dem Teil der Bevölkerung, die sich aktiv an ihrer Stadt 
beteiligen, ... zunehmend den Wunsch, mehr als nur informiert zu werden, mitwirken zu 
können, mitentscheiden zu können.“ Zum anderen sieht er von gesellschaftlicher Seite 
eine „verstärkte Konzentration auf bestimmte Gruppen“ jenseits der „Berufsbetroffenen, 
der Verbände“, die für die Stadtteilentwicklung interessant seien. Diese Trends würden 
sowohl von der Politik als auch von der Verwaltung aufgenommen und bewirkten eine 
grundsätzliche „Einstellungsänderung“ bei vielen Akteuren.“  
Beteiligungsverfahren findet er dann „befriedigend, wenn diese ... auf ein konkretes 
Vorhaben bezogen sind“. Breit angelegte Verfahren bezeichnet er als „Kür", als „Träu-
mereien“, die „unbedingt ... um projektbezogene Diskussionen und Beteiligung, die Er-
gebnisse“ ergänzt werden müssen. Themenunspezifische Verfahren wie Planungszelle 
und Planning for Real hätten „im Grunde wenig bis überhaupt keine Auswirkungen auf 
die Quartiersentwicklung genommen. … Also im Grunde so taten, als könnten man von 
Grund aus die Stadt neu erdenken, neu sich erträumen auch. ... Das laste ich natürlich 
nicht dem Verfahren an, sondern der Durchführung."  
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Wichtig sind ihm eine Transparenz der „fi-
nanziellen und haushalterischen Möglichkeiten“ einer Kommune zu Beginn von Beteili-
gungsprozessen, aber auch eine Transparenz der Ergebnisse sowohl für die unmittelbar 
Beteiligten als auch für alle Akteure im Quartier. „Dann ist es natürlich befriedigend - 
letztendlich auch für die Politik und Verwaltung - aber vor allem auch für die Bürger, 
wenn wir sagen, so und so viel Geld haben wir, so und so ist die Situation dort, ... wenn 
eine Kommune benennt, was sie für ihre Infrastruktur machen kann, ... was der Realisie-
rungshorizont, Realisierungspotenzial ist. ... Denn ich glaube, dass die Menschen sehr 
gut einschätzen können, über die Stadt nachzudenken und gleichzeitig zu wissen, wo es 
Beschränkungen gibt. Man muss es ihnen nur deutlich genug sagen.“ Zusätzlich sollte 
über den beteiligten Akteurskreis hinaus klar werden, „dass so eine Entscheidung ... mit 
Maß gefällt worden ist, dass sie mit Sachverstand auch gefällt worden ist. ... So und 
wenn das dann realisiert ist und die Leute prüfen können, ob es das und das Ergebnis 
hat, wenn sie sich manchmal über Monate engagiert haben.“ Dieses Gefühl der „Befrie-
digung“ könne dadurch unterstützt werden, dass die Anwohner mit ihren Interessen und 
Bedürfnissen ernst genommen würden; formale und bürokratische Vorgehensweisen 
sollten im Zweifel hinten angestellt werden: „Das ist dann für die Bevölkerung wichtig, 
dass die Politik sie ernst nimmt. Da geht es nicht m die Frage, ob wir formell nach Ge-
schäftsordnung, das ist dann nicht mehr wichtig, sondern dass ihre Mitwirkung ihre Spu-
ren hinterlässt."  
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Einen Bezug zwischen Beteiligung und Stadtteilentwicklung stellt er über die politische 
Bedeutung von Beteiligung her: „Also zu dem eigentlichen, der Bedeutung, die wir mit 
Partizipation meinen, das setzt aber erst mal als Grundbegriff die Bürgergesellschaft 
voraus. Und das ist nicht etwas, was wir sozusagen als Weihnachtsgeschenk der Be-
völkerung bringen, machen ja Politiker gerne: ‚Jetzt seid ihr die Bürgergesellschaft!’ 
Sondern das beschreibt eigentlich einen Wahrnehmungszustand einer Bevölkerung von 
sich selbst – als ob das Bewusstsein von Mündigkeit und informiert sein.“ Dies könne 
aber nicht für die gesamte Bevölkerung des Quartiers gelten: 
 
5.3.4 Akteursperspektiven auf Beteiligung im Quartier  
Im Wrangelkiez wurden von den befragten Akteuren andere Schwerpunkte gelegt als in 
den beiden anderen Beispielen. Im Folgenden werden diese Ergebnisse zusammenge-
fasst und diskutiert.  
Funktionen von Beteiligung aus Sicht der Akteure 
Auch in diesem Fallbeispiel wurde die Bedeutung einer Umsetzung bei Beteiligungspro-
zessen deutlich. Von Seiten der Anwohner, des Quartiermanagement und der Verwal-
tung zeigten sich zudem unterschiedliche Einschätzungen bezüglich der politischen Di-
mension von Beteiligung auf lokaler Ebene. Im Vergleich zu den beiden anderen Fall-
studien waren zudem verschiedene Aspekte des Lernens im Rahmen von Beteiligungs-
prozessen ein wichtiges Thema. Die benannten Funktionen von Beteiligung an der 
Stadtteilentwicklung waren:  
Demokratiestabilisierung: Ein Anwohner (A9), beschrieb Beteiligung im Interview als 
demokratisches Einbeziehen Betroffener, verband Beteiligung aber mit Entscheidungs-
kompetenz und direktem Einfluss: "Demokratisch wäre, dass man die Leute befragt, ich 
nenn’s jetzt mal: über kleine Volksentscheide."  
Herstellen von Handlungsfähigkeit: Das Herstellen direkter Kontakte zwischen Verwal-
tungsakteuren und Anwohnern wurde von drei Akteuren angesprochen (A8/QM4/QM5). 
Von sechs wurde das eigene und selbständige Engagement von Anwohnern in Initiati-
ven und Projekten als Normalität im Quartier, aber auch als Voraussetzung einer Stadt-
teilentwicklung beschrieben (A7/A8/V2/P3/QM4/QM5). Dieses Engagement sei relativ 
unabhängig von formalen Strukturen. denn Projekte und Initiativen böten ausreichend 
Gelegenheit zu Treffen und Austausch (A7/QM4/QM5/P3). Alle befragten Akteure konn-
ten im Interview Initiativen benennen, die aus ihrer Sicht einen Beitrag zur Stadtteilent-
wicklung leisten. Beteiligungsverfahren wurden daher eher als Möglichkeit gesehen, ü-
ber die eigenen Netzwerke hinaus neue Kontakte zu knüpfen (A7/A8/QM4/QM5). Eine 
Anwohnerin versteht informelle Beteiligungsverfahren als Mittel zur Verhinderung, „dass 
sich die Leute schicksalsergeben mit dem abfinden, was sie haben“ (A7). An einigen 
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selbst erlebten Verfahren wurde kritisiert, dass sie zu unkonkret waren und den Anwoh-
nern keine Entscheidungskompetenz zugestanden wurde (A7/A8/A9). Auch die Quar-
tiermanagerinnen sowie der Politikakteur verwiesen darauf, Anwohner stärker in Ent-
scheidungen einzubeziehen seien, waren allerdings hinsichtlich der generellen Übertra-
gung von Entscheidungsverantwortung zurückhaltend (QM4/QM5/P2).  
 
Handlungsfähigkeit kann hergestellt werden durch  
Herstellen direkter Kontakte von Politik, Verwaltung und Bürgern  
Eigenengagement der Bürger  
Unterstützung der Anwohner 
Vernetzung  
Stärkeres Einbeziehen von Politik und Verwaltung  
Unterschiedliche Interessen der Anwohner berücksichtigen 
Situativ unterschiedliche Struktur und Bedeutung von Beteiligung 
Tabelle 27: Herstellen von Handlungsfähigkeit im Wrangelkiez (eigene Darstellung).  
Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse: Von mehreren Akteuren wurde 
auf die Notwendigkeit einer Betroffenenbeteiligung (A7/V3/QM4) bzw. Interessenbeteili-
gung (A7/A9/QM5) hingewiesen. Darüber hinaus wurde auch im Wrangelkiez eine Ver-
bindung von Beteiligungsprozessen mit sichtbaren Veränderungen hergestellt: „Wenn 
die Leute sehen, hier wird ein Klohäuschen hingebaut, hier ist in irgend ’nem Laden ’ne 
Theateraufführung, ... Dann haben die [Anwohner] auch das Gefühl, jetzt geschieht et-
was. Und wenn man dann noch vermitteln könnte, es geschieht etwas, weil sich da auch 
jemand bewegt hat ... Das wäre optimal“ (A7). Eine Umsetzung der Ergebnisse müsse 
als Voraussetzung jeglichen Beteiligungsprozesses gesehen werden (A7/A8/A9/P2/ 
QM4). Dazu gehöre, eine Transparenz der „finanziellen und haushalterischen Möglich-
keiten“ von Beginn eines Beteiligungsverfahrens an herzustellen. Nur dann bestünde ei-
ne reelle Chance einer Einflussnahme (A8/A9). Gleichzeitig müsste auch die Umset-
zung der erarbeiteten Ergebnisse – und damit die Quartiersentwicklung - nachvollzieh-
bar werden (A7/A8/A9/QM4/QM5/V3/P2). Der Verwaltungsakteur bezeichnet diese Er-
gebnis- und Umsetzungsorientierung als „Projektarbeit“ (V3). Drei Akteure waren im Un-
terschied zu den beiden anderen Fallbeispielen der Meinung, dass Umsetzungen, die 
aus Beteiligungsprozessen hervorgehen, auch Auswirkungen auf die Lebensqualität vor 
Ort hätten (A9/QM4/QM5), während ein anderer Anwohner sowie der Politikakteur mit 
Beteiligung auch eine Prävention vor Vandalismus verbanden (A8/P2).  
Ein wichtiger Punkt in allen Interviews war die Kommunikation zwischen Akteuren. Eine 
direkte und häufige Kommunikation, auch über den jeweiligen Planungsgegenstand hin-
aus, wurde dabei ebenfalls als Voraussetzung jeglicher Verbesserung der Planung ge-
sehen (A7/A8/A9/QM4/QM5/V3/P2). Dies schließe das Anhören und Ernstnehmen an-
derer Meinungen mit ein (A7/QM4/QM5/P2), ebenso sowie das Einhalten von Zusagen 
(A9). Gegenseitiges Vertrauen, ein Wille zur Zusammenarbeit und gemeinsame Ziele 
als Voraussetzungen von Beteiligung wurden in diesem Fallbeispiel nur von einem 
Akteur angesprochen (V3). Aus ihrer Praxiserfahrung waren vier Akteure der Meinung, 
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dass neue Informationswege im Quartier gewählt werden sollten, über eine verstärkte 
direkte Kommunikation zwischen Verwaltungsakteuren und Anwohnern hinaus 
(A7/A8/QM4/QM5/V3). Dies bedeute, eine verständliche, unkomplizierte Sprache zu 
wählen (A7/QM4/QM5/V3) und auch Orte, Dauer und Formen von Kommunikation zu 
überdenken (QM4). Hier sieht der Verwaltungsakteur sich, seine Kollegen aus Verwal-
tung und Politik in der Pflicht, ihr Denken zu ändern, hin zum informellen, kreativen 
Formen der Kommunikation (V3).  
 
Bessere Planungsergebnisse durch Beteiligung kann hergestellt werden durch 
Anhören von Interessierten und Betroffenen 
Ergebnisbezogene Kommunikation  
Hervorbringen sichtbarer Ergebnisse 
Transparenz 
Beteiligung als Prävention 
Tabelle 28: Möglichkeiten der Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse durch Beteiligung 
im Wrangelkiez (eigene Darstellung).  
Lernen und Entdecken: Im Wrangelkiez benannten vier Akteure Lernen als eine Funkti-
on von Beteiligung: Als Aspekte sozialen Lernens wurden das Kennenlernen von Akteu-
ren über einen längeren Zeitraum (A9/QM5/V3), das Erlernen von Zusammenarbeit und 
Netzwerkarbeit (QM4) sowie die gegenseitige Hilfestellung der Anwohner (QM5) be-
nannt. Weiterhin wurde ein Lernen der Anwohner über Ressourcenverteilungen im 
Quartier (A8/QM4), die Funktionsweisen der Verwaltung und des Quartiermanagement 
sowie über Politik (A8/A9/QM4/P2) und Antragstellung (QM4) thematisiert (organisatio-
nales Lernen). Und nicht zuletzt wurde auf ein Lernen der Akteure aus Politik und Ver-
waltung über den Umgang mit vorhandenen Strukturen sowie ihren eigenen Rollen hin-
gewiesen (QM4/V3/P2; institutionelles Lernen).  
 
Lernen im Zusammenhang mit Beteiligung bedeutet 
Organisationales Lernen 
Institutionelles Lernen 
Soziales Lernen  
Lernen über Ressourcenverteilung im Quartier 
Tabelle 29: Unterschiedliche Lernaspekte in Beteiligungsprozessen im Wrangelkiez (eigene 
Darstellung). 
Individuelle Verständnisse und Bezüge von Beteiligung 
Im Wrangelkiez wurde Beteiligung an der Stadtteilentwicklung - stärker als am Magde-
burger Platz und am Sparrplatz - sowohl mit Vernetzung als auch mit Entscheidungs-
kompetenz verbunden. Eine mehr oder weniger lose Vernetzung von Menschen, Kon-
takten und materiellen Ressourcen (A7/QM4/QM5) bietet nach Aussagen der Akteure 
die Möglichkeit, möglichst viele Menschen über einen längeren Zeitraum oder gar dau-
erhaft einzubinden (A7). Das Vernetzen von Anwohnern und Ressourcen in Initiativen 
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und Netzwerken war von Anfang an auch ein wichtiges Ziel der Quartiermanagement-
Arbeit (QM4/QM5), gleichwohl wurden in den Interviews deutlich, dass die befragten 
Anwohner die Quartiermanager nicht als Schnittstellen lokaler Netzwerke sahen. So-
wohl von den Quartiermanagerinnen als auch dem Verwaltungsakteur wurden beste-
hende soziale Kontakte als Voraussetzung für jegliche Beteiligungsansätze beschrieben 
(QM4/QM5/V3). Mit Beteiligung an der Stadtteilentwicklung wurde von einem Anwohner 
sowie den Quartiermanagerinnen auch Entscheidungskompetenz verbunden: Während 
allerdings Herr Ullrich (A8) Entscheidungsverantwortung, wie zum Beispiel in den Bür-
gerjuries als ein sehr positives und angemessenes Instrument der Stadtteilentwicklung 
empfand, waren Frau Schorr und Frau Tomlin zurückhaltender. Für sie ist Beteiligung 
zwar „qualitativ hochwertiger“ (QM5), wenn sie mit Entscheidungsbeteiligung verbunden 
ist und die Umsetzung mitdenkt, aber Beteiligungsansätze sollten situativ nach Zielen 
und Zielgruppen festgelegt werden (QM4/QM5/P2). 
Motivationen, Interessen, Erwartungen: Als Auslöser zur eigenen Teilnahme wurden von 
den drei Anwohnern genannt, unterschiedliche Menschen aus dem Quartier zu treffen 
und kennen zu lernen (A8/A9), „mal so“ zu reden und die eigene Sicht der Dinge ein-
bringen zu können (A9), anderen zuzuhören (A7) und nicht zuletzt, um selbst aktiv zur 
Quartiersentwicklung beizutragen (A7/A8/A9). Der Verwaltungsakteur (V3) sah eine Er-
höhung der Beteiligungsmaßnahmen im Quartier positiv, sogar als selbstverständlichen 
Bestandteil seiner Arbeit. Ein Anwohner definierte Beteiligung sogar als „Ermutigung im 
Kleinen“ (A8), als längerfristigen Prozess der Unterstützung der Anwohner bei ihren Ak-
tivitäten. Die Akteure aus Quartiermanagement und Politik trafen dazu keine Aussage.  
In der Annahme, dass sie mit einer Teilnahme aktiv zur Stadtteilentwicklung beitragen 
könnten, beschrieben die befragten Anwohner Hindernisse durch Intransparenz der 
Strukturen. Erstaunen wurde darüber geäußert, dass mit dem Beteiligungsverfahren 
keine zeitnahe Umsetzung verbunden schien (A7/A8) und dass keine Gelder für eine 
Umsetzung bereitgestellt wurden (A8). ). Weiterhin unverständlich war für die Anwohner, 
dass die materiellen und immateriellen Rahmenbedingungen von Beteiligung inklusive 
der politischen Ziele, der Rollen und Zuständigkeiten der Akteure nicht klar benannt 
wurden (A8/A9). Auch der Verwaltungsakteur sowie die Quartiermanagerinnen waren 
sich bewusst, dass Umsetzungen und sichtbare Veränderungen für die Anwohner eine 
große Bedeutung hätten (V3/QM4/QM5/P2). Ein Anwohner (A8) stellte zum Beispiel 
ähnliche Schwierigkeiten in der Prozessorganisation und Umsetzung von Konzepten, 
Ideensammlung und Gutachten fest wie in seiner beruflichen Tätigkeit, während der 
Verwaltungsakteur umgekehrt versucht, in seiner Arbeit auch sein Verhalten als Privat-
person einfließen zu lassen. Im Unterschied zu den beiden anderen Fallbeispielen äu-
ßerte nur ein Anwohner, dass es ihm wichtig ist, ernst genommen zu werden (A8). Die-
se Einstellung der befragten Anwohner mag daran liegen, dass eigenes, selbstbestimm-
tes Handeln als selbstverständlich gesehen wird. Gemeinsames Handeln von Anwoh-
nern, Politik- und Verwaltungsakteuren sowie Quartiermanagement wurde entsprechend 
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von zwei Anwohnern (A7/A8) eher als Unterstützung von Eigeninitiative im Quartier in-
terpretiert. Auch von Seiten der Politik wurde Selbstvertrauen und Emanzipation der 
Anwohner als Grundlage jeden Beteiligungsprozesses vorausgesetzt (P2).  
  
Motivationen zur Teilnahme  
Demokratische  
Teilhabe 
Generelles Interesse an Politik  
Teilnahme als „direkte Demokratie“  
Handlungsfähigkeit 
herstellen 
Sich aktiv einbringen/Positive Veränderung erreichen 
Eigene Meinung einbringen 
Anderen zuhören 
Sich austauschen, diskutieren  
Verbesserte  
Planung 
Gemeinsames Arbeiten 
Lernen  Neue Menschen (Nachbarn) kennen lernen 
Tabelle 30: Motivationen vor der Teilnahme bzw. Durchführung im Wrangelkiez (eigene Darstellung). 
In ihrer Arbeit machten die Quartiermanagerinnen die Erfahrung bezüglich einer Kom-
munikation mit unterschiedlichen Akteuren. Ihre Konsequenz daraus ist eine angemes-
sene Reduktion der Komplexität von Beteiligung, die Teilnehmer ernst zu nehmen sowie 
die eigenen Erwartungen an den Gesprächspartner zu überprüfen. Sie umschreibt dies 
mit: „An deren eigenen Interessen ansetzen und nicht überfrachten.“ Trotz dieser Be-
rücksichtigung der Fähigkeiten und Interessen der Anwohner formulierten die Quartier-
managerinnen klare Vorstellungen zu Zielen und Strukturen von Beteiligung im Stadtteil. 
Vernetzung von Akteuren und Ressourcen, eines der Hauptziele ihrer Arbeit ist, errei-
chen sie zum Beispiel in manchen Fällen durch „bei uns zwangsweise verordnetes ge-
meinsames Handeln, … Also Geld gibt’s nur, wenn zwei was zusammen machen. ... Al-
leine geht gar nix.“ Ähnlich klare Vorstellungen hat der Verwaltungsakteur: Er unterstützt 
das Eigenengagement der Anwohner, erwartet aber, dass Veränderung im Stadtteil von 
den Akteuren gewollt ist, denn Beteiligung könne nicht der reinen Bestandswahrung 
dienen (V3). Entsprechend müssten die Akteure im Kiez auch bereit sein, eine andere 
Beteiligungskultur zu Erlernen, jenseits der bisherigen „Mitnahmementalität“ (V3).  
Auch im Wrangelkiez kam eine Quartiermanagerin auf die Schwierigkeit der Anerken-
nung ihrer Arbeit zu sprechen, da Aktivierung und Förderung von Eigenengagement – 
was ihre Hauptaufgaben seien - nicht evaluierbar seien: „Das lässt sich dann fürs Quar-
tiermanagement so schlecht verkaufen, vielleicht auch an anderer Stelle. … Da ist im-
mer die Frage: Wie viele haben sie [aktiviert], wie lange haben sie durchgehalten? ... 
Das sind aber weiche Faktoren, die kann man nicht statistisch ermessen (QM4). Wei-
terhin stellte sie eine Diskrepanz zwischen wissenschaftlichen Erwartungen und ihrer 
Arbeit fest: „Geographen ..., Stadtplaner, Sozial-, Gemeinwesen[forscher] - alle haben 
dieses Thema [Beteiligung und bürgerschaftliches Engagement] und haben auch 'ne 
Vorstellung davon, wie es ist, ... dass in so einem Quartier sich eine Gruppe oder etwas 
heraus bildet an Menschen, die quartiersbezogen denken und übergreifende Problema-
tiken sich greifen, .... Und es wäre Illusion zu glauben, dass sich so was heraus gebildet 
hat oder ... solche Gruppen ... kontinuierlich weiter arbeiten. (QM4).  
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Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist 
Persönliche Rückkopplung  
Meinung der Anwohner sagen/hören können 
Eigenengagement 
Direkte Information vor Ort  
Sichtbare Veränderung  
Vernetzung 
Von Fall zu Fall festzulegen 
Auf konkrete Maßnahmen bezogen  
Besser temporär  
Prävention  
Tabelle 31: Akteursdefinitionen von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung im Wrangelkiez (eigene 
Darstellung). 
In diesen Aussagen zeigt sich ebenfalls eine quartiersspezifische Perspektive auf Betei-
ligung. Bezüge von Akteurshandeln werden durch eine Verknüpfung von Beteiligung mit 
politischem Handeln der Politikakteure hergestellt, während Akteursrollen und Akteurs-
handeln in Beteiligungsverfahren in Kontrast zu bürgerschaftlichem Engagement be-
schrieben werden. Um Akteurshandeln in Beteiligungsprozessen besser einordnen zu 
können, werden deren Bezüge und Wechselwirkungen im Folgenden explorativ unter-
sucht. 
Beteiligungsverfahren und bürgerschaftliches Engagement 
In diesem Fallbeispiel wurde von den Akteuren des Öfteren eine Unterscheidung zwi-
schen Beteiligung und Beteiligungsverfahren getroffen (A8/QM4/QM5/V3). Beteiligung 
wurde dabei vorwiegend als bürgerschaftliches Engagement verstanden, bei dem selb-
ständiges Handeln bzw. Projektarbeit mit konkreten Ergebnissen im Vordergrund stehen 
(A7/A8/QM4/QM5/P2). Beteiligungsverfahren wurden hingegen eher als Mittel einer 
temporären Kontaktaufnahme und kurzzeitigen Austauschs verstanden. Ein Anwohner 
beschrieb auch die Bürgerjury - aufgrund ihrer Ergebnisorientierung und der zugestan-
denen Entscheidungsverantwortung - als bürgerschaftliches Engagement (A8). Solch 
bürgerschaftliches Engagement wurde von einigen Akteuren auch als Beitrag zur Stär-
kung des Gemeinsinns der Anwohner sowie der Lebensqualität im Stadtteil gesehen. 
Entsprechend sinnvoll war es auch für Vertreter aller Akteursgruppen, dieses Engage-
ment zu unterstützen. Aufgrund des hohen Maßes an Eigenengagement im Quartier sa-
hen insbesondere institutionelle Akteure ihre Rolle weniger in der Motivation denn in der 
konkreten Unterstützung der Anwohner bei der Entwicklung und Umsetzung von Projek-
ten sowie der Antragstellung (A7/QM4/V3/P2).  
Politisches Handeln und Beteiligung 
Von vier Akteuren (A9/V3/P2/QM4) wurde auf die Wechselwirkungen von Beteiligungs-
ansätzen zu politischem Handeln im Quartier hingewiesen: Beteiligungsprozesse seien 
zunächst durch die Notwendigkeit geprägt, auf die Akteure im Quartier einzugehen. Der 
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Verwaltungsakteur verwies daher darauf, „dass es nicht möglich und sinnvoll ist, [im 
Rahmen einer Stadtteilentwicklung] völlig neue Strukturen zu schaffen ... dann läuft man 
natürlich Gefahr, als QM-Team abgeschossen zu werden" (V3). Umso schwieriger wäre 
es, wenn - wie das beim Quartiermanagement der Fall war -, die Ziele der Verwaltung 
der im Quartier bestehenden Beteiligungskultur widersprächen (QM4/V3). Allerdings sei 
es auch für Politik- und Verwaltungsakteure nicht immer einfach, sich an die eigenen po-
litischen Ziele zu halten: Das Abgeben von Entscheidungen, „das ist ungefähr das Al-
lerschwerste, was Bezirkspolitiker oder Verwaltungen dann angehen müssen.“ (QM4)  
Auch die Abhängigkeit der Durchführung von Beteiligungsmaßnahmen von polit-
strategischen Überlegungen wurde angesprochen. Beteiligungsansätze seien der Ge-
fahr einer Instrumentalisierung, zum Beispiel als Zeichen einer Bürgernähe in Wahl-
kampfzeiten oder einer generellen Imageverbesserung (A9/V3), ausgesetzt. So wurden 
die Planungszellen von einem Anwohner (A9) zum Beispiel als Ausdruck der "Hilflosig-
keit" des Berliner Senats gedeutet, da von staatlicher Seite alle Ansätze einer traditio-
nellen Stadtteilentwicklung ausgeschöpft seien. Eine Quartiermanagerin, sowie die Poli-
tik- und Verwaltungsakteure verwiesen im Gegenzug darauf, dass immer mit wechseln-
den Beteiligungsstrategien entsprechend unterschiedlicher politischer Ziele zu rechnen 
sei (V3/QM4/P2). Entsprechend sei auch Art und Menge der verbreiteten Informationen 
von den jeweiligen politischen Zielen abhängig (V3). Trotz dieser Differenzierung ver-
knüpfte der Politikakteur die politische Bedeutung von Beteiligung generell mit der Idee 
einer Bürgergesellschaft: „Also zu dem eigentlichen, der Bedeutung, die wir mit Partizi-
pation meinen, das setzt aber erst mal als Grundbegriff die Bürgergesellschaft voraus. 
Und das ist nicht etwas, was wir sozusagen als Weihnachtsgeschenk der Bevölkerung 
bringen, machen ja Politiker gerne: ‚Jetzt seid ihr die Bürgergesellschaft!’ Sondern das 
beschreibt eigentlich einen Wahrnehmungszustand einer Bevölkerung von sich selbst – 
als ob das Bewusstsein von Mündigkeit und informiert sein“ (P3). Im Zusammenhang 
mit der politischen Bedeutung von Beteiligung wurde auch auf die Bedeutung der Me-
dien hingewiesen: So waren sich zwei Akteure (V3/A9) nicht sicher, ob eine intensive 
Berichterstattung einem Beteiligungsverfahren immer zuträglich sei, oder ob nicht eher 
übersteigerte Erwartungen auf Seiten der Anwohner erzeugt würden.  
Zwischenfazit 
Auch in diesem Fallbeispiel war das Herstellen von Handlungsfähigkeit ein wichtiges 
Thema, zudem wurde auch hier eine Ergebnisorientierung der Akteure deutlich: Das 
Hervorbringen sichtbarer (Zwischen-)Ergebnisse wurde von allen Befragten als wichti-
ges Ziel von Beteiligungsprozessen beschrieben. Darüber hinaus wurde vergleichswei-
se häufig darauf hingewiesen, dass Beteiligungsprozesse ein Lernen aller Beteiligten 
ermögliche, dies ist möglicherweise auf die größere Erfahrung der Befragten in Projekt-
arbeit und Beteiligung zurückzuführen.  
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Von den befragten Bürgern des Wrangelkiez wurde bürgerschaftliches Engagement als 
beste Möglichkeit zur Verbesserung der Lebensqualität im Quartier beschrieben. Dieses 
wurde als selbständiges, eigenverantwortliches Handeln, aber auch als Vernetzung von 
Anwohnern, ohne Einbindung institutioneller Akteure, definiert. In den durchgeführten 
bzw. erlebten Beteiligungsverfahren sei bürgerschaftliches Engagement zudem kaum 
möglich gewesen, entsprechend wurde eine Teilnahme an Beteiligungsverfahren nicht 
als bürgerschaftliches Engagement gesehen. Darüber hinaus wurden von diesen drei 
Anwohnern, sowie von den Quartiermanagerinnen und dem Politikakteur, verbesserte 
soziale Strukturen im Quartier als Folge bürgerschaftlichen Engagements beschrieben. 
Die Anwohner sahen sich in einer aktiven, gestaltenden Rolle im Quartier und zeigten 
vergleichsweise großes Selbstbewusstsein. Möglicherweise sprachen sie deshalb – in 
Unterschied zu den befragten Anwohnern in den beiden anderen Fallstudien - nicht da-
von, dass es notwendig sei, Vertrauen zwischen Akteuren aufzubauen. Akteure aus Po-
litik, Verwaltung und Quartiermanagement wurden entsprechend als Unterstützer der 
Bürger wahrgenommen, sahen sich aber nur teilweise in der Rolle. Kreativität und Selb-
ständigkeit der Anwohner wurden zwar grundsätzlich positiv, in den Interviews aber teil-
weise als Widerspruch zum Ansatz des Quartiermanagement sowie dem daraus abge-
leiteten Rollenverständnis der Verwaltungsakteure und Quartiermanagerinnen erlebt.  
Hingewiesen wurde zudem von den Quartiermanagerinnen und dem Verwaltungsakteur 
auf die Notwendigkeit, unterschiedliche Beteiligungsansätze im Quartier durchzuführen, 
um eine große Bedarfs- und Interessenorientierung, bzw. „Lebensphasenorientierung“ 
(QM5) zu ermöglichen. Dies führt allerdings dazu, dass unterschiedliche Grade und 
Formen der Kommunikation nebeneinander stehen. In der Konsequenz bedeutet dies 
entweder einen höheren Arbeitsaufwand, Organisationsgrad oder eine größere Steue-
rungskompetenz des Quartiermanagement und der Verwaltung.  
Weiterhin wurde deutlich, dass Beteiligung an der Stadtteilentwicklung verschiedenen 
äußeren Einflüssen unterliegt. In diesem Zusammenhang wurde zum Beispiel die Be-
richterstattung der Medien benannt, durch die ein spezifisches Image des Quartiers 
transportiert und zu hohe Erwartungen an die Möglichkeiten von Beteiligungsprozessen 
und Quartiermanagement generiert wurden. Aber auch politische Vorgaben und Sach-
zwänge könnten die Durchführung von Beteiligungsprozessen be- oder verhindern.  
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5.4 Vergleich der Fallstudien 
In den Fallstudien wurden viele ähnliche Aspekte von Beteiligung thematisiert. Darüber 
hinaus wurden Gemeinsamkeiten und Unterschiede in den Akteursperspektiven auf Be-
teiligung. Diese Befunde werden im Folgenden quartiersübergreifend analysiert und dis-
kutiert. Abschließend werden quartiersspezifische Besonderheiten diskutiert und Bezü-
ge zwischen Akteursperspektiven und spezifischen Rahmenbedingungen in den Quar-
tieren beschrieben. 
 
5.4.1 Funktionen von Beteiligung  
Die Aussagen der befragten Akteure basierten in der Regel auf deren individuellen Er-
fahrungen mit unterschiedlichen Beteiligungsansätzen und –prozessen. Im Vergleich 
der Beteiligung zugeschriebenen Funktionen im Rahmen von Stadtteilentwicklung wer-
den Bezüge und Widersprüche der Perspektiven von Praxisakteuren deutlich.  
Demokratiestabilisierung: Eine Verbindung von Beteiligung zu Demokratie wurde von 
drei der neun befragten Bürger hergestellt. Die Aussicht, sich in eine demokratische 
Stadtteilentwicklung einzubringen, war bei diesen auch eine Motivation zur Teilnahme. 
Allerdings war einzig ein Anwohner (A5) auch nach der Teilnahme der Ansicht, dass Be-
teiligungsprozesse eine Form lokaler Demokratie seien. Alle übrigen wiesen allerdings 
auf Unterschiede ihres Demokratieverständnisses und den von ihnen erlebten Beteili-
gungsprozessen hin: Demokratische Beteiligung an der Stadtteilentwicklung wurde mit 
Entscheidungsverantwortung sowie mit der Möglichkeit, positive Veränderungen aktiv 
herbeiführen zu können, verbunden. Drei Anwohner waren daher der Ansicht, Beteili-
gungsprozesse im Allgemeinen und informelle Beteiligungsverfahren im Besonderen 
seien keine gute Alternative für Eigenverantwortung der Anwohner. Zwei weitere äußer-
ten nach der Teilnahme grundsätzliche Bedenken hinsichtlich Mehrheitsentscheidun-
gen; diese führten nicht zwangsläufig zu qualitativ besseren Entscheidungen und erhöh-
ter Demokratie auf lokaler Ebene. Allerdings gaben zwei beteiligungserfahrene Anwoh-
ner auch an, individuelles Engagement sei nicht zu allen Gelegenheiten notwendig. Auf 
Stadtteilebene könne es in bestimmten Fällen auch ausreichen, Vertretungen innerhalb 
der Anwohnerschaft zu organisieren. Während eine demokratischere Stadtteilentwick-
lung also durchaus Thema der Anwohner war, stellte lediglich der Politikakteur des 
Wrangelkiez einen Bezug von Beteiligung zu lokaler Demokratie her, indem er das Ideal 
einer „Bürgergesellschaft“ beschrieb. Er identifizierte ebenfalls die fehlende Entschei-
dungskompetenz als größtes Manko demokratischer Stadtteilentwicklung.  
Herstellen von Handlungsfähigkeit: Ein Bezug von Demokratie und Handlungsfähigkeit 
wurde in den Interviews nicht hergestellt, auch nicht von den Politikakteuren. Insgesamt 
zwölf der befragten 18 Akteure betonten allerdings die Bedeutung des Handelns im 
Rahmen von Stadtteilentwicklung. Ebenso war die Mehrzahl der Befragten, quer durch 
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alle Akteursgruppen, zu einem hohen Engagement bereit. Die Anwohner sahen ihr ei-
genes Engagement genauso als Voraussetzung von Stadtteilentwicklung wie das Enga-
gement aller anderen Akteure. Von den Quartiermanagern wurden diese hohen Ansprü-
che der Bürger an das Handeln aller Akteure gesehen und aus ihren Erfahrungen mit 
Anwohnerbeteiligung bestätigt (siehe Tabelle 32).  
Eng verbunden mit dem Selbstverständnis der Anwohner als wichtige Akteure der Stadt-
teilentwicklung war ihr Wunsch nach einer erhöhten Entscheidungsbefugnis. Diese Ein-
stellung wurde von Akteuren aus Verwaltung, Politik und Quartiermanagement zwar 
prinzipiell begrüßt, aber es wurden auch Zweifel bezüglich der Entscheidungskompe-
tenz und der Fähigkeit zur Übernahme von Entscheidungsverantwortung geäußert. So 
wurden zum Beispiel unterschiedliche Handlungsprinzipien favorisiert: Am Magdeburger 
Platz bestand ein großer Teil der Arbeit des Quartiermanagement und der Verwaltung in 
der direkten Ansprache und Aktivierung der Anwohner. Dies war die Konsequenz aus 
der mehrjährigen Arbeit und wurde von den befragten Anwohnern auch so eingefordert. 
Gleichzeitig erwies sich die strukturelle Einbindung von Beteiligungsansätzen und Ak-
teuren in die Arbeit der Verwaltung sowie die Klärung der Akteursrollen und Zuständig-
keiten auch nach fünf Jahren Quartiermanagement als schwierig. Die Anwohner forder-
ten daher verstärkt, von den Akteuren aus Politik, Verwaltung und Quartiermanagement 
ernst genommen zu werden und beschrieben das Herstellen von Vertrauen zu institutio-
nellen Akteuren als wichtige Voraussetzung jedes Beteiligungsprozesses.  
 
Handlungsfähigkeit kann in den Quartieren hergestellt werden durch 
Direkte Kontakte v. Politik, Verwaltung u. Bürgern  
Eigenengagement der Bürger  
Stärkere Entscheidungskompetenz der Bürger  
Unterstützung der Anwohner 
Berücksichtigung unterschiedlicher Interessen 
Vernetzung 
Situativ angepasste Form von Beteiligung 
Stärkeres Einbeziehen v. Politik u. Verwaltung  
Dauerhaft funktionierende Strukturen im Quartier 
Herstellen von Akzeptanz 
Widersprüchlichkeiten offen legen  
Eigenengagement der Politik  
Erzeugen einer Aufbruchsstimmung 
Zuständigkeiten klären 
Gegenseitiges Zuhören  
Tabelle 32: Herstellen politischer Handlungsfähigkeit als Funktion von Beteiligung an 
Stadtteilentwicklung, vergleichende Ergebnisse der Fallstudien nach Quartieren und Akteursgruppen (n 
= 18, Mehrfachnennungen möglich; eigene Darstellung).  
Auch am Sparrplatz wurde die Notwendigkeit einer stärkeren Öffnung der Verwaltung 
und Politik angesprochen, allerdings wurde akteursgruppenübergreifend die Bedeutung 
gegenseitiger Rechte und Pflichten in Beteiligungsprozessen betont, um ein abgestimm-
tes bzw. gemeinsames Arbeiten zu ermöglichen. Auch hier wurde von den Anwohnern 
darauf hingewiesen, dass Vertrauen in die Beteiligten eine wichtige Voraussetzung für 
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eine Teilnahme sei. Von den Bürgern im Wrangelkiez wurde wiederum die Bedeutung 
eigenständigen Engagements betont, eine höhere Entscheidungsbefugnis der Anwoh-
ner sowie eine Unterstützung von Verwaltung, Politik und Quartiermanagement gefor-
dert. Vertrauen zwischen Akteuren war hier weniger häufig Thema, möglicherweise weil 
die Anwohner sich selbstbewusst eine aktive, gestaltende Rolle in der Quartiersentwick-
lung zuschrieben und bereits Erfahrung darin hatten. 
Das Bekenntnis der Verwaltungs-, Politik- und Quartiermanagement-Akteure zu eige-
nem Engagement war zwar nicht ganz so eindeutig, allerdings wurde Beteiligung von 
der großen Mehrzahl grundsätzlich positiv gesehen und das Herstellen direkter Kontakte 
zwischen den Akteuren als sehr wichtig eingeschätzt. Eigenständiges Handeln der Bür-
ger wurde hingegen nicht immer positiv gesehen, insbesondere dann nicht, wenn dies 
dem Ansatz des Quartiermanagement, Beteiligung der Bürger unter Ergebnisverantwor-
tung der Verwaltung durchzuführen, widersprach. Verwaltungs- und Politikakteure gin-
gen weiterhin davon aus, dass ihr Engagement positiv von den Anwohnern wahrge-
nommen würde und damit zu einer Verbesserung der Beziehungen beitragen könne. 
Dies war auch der Fall, allerdings wurde ein verändertes Handeln institutioneller Akteure 
am deutlichsten wahrgenommen, wenn diese auf die Anwohner zugingen, ehrliche Ein-
schätzungen der Rahmenbedingungen kommunizierten und ausschließlich realistische 
Verbindlichkeiten eingingen. Akteursperspektiven auf Beteiligung drückten sich somit in 
spezifischen Rollenverständnissen und hergestellten Bezugspunkten von Akteurshan-
deln aus.  
Verbesserung der Planungsprozesse und –ergebnisse: Eine Verbesserung der Pla-
nungsergebnisse durch Beteiligung wurde in den Fallbeispielen vor allem in der Erzeu-
gung sichtbarer Veränderungen gesehen (siehe Tabelle 33). Dies umfasste sowohl bau-
liche Umsetzungen, Investitionen in die Infrastruktur, die Initiierung neuer Projekte sowie 
ein spürbar unbürokratischeres und offeneres Verwaltungshandeln, bei dem nachvoll-
ziehbar wurde, wie und wo Entscheidungen aus Beteiligungsverfahren in das Handeln 
von Verwaltungs- und Politikakteuren einflossen. Ein fertiger Plan, ein erstelltes Konzept 
oder ein Gutachten wurden hingegen nicht als sichtbare Veränderung begriffen.  
Entsprechend wurden Beteiligungsprozesse als direkte Vorbereitung einer sichtbaren 
Veränderung bzw. Umsetzung verstanden und sahen diesen erst dann als beendet an, 
wenn diese Veränderung eintrat. Diese Veränderung wurde von den Anwohnern dann 
auch als Kriterium angelegt, ob der Beteiligungsprozess „gut“ (A4) und ihr Engagement 
„erfolgreich“ (A1) war. Sie gingen daher auch davon aus, dass Beteiligung möglichst 
kleinteilig anzulegen sei, damit konkrete Ziele erreicht und die Beiträge einzelner Akteu-
re wahrgenommen werden könnten: „… Je kleiner das Feld ist, an dem man arbeitet, 
desto eher kann man Erfolg sehen. Desto eher erkennt man, dass Prozesse menschli-
cher Natur sind.“ (A2). Diesen Akteuren war in der Regel auch bewusst, dass durch Be-
teiligung keine die Quartiersebene übergreifenden Probleme wie Arbeitslosigkeit und 
gesellschaftliche Desintegration gelöst werden könnten. Ähnlich sahen dies Verwal-
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tungsakteure und Quartiermanagement, allerdings wählten sie einen anderen Begriff: 
Drei Quartiermanager sowie ein Verwaltungsakteur sprachen von projektbezogenem 
Arbeiten statt von Beteiligung, wenn eine Umsetzung erfolgte (siehe Tabelle 33).  
Verbesserte Planung kann in den Quartieren erreicht werden durch 
Direkte Kommunikation  
Hervorbringen sichtbarer Ergebnisse 
Anhören von Interessierten und Betroffenen 
Transparenz der Strukturen und Ressourcen 
Sammeln des Wissens und der Bedürfnisse der Anwohner 
Kostenminderung infolge Beteiligung  
Beteiligung als Prävention 
Tabelle 33: Verbesserung der Planungsprozesse und –ergebnisse als Funktion von Beteiligung an 
Stadtteilentwicklung, vergleichende Ergebnisse der Fallstudien nach Quartieren und Akteursgruppen 
(n°= 18, Mehrfachnennungen möglich; eigene Darstellung). 
Ebenfalls ergebnisorientiert wurde quer durch die Akteursgruppen dahingehend argu-
mentiert, dass eine Transparenz der verfügbaren Ressourcen, der Rollenverteilung und 
Zuständigkeiten sowie der Ziele von Beteiligungsprozessen notwendig sei. Unterschied-
liche Ansichten, auch innerhalb der Akteursgruppen, bestanden allerdings darin, wer die 
Umsetzung in Angriff nehmen und darüber hinaus die Ergebnisverantwortung tragen 
sollte: Politik, Verwaltung, Quartiermanagement oder Anwohner. Die Umsetzungs- bzw. 
Ergebnisorientierung der Anwohner setzt darüber hinaus eine optimale Prozessstruktur 
und -organisation voraus. Als größte Probleme wurden die mangelhafte Transparenz 
der Verwaltungsstrukturen sowie die umständliche, indirekte Kommunikation zwischen 
Akteuren beschrieben. Auch die zur Verfügung stehende Zeit wurde in den Interviews 
angesprochen: Diese diente einerseits als Begründung des Wunsches nach einer zeit-
nahen Umsetzung, da man sonst keine Verbindung zum eigenen Arbeiten in Beteili-
gungsprozessen herstellen könne, andererseits wurde ein Zeitmangel auch als Hinde-
rungsgrund für eine Teilnahme angesprochen.  
Lernen und Entdecken: Elf der befragten 18 Akteure kamen in den Interviews auf Lern-
effekte durch Beteiligung zu sprechen. In allen Fallbeispielen wurde soziales, organisa-
tionales und institutionelles Lernen insbesondere der Verwaltungsakteure und der An-
wohner angesprochen. Organisationales Lernen umfasste dabei, dass Anwohner über 
die Strukturen und Handlungslogiken von Verwaltung, Quartiermanagement und Politik 
lernen. Hierzu zählt auch das Einüben von Handlungsmustern im Rahmen der Beteili-
gungsansätze des Quartiermanagement und der Sozialen Stadt wie zum Beispiel Pro-
jektarbeit, Netzwerkarbeit, Umgang mit Förderprogrammen sowie die Kommunikation 
mit Ansprechpartnern. Institutionelles Lernen beschrieb das Lernen der Verwaltungs- 
und Politikakteure sowie der Quartiermanager über Wünsche, Bedürfnisse und Res-
sourcen der Anwohner, aber auch über die Zusammenarbeit mit Anwohnern bzw. Ak-
teursgruppen im Quartier sowie die Zusammenarbeit mit Kollegen aus der Verwaltung 
und dem Quartiermanagement.  
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Lernen im Zusammenhang mit Beteiligung bedeutet 
Organisationales Lernen 
Soziales Lernen  
Institutionelles Lernen 
Lernen über Ressourcenverteilung im Quartier 
Tabelle 34: Lernen als Funktion von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung, vergleichende Ergebnisse 
der Fallstudien nach Quartieren und Akteursgruppen (n = 18, Mehrfachnennungen möglich; eigene 
Darstellung). 
Soziales Lernen beschrieb in den drei Fallbeispielen das gegenseitige Kennenlernen 
von Anwohnern, ein Lernen über Umgangsweisen und Interaktionsformen sowie ein 
Lernen über sich selbst. Im Wrangelkiez wurde zudem von zwei Akteuren das Lernen 
der Anwohner über Ressourcenverteilung im Quartier erwähnt. Während die Anwohner 
ausschließlich von eigenem Lernen sprachen, erwähnten Verwaltungsakteure und 
Quartiermanager insbesondere das Lernen der Anwohner als wichtigen Effekt von Be-
teiligung. Festzuhalten ist, dass diejenigen Anwohner, die Erfahrung mit Beteiligung hat-
ten, auch die Lerneffekte wahrnahmen, während Anwohner, die nur an einem Verfahren 
teilnahmen, nicht darauf zu sprechen kamen (siehe Tabelle 34).  
 
5.4.2 Akteursperspektiven auf Beteiligung in der Praxis  
Mit einer Ausnahme beschrieben alle befragten Akteure eine Umsetzung der Ergebnis-
se als übergeordnetes Ziel von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung. Entsprechend 
wurden Beteiligungsprozesse vom erwarteten Ergebnis, einer sichtbaren Veränderung, 
her gedacht und Akteurshandeln hinsichtlich seiner Effektivität bewertet. Zudem wurden 
ähnliche Erwartungen bezüglich der Kommunikation zwischen Akteuren, der Organisati-
on von Beteiligungsprozessen sowie des notwendigen individuellen Engagements ge-
äußert. Allerdings beschrieben die Akteure unterschiedliche Formen und Grade von Be-
teiligung als zielführend und wiesen sich und den übrigen Beteiligten unterschiedliche 
Rollen zu.  
Akteursspezifische Motivationen und Demotivationen 
Motivation zur Teilnahme war für acht der neun Anwohner der Wunsch, einen aktiven 
Beitrag zur Stadtteilentwicklung zu leisten, indem Verwaltungsentscheidungen beein-
flusst und Umsetzungen bzw. sichtbare Veränderungen vorbereitet werden. Dies wurde 
von Akteuren aus Verwaltung, Quartiermanagement und Politik aus ihren Erfahrungen 
heraus bestätigt. Sechs Anwohner verwiesen allerdings auch darauf, dass sie sich für 
bestimmte Themen der Quartiersentwicklung nicht interessierten und verstehen könn-
ten, wenn Andere dies ebenfalls nicht täten. Beteiligungsverfahren mit breit angelegten 
Themen wurden entsprechend kritisch gesehen, da die Fragestellungen „zu weit weg“ 
(A2) von ihren Problemen und Interessen seien. Es kann demzufolge davon ausgegan-
gen werden, dass für die Anwohner das Interesse am Thema bzw. am Planungsgegens-
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tand ausschlaggebend für ihre Entscheidung zur Teilnahme war. Dies sahen vier Quar-
tiermanager sowie ein Verwaltungsakteur ähnlich und plädierten für interessen- bzw. be-
troffenenorientierte Beteiligungsprozesse, um diese effizient durchführen zu können.  
  
Motivationen zur Teilnahme  
Demokratische 
Teilhabe 
Interesse an Politik („direkte Demokratie“) 
Handlungsfä-
higkeit herstel-
len 
Sich aktiv einbringen/Positive Veränderung erreichen 
Sich austauschen, diskutieren  
Anderen zuhören 
Eigene Meinung einbringen 
Verbesserte 
Planung 
Gemeinsames Arbeiten 
Direkte Aufforderung zur Teilnahme 
Nachbarn kennenlernen 
Lernen  
Lernen über Entscheidungsvorgänge  
Tabelle 35: Motivationen zur Teilnahme und Durchführung von Beteiligungsprozessen (n = 18; eigene 
Darstellung).  
Enttäuscht waren Anwohner insbesondere dann, wenn sie konkrete Ergebnisse bzw. ei-
ne zeitnahe Umsetzung nicht wahrnahmen, wenn sie den Eindruck gewannen, dass es 
keine Einflussmöglichkeit gäbe oder wenn ihre negativen Erfahrungen mit Beteiligung 
aus anderen Beteiligungsprozessen oder ihrem Alltag bestätigt wurden. Während die 
verfügbare Zeit der Anwohner bei der Entscheidung zur Teilnahme ein wichtiges Kriteri-
um darstellte, so wurde sie mit zunehmender Dauer eines Beteiligungsprozesses zum 
entscheidenden Bewertungskriterium. Kürzere Beteiligungsprozesse wurden durchweg 
besser eingeschätzt. Fünf Anwohner interessierten sich nach ihrer Teilnahme nicht 
mehr für den weiteren Fortgang, da sie entweder „wichtigere Dinge zu tun hatten" (A2), 
ein selbständiges Nachhaken als Überforderung empfanden oder weil sie aufgrund der 
langen Prozessdauer das Interesse verloren.  
  
Verbesserung der Planungsergebnisse 
Sichtbare bauliche Veränderungen im Quartier 
Spürbar verbesserte Beziehungen zwischen den beteiligten Akteuren 
Kriterien 
Spürbar verbesserte soziale Kontakte im Quartier 
Tabelle 36: Erwartungen von Akteuren an Ergebnisse von Beteiligungsprozessen (eigene Darstellung). 
Eine weitere Motivation der Akteure in Beteiligungsprozessen wurde in der Unterstüt-
zung der Anwohner durch andere Akteure gesehen. Insbesondere das Engagement „re-
levanter Akteure“ (A4) aus Politik und Wirtschaft, wie zum Beispiel Bürgermeister, Ver-
mieter und Wohnungsbaugesellschaften, aber auch die Unterstützung durch externe 
Moderatoren wurde dabei von den Bürgern als wichtig erachtet. Auch die Aktivität ande-
rer Anwohner in den jeweiligen Beteiligungsprozessen bzw. im Stadtteil wurde von Ver-
tretern aller Akteursgruppen als Motivation für eigenes Engagement gesehen. Die be-
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fragten Politikakteure waren sich dieser Rolle bewusst und beschrieben sie als ihren 
wichtigsten Beitrag zu Beteiligungsprozessen. Und nicht zuletzt wurden konkrete Erfolge 
und Zwischenergebnisse in Beteiligungsprozessen (Präsentationen, Baubeginn bzw. 
Bauabschnitte) motivierend für eine weitere Teilnahme bzw. Durchführung beschrieben.  
 
Motivationsunterstützung durch 
Sich ernst genommen fühlen 
Konkrete Erfolge 
Transparenz v. Prozess/Rahmenbedingungen 
Rückkopplung 
... Politikakteure 
... aktive Akteure 
... externe Moderation 
Direkte Ansprache 
Tabelle 37: Motivationsunterstützende Maßnahmen während der Teilnahme bzw. Durchführung 
(eigene Darstellung).  
Akteure aus Verwaltung, Politik und Quartiermanagement beschrieben aufgrund ihrer 
Erfahrungen eine direkte, verständliche Kommunikation, die sich an den Fähigkeiten, 
Handlungsmöglichkeiten und Ressourcen der jeweiligen Gesprächspartner orientiert 
und eine Rückkopplung auf Augenhöhe ermöglicht, als Voraussetzung von Beteili-
gungsprozessen. Diese Kommunikation ist nicht ausschließlich auf den jeweiligen Pla-
nungsgegenstand bezogen, sondern dient vielmehr dem Herstellen einer generellen 
Handlungsfähigkeit sowie der Vorbereitung gemeinsamen Arbeitens. Dazu gehöre auch 
eine direkte Information über Zuständigkeiten, Entscheidungswege, zeitliche Abläufe 
und verfügbare Ressourcen im Quartier (Räume, Geld sowie bestehende Netzwerke 
und Initiativen). Weiterhin sollten die jeweiligen Rollen der Akteure und die damit ver-
bundenen Handlungsmöglichkeiten deutlich gemacht werden sowie die Bedeutung des 
jeweiligen Prozesses für die Stadtteilentwicklung beschrieben werden (siehe Tabelle 
38). Während diese verstärkte Information für einige Akteure aus Verwaltung und Politik 
bereits als ein Ziel von Beteiligung verstanden wurde und für diese auch eine wichtige 
Motivation für ihr individuelles Engagement in Beteiligungsprozessen war (vergleiche 
Tabelle 37), wurde eine solche direkte Kommunikation von allen befragten Anwohnern 
gleichzeitig als Voraussetzung für ihr Handeln beschrieben. Demzufolge nimmt Kom-
munikation eine doppelte Rolle ein: Sie ist Voraussetzung und Ziel von Beteiligung. 
  
Verbesserung der Planungsprozesse 
Ziele des Beteiligungsprozesses 
Verwaltungsstrukturen (Zuständigkeiten, Entscheidungswege, zeitliche Abläufe) 
Verfügbaren Ressourcen (Räume, Geld, Fähigkeiten) 
Rollen der Akteure 
Handlungsmöglichkeiten (inkl. Bedeutung des Beteiligungsprozesses) 
Kriterien 
Tr
an
sp
ar
en
z 
de
r..
. 
Wechselwirkungen von Beteiligung & politischen Entscheidungen bzw. Zielen 
Tabelle 38: Transparenz als Voraussetzung für erfolgreiche Beteiligungsprozesse in der 
Stadtteilentwicklung (eigene Darstellung). 
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Im Folgenden werden Befunden zu Bezüge und Wechselwirkungen von Akteurshandeln 
in Beteiligungsprozessen zusammengefasst und diskutiert.  
Normatives Handeln in Beteiligungsprozessen 
Vier der neun befragten Anwohner an, dass sie vor ihrer ersten Teilnahme Beteiligungs-
prozesse und –verfahren als Möglichkeit sahen, Stadtteilentwicklung demokratischer zu 
gestalten. Nach der Teilnahme war allerdings nur noch ein Anwohner dieser Ansicht, da 
auch der Grad lokaler Demokratie daran gemessen wurde, ob sichtbare Veränderungen 
erreicht wurden und die Anwohner somit ihren Einfluss geltend gemacht hätten. Sichtba-
re Veränderungen waren für die Anwohner auch ein wichtiges Kriterium zur Unterschei-
dung zwischen bürgerschaftlichem Engagement, Beteiligung und Beteiligungsverfahren. 
Die befragten Anwohner nahmen teil, um „mal wirklich bisschen was mittun“ (A1), um 
„hier im Kiez was zu machen“ (A8) und zeigten damit durchaus Bereitschaft, sich für ein 
übergeordnetes Gemeinwohl zu engagieren. Bürgerschaftliches Engagement beschrie-
ben sie allerdings als selbstbestimmtes, individuelles Handeln mit konkreten Ergebnis-
sen. Bei den erlebten Beteiligungsverfahren und –prozessen sei dies – mit Ausnahme 
der Bürgerjury – nicht möglich gewesen. Des Weiteren vertraten bis auf zwei Anwohner 
alle Befragten die Ansicht, dass eine höhere Lebensqualität ausschließlich durch Inves-
titionen in die Infrastruktur der Quartiere erreicht werden könne, eine Beteiligung der 
Anwohner sei dazu nicht notwendig. Auch zwei Quartiermanager waren der Meinung, 
dass Beteiligung der Anwohner auf die jeweilige Quartiersentwicklung keinen bzw. einen 
sehr geringen Einfluss hätte. Zudem wurde darauf hingewiesen, dass die Betonung von 
Demokratie, bürgerschaftlichem Engagement und Lebensqualität in Beteiligungsprozes-
sen eher hinderlich sei, da sie zu hohe Erwartungen produziere. 
Engagement, Verantwortungsübernahme und Erfolgsdruck  
Aufgrund der Interviewergebnisse kann vermutet werden, dass eine Teilnahme an Be-
teiligungsprozessen zu einem großen Teil in individuellen Motivationen der Bürger be-
gründet ist. Der individuelle inhaltliche Bezug zum Planungsgegenstand, der Wunsch, 
aktiv und konkret zur Quartiersentwicklung beizutragen, andere Akteure kennen zu ler-
nen und ein generelles Interesse an Stadtteilentwicklung waren dabei die wichtigsten 
Faktoren. Insofern kann auch davon ausgegangen werden, dass eine Identifikation mit 
dem Quartier bzw. ein Interesse am Planungsgegenstand bereits vor der Teilnahme 
vorhanden war. Für Akteure aus Verwaltung, Politik und Quartiermanagement war die 
Durchführung, Koordination und Organisation von Beteiligungsprozessen Teil des 
Arbeitsauftrags, dennoch beschrieben acht der neun Befragten die Aussicht auf direkte 
Kontakte und Abstimmung mit den Anwohnern als ihre persönlichen Motivationen.  
Entsprechend war die Mehrzahl aller befragten Akteure zu persönlichem Engagement 
bereit, verwies aber gleichzeitig auf die große Eigenverantwortung und Selbstbindung, 
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die mit einer Teilnahme bzw. Durchführung verbunden seien. In der Konsequenz waren 
insbesondere die befragten Bürger häufig unzufrieden, wenn sie ihren eigenen Erwar-
tungen nicht gerecht werden konnten, also zum Beispiel keine sichtbaren Veränderun-
gen im Quartier bewirkt werden konnten, kein Austausch stattfand oder individuelles 
Engagement von Anderen nicht anerkannt wurde. Zu hohe Anforderungen der Anwoh-
ner an sich selbst wurden auch von drei Quartiermanagern beobachtet, insbesondere 
bei beteiligungsunerfahrenen Anwohnern. Quartiermanager kritisierten hingegen häufi-
ger die zeit- und personalintensive Organisation und Verwaltung von Beteiligungspro-
zessen. Entsprechend weniger Zeit bleibe für direkte Kontakte zu Anwohnern, was von 
ihnen als Einschränkung des ursprünglichen Arbeitsauftrags erlebt wurde. Von der Ver-
waltungsakteurin in den Gebieten Magdeburger Platz und Sparrplatz wurde in diesem 
Zusammenhang darauf hingewiesen, dass es für die Verwaltung nicht klar sei, ob und 
welcher Mehrwert für die einzelnen Ressorts durch Beteiligung zu erwarten sei. 
In der Konsequenz wurden von mehreren Akteuren eigene Bewertungskriterien entwi-
ckelt. Ein Maßstab für die Anwohner war zum Beispiel eine Umsetzung des Erarbeite-
ten: „Wenn ich weiß, das ist gut und ich weiß, es wurde auch als gut befunden, möchte 
ich es auch umgesetzt sehen.“ (A4; siehe Tabelle 39). Die Quartiermanagerinnen im 
Wrangelkiez benannten eine verstärkte Vernetzung und das gemeinsame Beantragen 
von Projekten durch Anwohner als ihre Kriterien für erfolgreiches Arbeiten. Am 
Sparrplatz wiederum sah der Quartiermanager die zunehmende Zahl an Akteuren, die 
sich regelmäßig oder temporär beteiligten und die Strukturen des Quartiermanagement 
besser bedienen konnten, als Indiz für die Wirksamkeit seiner Arbeit. In der Folge habe 
sich auch die Qualität der Diskussionen und Beteiligungsprozesse verbessert. Die Quar-
tiermanager am Magdeburger Platz beschrieben eine Zunahme an Aktivität im Quartier 
sowie eine von ihnen wahrgenommene erfolgreiche Unterstützung von Akteuren als ihre 
Erfolgskriterien. Die Verwaltungsakteure trafen dazu keine Aussagen.  
Die konkrete Bereitschaft zu eigenem Engagement wurde von der Mehrzahl der Befrag-
ten als wichtige Voraussetzung für erfolgreiche Beteiligungsprozesse gesehen. Aller-
dings kann nicht davon ausgegangen werden, dass die Bereitschaft zu Engagement in 
dauerhaftes oder regelmäßiges Engagement mündet: In allen Quartieren war je ein An-
wohner vor und nach der Teilnahme an einem Beteiligungsverfahren in Initiativen enga-
giert. Zwei weitere brachten sich nach einer ersten Tätigkeit als Bürgergutachter, zu der 
sie persönlich aufgefordert wurden zu einem späteren Zeitpunkt noch einmal in die 
Quartiersentwicklung ein, während die übrigen vier sich vor und nach einer einmaligen 
Beteiligung nicht mehr mit Stadtteilentwicklung befassten. Interessant ist in diesem Zu-
sammenhang, dass zwar alle Anwohner an Beteiligungsverfahren teilnahmen, um „mal 
wirklich bisschen was mittun“ (A1), um „hier im Kiez was zu machen“ (A8), dass sie aber 
alle die Teilnahme an Beteiligungsprozessen – mit Ausnahme der Bürgerjury – nicht als 
bürgerschaftliches Engagement empfanden. Letzteres definierten sie vielmehr als 
selbstbestimmtes, individuelles Handeln mit konkreten Ergebnissen, bei Beteiligungs-
verfahren sei dies nicht unbedingt der Fall.  
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Externer Handlungs- und Erfolgsdruck entstand insbesondere für Akteure in Verwaltung 
und Quartiermanagement. Der Erfolgsdruck könne sogar dazu führen, dass vorrangig 
Erfolg versprechende, preiswerte Maßnahmen und Projekte durchgeführt würden und 
bestehende Initiativen und Projekte nur dann eingebunden würden, wenn sie die glei-
chen Ziele wie das Quartiermanagement verfolgten. Angemerkt wurde weiterhin, dass 
das verstärkte Einbeziehen nicht-institutioneller Akteure in die Quartiersentwicklung 
zwar ein richtiger Ansatz sei, eine Wertschätzung der Arbeit der Quartiermanager und 
Verwaltungsakteure dadurch aber kaum stattfinden könne. Von zwei Akteuren wurde 
zudem darauf hingewiesen, dass eine Berichterstattung in den Medien falsche oder zu 
hohe Erwartungen produziert könne, welche sich nicht mit der Praxis vereinbaren lie-
ßen.  
Individuelle Rechte, Pflichten und Nutzen  
In den Interviews wurde von allen Befragten darauf hingewiesen, dass Beteiligungspro-
zesse eine gute Gelegenheit seien, Meinungen und Bedürfnisse der Anwohner zu 
sammeln und anzuhören. Dies wurde allerdings in der Regel als Selbstverständlichkeit 
vorausgesetzt. Der Bedarf an gegenseitiger Information, Austausch, Rückkopplung und 
gemeinsamem bzw. abgestimmtem Handeln spielte übereinstimmend eine größere Rol-
le, unabhängig von der bevorzugten Beteiligungsform. Darüber hinaus wurde von zwei 
Dritteln der Befragten, insbesondere von Bürgern, Verwaltungsakteuren und Quartier-
managern, auch der Wunsch nach gemeinsamem Arbeiten betont („Ping-Pong spielen“, 
QM1), wobei alle Akteure ähnliche Rechte und Pflichten haben, sich gegenseitig ernst 
nehmen und Wert schätzen sollten. Unterschiedliche Ansichten bestanden allerdings 
darin, wie dieses gemeinsame Arbeiten aussehen solle (vergleiche Kapitel 5.4.4).  
Die Mehrzahl der Befragten erhoffte sich - zusätzlich zu einer konkreten Verbesserung 
im Quartier - auch einen individuellen bzw. institutionellen Nutzen durch ihr Engage-
ment. Genannt wurden in diesem Zusammenhang sowohl sichtbare Verbesserungen 
der unmittelbaren Wohnumgebung bzw. ein sichtbar verändertes bzw. vereinfachtes 
Verwaltungshandeln von den Bürgern, Arbeitserleichterungen durch erhöhte Legitimati-
on und Akzeptanz von Quartiermanagern und Verwaltungsakteuren sowie die gegensei-
tige Anerkennung der geleisteten Arbeit.  
 
5.4.3 Zwischenfazit: Akteursperspektiven auf Beteiligung in der Praxis 
Im Vergleich der drei Fallstudien zeigten sich akteursgruppenübergreifend ähnliche Ein-
schätzungen der Rahmenbedingungen und Voraussetzungen von Akteurshandeln.  
• Die Ergebnisorientierung der befragten Akteure wurde mit einem wahrgenommenen 
Handlungsbedarf im Quartier begründet. Individuelles Engagement wurde in der 
Konsequenz als aktiver Beitrag zu einer positiven Veränderung gesehen. Dieses En-
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gagement setzt allerdings transparente Rahmenbedingungen und abgestimmte Ver-
waltungsstrukturen voraus.  
• Einseitig intentionales Handeln, wie zum Beispiel Information und das Einbringen von 
Meinungen, wurde bei einer Entscheidung zur Teilnahme bzw. zur Durchführung 
vorausgesetzt. Von Verwaltungsakteuren wurde dies zudem als Ziel von Beteili-
gungsprozessen gesehen. In der Regel beschrieben die befragten Akteure Beteili-
gung an der Stadtteilentwicklung als abgestimmtes bzw. gemeinsames Handeln, 
welches gegenseitige Wertschätzung, ein spezifisches Kommunikationsverhalten (of-
fen, direkt, rückkoppelnd) sowie ähnliche oder gleiche Rechte und Pflichten aller Ak-
teure voraussetzt.  
• Das Selbstverständnis einer Mehrzahl der Akteure war zudem durch hohe Ansprü-
che an eigenes Handeln geprägt. Wenngleich das Erreichen positiver Veränderun-
gen im Stadtteil im Vordergrund stand, so erwarteten viele der Befragten auch eine 
Anerkennung ihres Engagements durch die übrigen Akteure.  
Unterschiedliche Formen und Grade von Beteiligung  
In der Regel beschrieben Akteure ergebnis- und umsetzungsorientierte Beteiligungsfor-
men mit begrenzter Dauer, wie zum Beispiel Projektarbeit und Bürgerjurys, als effektiver 
auf Quartiersebene als thematisch breit und auf lange Zeiträume angelegte Verfahren 
und Prozesse. Dieser Ansicht waren sie insbesondere dann, wenn sie Erfahrung mit 
verschiedenen Methoden und Formen der Beteiligung hatten. Eine Unterscheidung zwi-
schen Beteiligung und Beteiligungsverfahren wurde in den Interviews nur von ausgebil-
deten Planern und Architekten bewusst getroffen, wesentlich häufiger wurden die bei-
den Begriffe in den Interviews synonym verwendet. Anwohnern, aber auch Quartierma-
nagern, Politik- und Verwaltungsakteuren, war der Unterschied entweder unbekannt o-
der von geringer Bedeutung, da jeweils die Ergebnisse im Vordergrund standen.  
 
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist 
Persönliche Rückkopplung  
Meinung/Wissen der Anwohner einbringen 
Vorbereitung einer sichtbaren Veränderung 
Eigenengagement 
Auf konkrete Maßnahmen bezogen  
direkte Information vor Ort  
von Fall zu Fall festzulegen 
Vernetzung 
Besser temporär  
Prävention  
Tabelle 39: Akteursdefinitionen von Beteiligung an Stadtteilentwicklung im Vergleich (n = 18; eigene 
Darstellung).  
Von den Befragten wurde Beteiligung jedoch individuell verschieden nach dem Grad 
des Einbeziehens bzw. des Überlassens von Entscheidungsverantwortung definiert. 
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Von den befragten Anwohnern wurden generell offene, direkte Formen mit Möglichkeit 
zu Eigenengagement und Entscheidungsbeteiligung bzw. –verantwortung bevorzugt. 
Die befragten Verwaltungs-, Politikakteure sowie Quartiersmanager begrüßten diese 
Sicht der Bürger zwar grundsätzlich, gleichzeitig gingen sie aber davon aus, dass For-
men und Grade von Beteiligung entsprechend der jeweiligen Ziele und Zielgruppen zu 
wählen seien. Mit spezifischen Formen und Graden der Beteiligung wurden nicht nur 
Akteursgruppen (Verwaltungsakteuren, Politikakteuren, Quartiermanagern und Bürgern) 
unterschiedliche Rollen zugewiesen, insbesondere Bürger und Quartiermanager be-
schrieben auch für sich selbst individuell unterschiedliche Rollen in Beteiligungsprozes-
sen. Die befragten Quartiermanager sahen ihre Rolle zum Beispiel als „Motoren“ (QM1), 
„Vermittler“ (QM3) oder „Unterstützer“ (QM4). Anwohner beschrieben sich selbst als un-
abhängige „lokal Handelnde“ (A2, ähnlich A1//A4/A7/A8), als „kritische Begleiter“ von 
Verwaltungsarbeit (A3) oder „politisch Interessierte“ (A5, ähnlich A2/A6/A9). Verwal-
tungsakteure sahen sich wiederum in der Rolle, Beteiligungsprozesse zu ermöglichen 
bzw. zwischen Verwaltung und Bürgern zu vermitteln und Politikakteure sahen ihre Rol-
le in der „Motivation der Bürger“ (P1/P2). Akteursgruppenübergreifend wurde Beteili-
gung aber auch mit Vernetzung bzw. Netzwerken in Verbindung gebracht. Die Anwoh-
ner betrachteten institutionelle Akteure allerdings nicht unbedingt als Mitglieder dieser 
Netzwerke, während diese sich sehr wohl als Beteiligte, Anlaufpunkt oder Schnittstelle 
verstanden. Eine Verbindung von Beteiligung zu lokaler Demokratie, Gemeinwohl und 
Lebensqualität wurde zwar von einigen Akteuren hergestellt, insgesamt spielten diese 
Themen jedoch eine untergeordnete Rolle.  
Beteiligungskulturen  
Über diese Befunde hinaus zeigten sich in der Auswertung auch quartiersspezifische 
Perspektiven auf Beteiligung. So wurden am Magdeburger Platz von den befragten An-
wohnern vor allem Information, direkte Kommunikation, Rückkopplung und gegenseitige 
Wertschätzung eingefordert, am Sparrplatz wurde die Bedeutung gegenseitiger Rechte 
und Pflichten sowie abgestimmten bzw. gemeinsamen Arbeitens für die Quartiersent-
wicklung herausgestellt. Im Wrangelkiez wurde hingegen die Bedeutung selbständigen 
Handelns der Anwohner herausgestellt. Diese Unterschiede können zum einen auf die 
Bewohnerstruktur zurückgeführt werden, so waren zum Beispiel am Magdeburger Platz 
vorwiegend ältere Anwohner aktiv, die zwar Zeit hatten, aber - nach eigenen Aussagen - 
relativ wenig Erfahrungen mit Beteiligung und bürgerschaftlichem Engagement. Diese 
Beobachtung machte auch der Quartiermanager, für den in der Konsequenz ein großer 
Teil seiner Arbeit in der Aktivierung und direkten Ansprache der Anwohner bestand. 
Auch diejenigen Anwohner, die sich im Quartiersbüro informierten, waren vorwiegend 
Bürger über 50 Jahre. Zudem existierten zu Beginn des Quartiermanagement wenige I-
nitiativen und Projekte, die allerdings - nach Aussagen der beiden Quartiermanager so-
wie eines Anwohners - kaum untereinander vernetzt waren.  
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Zum anderen sind Formen und Grade von Beteiligung auch eng an das Rollenverständ-
nis der Akteure geknüpft. So sahen sich insbesondere Anwohner mit wachsender Betei-
ligungserfahrung in der Lage, Entscheidungen selbständig zu treffen. Im Wrangelkiez 
besteht zum Beispiel eine über Jahrzehnte gewachsene Kultur bürgerschaftlichen und 
politischen Engagements, aus der zahlreiche Initiativen und Selbsthilfegruppen hervor-
gingen. Die Implementierung des Quartiermanagement mit dem Anspruch, Anwohner zu 
aktivieren, Initiativen zu vernetzen und Handeln koordinieren, führte daher zu Konflikten 
mit Quartiermanagement und Verwaltung, die sich als Schnittstelle verstanden und über 
die Aktivitäten der Bürger im Quartier informiert sein wollten. Diese Konflikte wurden erst 
beigelegt, nachdem sich die Akteure kennen gelernt, ihre Rollen und Handlungsspiel-
räume geklärt und gegenseitiges Vertrauen entwickelt hatten.  
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6. Fazit und Schlussfolgerungen  
Ziel dieser Arbeit war die Untersuchung von Akteursperspektiven auf Beteiligung an der 
Stadtteilentwicklung in Theorie und Praxis. Im Folgenden werden die Befunde zu Ak-
teursperspektiven auf Beteiligung in der Praxis zu den konkretisierten Arbeitsthesen aus 
Kapitel 3.6 in Beziehung gesetzt. Darüber hinaus werden Gemeinsamkeiten bzw. Unter-
schiede zu den Ergebnissen der Literaturanalyse aus Kapitel 2 bis 4 beschrieben. Im 
Anschluss werden Empfehlungen für die Praxis von und Forschung zu Beteiligung an 
der Stadtteilentwicklung abgeleitet.  
 
6.1 Akteursperspektiven auf Beteiligung in der Praxis 
Angenommen wurde, dass in Beteiligungsprozesse eingebundene Akteure (Politik, 
Verwaltung, Anwohner, intermediäre Organisationen) Ziele, Strukturen, Rollen und 
Handlungsmöglichkeiten sowie die jeweiligen Rahmenbedingungen von Beteiligung und 
Stadtteilentwicklung unterschiedlich einschätzen und entsprechend handeln möchten – 
dass sie also unterschiedliche Perspektiven auf Beteiligung haben, die in individuellen 
Motivationen, Interessen und Erwartungen der Akteure begründet sind. 
Die Analyse der Interviews zeigte, dass akteursgruppenübergreifend ein Handlungsbe-
darf in den Quartieren gesehen wurde. Entsprechend beschrieben die Akteure Beteili-
gung an der Stadtteilentwicklung als ergebnisorientiertes Handeln, welches ein abge-
stimmtes bzw. gemeinsames Arbeiten ermöglichen sowie in angemessener Zeit wahr-
nehmbare Veränderungen hervorbringen soll. Direkte Kommunikation zwischen Akteu-
ren ist dabei Voraussetzung und Ziel zugleich (vergleiche Kapitel 5.4.2).  
Als akteursgruppenübergreifende Interessen können demnach das Herstellen von 
Handlungsfähigkeit sowie die Produktion sichtbarer Ergebnisse (Umsetzungen bzw. 
wahrnehmbar veränderte Verhaltensweisen staatlicher Akteure) beschrieben werden. In 
der Konsequenz ist die Effektivität des eigenen sowie des gemeinsamen Handelns auch 
das wichtigste Bewertungskriterium; mangels objektiver Maßstäbe kommen dabei 
durchaus auch subjektive zum Einsatz (vergleiche ebd.). Eine Mehrzahl der Akteure war 
sich zudem bewusst, dass Beteiligungsprozesse auf lokaler Ebene auf Hindernisse un-
terschiedlichster Art stoßen können, wie zum Beispiel knappe Finanzen, sich widerspre-
chende Planungen oder nicht abgestimmte Strukturen in Politik und Verwaltung. Das 
geäußerte Interesse der Anwohner an der Quartiersentwicklung kann als Identifikation 
mit dem Quartier interpretiert werden, die in der Regel ein individuell definiertes Ge-
meinwohl mitdenkt.  
Motivationen der Akteure zu einer Teilnahme an bzw. Durchführung von Beteiligung la-
gen in der Konsequenz darin, aktiv an der Gestaltung der Quartiere mitzuwirken. Für 
Bürger geht es dabei vorrangig um das Erreichen konkreter Verbesserungen in ihrem 
Wohnumfeld. Für Verwaltungs- und Politikakteure sowie Quartiermanager stand eben-
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falls das Herstellen konkreter Verbesserungen im Vordergrund. Allerdings umfasste dies 
sowohl eine Verbesserung der Infrastruktur, der Sozialstruktur als auch des Quartiers-
image. Darüber hinaus gaben sie als Motivation an, mit der Durchführung von Beteili-
gungsprozessen ein verändertes, das heißt flexibleres, bedarfs- und zielgruppenorien-
tiertes, Verwaltungshandeln zu zeigen.  
Aus diesen Interessen und Motivationen leiten sich unmittelbar auch Erwartungen an 
Akteurshandeln und lokale Organisations- und Verwaltungsstrukturen ab. Akteursgrup-
penübergreifend wurden zum Beispiel transparente Strukturen und Rahmenbedingun-
gen (Finanzen, verfügbare Ressourcen, Ziele, Strukturen, mögliche Probleme einer 
Umsetzung) vorausgesetzt, um das eigene Handeln einordnen und gemeinsame Hand-
lungsmöglichkeiten abschätzen zu können. Verwaltungs- und Politikakteure gingen zu-
dem davon aus, dass eine Durchführung von Beteiligungsprozessen zu einer vergrößer-
ten Legitimation und Akzeptanz ihres Handelns führt. Weiterhin wurde von allen Befrag-
ten eine direkte und verständliche Kommunikation zwischen Akteuren erwartet. Diese 
ermöglicht, Beziehungen und Vertrauen zwischen Akteuren herzustellen, konkretes 
Handeln abzustimmen sowie individuelle Rechte und Pflichten zu vereinbaren, setzt a-
ber wiederum eine Bereitschaft der Akteure zu Rückkopplung und Austausch voraus. 
Insbesondere Anwohner, aber auch einige Quartiermanager und die Verwaltungsakteu-
re, gingen zudem davon aus, dass ihr Engagement positive Veränderungen bewirken 
könne und dies auch von den übrigen Beteiligten anerkannt werde. Kritik an Beteili-
gungsprozessen wurde entsprechend dann geäußert, wenn diese hohen Erwartungen 
an Akteurshandeln nicht erfüllt werden konnten und keine sichtbaren Veränderungen 
aus den Prozessen hervorgingen. Möglicherweise sind aber genau diese hohen An-
sprüche an Akteure und Beteiligungsprozesse auch ein Hinderungsgrund zur Teilnah-
me.  
Waren die Perspektiven auf Akteurshandeln in Beteiligungsprozessen recht ähnlich, so 
wurden doch unterschiedliche Formen und Grade von Beteiligung bevorzugt. Die be-
fragten Bürger schätzten in der Regel ergebnisorientierte Arbeitsgruppen mit kurzer 
Dauer und Entscheidungsbefugnis, unabhängiges, individuelles Engagement sowie 
Netzwerke als sinnvollste und effektivste Handlungsformen ein. Akteure aus Politik, 
Verwaltung und Quartiermanagement konnten diese Einschätzung der Anwohner bestä-
tigen, betonten allerdings, dass Formen und Grade der Beteiligung situativ nach Zielen 
und Zielgruppen zu wählen seien. Allerdings zeigten beteiligungserfahrene Akteure häu-
fig auch eine pragmatischere Sicht auf Beteiligungsprozesse: Zum Beispiel gaben 
Anwohner an, dass sie nicht bei allen Entscheidungen im Quartier beteiligt werden 
wollten und Quartiermanager und Verwaltungsakteure zeigten ein größeres Vertrauen in 
die Fähigkeiten und Kompetenzen der Anwohner, nachdem sie mit ihnen 
zusammengearbeitet hatten (Erfahrungslernen). So wurden zum Beispiel im Verlauf des 
Quartiermanagement in Berlin die Bürgerjury als neue Methode mit größerer 
Entscheidungsbefugnis der Anwohner entwickelt. 
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6.2 Beteiligung an der Stadtteilentwicklung zwischen Theorie und Praxis  
Angenommen wurde vor Durchführung der Fallstudien, dass Akteurshandeln in Beteili-
gungsprozessen zukünftig stärker auf gemeinsame Bezugspunkte (Begriffe, Ziele und 
Inhalte) sowie Synergieeffekte und Wechselwirkungen angewiesen sein wird. Weiterhin 
wurde angenommen, dass wissenschaftliche Definitionen von Beteiligung sowie Modelle 
und Erklärungsansätze Akteurshandeln in der Stadtteilentwicklung nur bedingt fassen 
können.  
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung wird, den Ergebnissen der Fallstudien zufolge, 
immer aus den Perspektiven der jeweiligen Akteure gedacht. Gleichzeitig wurde deut-
lich, dass Akteure ihr Handeln auch in Bezug zu dem der übrigen Beteiligten setzen. So 
wurden zum Beispiel spezifische Erwartungen an eigenes und fremdes Handeln, Rollen 
und Handlungsmöglichkeiten entwickelt. Zudem wurden die Bereitschaft und Fähigkeit 
aller Akteure, mit Anderen in direkten Kontakt und Austausch zu treten, akteursgrup-
penübergreifend und unabhängig von bevorzugten Formen und Graden von Beteiligung 
als Voraussetzungen für Beteiligungsprozesse benannt. Ein Unterschied zwischen The-
orie und Praxis besteht allerdings in der Relevanz dieser Erwartungen bzw. Vorausset-
zungen für die Akteure in der Praxis. So werden zum Beispiel direkte Kontakte und Aus-
tausch als zwei von vielen Funktionen von Beteiligungsverfahren und –prozessen be-
schrieben (vergleiche Kapitel 2.1 und 3.2), allerdings wird der hohe Stellenwert von Aus-
tausch, Rückkopplung für Akteure in der Praxis dadurch nicht deutlich. Ähnlich verhält 
es sich mit der Forderung nach transparenten Strukturen und Rahmenbedingungen: 
Diese werden in der Literatur ebenfalls als eine von mehreren Voraussetzungen für ver-
besserte Beteiligungsprozesse beschrieben, dabei wird aber nicht deutlich, dass sie, 
den Aussagen der Akteure zufolge, eine wesentliche Grundlage für das Einschätzen 
von Handlungsmöglichkeiten sind.  
Unterschiede zwischen Theorie und Praxis zeigen sich zudem anhand des Verhältnis-
ses von Beteiligung zu lokaler Demokratie, bürgerschaftlichem Engagement und Le-
bensqualität in den Quartieren. Diese in der wissenschaftlichen Diskussion hergestellten 
Verbindungen wurden in der Praxis akteursgruppenübergreifend kritisch eingeschätzt, 
da Bezüge zu eigenem bzw. gemeinsamem Handeln in Beteiligungsprozessen kaum 
gesehen wurden. Das Betonen einer solchen Verbindung wurde vielmehr als hinderlich 
für die Praxis eingestuft, da sie zu hohe Erwartungen bei den Beteiligten, aber auch im 
weiteren Umfeld (Quartier, Medien), generieren könnten.  
An diesem Punkt werden auch die Grenzen der in Kapitel 3.6 analysierten institutionel-
len bzw. normativen Handlungs- und Erklärungsmodelle deutlich. Die komplexen Bezü-
ge und Wechselwirkungen von Handeln in Beteiligungsprozessen können nicht voll-
ständig beschrieben werden, da diese immer auch von den konkreten Akteuren und Ak-
teurskonstellationen abhängig sind. Zudem gehen diese Modelle von einer Gemein-
wohlorientierung der Akteure aus und setzen ein generelles Interesse der Anwohner an 
Quartiersentwicklung voraus. Damit vernachlässigen sie wiederum individuelle Interes-
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sen und Motivationen ebenso wie notwendige Voraussetzungen zur Durchführung von 
bzw. Teilnahme an Beteiligungsprozessen.  
Nicht zuletzt wird in der Literatur des Öfteren darauf hingewiesen, dass Akteure in 
Beteiligungsprozessen über andere Akteure, Organisationen und Strukturen lernen 
könnten (vergleiche Kapitel 2.1). Aufgrund der Ergebnisse der Interviews kann dies bes-
tätigt werden, allerdings wurde darauf nur von beteiligungserfahrenen Akteuren hinge-
wiesen. Es muss daher angenommen werden, dass Akteuren ein Lernen häufig erst bei 
wiederholter Durchführung bzw. Teilnahme bewusst wird. Darüber hinaus kann davon 
ausgegangen werden, dass eine zunehmende Beteiligungserfahrung eine Annäherung 
der Perspektiven von Akteuren befördert. So wurden von erfahrenen Akteuren aus 
Verwaltung, Quartiermanagement und Bürgerschaft nicht nur recht ähnliche Vorstel-
lungen zu Akteurshandeln geäußert, sondern anderen Akteuren häufig auch ein 
größeres Vertrauen entgegengebracht und Verständnis geäußert, indem auf 
eingeschränkte Handlungsmöglichkeiten anderer Akteure durch Sachzwänge, 
beschränkte verfügbare Zeit bzw. persönliche Probleme verwiesen wurde.  
Begriffe und Inhalte  
Sowohl im Vergleich wissenschaftlicher Perspektiven auf Beteiligung als auch in der 
Sekundärevaluation des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt wurde deutlich, dass 
die Mehrfachbesetzung des Beteiligungsbegriffs zu Missverständnissen bezüglich Zie-
len von Beteiligung sowie Rollen und Handlungsmöglichkeiten der Akteure führen kann 
(vergleiche Kapitel 2.6 und 4.1). Auch in den Fallstudien wurden Probleme einer begriff-
lichen Abgrenzung deutlich: „Beteiligung“ wurde in der Regel von Politikern, Verwal-
tungsakteuren sowie Quartiermanagern als Sammelbegriff für unterschiedliche Formen, 
Grade und Handlungsprinzipien verwendet; Anwohner, aber auch manche Quartierma-
nager verbanden mit Beteiligung allerdings auch spezifische Formen und Grade (ver-
gleiche Kapitel 5.4). Weiterhin wurde nur von Planungsexperten zwischen Beteiligung 
und Beteiligungsverfahren unterschieden, und die erlebten Beteiligungsverfahren – mit 
Ausnahme der Bürgerjury – wurden von Anwohnern nicht als bürgerschaftliches Enga-
gement beschrieben, da selbstbestimmtes, individuelles Handeln mit konkreten Ergeb-
nissen ihrer Einschätzung dort nicht möglich war. Dennoch definierten die Anwohner 
Beteiligung, ähnlich wie bürgerschaftliches Engagement, als effektives, zeitlich begrenz-
tes, umsetzungsorientiertes Arbeiten. Einige Akteure aus Verwaltung und Quartierma-
nagement beschrieben ein solches Handeln wiederum als Projektarbeit. Und nicht zu-
letzt wurden bestimmte Formen und Grade der Beteiligung aus der eigenen Erfahrung 
als erfolgreicher eingeschätzt: Neben verstärkter, direkter Information waren dies insbe-
sondere diejenigen Ansätze, die einen vielfältigen Austausch zwischen Akteuren bzw. 
gemeinsames Handeln ermöglichten.  
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist immer seltener nur Information der Bürger 
und Beratung der Verwaltungsakteure. Soziale Probleme, politische Sachzwänge und 
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knappe Kassen in den Kommunen erhöhen den Handlungsdruck auf alle Akteure. In der 
Konsequenz stehen die Produktion von Ergebnissen und effektives Handeln im Vorder-
grund. Flexibleres, informelles Verwaltungshandeln eröffnet dabei zunächst eine große 
Zahl an Möglichkeiten für Akteure sowie für Stadtteilentwicklung; eine Vielzahl von Rol-
len, Formen, Graden, Methoden und Handlungsprinzipien ist demnach in der Praxis 
denkbar. Dies kann für Akteure aber auch zur Belastung werden, da eine hohe Flexibili-
tät, ein erhöhter Abstimmungsbedarf und – für Verwaltungsakteure und Quartiermana-
ger – eine hohe Steuerungskompetenz gefordert ist. Denn auch wenn Entscheidungen 
auf lokaler Ebene zunehmend den Bürger überlassen werden, verbleiben Beteiligungs-
prozesse in der Ergebnisverantwortung der Verwaltung bzw. von ihr beauftragter inter-
mediärer Akteure. Einige Quartiermanager waren zum Beispiel mit ihrer komplexen Auf-
gabe teilweise überfordert, und von der Mehrzahl der Anwohner wurde eine mit klaren 
Aufgaben versehene Rollenzuteilung als effektive Möglichkeit einer Beteiligung gese-
hen. 
Gleichzeitig hat Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ein Imageproblem. So wurde 
zum Beispiel von Akteuren und Quartiermanagern darauf hingewiesen, dass Beteili-
gungsprozesse und insbesondere Beteiligungsverfahren als schlechter Ersatz für Ei-
genengagement gesehen werden könnten, insbesondere dann, wenn davon ausgegan-
gen wird, dass keine sichtbaren Verbesserungen erreicht werden könnten. In der Kon-
sequenz ist es denkbar, dass interessierte Anwohner, die zu bürgerschaftlichem Enga-
gement bereit sind, nicht an Verfahren oder Prozessen teilnehmen, weil sie diese nicht 
als beste Möglichkeit sehen, Veränderungen im Stadtteil zu erreichen.  
 
6.3 Chancen und Grenzen des Untersuchungsansatzes  
Der explorative Ansatz erwies sich auch im Nachhinein aus drei Gründen als sinnvoll. 
Erstens brachte die Analyse der Literatur sowie der Fallbeispiele weiterführende Ergeb-
nisse im Hinblick auf bisher wenig beachtete Aspekte von Beteiligung und Wechselwir-
kungen von Akteurshandeln. Die (erweiterten) Arbeitsthesen konnten zudem durch die 
Ergebnisse der Fallstudien weitgehend bestätigt werden. Zweitens zeigte sich, dass sich 
auch in den Quartieren mit ähnlichen Rahmenbedingungen durchaus unterschiedliche 
Perspektiven auf Beteiligung (Beteiligungskulturen) herausbilden können. Diese erfor-
dern spezifische Strategien und Maßnahmen der Verwaltungsakteure und Quartiersma-
nager. Und drittens konnte festgestellt werden, dass auch innerhalb der Akteursgruppen 
unterschiedliche Perspektiven auf Beteiligung vorhanden sind, welche sich zudem über 
die Jahre verändern können.  
Die Ergebnisse der Interviews und der Fallstudien beschreiben nicht verallgemeinerbare 
Ausschnitte aus dem Beteiligungsalltag in den untersuchten Quartieren. Es handelt sich 
weder um einen repräsentativen Querschnitt von Akteuren, noch war es möglich, mit 
diesem explorativen Untersuchungsansatz alle Beteiligungsansätze sowie das Akteurs-
handeln in den Quartieren auch nur annähernd vollständig zu beschreiben. So konnten 
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zum Beispiel nur die Motivationen, Interessen und Erwartungen beschrieben werden, 
die von den Akteuren genannt wurden. Weiterhin konnten nur Wirkungen von Akteurs-
handeln untersucht werden, die auch den Akteuren bewusst waren. Es ist daher nicht 
auszuschließen, dass es weitere versteckte Interessen, Motivationen und Erwartungen 
gibt, die Beteiligungsprozesse zusätzlich erschweren können 
In der Konsequenz ist zu fragen, welche Relevanz die Ergebnisse für die wissenschaftli-
che Diskussion sowie die Praxis von Beteiligung haben. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass diese Ergebnisse nicht direkt übertragbar sind. Vorrangig sollen die Be-
funde dieser Arbeit daher als Anregung dienen, erneut über Beteiligung an der Stadtteil-
entwicklung nachzudenken. Folgerungen und Empfehlungen für Theorie und Praxis, die 
sich aus den Ergebnissen dieser Arbeit ableiten lassen, werden abschließend zusam-
mengestellt.  
 
6.4 Empfehlungen für Theorie und Praxis  
Aus den Ergebnissen der Arbeit lassen sich folgende Empfehlungen für Praxis, For-
schung sowie für eine zukünftige stärkere Verbindung von Theorie und Praxis ableiten.  
Für die Praxis  
1) Für die Organisation von Beteiligungsprozessen ist als Konsequenz aus diesen Be-
funden eine stärkere Anbindung an individuelle Interessen, Motivationen und Erwar-
tungen der Akteure notwendig. Dies beinhaltet, Zwischenergebnisse und Ergebnisse 
zu produzieren, gezielt Motivationen zu stärken und demotivierende Faktoren zu 
schwächen.  
2) Darüber hinaus gilt es, vorab Rechte und Pflichten der Akteure zu klären sowie, 
wenn möglich, die Dauer zu beschränken. Nicht zuletzt sollten Rahmenbedingungen 
wie verfügbare Finanzen, Fähigkeiten, Zuständigkeiten sowie Handlungsmöglichkei-
ten, Rollen und Grenzen verständlich und realistisch erklärt werden. Ansätze wie Ak-
tionsfonds und Bürgerjury wurden nicht nur aufgrund ihres hohen Grades an Ent-
scheidungskompetenz von vielen befragten Akteuren bevorzugt, sondern auch auf-
grund der klar definierten Aufgabenbeschreibung und Übersicht über vorhandene fi-
nanzielle Mittel in den Quartieren.  
Für die Forschung 
1) Für die Forschung ergibt sich der Bedarf, Handlungs- und Erklärungsmodelle hin-
sichtlich ihrer Perspektiven auf Akteurshandeln zu überprüfen und die Konsequenzen 
der Flexibilisierung von Verwaltungshandeln in Beteiligungsprozessen zu untersu-
chen. 
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2) In den Fallstudien zeigte sich, dass die Perspektiven auf Beteiligung nicht zwingend 
an Akteursgruppen gebunden sind, vielmehr näherten sich zum Beispiel Positionen 
von Verwaltungsakteuren und Bürgern an. In diesem Zusammenhang sind verglei-
chende Untersuchungen zu Akteurslernen in Beteiligungsprozessen sowie Systema-
tisierungen von Erfahrungen notwendig. Auch ein Bezug zu anderen Disziplinen wie 
zum Beispiel Gemeinde- bzw. Umweltpsychologie, Soziale Arbeit und Kooperati-
onsmanagement könnten wertvolle Hinweise bezüglich der Einordnung von Akteurs-
handeln liefern. 
3) Weiterer Forschungsbedarf besteht auch bezüglich der angenommenen Verbindung 
von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung und Beteiligungsverfahren zu bürger-
schaftlichem Engagement, sozialem Kapital, Gemeinwohl, Lebensqualität, Demokra-
tie und Beteiligung und der damit verbundenen Rollenzuweisungen und Handlungs-
möglichkeiten in der Theorie sowie in normativen Handlungs- und Erklärungsmodel-
len.  
4) Die Ergebnisse der Fallstudien sind – wie bereits angemerkt – nicht direkt auf andere 
Kommunen übertragbar. Entsprechend sollte untersucht werden, welche Unterschie-
de und Gemeinsamkeiten auf regionaler, nationaler und auch internationaler Ebene 
bezüglich der Befunde bestehen.  
Für die Verbindung von Theorie und Praxis  
1) Infolge der Ergebnisse stellt sich die Frage, wie normative Konzepte und Begriffe in 
die Praxis übersetzt werden können. Dies beinhaltet nicht nur die Entwicklung von 
Kriterien und Definitionen, sondern auch die Frage, wie und ob solche Begriffe über-
haupt in der Praxis verwendet werden sollen.  
2) Unklar ist auch, ob der bedeutungsoffene Begriff der Beteiligung als Bezugspunkt für 
Akteurshandeln im Rahmen von Stadtteilentwicklung noch geeignet ist. In der Litera-
tur häufen sich zum Beispiel Hinweise, dass Beteiligung mittlerweile in der Stadtteil-
entwicklung so allgegenwärtig ist, dass eine Übersättigung mit dem Begriff möglich 
ist (SELLE 2006: 498ff; vergleiche COOKE/KOTHARI 2001: 17: MOSSE 2001: 18).  
3) Weiterhin fehlen Untersuchungen zu Kommunikationsfähigkeiten und Kommunikati-
onsstilen von Akteuren sowie zu non-verbalen Kommunikationsformen in der Stadt-
teilentwicklung.  
4) Und nicht zuletzt ist zu untersuchen, wie Erfahrungen mit Beteiligung an der Stadt-
teilentwicklung an andere Akteure weiter gegeben werden können, wie ein Lernen 
der Akteure unterstützt und ggf. erleichtert werden kann. Auch hier könnten Syste-
matisierungen und vergleichende Studien wertvolle Hinweise liefern.  
Diese Untersuchung berücksichtigte vorwiegend Akteure, die Beteiligung an der Stadt-
teilentwicklung gegenüber positiv eingestellt sind. Dennoch - und dieser Widerspruch 
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bleibt ungelöst – setzt Beteiligung souveräne Akteure voraus, die bereit und fähig sind 
zu handeln: Sie setzt die Alltags- und Fachkompetenz der Zuständigen voraus, die Be-
reitschaft Aller zu Selbstbindung und Offenheit gegenüber anderen. Dies schließt nicht 
aus, dass es im konkreten Fall zu Konflikten kommen kann. Es klärt auch nicht die Fra-
ge, ob und wie Anwohner aktiviert werden können, die Beteiligung an der Stadtteilent-
wicklung nicht als Option sehen. Und es löst auch nicht die Frage, ob sich Akteure, die 
bisher Vorbehalte gegenüber Beteiligungsprozessen hatten, in Zukunft für eine Teil-
nahme oder Durchführung zu begeistern sind.  
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Anhang I: Liste der Interviewpartner 
Quartier Magdeburger Platz: Vornamen und Ort 
Herr Armbrust, Anwohner - Interview durchgeführt am 18. Oktober 2003 bei ihm zuhau-
se. 
Herr Brückner, Anwohner - Interview durchgeführt am 23. Oktober 2003 bei ihm zuhau-
se. 
Herr Dörr, Anwohner - Interview durchgeführt am 7. Dezember 2003 bei ihm zuhause. 
Frau Ewald, Quartiermanagerin - Interview durchgeführt am 13. Januar 2004 in ihrem 
Büro. 
Frau Förster, Referentin des Bürgermeisters für das Quartiermanagement - Interview 
durchgeführt am 23. Januar 2004 in ihrem Büro. 
Herr Gormann, Quartiermanager - Interview durchgeführt am 8. November 2003 in sei-
nem Büro. 
 
Quartier Sparrplatz:  
Herr Klein, Quartiermanager - Interview durchgeführt am 17. Mai 2004 in seinem Büro. 
Frau Mansfeld, Anwohnerin - Interview durchgeführt am 15. November 2003 bei ihr zu-
hause. 
Herr Niklas, Anwohner - Interview durchgeführt am 29. Oktober 2003 in einem Café. 
Frau Förster, Referentin des Bürgermeisters für das Quartiermanagement - Interview 
durchgeführt am 23. Januar 2004 in ihrem Büro. 
Frau Oswald, Koordinatorin im Bezirksamt - Interview durchgeführt am 24. Februar 2004 
in ihrem Büro. 
Herr Peters, Anwohner - Interview durchgeführt am 2. November 2003 bei ihm zuhause. 
 
Quartier Wrangelkiez:  
Frau Tomlin/Frau Schorr, Quartiermanagerinnen - Interview durchgeführt am 3. März 
2004 in ihrem Büro. 
Herr Recktenwald, Koordinator im Bezirksamt - Interview durchgeführt am 25. Februar 
2004 in seinem Büro. 
Frau Sander, Anwohnerin - Interview durchgeführt am 17. Februar 2004 an ihrem Ar-
beitsplatz. 
Herr Wilde, Anwohner - Interview durchgeführt am 4. März 2004 Februar 2004 in einem 
Café. 
Herr Ullrich, Anwohner - Interview durchgeführt am 11. März 2004 an seinem Arbeits-
platz. 
Herr Voigt, Baustadtrat - Interview durchgeführt am 5. Mai 2004 in seinem Büro. 
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Anhang II: Auswertung der Interviews aus Kapitel 5 und 6 
 
Magdeburger Platz 
 
 
 
 
Handlungsfähigkeit kann hergestellt werden durch  
 
P 
 
V1 
 
QM 
 
A 
Herstellen direkter Kontakte von Politik, Verwaltung und Bürgern  (1) 1 2 3 
Eigenengagement der Bürger  - - 2 3 
Unterstützung der Anwohner 1 1 1 1 
Stärkere Entscheidungskompetenz der Bürger herstellen 1 1 - 2 
Vernetzung  - (1) 1 1 
Stärkeres Einbeziehen von Politik und Verwaltung  1 1 - - 
Erzeugen einer Aufbruchsstimmung - - 1 - 
Entwicklung dauerhaft funktionierender Strukturen und Verfahren  - - 1 - 
Herstellen von Akzeptanz - 1 - - 
Widersprüchlichkeiten offen legen  - - - 1 
Unterschiedliche Interessen der Anwohner berücksichtigen - - - 1 
Situativ unterschiedliche Struktur und Bedeutung von Beteiligung 1 - - - 
Tabelle 15a: Herstellen von Handlungsfähigkeit im Quartier als Funktion von Beteiligung an der 
Stadtteilentwicklung nach Nennungen (eigene Darstellung).  
 
 
 
 
 
 
Verbesserte Planung kann hergestellt werden durch 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisbezogenen 
Kommunikation  
1 1 2 3 
Anhören von Interessierten und Betroffenen 1 - 1 3 
Hervorbringen sichtbarer Ergebnisse 1 - 1 3 
Sammeln des Wissens und der Bedürfnisse der Anwohner - 1 1 2 
Transparenz der Strukturen und verfügbaren Ressourcen - - 1 2 
Kostenminderung infolge Beteiligung  - - - - 
Tabelle 16a: Möglichkeiten einer Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse (eigene 
Darstellung).  
 
 
 
 
 
 
Lernen im Zusammenhang mit Beteiligung bedeutet 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Organisationales Lernen 1 - 1 - 
Institutionelles Lernen - - 1 - 
Soziales Lernen  1 - - 1 
Lernen über Ressourcenverteilung im Quartier - - - - 
Tabelle 17a: Unterschiedliche Lernaspekte in Beteiligungsprozessen (eigene Darstellung). 
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Motivationen zur Teilnahme  
 
P 
 
V 
QM A 
Demokr. Teilhabe Generelles Interesse an Politik („direkte Demokratie“)  - - - 2 
Handlgsfähigkeit Sich aktiv einbringen/Positive Veränderung erreichen 1 1 2 3 
Eigene Meinung einbringen - - - 2 
Anderen zuhören 1 1 1 - 
Sich austauschen, diskutieren  1 1 2 2 
Verbesserte Planung 
Gemeinsames Arbeiten - - 1 1 
Direkte Ansprache/Aufforderung zur Teilnahme 1 1  2 
Neue Menschen (Nachbarn) kennen lernen - - - - 
Lernen über politische Entscheidungsvorgänge  - - - 1 
Lernen  
Lernen über die Arbeit von Institutionen   - - 1 1 
Tabelle 18a: Motivationen zur Teilnahme der Anwohner (eigene Darstellung). 
 
 
 
 
 
Motivationsunterstützung durch 
 
P  
 
V  
 
QM 
 
A 
Konkrete Erfolge  1 1 3 
Sich ernst genommen fühlen 1 - 1 2 
Rückkopplung - 2 2 - 
Direkte Ansprache - - - 1 
Transparenz der Stadtteilentwicklung  1 1 1 1 
Unterstützung durch die Politik  - 1 - 2 
Unterstützung durch aktive Akteure - - - 2 
Unterstützung durch Moderation - - - - 
Tabelle 19a: Motivationsunterstützende Maßnahmen während der Teilnahme bzw. Durchführung 
(eigene Darstellung). 
 
 
 
 
 
 
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist: 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Persönliche Rückkopplung  1 1 2 3 
Meinung der Anwohner sagen/hören können 1 1 2 3 
Sichtbare Veränderung  1 - 1 3 
Eigenengagement - 1 1 2 
Direkte Information vor Ort  - - 1 2 
Vernetzung 1 1 - 1 
Von Fall zu Fall festzulegen - 1 2 - 
Auf konkrete Maßnahmen bezogen  1 - 1 1 
Besser temporär  - - - 2 
Prävention  1 - - 1 
Tabelle 20a: Akteursdefinitionen von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung (eigene Darstellung). 
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Sparrplatz 
 
 
 
Handlungsfähigkeit kann hergestellt werden durch  
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Herstellen direkter Kontakte von Politik, Verwaltung und Bürgern  1 1 1 2 
Eigenengagement der Bürger  - - 1 3 
Eigenengagement der Politik  1 - - - 
Unterstützung der Anwohner - - - 1 
Stärkere Entscheidungskompetenz der Bürger herstellen - 1 - 2 
Vernetzung  - - - - 
Stärkeres Einbeziehen von Politik und Verwaltung  - - - - 
Erzeugen einer Aufbruchsstimmung - - - - 
Entwicklung dauerhaft funktionierender Strukturen und Verfahren  - - 1 1 
Herstellen von Akzeptanz - 1 - - 
Widersprüchlichkeiten offen legen  - - - 1 
Unterschiedliche Interessen der Anwohner berücksichtigen - - - 1 
Situativ unterschiedliche Struktur und Bedeutung von Beteiligung 1 - - - 
Tabelle 21a: Herstellen von Handlungsfähigkeit im Quartier nach Nennungen (eigene Darstellung). 
 
 
 
 
Verbesserte Planung kann hergestellt werden durch 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Sammeln des Wissens und der Bedürfnisse der Anwohner 1 - 1 1 
Anhören von Interessierten und Betroffenen - - 1 1 
Kostenminderung infolge Beteiligung  - 1 - - 
Verbesserte Abstimmung 1 1 1 2 
Hervorbringen sichtbarer Ergebnisse 1 - 1 3 
Beteiligung als Prävention - - - - 
Transparenz - - - - 
Tabelle 22a: Möglichkeiten einer Verbesserung der Planungsprozesse und –ergebnisse (eigene 
Darstellung).  
 
 
 
 
 
Lernen im Zusammenhang mit Beteiligung bedeutet 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Organisationales Lernen 1 1 - - 
Institutionelles Lernen 1 1 - - 
Soziales Lernen  1 1  2 
Lernen über Ressourcenverteilung im Quartier - - - - 
Tabelle 23a: Unterschiedliche Lernaspekte in Beteiligungsprozessen (eigene Darstellung). 
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Motivationen zur Teilnahme 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Demokratische 
Teilhabe 
Generelles Interesse an Politik  
Teilnahme als „direkte Demokratie“  
- - - 1 
Handlungsfä-
higkeit 
Sich aktiv einbringen/ Veränderung erreichen - 1 - 2 
Eigene Meinung einbringen - - - 3 
Anderen zuhören 1 1 1 3 
Sich austauschen, diskutieren  1 1 - 3 
Verbesserte 
Planung 
Gemeinsames Arbeiten 1 1 - 2 
Direkte Ansprache/Aufforderung zur Teilnahme - - - - 
Neue Menschen (Nachbarn) kennen lernen - - - - 
Lernen über politische Entscheidungsvorgänge  - 1 1 1 
Lernen  
Lernen über die Arbeit von Institutionen   - - - - 
Tabelle 24a: Motivationen vor der Teilnahme (eigene Darstellung). 
 
 
 
 
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist: 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Persönliche Rückkopplung  1 1 2 2 
Meinung der Anwohner sagen/hören können - - - 3 
Einbringen von Wissen der Anwohner 1 1 1 - 
Eigenengagement - 1 1 2 
Direkte Information vor Ort  - - 1 2 
Sichtbare Veränderung  1 - 1 2 
Vernetzung - - - - 
Von Fall zu Fall festzulegen 1 1 - - 
Auf konkrete Maßnahmen bezogen  1 - 1 1 
Besser temporär  - 1 - - 
Prävention  1 - - 1 
Tabelle 26: Akteursdefinitionen von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung (eigene Darstellung). 
 
 
 
 
 181
                                                                                                               Anhang    
Wrangelkiez 
 
 
Handlungsfähigkeit kann hergestellt werden durch  
 
P 
 
V1 
 
QM 
 
A 
Herstellen direkter Kontakte von Politik, Verwaltung und Bürgern  - - 2 1 
Eigenengagement der Bürger  1 1 2 1 
Unterstützung der Anwohner 1 1 1 1 
Stärkere Entscheidungskompetenz der Bürger herstellen 1 - 2 3 
Vernetzung  - - 2 1 
Stärkeres Einbeziehen von Politik und Verwaltung  - - - - 
Erzeugen einer Aufbruchsstimmung - - - - 
Entwicklung dauerhaft funktionierender Strukturen und Verfahren  - - - - 
Herstellen von Akzeptanz - - - - 
Widersprüchlichkeiten offen legen  - - -  
Unterschiedliche Interessen der Anwohner berücksichtigen 1 1 2 3 
Situativ unterschiedliche Struktur und Bedeutung von Beteiligung 1 - 2 - 
Tabelle 27a: Herstellen von Handlungsfähigkeit im Quartier (eigene Darstellung).  
 
 
 
 
 
Bessere Planungsergebnisse durch Beteiligung kann her-
gestellt werden durch 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Sammeln des Wissens und der Bedürfnisse der Anwohner - - - - 
Anhören von Interessierten und Betroffenen - - 2 2 
Kostenminderung infolge Beteiligung  - - - - 
Ergebnisbezogene Kommunikation  1 1 2 3 
Hervorbringen sichtbarer Ergebnisse 1 1 2 3 
Transparenz 1 1 2 3 
Beteiligung als Prävention 1 - - 1 
Tabelle 28a Möglichkeiten der Verbesserung der Planungsprozesse und -ergebnisse durch Beteiligung 
(eigene Darstellung).  
 
 
 
 
 
Lernen im Zusammenhang mit Beteiligung bedeutet 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Organisationales Lernen 1 - 1 2 
Institutionelles Lernen 1 1 1 - 
Soziales Lernen  - 1 1 1 
Lernen über Ressourcenverteilung im Quartier - - 1 1 
Tabelle 29a Unterschiedliche Lernaspekte in Beteiligungsprozessen (eigene Darstellung). 
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Motivationen zur Teilnahme  
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Demokratische 
Teilhabe 
Generelles Interesse an Politik  
Teilnahme als „direkte Demokratie“  
- - - 2 
Handlungs-
fähigkeit  
Sich aktiv einbringen/Positive Veränderung errei-
chen 
1 1 1 3 
Eigene Meinung einbringen - - 2 3 
Anderen zuhören 1 - 2 1 
Sich austauschen, diskutieren  1 - 2 2 
Verbesserte 
Planung 
Gemeinsames Arbeiten 1 1 2 3 
Direkte Ansprache/Aufforderung zur Teilnahme - - - - 
Neue Menschen (Nachbarn) kennen lernen - - - 2 
Lernen über politische Entscheidungsvorgänge  - - - - 
Lernen  
Lernen über die Arbeit von Institutionen   - - - - 
Tabelle 30a: Motivationen vor der Teilnahme bzw. Durchführung (eigene Darstellung). 
 
 
 
 
 
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist: 
 
P 
 
V 
 
QM 
 
A 
Persönliche Rückkopplung  1 1 2 2 
Meinung der Anwohner sagen/hören können 1 1 - 3 
Eigenengagement 1 - 2 3 
direkte Information vor Ort  - 1 2 2 
Sichtbare Veränderung  1 1 2 3 
Vernetzung - - 2 1 
Von Fall zu Fall festzulegen 1 1 2 - 
Auf konkrete Maßnahmen bezogen  1 1 2 3 
Besser temporär  - - - 2 
Prävention  1 - - 1 
Tabelle 31a: Akteursdefinitionen von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung (eigene Darstellung). 
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Vergleich der Fallstudien 
 
  
Quartiere 
 
Akteure 
Handlungsfähigkeit kann in den Quartieren 
hergestellt werden durch 
Mag-
deb. 
Platz 
Sparr- 
platz 
Wran-
gel-
kiez 
P V Q
M 
A 
Direkte Kontakte v. Politik, Verwaltung u. Bürgern  7 5 3 1 1 4 4 
Eigenengagement der Bürger  5 4 5 2 2 5 6 
Stärkere Entscheidungskompetenz der Bürger  4 3 6 2 2 2 7 
Unterstützung der Anwohner 4 1 4 2 2 2 3 
Berücksichtigung unterschiedlicher Interessen 1 1 7 1 1 2 5 
Vernetzung 3 - 3 - 1 3 2 
Situativ angepasste Form von Beteiligung 1 1 3 1 - 2 - 
Stärkeres Einbeziehen v. Politik u. Verwaltung  2 - - 1 1 - - 
Dauerhaft funktionierende Strukturen im Quartier 1 2 - - - 2 1 
Herstellen von Akzeptanz 1 1 - - 2 - - 
Widersprüchlichkeiten offen legen  1 1 - - - - 2 
Eigenengagement der Politik  - 1 - 1 - - - 
Erzeugen einer Aufbruchsstimmung 1 - - - - 1 - 
Zuständigkeiten klären 1 - - - - - - 
Gegenseitiges Zuhören  - 1 - - - - - 
Tabelle 32a: Herstellen politischer Handlungsfähigkeit als Funktion von Beteiligung an 
Stadtteilentwicklung, vergleichende Ergebnisse der Fallstudien nach Quartieren und Akteursgruppen (n 
= 18, Mehrfachnennungen möglich; eigene Darstellung). 
 
 
  
Quartiere 
 
Akteure 
Verbesserte Planung kann in den Quartieren 
erreicht werden durch 
Mgdb. 
Platz 
Sparr- 
platz 
Wrgl-. 
kiez 
P V Q
M 
A 
Direkte Kommunikation  7 3 7 2 3 5 7 
Hervorbringen sichtbarer Ergebnisse 5 5 7 3 1 4 9 
Anhören von Interessierten und Betroffenen 5 2 4 1 - 4 6 
Transparenz der Strukturen und Ressourcen 3 3 4 2 1 3 4 
Sammeln des Wissens und der Bedürfnisse der 
Anwohner 
4 3 - 1 1 2 3 
Kostenminderung infolge Beteiligung  - 1 - - 1 - - 
Beteiligung als Prävention - - 2 1 - - 1 
Tabelle 33a: Verbesserung der Planungsprozesse und –ergebnisse als Funktion von Beteiligung an 
Stadtteilentwicklung, vergleichende Ergebnisse der Fallstudien nach Quartieren und Akteursgruppen (n 
= 18, Mehrfachnennungen möglich; eigene Darstellung). 
 
 
 
  
Quartiere 
 
Akteure 
Lernen im Zusammenhang mit Beteiligung  
Bedeutet 
Mgdb. 
Platz 
Sparr- 
platz 
Wrgl-
kiez 
P V Q
M 
A 
Organisationales Lernen 2 2 3 2 1 2 2 
Soziales Lernen  2 4 3 2 2 1 4 
Institutionelles Lernen 1 2 3 2 2 2 - 
Lernen über Ressourcenverteilung im Quartier - - 2 - - 1 1 
Tabelle 34a: Lernen als Funktion von Beteiligung an der Stadtteilentwicklung, vergleichende 
Ergebnisse der Fallstudien nach Quartieren und Akteursgruppen (n = 18, Mehrfachnennungen 
möglich; eigene Darstellung). 
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Quartiere 
 
Akteure 
  
Motivationen zur Teilnahme  
Mgde
burg. 
Platz 
 
Sparr
-platz
Wran
-gel- 
kiez 
 
P 
 
V 
 
QM
 
A
Demokratische 
Teilhabe 
Interesse an Politik („direkte Demokra-
tie“) 
1 1 2 - - - 4
Handlungsfä-
higkeit herstel-
len 
Sich aktiv einbringen/Positive Verände-
rung erreichen 
2 3 3 - - - 8
Sich austauschen, diskutieren  2 5 5 3 2 4 7
Anderen zuhören 2 5 4 2 1 3 4
Eigene Meinung einbringen 3 3 3 - - - 9
Verbesserte 
Planung 
Gemeinsames Arbeiten 2 4 7 2 2 3 6
Direkte Aufforderung zur Teilnahme 1 - 1 - - - - 
Nachbarn kennenlernen 1 - 2 - - - 3
Lernen  
Lernen über Entscheidungsvorgänge  1 3 - - 1 2 2
Tabelle 35a: Motivationen zur Teilnahme und Durchführung von Beteiligungsprozessen (n = 18; eigene 
Darstellung). 
 
 
 
  
Quartiere 
 
Akteure 
 
Motivationsunterstützung durch 
 
Mgdbgr 
Platz 
 
Sparr-
platz 
 
Wrgel-
kiez 
 
P  
 
V  
 
QM 
 
A 
Sich ernst genommen fühlen 6 4 3 2 - 3 5 
Konkrete Erfolge 3 5 2 - 1 3 6 
Transparenz v. Prozess/Rahmenbedingungen 1 4 3 1 1 3 3 
Rückkopplung 1 4 2 - 3 3 3 
... Politikakteure 2 - 2 - - - 1 
... aktive Akteure - 2 1 - - 1 4 
... externe Moderation 2 - 1 - - 1 - 
Direkte Ansprache - 1 2 - - 1 2 
Tabelle 37a: Motivationsunterstützende Maßnahmen während der Teilnahme bzw. Durchführung 
(eigene Darstellung). 
 
 
 
  
Quartiere 
 
Akteure 
Beteiligung an der Stadtteilentwicklung ist Mgdb. 
Platz 
Sparr- 
platz 
Wrgl-
kiez 
P V Q
M 
A 
Persönliche Rückkopplung  7 6 6 3 3 5 7 
Meinung/Wissen der Anwohner einbringen 7 6 5 3 3 3 9 
Vorbereitung einer sichtbaren Veränderung 5 4 7 3 1 4 8 
Eigenengagement 4 4 5 1 2 4 7 
Auf konkrete Maßnahmen bezogen  3 3 7 3 1 4 5 
Direkte Information vor Ort  3 3 5 - 1 4 4 
Von Fall zu Fall festzulegen 3 2 4 2 3 4 - 
Vernetzung 3 - 3 1 1 2 2 
Besser temporär  2 1 2 - 1 - 4 
Prävention  - 2 - 1 - - 1 
Tabelle 39a: Akteursdefinitionen von Beteiligung an Stadtteilentwicklung im Vergleich (n = 18; eigene 
Darstellung).  
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